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Einleitung. 



Gleichsam zum eisernen Bestand unserer historischen Vor- 
stellungen, so darf man wohl sagen, gehört die Annahme, daß in 
der ersten Hälfte der deutschen Kaiserzeit, im 10. und n. Jahr- 
hundert, die Grundherrschaft alles, was zu ihr gehörte, in das 
Verhältnis strammster Unterordnung gebeugt habe. Der größte 
Teil des grundherrlichen Gebietes wurde zwar nicht von der Herr- 
schaft selbst bewirtschaftet, war als Leihegut vergeben, aber die 
mit solchen Leihen wirtschaftlicher Art Bedachten standen nicht 
allein in dinglichen, sondern auch in persönlichen Beziehungen zur 
Herrschaft. Die grundherrliche Gewalt über alle Hintersassen 
habe — besonders durch das Institut der Immunität — eine un- 
geheuere Steigerung erfahren, der Grundherr sei Zwischeninstanz 
zwischen Staat und Hintersassen geworden, Inhaber vor allem 
der Gerichtsbarkeit. Alle, die herrschaftliches Leihegut erhielten — 
ausgenommen nur die Empfänger der höheren Lehen und Pre- 
carien — , mußten aus dem staatlichen Gerichtsverband austreten 
und sich dem grundherrlichen Gericht fügen. In diesen Gerichten 
aber herrschte nicht das freie Volks- und Landrecht, sondern 
das unfreie Hofrecht, öffentliches, staatliches, freies Landgericht 
und privates, unfreies Hofgericht standen sich gegenüber. Die 
Empfänger herrschaftlichen Leiheguts mußten sich dem Hof- 
recht unterwerfen und damit ihre frühere Freiheit aufgeben. Im 
karolingischen Zeitalter begegnen noch freie und unfreie Hinter- 
sassen neben einander, im 10. und 1 1. Jahrhundert aber sind sie 
zu einem einheitlichen Stand der Grundhörigen geworden. Man 
nimmt an, „daß mit Schluß des 9. Jahrhunderts die freien und 
unfreien Hintersassen immer mehr zu der einen Klasse der grund- 
holden Bauern verschmolzen, einer Klasse, in welcher die ur- 
sprüngliche Bechtslosigkeit der Unfreien und die absolute Rechts- 
fülle der Freien zu einem neuen, halbfreien Rechte durchdrangen. 

1* 



Digitized by Google 



4 



Gerhard Seeliger, 



[xxn, i. 



Dies Recht ist das eigentlich Bezeichnende für das Dasein der 
großen Mehrzahl deutscher Bauern vom 10. bis 12. Jahrhundert, 
es setzt den Abschluß der Grundholden zu eigenen Gerichts- 
gemeinden voraus". 1 ) 

Über die Ausdehnung, die diese alles in Untertänigkeit 
zwingende Grundherrschaft gewonnen hat, war und ist man ver- 
schiedener Ansicht. Im allgemeinen hat sich während der letzten 
Jahrzehnte ein gewisser Umschwung der Meinungen vollzogen. 
Während früher die Ansicht vorherrschte, daß die Grundherrschaft 
das freie Bauernland fast ganz aufgesogen und so dem Stand der 
Gemeinfreien ein Ende bereitet habe, hat man in letzter Zeit 
wieder kräftiger das unentwegte Dasein der freien Bauernhufen 
und eines freien Bauerntums betont. 3 ) 

Indessen, darin ist man in der Hauptsache einig geblieben: 
wo Grundherrschaft, da Ertötung der persönlichen Freiheit; Grund- 



1) Art. Bauer im Handwörterbuch der 8 taats Wissenschaften. 2. Aufl. 1899 
Bd. II S. 339. Diese Ausführungen K. Lambrechts geben die jetzt herrschende 
Ansicht wieder. Auf einzelne literarische Hinweise soll hier zunächst verzichtet 
werden, spätere Stellen dieser Abhandlung werden sie bringen. Nicht ganz 
richtig faßt Cabo, Conrads Jahrb. 79, 601 f. (s. f. Note) die herrschende Ansicht 
auf, da er erklärt: ziemlich allgemein nehme man an, daß die Karolingerzeit eine 
große soziale und wirtschaftliche Umwälzung gebracht, den freien Mann in Hörig- 
keit herabgedrückt und die Freiheit des Volkes 'vernichtet habe. Ich finde: ganz 
allgemein verlegt man das Herrschen des starren Hofrecbts in das 10. und 
1 1 . Jahrhundert. 

2) In letzter Zeit sind mehrere Aufsatze von 0. Caro erschienen, die das 
Fortbestehen des freien bäuerlichen Elementes im früheren Mittelalter kräftig 
hervorheben: Studien zu den älteren St. Galler Urkunden (Jahrb. f. Schweizer 
Geschichte 26, 207 — 294 und 27, 187 — 370); Die Grundbesitzverteilung in der 
Nordostschweiz (Conrads Jahrbücher für Nationalökonomie 76, 474 — 495); Zur 
Agrargeschichte der Nordostschweiz (ebda. 79, 601 — 619); Städtische Erbleihe 
zur Karolingerzeit (Histor. Vierteljahrsch. 5, 387 — 390). Manche Behauptungen 
Cakos berühren sich mit den Ergebnissen dieser Untersuchung. Es spricht für 
die Richtigkeit, wenn von zwei Seiten aus unternommene Forschungen zum gleichen 
Ziel gelangen. Meine Untersuchungen waren abgeschlossen, als mir Caros Arbeiten 
bekannt wurden. Im übrigen Ist die Richtung unserer Forschungen verschieden. 
Caro erstrebte vornehmlich den Nachweis, daß neben der Grundherrschaft bäuer- 
liche Freiheit fortbestand, ich will die Verhältnisse innerhalb der Grundherrsch aft 
klarlegen. In den Hauptpunkten, die ich bekämpfe, vertritt übrigens auch Caro 
die herrschende Ansicht, seine Meinung über das Verhältnis der Boneficicn und 
Precarien, über das Hofrecht, über die Immunität geht von den gemeinüblichen 
Vorstellungen aus. Aber in einem machen wir und andere gemeinsame Sache: 
im Sturm auf die allzulange schon herrschende grundherrliche Theorie. 
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herrschaft, Immunität, Hofrecht und Unfreiheit gehen Hand in 
Hand. 

Das 12. Jahrhundert habe, so wird weiter gewöhnlich an- 
genommen, einen bedeutsamen Umschwung gebracht. Und dieser 
sei dadurch bewirkt worden. Vom 10. bis 12. Jahrhundert habe 
die Intensität des Betriebes auf dem alten Kulturlande stets zu- 
genommen, die Höhe der Grundrente war stets gewachsen, aber 
dies Steigen nicht dem Grundherrn, sondern ausschließlich den 
Bauern zu gute gekommen, deren Leistungen, ein für allemal 
festgelegt, nicht von den Herren erhöht werden konnten — „es 
nahten die Zeiten bäuerlichen Übermutes und ritterlichen Neides 
gegenüber stolz zur Schau getragenen bäuerlichen Reichtümern". 
Aber die Grundherrn strebten, sich wieder in den Vollgenuß der 
Grundrente zu setzen, und der reiche Bauer war bereit, durch 
Zahlung höherer Rente seine Grundhörigkeit abzulösen. „So kam 
es zum Bruch mit den alten Verhältnissen", freie Landnutzungs- 
formen erstanden, ein neuer Stand freier bäuerlicher Pächter ward 
geschaffen. 1 ) 

Diese Ansichten über Grundherrschaft, Immunität und Hof- 
recht sind nicht neu, sie gehen in wichtigen Hauptpunkten auf 
die älteren Meister rechts- und sozialgeschichtlicher Forschung 
zurück. Schon Eichhorn bot alle grundlegenden Elemente, die 
Rechts- und später auch die Wirtschaftshistoriker sind ihm nach- 
gefolgt, G. L. Maurers Schriften lassen deutlich alle wesentlichen 
Grundrisse erkennen, und in den großen wirtschaftsgeschichtlichen 
Werken Lamprechts und Inama-Sterneggs wurden endlich die 
Ansichten der Vorgänger einheitlich zusammengefaßt, systematisch 
geschlossen und abgerundet, zu einer grundherrlichen Theorie aus- 
gebildet. Die Schicksale der Grundherrschaft wurden ganz in den 
Mittelpunkt wirtschafte- und sozialgeschichtlicher Bewegungen ge- 
rückt, die Entwickelung der Grundherrschaft als das eigentlich 



1) Vgl. Handwörterbach der StW. II 340. Diese Ansichten Lamprechts 
dürfen allerdings nicht so wie die vorher berührten als Ausdruck allgemein 
herrschender Meinungen gelten. Aber allgemein anerkannt ist doch, daß Grand- 
herrschaft und Hofrecht im 10. and 11. Jahrhundert die Freiheit bezwangen 
haben und erst im 12. Jahrhundert freie Leiheartcn aufgekommen seien. Diese 
Ansicht vertritt auch noch Rietschel, Die Entstehung der freien Erbleihe, Ztsch. 
der Savigny-Stiftung 22 (1901), 187 ff. 
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Treibende auf dem Gebiet des Wirtschaftlichen, Sozialen und auch 
des Staatlichen in diesem Zeitalter der vorwaltenden Natural- 
wirtschaft angesehen, auf Veränderungen ihrer Verhältnisse die 
wichtigsten Wandlungen des inneren geschichtlichen Lebens zurück- 
geführt. Und wie sollte es auch anders sein? Wenn die Grund- 
herrschaft im 10. und n. Jahrhundert die Kraft hatte, alles 
Zugehörende in starre Abhängigkeit und Unfreiheit zu zwingen, 
so müssen wohl auch die Anfange der Institutionen, die im 
folgenden Zeitalter neu erstanden, auf Verhältnisse der Grundherr- 
schaft zurückgeführt werden. Die beiden historischen Bildungen, 
die später im deutschen Mittelalter als die bedeutendsten Neue- 
rungen auftreten, das Städtewesen und die Landeshoheit, wurden 
mit Hofrecht, Immunität und Grundherrschaft in Verbindung ge- 
bracht. Die folgerichtig ausgebaute grundherrliche Theorie hat 
hier ihren größten Triumph gefeiert. 

Gerade diese weit- und tiefreichende Wirksamkeit, die der 
Grundherrschaft als einer sozialen und politischen Macht zugewiesen 
wurde, hat zu erneuter Prüfung der entsprechenden verfassungs- 
geschichtlichen Fragen angeregt, kräftige oppositionelle Stimmen 
wachgerufen und die Leugnung der lange stark übertriebenen 
Wertschätzung der Grundherrschaft veranlaßt. Dem Satze: Im- 
munität und Hofrecht seien die eigentlichen Grundlagen für die 
Bildung von Stadtrecht und Städtewesen, ward schroff die These 
entgegengestellt, daß Hofrecht und Immunität mit den Anfängen 
städtischen Lebens gar nichts gemein haben, daß sich bürgerliches 
Recht neben Immunität und Hofrecht, außerhalb derselben ent- 
wickelt habe und daß daher diese Begleiterscheinungen grund- 
herrlicher Gewalt für die Erklärung der städtischen Entstehung 
gar nicht in Betracht kommen. 

Der Ansicht aber, die Deutschlands territoriale Bildungen mit 
den Immunitäten in Verbindung bringt oder gar aus gesteigerter 
grundherrlicher Gewalt abzuleiten sucht, ward mit dem Nachweise 
entgegengetreten, daß nicht Grundherrschaft und grundherrliche 
Gerechtsame, sondern ausschließlich Rechte ehemaliger staatlicher 
Provinzialboamten die Grundlage für die Territorialhoheit ge- 
wesen sei. 

Mit Scharfsinn und Gelehrsamkeit ward die Theorie von der 
geradezu dominierenden Stellung der Grundherrschaft unter den 
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sozialen und politischen Bildnngsmächten des Mittelalters befehdet, 
besonders Georg von Below hat manchen glücklichen Streich ge- 
führt, manchen scheinbar festgewurzelten Irrtum beseitigt, er hat 
nicht wenige Mitkämpfer gefunden, und so ward während der 
letzten Jahre durch allgemeinere und besondere Untersuchungen 
der grundherrliche Einfluß auf Entstehung und Ausbildung des 
Städtewesens ebenso wie auf Bildung der Landeshoheit stark 
zurückgedämmt. 

Aber dieser Sturm auf die verfassungsgeschichtliche Be- 
deutung der Gnmdherrschaft richtet sich im Grunde genommen 
stets nur gegen die Annahme einer ungeheueren Ausdehnung der 
Grundherrschaft, die fast alles freie Gut verschlungen habe, nicht 
gegen ihre soziale Wirkung. Diese selbst wird von den Forschern 
BEL-owscher Richtung im allgemeinen anerkannt. Hier freie Bauern, 
freies Gut, freies Volks- resp. Landrecht, dort Grundherrschaft, 
Immunität, Hofrecht, Unfreiheit. Dieser Gegensatz gilt in der 
Hauptsache für die Forscher beider Parteien. Die erwachte Skepsis 
hat aber, glaube ich, allzu frühzeitig Halt gemacht. Sie muß 
tiefer reichen bis auf die eigentliche Basis der grundherrlichen 
Theorie: wir müssen fragen, ob denn die Grundherrschaft die ge- 
wöhnlich als selbstverständlich vorausgesetzte soziale und recht- 
liche Wirkung im 10. und n. Jahrhundert ausgeübt habe. Wir 
werden zu einem negativen Ergebnis gelangen, wir werden in den 
herrschenden Ansichten über Immunität, Hofrecht und Landleihen 
wesentliche Irrtümer wahrnehmen. Und — so paradox das scheinen 
mag — gerade weil wir in unserer Skepsis und Kritik weiter 
gehen als die bisherigen Gegner der grundherrlichen Theorie, 
gerade deshalb werden wir den Weg finden, der zur Versöhnung 
der streitenden Gegner führt. 

Da nicht die Natur des Gegensatzes von Hofrecht und Land- 
recht, Immunität und freiem Gebiet strittig war, sondern nur das 
gegenseitige räumliche Verhältnis, so ging man allgemein von der 
Frage aus: ist das Städtewesen auf den Immunitäten erstanden 
oder neben den Immunitäten, das Stadtrecht aus dem Hofrecht 
oder aus dem Landrecht, ist das Bürgertum durch das Hofrecht 
hindurchgegangen und erst nach und nach aus Unfreiheit empor- 
gestiegen, oder war es von Anfang an frei und stand außerhalb 
des Hofrechts? Und ähnlich ward beim Problem von der Ent- 
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stehung der Zünfte und vom Ursprung der freien Landleihe die 
Alternative gestellt: hofrechtlich oder landrechtlich, unfrei oder 
frei. Auch bei Behandlung der Frage von den Anfangen der 
Landeshoheit spielten, obschon nicht in gleichem Maße, diese Gegen- 
sätze eine Rolle. 

Ich halte nun diese Voraussetzungen selbst und daher mit- 
unter den Ausgangspunkt der Streitfragen nicht für richtig. Manche 
Härte in der lebhaft geführten Polemik, so will mir scheinen, und 
manches Nichtverstehen des Gegners ist darauf zurückzuführen, 
daß eine irrige Vorstellung von Hofrecht und Immunität zu Grunde 
lag. Die einen glaubten deutlich Zusammenhänge mit der Im- 
munität erkennen zu müssen und sprachen deshalb von Hofrecht 
und Unfreiheit, die andern nahmen sichere Momente der Freiheit 
wahr und leugneten daher die Beziehung zu Immunität und Hof- 
recht. 

Nicht die Grundherrschaft in ihrer Entwickelung zu verfolgen, 
ist Zweck dieser Untersuchung. Auch der Einfluß der Grund- 
herrschaft nach den verschiedenen sozialen und politischen Seiten 
hin soll hier nicht weiter beobachtet werden. Nur eine bestimmte 
Reihe von Fragen werde erörtert, jene Fragen, welche die Richtig- 
keit der grundherrlichen Theorie betreffen, welche die Grundlagen 
der auch von den Gegnern einer übertriebenen grundherrlichen 
Wertschätzung zugestandenen Voraussetzungen prüfen. Das je- 
weilige Bedürfnis, herrschende Ansichten zu ergänzen oder zu be- 
richtigen, soll dabei über die Ausführlichkeit und Kürze einzelner 
Betrachtungen bestimmen. 

Von den verschiedenen Leihen ist auszugehen. Nicht um 
eine Darstellung der wirtschaftlichen Funktionen und des wirt- 
schaftlichen Werts handelt es sich, sondern immer werde der 
ausschließliche Zweck dieser Betrachtungen im Auge behalten. 
Hier kommt es allein darauf an, die Gewalt kennen zu lernen, 
die eine Leihe dem Herrn über den Beliehenen verschafft, und von 
diesen Gesichtspunkten aus die Arten der Leihen zu gruppieren. 
Da zwar wiederholt der freie Charakter der Beneficial- und 
Precarienleihe hervorgehoben und ihr Gegensatz zu hofrechtlichen 
Leihen betont wurde, aber im übrigen vielfach Unklarheiten und 
Widersprüche herrschen, so wird diesen Verhältnissen zunächst 
die Aufmerksamkeit zugewendet. 



Digitized by Google 



xxn, i.] Die Bedeutuno dee Grundherrschaft im Mittelalter. 9 

Die Gewalt des Leiheherrn ist — wie allgemein angenommen 
wird — vornehmlich durch das Institut der Immunitat gefördert, 
wenn nicht begründet worden. Die Frage, in welchem Maße ^ 
herrschaftliche Gewalt über Land und Leute sich gebildet und 
den normalen unmittelbaren Zusammenhang gewisser Bevölkerungs- 
klassen mit dem Staat aufgehoben habe, ist der Natur der Sache 
nach nur auf Grund eines wahren Verständnisses der Immunität 
zu beantworten. Und so nimmt denn die Betrachtung, die der 
Geschichte der Immunität gewidmet ist, einen besonders breiten 
Baum in Anspruch. Das Wesen der alteren Immunität, ihr Ver- 
hältnis zur Grafschaft im fränkischen und nachfränkischen Zeit- 
alter, die territoriale und persönliche Differenzierung der Im- 
munitätsgewalt — all das muß beobachtet werden. Dann erst ist 
es möglich, das Verhältnis von Leihegut und Leihemann zur Herr- 
schaft zu erkennen, verschiedene Kategorien aufzustellen und die 
verschiedenartige soziale und politische Wirkung der Grundherr- 
schaft in ihren einzelnen Teilen sicher zu bewerten. 

Wohl bin ich mir bewußt, nichts wirklich Abschließendes 
bieten zu können. Manche Teile der folgenden Untersuchung be- 
dürfen der eingehenderen Behandlung, bedürfen insbesondere der 
allseitigeren und erschöpfenden Sammlung entsprechender Quellen- 
nachrichten. Auch wird manche der vorgetragenen Ansichten in 
ihrer Formulierung eine Berichtigung, eine etwas andere Abtönung 
wohl vertragen. Aber fremde und eigene Nachprüfung wird, so hoffe 
ich, ergeben, daß die Grundstriche der Gesamtzeichnung richtig ver- 
laufen. 
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1. Die fränkische Precaria. 

Beneficialleihe und Precarienleihe sind oft wissenschaftlich 
behandelt worden. Aber merkwürdig: so viel man über die An- 
fange des Lehnwesens geschrieben und so oft man damit die 
Natur der Precarien- und Beneficialleihe berührt hat, über die 
vielfach widerspruchsvollen Ergebnisse von Waitz und Roth ist 
man kaum hinausgekommen. 1 ) 

Roth glaubte, zwischen Precarien und Beneficien scharf unter- 
scheiden zu müssen. Precarien seien die schon in merowingischer 
Zeit üblichen Leihen der Kirche, Beneficien Leihen nicht kirch- 
lichen Ursprungs, die im 8. Jahrhundert auftraten. Zwei wesent- 
liche Eigentümlichkeiten, die die Beneficien von den Precarien 
unterscheiden, hebt Roth wiederholt nachdrücklich hervor. Bene- 
ficien wurden nur auf Lebenszeit des Verleihers und Beliehenen 
vergeben, sie konnten unter gewissen Voraussetzungen zur Strafe 
entzogen werden. Deshalb sei die Beneficialleihe eine für den 
Beliehenen minder günstige Leiheart. Sie habe die günstigeren 
Precarien im 9. Jahrhundert verdrängt.*) 



0 Vergl. die Bemerkung Rietschels, Zt. der Savigny-Stiftung 22, 202: „Pre- 
caria und Benoficium werden zwar von der Forschung unterschieden, aber worin 
der Unterschied besteht, darüber schweigt man sich meist aus." — Eingehende 
Untersuchungen Ober Beneficium und Precaria hat Fustel de Coulanoes an- 
gestellt, Histoires des institutions politiques de l'ancienne France 3 (Les origines 
du Systeme feodal, 1890), und unsere Kenntnis in nicht geringem Maße gefördert, 
aber da er sich auf die merowingische Periode beschränkt, so bleiben die haupt- 
sächlichsten Probleme unberührt 

2) Roth, Feudalit&t nnd Untertanverband 1863. S. 142. 177. 184. 188. 
192. 202. Nach Roth sind Beneficien und Precarien ursprünglich durchaus ver- 
schieden. S. 142 „noch im 9. Jahrhundert habe man Beneficium und Precaria 
als wesentlich verschiedene Institute zu betrachten". Wenn in den Urkunden 
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Im Gegensatz zu Roth leugnet Waitz diese Unterscheidungen. 
Seine Ansicht entbehrt zwar mitunter der Klarheit und Schärfe, 
sie ist nicht frei von Widersprüchen 1 ), aber stets wird schließlich 
als wesentlich betont: ein scharfer Unterschied zwischen Bene- 
ficien und Precarien könne nicht gemacht werden, sei besonders 
nicht in alterer Zeit wahrzunehmen.*) Während Roth den ursprüng- 
lich bestimmten Gegensatz im 9. Jahrhundert einigermaßen ver- 
wischt werden läßt, erscheint umgekehrt bei Waitz die ursprüng- 
lich völlige Gleichheit in späterer Zeit mehr aufgehoben. 

Nach Roth schafft die Entwicklung eine gewisse Annäherung 
des ursprünglich Verschiedenen, nach Waitz ein gewisses Aus- 
einandergehen des ursprünglich Gleichen. Und dieses Auseinander- 
gehen denkt sich Waitz so, daß mit dem Empfang eines Bene- 
ficiums seit dem 9. Jahrhundert die Commendation des Beliehenen 
in Verbindung trat, daß die Commendation mehr und mehr das 
Charakteristische der Beneficialleihe wird, während Commendation 
bei Precarienleihen nie stattfand, ja ein Teil der Precarieninhaber 
mit den eigentlichen Zinsbauern verschmolz. 

Diese von Waitz mehr gelegentlich angedeutete als direkt 
ausgesprochene Ansicht hat nicht unerheblichen Einfluß auf die 
spätere Forschung ausgeübt. Bestimmter ausgeprägt erscheint 
die WArrz8che Unterscheidung in Heuslers Institutionen, wo dem 
Lehn die bäuerliche Leihe gegenübergestellt und als solche vor- 
nehmlich die Precaria behandelt wird.') Noch sicherer und ein- 
seitiger ward sie von Brunner betont, der meinte, daß man in 



Beneficium und Precaria für dasselbe Institut gebraucht zu sein scheint, so kommt 
das nach Roth (8. 201 f.) daher, daß die Wendungen „per beneficium" u. dergl., 
die in kirchlichen Verleihungsurkunden begegnen, zunächst keine technische Be- 
deutung besaßen, daß sie spater, als das Wort „beneficium" der technische Aus- 
druck für eise neue, dem Inhaber weniger günstige Verleihungsart geworden war, 
vielfach auch farblos verwendet wurden und daß überdies in manchen Fullen eine 
Verwechslung beider Institute vorkam. 

1) Das hebt Roth, Feudalitat S. 133fr. hervor. 

2) Vergl. VG. 2* 299; 4*, 179. 182 u. 182 N. i; 6», 5. ii2ff. — Über- 
aus bezeichnend ist die Bemerkung 4, 179, daß „auch jetzt" zwischen Beneficium 
und Precaria nicht regelmäßig ein Unterschied gemacht wurde. Vergl. dazu die 
Worte Roths S. 142. 

3) Institutionen des deutschen Privatrechte 2, 153 fr. 167 fr. Allerdings be- 
merkt Heusler S. 168 „Die Precarie braucht nicht bauerliche Leihe zu sein", 
aber im wesentlichen sieht er sie doch als das an. 
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karolingischer Zeit begonnen habe, zwischen Precaria und Bene- 
ficium im Sinne von Zinsgut und Lehen zu unterscheiden. 1 ) 

So sehen wir: die Ansichten gehen recht auseinander, ob- 
schon die Mehrheit der Rechtshistoriker sich wesentlich Waitz 
zugeneigt hat — wie ja in der Streitfrage aber die Entstehung 
des Lehnwesens überhaupt.') 

Für die Methode der .juristischen Konstruktion" aber, die 
Roth so glänzend vertrat und die zur schlichten WArrzschen 
Forscher- und Sammelarbeit in so scharfem Gegensatz stand, ist 
kaum etwas lehrreicher, als die Behandlung der berührten Fragen. 
Zur Charakterisierung der juristischen Konstruktion und zur 
Kenntnis ihrer Quellenverwertung diene noch folgendes. 

Roth stellt nicht nur die Precarien den Beneficien gegenüber, er 
unterscheidet auch „precarium" von „precaria".*) Es habe sich im 
fränkischen Zeitalter ein Verhältnis des römischen Rechts erhalten, 
das nicht das der „precaria", nicht das des „beneficium", nicht das des 
„ususfructus" sei, d. i. das Verhältnis des „precarium"; Gut sei bis auf 
beliebigen Widerruf verliehen worden. Roth bespricht alle zu seiner 
Kenntnis gelangten Fälle des „precarium". Aber merkwürdig, das 
Wort precarium kommt — mit einer einzigen Ausnahrae — in den 
von Roth besprochenen Stellen nicht vor, es begegnet vielmehr 
nur in solchem Zusammenhang, der es für Roths Verwendung 
ungeeignet macht; nicht „precarium", sondern „precaria, ususfruc- 
tus, beneficium" heißt es in den urkundlichen Notizen, die Roth 
als grundlegende Zeugen rar das Verhältnis des „precarium" an- 
rührt, das in scharfem Gegensatz zu „precaria, ususfructus, bene- 
ficium" stehen soll. Bedarf es weiterer Erwägung, um das Hin- 
fällige und Widersinnige solcher Beweise darzutunl 

Vom Wortgebrauche der verschiedenen Zeiten müssen wir 

1) Rechtsgeschichte i t 212 und 2, 251 f. Dabei geht Brunner gleich Schröder 
B. G. 3. Aufl. S. 161 (4. Aufl., in die ich erst bei Gelegenheit der Korrektur Ein- 
sicht nehmen konnte, S. 1 63 f.) und den meisten neueren Bechtshistorikern von der 
WAiTZSchen Voraussetzung aus, die im Gegensatz zu Boths Annahme steht, daß man 
ursprünglich zwischen Beneficien und Precarien keinen terminologischen Unterschied 
machte. 80 auch z. B. Viollett, Hist. des instit. pol. 1,431; Vanderejndere, 
Intr. a l'hist. des instit. de la Belgique S. 218. 

2) Man ist sich aber dessen meist gar nicht bewußt. Gewöhnlich heißt 
es, Both habe im wesentlichen Recht behalten gegenüber Waitz. 

3) Roth, Feudalitat 145fr. — Gegen die Unterscheidung von „precaria" und 
„precarium" Fcstbl de Coulanges, Histoire des instit. 3, 120. 
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ausgehen, seinen Wandel beobachten und erst daraufhin die Rechts- 
institute in ihrer Entwickelung selbst betrachten. 

Precarium ist ein bekanntes Verhältnis des römischen Rechte. 
Es wird Gut verliehen mit der Verpflichtung des Empfängers, 
dasselbe jederzeit zurückgeben zu müssen, auch wenn Bestim- ' ±<^--- 
mungen über die Zeit der Rückgabe getroffen sein sollten. 1 ) Das . - .^ 1>- r^.; C 
römische, Precar ium war auch im römischen Gallien verbreitet, es <^ x ~ i - < -. 
hat sich vielleicht schon vor der fränkischen Invasion selbständig -^ a ^^ U-v»^- 
und eigentümlich fortgebildet, es erscheint jedenfalls im frän- ^ I/- 
kischen Zeitalter von Anfang an nicht allein in der Form und 7^ / 
in der Bedeutung des römischen Rechts, sonder n mann igfach um- ***** * \ 



u. dergl. werden unterschiedslos gebraucht. Sie begegnen schon 



gestaltet. Die Ausdrücke precarium, pjgr^iri; ^ prec at oria, prccatus 

------- .J 

im 6. Jahrhundert und b edeute n die _Bitte um Verleihung eines 



Gutes zu Nießbrauch, im besondern die~Bittur¥un(Te 7 die ausgestellt 
werden mußte. Diese gilt als das Wesentliche, als das das Ver- 
hältnis Begründende, sie garantierte dem Leiheherrn Fortbestand 
des Eigentums, durch sie erhielt der Beliehene das Nutzungsrecht 
am Leihegut. Daher sprach man von Verleihung „per precariam". 

Sehr früh ist dabei die Anschauung aufgekommen, daß alle t«**^* ,V--< 
g Jahre eine neue Precaria auszufertigen sei. Dem römischen a- j Sj-cjaa« 
Erecamun war diese Forderung unbekannt. Hier ward ja das A fv- ' 
Gut unter dem Vorbehalt jederzeitiger Einziehung verliehen, es 
war dem Herrn überlassen, Fürsorge zu treffen, daß der Beliehene 
sich nicht Eigentum am Leihegut ersitze. Die fränkische Precaria 
dagegen hatte dauernd die Rechte des Herrn dadurch zu schützen 
gesucht, daß sie fünfjährige Erneuerung der Bitturkunde begehrte. 
Di§ fünfjährige. Par.ht, die -bei ^mip^ on aQ ™° ; ndp- und Prififlfer_- 
gütern übhch war, mag — wie Lönino nachgewiesen hat 8 ) — als 
Vorbild gedient haben. Indessen ist die fünfj ährige Erneuerung 
keineswegs so zu verstehen, daß nun die Precaria ein den Leihe- 
herrn und den Leihemann gerade auf 5 Jahre bindender Vertrag, 
daß etwa die stets widerrufliche Leihe des römischen Precariums 
zur festen fünfjährigen Leihe der fränkischen Precaria geworden 
wäre. Die Forderung der fünfjährigen Erneuerung der Precarien- 

1) Windscheid , Pandektenrecht. 8. Aufl. II. § 376. — Fustel de Cou- 
laxges 3, 63 — 1 10. 

2) Lükino, Geschichte des deutschen Kirch enrechte 2, 714t 
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14 Gerhard Seeliger, [xxn, i. 

.f <y "Uu*^ Urkunde hat vielmehr mit der tatsächlichen und rechtlichen Dauer 

>■ -> 1 - d es Leihevertrages nichts zu tun. 1 ) In Precarien, die auf Lebens- 

' ^ ,,j . a ,i zeit der Precaristen geschlossen wurden oder die die Vererbung 
• i des Leiheguts bestimmten, ist ebenso die Rede von dieser fünf- 
jährigen Erneuerung 1 ), wie in jenen, die dem Herrn Einziehung 
des Guts zu beliebiger Zeit vorbehielten.') Schon in den älteren 
Formeln wird übrigens häufig die fünfjährige Erneuerung der 
Bitturkunde als überflüssig und das herrschaftliche Eigentumsrecht 
auf Grund des ersten Vertrages als fortbestehend erklärt so, als 
ob fünfjährige Erneuerung stattfände. 4 ) 

Sehr verschieden ist die im Vertrag vorgesehene Dauer der 
Leihe. Selten scheint der dem Beliehenen so ungünstige Grund- 
satz des römischen Precariums angewandt worden zu sein. Aber 
wie im 6. Jahrhundert Venantius Fortunatus in seinem poetischen 
„precatoria" erklärt 8 ) 

„quando reposcetur, vestris redit usibus arvum 
„et domino proprio restituemus agrum"; 
so heißt es noch am Ende des 7. Jahrhunderts in einer Precaria: „quam- 
diu vobis placuerit ut eam teneamus absque ullo vestro praeiuditio".*) 
Gewöhnlich ward das Gut dem Beliehenen auf Lebenszeit 
gegeben. Schon durch die Entstehungs weise der meisten Precarien 
ist diese Vertragsdauer naturgemäß gewährleistet worden. Wollte 
jemand sein Gut einer Kirche schenken, aber zeit seines Lebens 
den Nutzgenuß bewahren, so tradierte er das Gut, stellte eine 
Precaria aus und erhielt das Gut auf Lebenszeit zurück. Auch 
bei jenen Precarien, die nicht durch Tradition der Precaristen 



1) Sehr richtig Fustel de Coulangbs a. a. 0. 3, 122. 

2) Form. Sal. Lind. 3, S. 269 „Et ut hec precaria firmior habeatur, de 
quinquennio in quinquennium sit renovata"; 4, S. 270. Die Formeln werden 
nach der Ausgabe von K. Zeumer (Monuraenta Germ. hist. Legnm Sectio V. For- 
inulae 1886) zitiert. 

3) Form. Marc II, 9, S. 81; II, 41, S. 100. 

4) VergL z. B. Form. Marc. II, 5, S. 78; Form. Tur. 7, S. 139; Cart. 
Senon. 15, S. 191: „et alias precarias per quinquennium fuerint renovatas, ista 
per se obtiueat firmitate"; ähnlich 32, 8. 199; Form. Sal. Merk. 5, S. 243. 

5) Ven. Fortunatus VIIT, 20, Mon. Germ. auet. ant IV. i, S. 200. 

6) Marculf IT, 41, S. 100. Vergl. auch H, 9, S. 81. — Roth, Feudalität 
S. 146, stellte Zeugnisse zusammen, die nicht zusammengehören. Vergl. hier 
noch Wirtemb. UB. 1, 21: „quamdiu ipsi nionachi ... vel roctores eius voluerint"; 
Trad. Patav. 82, Mon. Boie. 28* 66 „quando illi placuisset atque convenisset". 
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veranlaßt wurden, ist Leihe auf Lebenszeit das Häufigste, das 
geradezu Gewöhnliche. Aber schon früh erscheint die Precarien- ^^*ju*^S 
leihe über die Lebenszeit des ersten Precaristen ausgedehnt: die*^-*^^ u.<*i>i<£; 
Frau, ein Sohn, bestimmte Verwandte, ja die gesamten Nach- ,^b ^ . ^' 
kommen wurden in den Precarienvertrag eingeschlossen. So ist->>- ^' • ' 
in den Formein des 8. Jahrhunderts gelegentlich die Nachfolge des< 
Sohnes im Precariengut des Vaters vorgesehen. 1 ) Tatsächlich sind - ' ' ' T ' 
wohl regelmäßig die aus Schenkungen hervorgegangenen Precarien 
den ersten direkten Erben verblieben. 8 ) Die Erblichkeit machte 
im Laufe der Zeit weitere Fortschritte. 8 ) Schon ältere Forscher 
bemerkten, daß besonders in St. Gallen überaus häufig Leihen zu 
Erbrecht begegnen, Precarien, die, aus Traditionen an das Stift 
hervorgegangen, dem Precaristen und dessen Nachkommen den 
Besitz des Leiheguts vorbehielten. Neuere verdienstliche Zusammen- 
stellungen haben gerade diese Erkenntnis wesentlich gestützt und 
vertieft.') Mag sein, daß sonst die Erblichkeit der Precarien im 
9. Jahrhundert nicht so ausgedehnt war wie in St. Gallen, bekannt 
und längst verbreitet war sie wohl. 

Ja seibat ohne ausdrückliche Bedingung des Precarien Vertrags ^ 
ist es mehr und mehr üblich geworden, das Gut, das ein Stift ' ' ' *~ 
durch Tradition des Vaters erworben hat, auch noch dem Sohn . 
resp. dem Enkel zur Leihe zu geben. J .. x *~- 

Beansprucht jemand, so sagt ein Kapitulare von 819, zins- 
pflichtiges Land, das sein Vorfahr der Kirche oder einer königlichen 
Villa geschenkt hat, so soll er dieses ohne besondere Erlaubnis 
„secundum legem" nur dann behalten, wenn er Sohn oder Enkel 
des Tradenten ist; die Bedürftigkeit aber soll für eventuelle Neu- 
beleihung berücksichtigt werden. 

1) Form. Sal. Merk. 36, 8. 255; Form. 8al. Lind. 3. und 4, 8. 268 f. 

2) Vgl. die Ansprüche des Sohnes Form. Bitur. 2, S. 169. 

3) Daß die Kinder erben Form. Aug. Coli. B. 6, S. 351 ; 37, S. 361; die 
Enkel Aug. 14 — 17, 8. 354f. — Die gesamte Nachkommenschaft Aug. 8, S. 352; 
Coli. Sang. 2, S. 402; 21, 8. 407; Cart. Senon. rec. 19, 8. 723. Andere Beispiele 
Waitz 2', 300. 

4) Cabo, Studien zu den Siteren St Galler Urkunden im Jahrb. f. Schw. 
Gesch. 26, 8. 2 24 ff. Vgl. auch die Tabelle DJa, S. 2426*. und die Rubrik „Zins 
auch f. Nachkommen." Dabei ist für unsere Zwecke eine Unterscheidung zwischen 
Tradition und Precaria nicht zu machen. Die erste Urkunde, die volle Erblich- 
keit schlechthin ausspricht, ist Nr. 49 v. J. 766. Im folgenden zitiere ich nach 

>, Urkb. der Abtei St. Gallen Bd. 1—3. 
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Das durch Precarienvertrag entstandene Zinsland soll also 



nach diesen Bestimmungen ohne weiteres bis in die dritte Gene- 
v ' ration vererblich sein. Eine Anschauung, die, wie es scheint, in 

1 Italien die Weiterentwicklung der Precarienleihe beherrscht hat. 
Wenigstens sieht Anseiminus de Orto im 12. Jahrhundert das 
Precarium als Leihe an, die im Gegensatz zur Emphyteusis, zur 
Investitura und dem Libellus steht und drei Generationen wahrt, 
die allerdings eine Erneuerung des Vertrags nach dieser Zeit nicht 
ausschließt. 1 ) 

In Deutschland ist eine solche Entwicklung der Precaria 
• : nicht zu beobachten. Hier bleibt die Dauer der Leihe durchaus 

' ^ : l ' abhängig vom individuellen Vertrag: und dieser lautet auf be- 
" " \- v stimmte Zeit, Lebenszeit des Precaristen, beschränkte und abso- 



i \ ' 7 ... . - ...... 1 . 1 7. 

: 4 ' \ lute hli bliehkeft; 4a-e8T J bTeibt wohl auch dem kinderlosen 

■ ^* *> — - _ — 
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rissen" vorbehalten , einen Nachfolger im Frecariengüt selbst zu 
wählen.*) 

Verschieden wie die Dauer der Leihe ist auch die Verpflichtung 
zur Gegenleistung. Steht die Precaria in Verbindung mit einer 
Tradition, so nahm man wohl Abstand von einer Zinsleistung.') 
Aber auch in solchen Fällen wird nicht selten ein Zins gezahlt. 
Keine Bede davon, daß etwa Zinslosigkeit dem Verhältnis der 
fränkischen Precarien ursprünglich eigentümlich, daß etwa der 
Precarist Usufructuar im Sinne des römischen Rechts war. Schon 
die Zeugnisse des 7. Jahrhunderts gedenken eines Zinses.*) 

Mitunter ist dieser Zins nur sehr gering und dient led iglich 
der Anerkennung des Eigentum s. Selbst wenn höhere Jahres- 
beträge von Precaristen gezahlt wurden, so entsprach das keines- 
wegs immer dem Werte des empfangenen Gutes. 29 Villen, so 
sagt ein Chronist, habe Graf R. vom Abt Teutsind von Fontanelle 
im Jahre 734 „iure precarii" empfangen und zahle dafür nur 
jährlich 60 Schillinge. 5 ) 



1) Aiiselniinus de Orto super contractibus emphyteosis et precarii et libelli 
atqoe inveetitnre (ed. B. Jacobi 1854) p. 15 f. 

2) Trad. 8ang. 710. 759 v. J. 897 und 909. 

3) Keines Zinses gedenken 2. B. Form. Marc. II, 5. 39. 40. 

4) Form. Turon. 7, 8. 139; Add. Tur. 3, 8. 160; Cart. Senon. 16, S. 191 ; 
Form. Bign. 21, 8. 236; Form. Sal. Merk. 5. 7. 33. 35, 8. 242 f. 254«". 

5) Gesta abb. Fontan. c. 10, 88. 2, 283. 
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Wie das trotz der verhältnismäßig geringen Höhe immerhin 
eine Leistung war, die materiell in Betracht kam, so sind auch 
sonst Abgaben der Precaristen zu beobachten, die zwar wirt- <^ ^ *"* > 
schaftlich nicht schwer belasteten, aber immerhin doch nicht bloß 
Rekognitionszinse waren. Jn QaIH nnd Naturalien^ bestanden die 
im Vertrag ausbedungenen Leistungen. 1 ) Übernahme persönlicher 
Dienste konnte hinzutreten. So verspricht der Precarist nach einer 
Formel Marculis jene Dienste zu tun, die von den Kolonen ge- 
leistet zu werden pflegen, in einer Formel aus Bourges Boten- 
dienste nach Anordnung des Herrn und seiner Beamten.*) 

Besonders lehrreich sind hier wie für alle Verhältnisse ähn- ^ 1 ^ ' • - 
licher Art die St. Qaller Urkunde n^ Da verpflichtet sich einer, der . - - 

779 seinen Besitz dem Kloster übertragen und zum Nutzgenuß 
zurück erhalten hat, nicht nur einen Zins in Naturalien _zu leisten, 
sondern auch ein Joch herrscha ftlic hen Landes zu pflügen und einen CJ M J tJ , * n * >< 
Tag im Jahre zu heuen. 8 ) Zum „census" tritt das „opus" hinzu, \ 
das der Precarist oder seine Leute vertragsgemäß ausführen müssen. 4 ) 
Die geforderten Dienste sind mannigfaltig wie die Zinse, die oft 
nebenher gehen, betreffen aber meist die Gutswirtschaft des Herrn. ' J ' 

Erhöhung der Zinse und Dienste findet mitunter dann statt,^ -v'^ 
wenn nach dem Tode des ersten Inhabers das Leihegut an den - ' jJ ■ 

Sohn oder an einen Verwandten kommt. Eine Beichenauer Formel 
gibt das Schema 8 ), nach dem ein Mann, der infolge des Precarien- 
vertrags Gut von einem Stift hat, dieses auch seinem Sohne 
zuzuwenden vermag: er stellt eine neue Precaria aus und ver- 
spricht für sich und den Sohn „maiorem censum" an die betreffende 
curtis des Stifts zu zahlen. In den St. Galler Urkunden wird mit- 
unter gleich im ersten Precarienvertrag eine höhere Leistung des 
erbberechtigten Nachfolgers im Leihegut vorgesehen. 6 ) Und das 



1) Vgl. z. B. Trad. Sang. 432 und 854 „ad unum diem cum pane et cervisa 
pleniter servitium inpondam." 

2) Marc. II, 41, 8. 100; Form. Bitur. 2, 8. 16g. — Irrig ist daher die Be- 
hauptung von Fustel de Coulanges a. a. 0. 3, 152, daß keine erhaltene Formel 
persönlicher Dienste des Precaristen gedenkt. 

3) Trad. 8ang. 89. 

4) Vgl. Trad. Sang. 113. 120. 203. 213. 244. 271. 304. 355. 398. 402. 447. 

5) Form. Augiens. Coli. B. 17, S. 355. 

6) So 22: Vater 1, Sohn 3 Sol.; 88: Vater 1, Sohn 2 Sol.; 414: Vater 
1 Sol., Sohn 2 SoL, die spateren 3 Sol. 

d K. 8. QeMllich. d Wimiueb., phtl.-bl.». Kl XXII. i. 2 
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ist ja ohne weiteres vorauszusetzen, daß die Leiheherrn immer 
dann eine Erhöhung des Zinses herbeizufuhren suchten, wenn 
nach dem Precarienvertrag Heimfall des Gutes möglich und eine 
neue Leihe zu gewähren war. Precariengüter sind so gewiß oft 
zu ertragsreicheren Zinsgütern, der anfangliche Rekognitionszins 
zur wirklichen Pachtabgabe geworden. 
, i i ^ üWie aber, wenn der Precarist den Zins nicht zahlte, die 

Dienstleistung nicht verrichtete? 
' ' ' *':' u V Auch hierin herrschte Verschiedenheit, und zwar von der 



Zeit an, da überhaupt Nachrichten über die frankische Precaria 
vorliegen. Von älteren Formeln sind es allerdings nur zwei, die 
ausdrücklich das Recht des Herrn hervorheben, bei Vernachlässigung 
des Dienstes ohne Richterspruch das Leihegut einziehen zu dürfen, 
zwei Verträge, die überhaupt zu Ungunsten des Precaristen lauten. 1 ) 
Häufiger wird dagegen dem Precaristen der Fortbesitz auch bei Nach- 
lässigkeit im Zinszahlen gewährt und nur Bürgschaft gefordert.*) 
Gerade dieser gelegentlich bestimmt hervorgehobene Schutz 
vor Gutsentziehung auf der einen Seite und das Betonen des 
herrschaftlichen Rechts, den säumigen Precaristen zu verjagen, auf 
der anderen, diese beiden Momente zeigen deutlich, daß der Precaria 
an sich weder das eine noch das andere eigentümlich war, daß 
es lediglich auf den besonderen Vertrag ankam. 

Und so auch in andern Leihefragen. Vor allem: Precaria 

- i ■ > v an sich hat nicht ein bestimm tes persönliches Verhältnis zwischen 

- r - .- ' • • Leiheherrn und geliehenen., keineswegs eine persönliche Unter- 

■ r 1 ; Ordnung des Precaristen zur Folge. M annig f ach. sind ja die Ver^ 
anlassungen der Verträge, verschiedenartig die wirtschaftlichen, 
1 sozialen und politischen Beziehungen der Vertragschließenden. . So 
hören wir: ein Vater ist besorgt, daß sein jüngster schwach- 
\ sinniger Sohn beim Erbgang benachteiligt werden könne; um 
1 ihm einen Erbteil zu sichern, verkauft er ihm ein Gut und erhält 
Jes im Precarienvertrag auf Lebenszeit zurück.*) — Ein anderes 

1) Marc. II, 41 und Bitur. 2. Dann vergl. Trad. Aug. Coli. B. 37, S. 361. 
Häufig begegnet die Bestimmung in den St Galler Urkunden, so 2. B. 29. 33. 91. 
398. 447- 

2) So Form. Sal. Merk. 5, S. 2425 Add. Tur. 3, S. 160; Bignon. 21, S. 236; 
Lind. 3, S. 269; Carl Senon. rec. 19, S. 723; 20, S. 729. 

3) Coli. Sang. 13 und 14, S. 405. 
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Beispiel: Einer wünscht das Erbe seiner verstorbenen Gattin, das 

an seinen und deren Sohn gelangt war, zur Nutzung, er erhält 

es im Precarien vertrag auf Lebenszeit; der Sohn resp. die Söhne ^ ; 

sind die Leiheherrn, er selbst ist Precarist. 1 ) — In der St. Galler ' jV 

Sammlung finden sich Formeln, nach denen einer, der in den Krieg r t 

zieht, unter der Form der Precaria sein Gut beim mächtigen u <i 

Kloster gleichsam versichert. Er tradiert das Gut, um es — falls . ^ f 

er glücklich aus dem Kriege heimkehrt — vom Stift auf Lebens- . , , ( . /, 

zeit rar i Den. Jahreszins zu besitzen oder das freie Eigentum c .. ^ . >; , . •< 

durch Zahlung von 4 Den. zurückerwerben zu können. Stirbt er c ;/.,<«■«{ 

auf dem Feldzuge, so erhalten das Gut Anverwandte nach be-* '_• a " 

8timmter Anordnung gegen Zins, aber mit dem Recht des freien ( ■■■*'• ' • ' 

Rückkaufes.') Die Precaria dient also hier dazu, um dem Eigen- , 

tümer und seinen Erben in unruhigen Zeiten den festen Besitz 

zu sichern. 

Diese letztere Art der Precarien leitet hinüber zu jenen, die 
aus Traditionen an Stifter hervorgegangen sind. Das waren jeden- 
falls die häufigsten, sie bilden die große Masse, sei es, daß jemand 
Gut tradiert, um es „per precariam" zurückzuerhalten, sei es, daß 
anderes Gut zu Leihe gegeben wurde. Das Geben von freiem 
Eigen und das Zurückempfangen spielt bei Precarien von Anfang 
an eine große Rolle. Aber die Precaria fand stets auch unter , ■ 

anderen Voraussetzungen statt. Die ältesten Zeugnisse^ die uns - 
über diese Verhältnisse belehren, kennen Precaristen, die nicht 
vorher gegeben hatten. Mächtige Geistliche und Weltliche, der^ ^ " - 
Majordomus und die Könige haben Stifter bewogen, Gut zu-> * - ' . . ^ .' * 
Precarienrecht an solche Personen zu geben, die sich um sie ver- ' < ' ' 
dient gemacht hatten und die sie zu begünstigen wünschen. So • s 

wurden schon in merowingischer Zeit Dienste, die einem Bischof 
oder dem König geleistet wurden und zu leisten waren, mit dem ' ' 
Gut eines Stifts belohnt. Schon damals haben auch die Könige ; 
kirchliche Precarien der Art veranlaßt. 

Zu dieser Mannigfaltigkeit der eigentlichen Zwecke, die die 
Precarienleihe verfolgte, gesellt sich eine große soziale Verschieden- 
heit der Vertragschließenden. Als Precaristen begegnen hoch- 



1) Form. 8al. Merk. 22, S. 249; vergl. auch Marc. II, 9. 

2) Coli. Sang. 8 und 9, 8. 401 f. 
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und tiefstehende Personen, Geistliche und Weltliche: mächtige 
Herrn, die Gewalt über Land und Leute haben, und kleine Leute, 
1 ^ die als Bauern lebten und mit ihren Angehörigen selbst den 
Acker bestellten. Die einen treten als gleichberechtigte Vertrags- 
parteien auf, die andern suchen Hilfe und Schutz, die einen 
können die Bedingungen diktieren, die andern müssen sich dem 
Beschluß der Machtigen ohne weiteres ragen. Da ist es eine 
Königstochter, die Precariengut auf Lebenszeit empfangt, dort ein 
kleiner Mann. Hier tritt der Precarist ganz in den Schutz- und 
Herrschaftskreis des Leiheherrn '), hier übernimmt er wirtschaft- 
liche Dienste, die von den herrschaftlichen Hufenbauern geleistet 
zu werden pflegen, hier genießt er mit die Vorteile der herr- 
schaftlichen Wirtschaftsgemeinschaft'), dort ist von irgend welcher 
persönlichen Abhängigkeit nicht die Rede, auch keine engere ding- 
liche Beziehung zu bemerken. 

Bei Verwertung solcher Beobachtungen ist aber wohl zu be- 
. - * oJi eQ ken, daß die Übernahme landwirtschaftlicher Dienste keineswegs 
, ^ etwa Eintritt in den Stand der Hörigen bedeutet. Nicht allein 

, ••. *• ■' kleine Bauern, sondern auch Grundherrn haben solche Dienste im 
Precarien vertrag übernommen und sie dann durch Knechte der 
eigenen Herrschaft ausführen lassen.') Das rein Dingliche der 
Leiheverhältnisse ist auch in diesen frühern Zeiten mitunter 
kräftig zum Bewußtsein gekommen. 

Das durch Precaria geschaffene Leiheverhältnis ward als ein 
freies erachtet. Nicht nur frei in dem Sinne, daß die Precarien- 
leihe gewöhnlich nicht eine Veränderung des Standes der Beliehenen 
verlangte — in St. Galler Urkunden ist sogar häufig das Fortbe- 
stehen des Leiheverhältnisses an die Bedingung geknüpft, daß der 
Precarist seinen freien Stand nicht verliere 4 ), sondern auch frei 
in anderer Beziehung. 

1) Vergl. noch z. B. Trad. Sang. 425. 557; auch 720 u. 730, die später 
ausführlich besprochen werden. Muratori Antiq. 3, 1 88 (v. J. 833) „in potestatem 
nostram seo supradicti monasterii esse debeant sub illa tuitione et inununitate 
atque defcnsione sicut ceteris rebus eiusdem monasterii." 

2) Trad. Sang. 550, S. 165. 

3) Vergl. Trad. Sang. 113, 8. 107 „mittain duos mancipios;" 89, S. 85 
„arare faciam". 

4) Trad. Sang. 203. 240. 287. 346. 399. 418. 467. 481. S. Caro, Jb. f. 
Schw. Gesch. 26, 264 N. 1. 
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Der Precari8t durfte jederzeit das Verhältnis aufgeben, d. h. 
auf das Precariengut verzichten. 1 ) Und nicht nur das. Mancher 
Precarist behielt sich — eventuell auch seinen Erben — das 
Recht vor, das Gut vom herrschaftlichen Zins loszukaufen und 
als volles Eigen zurückzugewinnen.*) Dabei ist sogar auch die 
Ablösung von übernommenen landwirtschaftlichen Diensten vor- 
gesehen worden.') Übrigens konnte natürlich Ablösung auch dann 
stattfinden, wenn sie nicht im Precarienvertrag selbst ausge- 
macht war. 4 ) 

Nur einige der älteren Precaria charakteristische Momente 
wurden hervorgehoben. Von welcher Seite man auch das Ver- 
hältnis betrachtet, eine reiche Mannigfaltigkeit tritt einem ent- 
gegen. Die soziale und politische Wirkung der Precarienverträge 
war überaus verschieden. 

Worin aber besteht denn nun das Einheitliche, das Gleiche, 
das wesentlich Charakteristische? Die zeitliche Dauer der Leihe 
ist es nicht, ebensowenig die Art und Weise der Leistung der 
Beliehenen, auch nicht das persönliche Verhältnis des Precaristen 
zum Leiheherrn. Aber etwas muß doch vorhanden sein, was 
trotz aller Mannigfaltigkeit die Precaria von andern Leihen unter- 
schied. Werden doch die Ausdrücke ganz bestimmt und technisch 
gebraucht. 

Nur das eine Geme insam e ist m bemerken: Precaria ist die 
L eihe, die durch eine Bitturkunde bewirkt _ wird. 

Im römischen Recht wurde das Gut nur unter dem Vorbehalt 
des beliebigen Widerrufs verliehen, denn die Grundlage des Leihe- 
verhältnisses war lediglich die von einer Seite ausgesprochene 
Bitte: das römische Precarium. 

Im fränkischen Zeitalter aber haben sich häufig Tradenten 
den Nutzgenuß des geschenkten Guts dadurch zu sichern gesucht, 
daß sie eine Bitturkunde ausstellten und so das tradierte Gut als 



1) VergL z. B. Trad. Sang. 3. 22. 49. 50. 89. 203. 402. Caro a. a. 0. S. 225. 

2) Trad. Aug. Coli. B. 9. 10, S. 353; Form. Sang. misc. 23, 8. 389; Coli. 
Sang. 8. 9. 21, S. 401 f. 4085 über das Vorkommen in St. Galler Urkunden s. Caro 
a. a. 0. 227 f. Das ausdrückliche Betonen in einzelnen Verträgen, daß Loskaufen 
unmöglich sei, bezeugt die sonst weite Verbreitung des freien Verhältnisses. 

3) Trad. 8ang. 398, S. 19. 

4) VergL Caro a.a.O. 2 26 f. 
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Leihegut zurückempfingen; sie haben natürlich günstigere Leihe- 
bedingungen gestellt und den dem römischen Precarium charak- 
teristischen Vorbehalt des Leiheherrn beseitigt: die frankische 
Precaria. 1 ) Die große Ausdehnung der durch Bitturkunde ge- 
schaffenen Leiheverhältnisse in fränkischer Zeit mußte die Precaria 
aus der Einförmigkeit des römischen Instituts hinausfahren. Auf 
die wechselnden individuellen Vertragsbestimmungen kam es an, 
verschieden war die Dauer, verschieden die Zinsbedingungen, unter 
denen geliehen wurde. 

Es war der Irrtum der älteren Forschung, vorausgesetzt zu 
haben, daß bestimmte wirtschaftliche und soziale Eigenschaften 
der Precarienleihe anhafteten, im Gegensatz zur Beneficialleihe, 
zur bäuerlichen Zinsleihe u. s. w. Wir müssen es vielmehr als 
Eigentümlichkeit des „ius precarium" erkennen, daß es solche 
Eigenschaften nicht besessen, daß es dem individuellen Vertrag 
weitesten Spielraum gewährt hat. Gemeinsam war all diesen 
Leihen nur das, daß der Beliehene eine Urkunde ausstellte, in 
der er die Leihe erbat und das fortdauernde Eigentum des Leihe- 
herrn anerkannte. Das ist die „precatoria", wie zuerst im 6. und 
7. Jahrhundert der technische Ausdruck für die das Verhältnis 
begründende Bitturkunde gelautet zu haben scheint*), die „pre- 
' caria", wie es dann fast ausschließlich seit dem 7. Jahrhundert 
hieß. Dem Bittbrief gegenüber stand der Leihebrief des Herrn, die 
prestaria, commendatio, commendatitio u. dgl. Über dasselbe Ge- 
schäft wurde einerseits eine Bitturkunde (precaria), andererseits 
eine Verleihungsurkunde (prestaria) ausgestellt.*) 

Der anfangs technisch in scharfer Ausprägung gebrauchte 
Ausdruck „precaria" gewann indessen später eine vielseitigere und 

1) Fustel de Coulanoes unterscheidet die Precarien des Laienlandes von 
denen der Kirchen und meint, daß bei enteren das beliebige Widerrufungsrecht, 
wie es dem römischen Precarium eigentümlich war, grundsätzlich fortbestanden 
habe (Hist. des instit pol. 3, 127. 148). Diese Ansiebt ist mit den urkundlichen 
Zeugnissen nicht in Übereinstimmung zu bringen. 

2) Conc. Epao. v. 517c. 18, Mon. Genn. Concilia S. 23; Conc. Clipp. 626c. 2, 
S. 197; Conc. Rem. c 1, S. 203 vom Kirchengut „quae per precatoriam impe- 
trantur ab ecclesia." Das Wort kommt auch spater noch vor. 

3) Zu dem Gegensatz von precaria und prestaria vgl. Cart. Senon. 15 u. 16, 
S. 191 ; 32 u. 33, S. iggf.; Form. 8al. Lind. 3 n. 4, 8. 268f. — Precaria und 
commendatio s. Form. 8al. Bign. 21 u. 22, S. 235f.; Form. Sal. Merk. 34 u. 35, 
S. 254f.; 36 u. 37, S. 255. 
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damit zugleich unbestimmtere Anwendung. Da anfangs die Pre- 
caria des Beliehenen als das Wesentliche und Charakteristische 
galt, so wurde das Leiheverhältnis als „per precariam" begründet 
angesehen, die Leihe selbst „precaria" genannt. Man sprach dann 
von der „precaria" des Leiheherrn. 

Gegen Mitte des 8. Jahrhunderts — soweit ich sehe — be- 
gegnet diese veränderte Bedeutung des Wortes „precaria" zuerst 
in schwäbischen Urkunden. 1 ) Aber sie findet sich dann auch 
schon in den salischen Formeln, die nach ihrem ersten Heraus- 
geber Merkel genannt zu werden pflegen. Noch ist hier die oben 
berührte Gegenüberstellung von „precaria" und „commendatio" 
angewandt, aber daneben heißt es, daß der Beliehene Zinsleistung 
„in precaria" des Leiheherrn verspreche, ja daß der Herr „per 
nostram precariam" leiht.*) Und nur ein Schritt weiter ist es, 
wenn in schwäbischen Formeln mit Precaria die Verleihungsurkunde 
gemeint ist. 8 ) In dieser Bedeutung tritt „precaria" von Anfang an 
in zahlreichen älteren St. Galler Urkunden auf; „precaria" heißt die 
Urkunde des Leiheherrn, „traditio" oder „carta traditionis" die 
des Precaristen.*) Und so wird später auch außerhalb des Bereichs 
alamannischen Rechts das Wort „precaria" gebraucht. 6 ) 

Diese Entwickelung des Wortgebrauchs „precaria" betrifft nicht 
eine wertlose Äußerlichkeit, sie ist auch nicht, wenigstens nicht 
allein, durch einen alamannischen Sonderbrauch entstanden, sie 
hängt vielmehr mit einer allgemeinen Wandlung des Begriffs 
der Precarienleihe überhaupt zusammen. Dieser sei hier zunächst 
gedacht 

Precarienleihen waren nicht auf den Verwaltungsbereich der 
Kirche beschränkt. Man kann auch nicht, wenn man auf den 

1) Vgl. Pardessus 2, 369, Nr. 557 v. J. 735 „unde placuit nobis ut duas 
precarias absque quinquennio facto fuissent." Also precaria für die Urkunde des 
Leibeberrn und für die der Beliehenen. Trad. Sang, von N. 17 an. 

2) Trad. Sal. Merk. 7. 8 u. 34. 35. Die Erschütterung der alten bestimmten 
Bedeutung zeigt sich auch in der Überschrift von Merk. 22: precaria quae pater 
a filiis suis accipit. 

3) Vgl. Form. Aug. Coli. B. 2. 3; 4. 5; 6. 7 u. s. w. 

4) Vgl. Caros Zusammenstellungen auf den Tabellen S. 2 42 ff. Vgl. auch 
Form. Aug. Coli. B. 2 u. 3; 4 u. 5; 6 u. 7; 14 u. 15; Coli. Sang. add. 4 u. 5. 

5) z. B. Trad. Fuld. 37, S. 24 „sub vestro beneficio" u. „per vestram pre- 
cariam"; 38; 87, S. 53; 93, S. 57 aber „per precationem nostram et per vestrum 
beneficiuni." 
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Zusammenhang mit dem römischen Precarium und auf die ältesten 
Nachrichten über fränkische Precarien blickt, der Meinung sein, 
daß die Precarienleihe kirchlichen Ursprungs sei. Aber die Kirche, 
die vornehmste Trägerin des römischen Hechts im Mittelalter, 
war doch hauptsachlichste Ausbilderin und Verbreiterin dieser 
aus dem römischen Recht stammenden Leihe. Sie hat die Pre- 
caria nach dem germanischen Osten gebracht, sie hat bewirkt, 
daß trotz mancher territorialen Abweichungen in Nebensachen 
die Gesamtentwickelung des Instituts ein von stammesrechtlichen 
Verschiedenheiten unabhängiges, im wesentlichen gleiches Gepräge 
gewann. Sie hat ferner im 8. und 9. Jahrhundert Wandlungen 
hervorgerufen, die zugleich mit den beobachteten Veränderungen 
des Wortgebrauchs „precaria' 4 das Leiheverhältnis selbst trafen. 

Von jeher war es Grundsatz, daß kirchliches Gut nicht der 
Kirche entfremdet werden dürfe. Roth und andere hatten wieder- 
holt auf eine Konstitution des Kaisers Leo v. J. 470 hingewiesen 1 ), 
die das beliebige Austeilen des Kirchenguts zur Nutznießung 
verbot und bestimmte, daß nur der als lebenslänglicher Nutznießer 
kirchlichen Guts auftreten dürfe, der als Gegengabe ebensoviel 
Gut der Kirche vermacht habe. Diese Konstitution und ihre all- 
gemeine Bestätigung durch Kaiser Justinian wurde von Roth 
ebenso wie von Waitz als Basis der sich entwickelnden fränkischen 
Precaria angesehen. In der Tat besteht aber zwischen diesen Ge- 
setzen der oströmischen Kaiser und der fränkischen Precaria nicht 
der geringste Zusammenhang. Selbst das Wort „precaria" oder 
ein ihm etymologisch verwandter Ausdruck fehlt in den kaiser- 
lichen Konstitutionen. Die fränkische Precaria hängt, wie wir 
sahen, mit dem Precarium des römischen Rechts zusammen — die 
beiden kaiserlichen Bestimmungen handeln von Leihen anderer Art 

Schon Löning *) hat Roths Ansicht als irrig erwiesen und 
gezeigt, daß die Konstitution Leos nur für die Kirche von Kon- 
stantinopel galt, daß auch Justinians Verordnung im Franken- 
reich ganz wirkungslos und ganz unbekannt blieb, daß eben im 
Westen ganz andere Grundsätze über Verleihung kirchlichen Guts 
herrschten. Wir wissen, daß man im 6. und 7. Jahrhundert wohl Maß- 



1) Cod. Justin. I. 2 § 14, 5. 

2) Lömno, Geschichte des Kirchenrechts 2, 706 N. 1. 
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nahmen gegen Verschleuderung kirchlichen Guts traf, daß aber 
Leihen von Kirchengut an Geistliche und Weltliche in gewissem 
Umfang durchaus statthaft waren, daß keineswegs Forderung einer 
Gegengabe, wie sie die oströmischen Verordnungen kannten, für 
unerläßlich galt. 1 ) Gewiß sind schon in merowingischer Zeit zahl- 
reiche Precarienleihen als Folge der Traditionen vorgenommen 
worden, aber das Kirchenrecht des Westens gestattete damals — 
im Gegensatz zu dem des Ostens — Precarien ohne Gegengabe. 
Auch die „precaria verbo potentis", d. i. Landleihen, die Kirchen 
auf Betreiben machtiger Schutzherrn vornahmen, waren offenbar 
nicht schlechthin verboten, sondern nur an die Zustimmung des 
Bischofs gebunden. Jedenfalls zeigt eine Bestimmung des Konzils 
von Orleans i. J. 541, daß Landleihen dieser Art häufig vorkamen.*) 
Erst der Umschwung der kirchlichen Verhaltnisse unter den Karo- 
lingern hat nach und nach Grundsätzen über kirchliche Leihen 
zur Anerkennung verholfen, die im Osten langst herrschten. Schon 
unter den ersten Karolingern des 8. Jahrhunderts scheint die neue 
Auffassung sich Bahn gebrochen zu haben. Nicht der Eingriff 
Weltlicher in das Kirchengut ist jetzt bedeutsamer, sondern die 
Kirche gegen jedes weltliche Eingreifen empfindlicher. Daher vor- 
nehmlich die unaufhörlichen Klagen. Nur das Kecht des Königs, 
Precarien zu veranlassen, wird nicht geleugnet, die „precariae 
verbo regia" bleiben, die „precariae verbo potentum" verschwinden. 

In Beschlüssen des 9. Jahrhunderts tritt dann jene Auffassung 
über die Gebundenheit des Kirchengutes auf, die in der Kon- 
stitution Leos und in der Novella Justinians begegnete. Wieder- 
holt heißt es, Vorsteher von Stiften sollen nicht an ungünstige! 
Precarienvertrage der Vorgänger gebunden , nicht zur Zahlung 1 
jener Strafsummen verpflichtet sein, die im Vertrag auf Miß- 
achtung gesetzt war. 3 ) 

1) Es gentige hier auf die treffliche and überzeugende Untersuchung von 
Löniho 2, 695 ff. 705 ff. hinzuweisen. 

2) Conc. Aurel. 541 c. 25, M. 6. Concil. l, 93: si quis clericus aut lahicus 
sub potentum nomine adque patrocinio res ad ius ecclesiae pertinentes contemptu 
pontifice petire seu possidere praesumpserit, primura admoneatur." 

3) C. 157c. 1., Mon. Germ. hist. Capitularia i,3!6 (im folgenden werden 
die Kapitularien nach Nummern und Seiten dieser Ausgabe zitiert); C. 163c. 10, 
S. 327; C. 293 c. 21. 22, II. S. 404. Vergl. C. 153, S. 31 1; 168 c. 1, S. 335; 
221 c. 10, II. 8. 102; auch Conc. Turon. 813 c. 51, Mansi 14, 92. 
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Und so maßte es denn kommen, daß die Precaria — die ja 
vornehmlich, o bschon nie ausschließlich kirchliche Leihe war — 
als solche Leihe angesehen wurde, die durch Hingabe eines Guts 
seitens des Precaristen entstand. Nur die „precaria verbo regis" 
machte eine Ausnahme: hier hat das „verbum regis" die Hingabe 
eines Guts ersetzt. 

Die Precarienleihe, die anfangs die durch Bitturkunden be- 
gründete Leihe mannigfacher Art im Frankenreich war, ist im 8. und 
besonders im 9. Jahrhundert zu der Leihe geworden, die durch 
Hingabe eines Guts seitens des Precaristen entstand. 1 ) Wie in 
älterer, so sind auch in späterer Zeit der Precarienleihe nicht be- 
stimmte Dauer oder bestimmte wirtschaftliche und soziale Ver- 
hältnisse eigentümlich. Das Charakteristische liegt nach wie vor 
in der Entstehung. 

Steht doch in späterer Zeit das Hingeben von Gut so sehr 
im Vordergrund der Precarienverhältnisse, daß als „precaria" der 
Fall behandelt wird, wenn jemand sein Eigentum einem Stift zu 
sofortiger Besitzübernahme überträgt und sich mit der Zusiche- 
rung des Stifts begnügt, ihm Lebensunterhalt zu gewähren.*) 

Und so blieb es, wenigstens in Deutschland. Ob die Lehre 
des Anseiminus de Orto, daß die Precarie eine Leihe auf drei 
Leiber sei*), auf richtiger Kenntnis italienischer Verhältnisse be- 
ruht, inwieweit die französische Manus firma mit der älteren Pre- 
caria zusammenhängt 4 ), inwieweit in einzelnen Gebieten Deutsch- 
lands die Leihe auf drei Leiber Anwendung gefunden hat, das 
müßten erst nähere Untersuchungen aufhellen. 

Partikularistische Verschiedenheiten herrschten sicher. Sorg- 
same Forschungen, die vom Verständnis für das Allgemeine und 
Gemeinsame der Entwicklung getragen sind und zugleich auf die 
territoriale Mannigfaltigkeit Bücksicht nehmen, Forschungen, die 
sich überdies auch auf weitere Zeiträume beziehen, könnten zur 
vollen Erkenntnis führen. 

1) Es bedarf nicht besonderer Quellennachweise. Alle die zahlreichen 
Stellen, die von Waitz und Roth gesammelt sind, bezeugen unsere Annahme. 
Man vergleiche beispielsweise die Zitate Roths, Feudalit&t S. 142 f. Teils sprechen 
sie direkt, teils gestatten sie unsere Deutung, niemals sind sie ihr entgegen. 

2) Form. Aug. Coli. B. n, S. 353; vergl. Caro a. a. 0. S. 231 N. 5. 

3) S. oben 8. 16. 

4) Vergl. Lambrecht, Beitr. z. Gesch. des französ. Wirtschaftslebens ( 1 879) 8. 59 ff. 
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Soviel aber glaube ich auch jetzt schon mit voller Sicherheit 
behaupten zu dürfen: trotz aller Verschiedenheiten, welche die 
Precarien der deutschen Landschaften zeigen, die eine Grund- 
bedeutung bewahrten sie alle, die Bedeutung, die sie im 8. und 
9. Jahrhundert gewonnen hatten: Precaria ist die Leihe, die durch 
Hingabe von Gut des Precariatea bewirkt wird. 



2. Das fränkische Beneficium. 

Auf dreifache Art, sagt Tertullian, werde fremdes Gut in Besitz 
genommen: iure, beneficio, impetu, id est dominio, precario, vi. 1 ) 
Tertullian identifiziert also „beneficium" mit „precarium". Aber 
„beneficium" ward in der römischen Eechtssprache nicht nur mit 
Bezug auf die bestimmte Leihe des Precariums gebraucht, die 
Gnade des Leihenden konnte auch in anderer Art walten und 
dementsprechend zum Ausdruck kommen.*) 

Ähnlich im frankischen Reich. Da heißt es in den Leihe- 
urkunden, sowohl in den Precarien als in den Prestarien, das Gut 
sei erteilt worden „per beneficium" des Leiheherrn, oder der Be- 
liehene soll es haben „ad usum beneficii", „sub usu beneficii" und 
ähnlich.') Nur eine weitere Abwechslung im Wortgebrauch ist 
es, wenn das Verleihen „beneficiare" oder „in beneficium dare" 
genannt wird. 4 ) 

Obwohl der Ausdruck „beneficium" bei kirchlichen und welt- 
lichen Leihen mitunter nur unbestimmt und farblos gebraucht 
wird und lediglich auf die Gnade des Leihers hinweist* so hat er 
doch schon in merowingischer Zeit auch eine bestimmtere und 
technische Bedeutung. 5 ) Niemals wenigstens wird eine Über- 
tragung zu Eigentum mit „beneficiare" u. dergl. bezeichnet Das 

1) Tertullian adv. Hemogenem 09, Miqne 2, 229; s. Zitat Brunneb, 
Rechtsg. 1, 2ii. 

2) So in den oben zitierten Const. Leos, 8. 24; Paulus 1. 14. Dig. 43, 26. 

3) Z. B. Form. Marc. II, 9. 40; Cart. Senon. 16; Form. Sal. Bignon. 21 ; 
Sal. Merk. 5. 7. 22. 33. 35; Sal. Lind. 3. — Marc. I, 3; II, 3. 5. 6. 8. 9. 39. 40; 
Tur. i b ; Cart. Sen. 16. 22\ Form. Sal. Bignon. 22; Sal. Lind. 3. 

4) Cart. Senon. 14; Add. Form. Tut. 3 u. s. w. Gesaramelt sind die Nach- 
richten über die ältesten Beneficialleihen bei Waitz VG. 2*, 297 fr.; Fustee de 
Coulangbs, Inst pol. 3, i6off. 

5) S. Waitz VG. 2», 296». 
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ist charakteristisch. Das „beneficium" ist mannigfach, das Recht 
der Beliehenen am Gut sehr verschieden, aber immer ist es ein 
beschränktes Nutzungsrecht — wie das durch „precaria" ge- 
schaffene Recht. 

Beneficium und Precaria treten in der ältesten fränkischen 
Zeit in engster Verbindung auf; die Ausdrücke „per beneficium" 
begegnen fast ausschließlich in solchen Urkunden, die von Precarien 
sprechen. „Beneficium" ist das Gegenspiel der „precaria", „pre- 
caria" ist die Bitte des Beliehenen, „beneficium" die Gnade des 
Leiheherrn. Das Leiheverhältnis kommt zu stände „per precariam" 
des einen und „per beneficium" des anderen. „Precaria" und 
„beneficium" sind zwei Bezeichnungen, die von verschiedenen 
Seiten her dasselbe Verhältnis charakterisieren. Und als dann 
später, wie wir sahen, das Wort „precaria" in übertragener Be- 
deutung verwendet wurde rar das durch Bittbrief geschaffene 
Leiheverhältnis, als das „per precariam", das anfangs lediglich 
„durch Bitturkunde" bedeutete, auf die Verleihung des Herrn be- 
zogen wurde, da ward — etymologisch durchaus widersinnig — 
„per precariam" in gleicher Bedeutung wie „per beneficium" 
gebraucht. 1 ) 

Sind demnach die Beneficial -und Precarienleihen der mero- 
wingischen Zeit identisch? 

Gewiß, die mit „beneficium" zusammenhängenden Worte deuten 
nicht auf eine nach Dauer und wirtschaftlicher Wirkung besondere 
Precarienleihe, all die Mannigfaltigkeiten, die wir an den durch 
Bittbriefe entstandenen Leihen beobachteten, finden wir auch bei 
den Leihen, die als „per beneficium" entstanden oder als „sub 
usu beneficii" erteilt bezeichnet wurden. In gewissem Sinne 
können wir daher sagen: alle Precarien gehören zu den Beneficial- 
leihen. Aber auch alle Beneficien zu den Precarienleihen ? 

Um diese Verhältnisse zu verstehen, müssen wir einen Blick 
auf die kirchlichen Leihen im allgemeinen werfen. Denn noch 
sind die Grundsätze, die sich für Leihen an Kleriker und für 
solche an Weltliche herauszubilden begannen, nicht gesondert.*) 
An den kirchlichen Leihen aber nehmen wir deutlich wahr, daß 

1) So Form. Sal. Merk. 35. 

2) Vergl. Röm. Conc. 502 c. 4; Conc. Agde c. 7; Conc. Toledo 589 c. 3. 
Stutz, Gesch. des kirchl. Beneficialweaens S. 81 — 83. 
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feste Grundsätze über ihre Wirkung im 6. und 7. Jahrhundert 
überhaupt nicht bestanden. An das römische Precarium schloß 
sich die Entwicklung an, und deshalb erscheinen die Leihen, die 
als auf Gnade und Wohltat des Bischofs begründet bezeichnet 
sind, mitunter als widerruflich und leicht einziehbar. Anderseits 
werden aber doch auch die Beliehenen vor der willkürlichen Gute- 
entziehung geschützt, und es begegnet die Bestimmung, daß Ver- 
leihungen der Vorganger nicht ohne Grund vom Nachfolger miß- 
achtet werden sollen. 1 ) Im wesentlichen kam es nur darauf an, 
das fortbestehende Eigentumsrecht der Kirche zu wahren. Im 
ganzen christlichen Westen sucht man das besonders dadurch zu 
bewirken, daß man alle kirchlichen Leihen unter den Begriff der 
Precaria bringt: die Ausstellung der Bitturkunde — und anfangs 
die fünfjährige Erneuerung — soll das kirchliche Eigentum schützen. 
Aber überall durchgeführt wurde das nicht. Die noch in späterer 
Zeit wiederholte Forderung dieser Art zeigt, daß man noch immer 
Leihen ohne Precarienbriefe gewährte. 1 ) 

Was bei kirchlichen Leihen beobachtet wird, das gilt auch 
für weltliche. Der König hat, wie es scheint, niemals auf Grund 
von Bitturkunden Land verliehen. Dieses Schutzes bedurfte der 
Monarch nicht. Wohl aber verleiht er schon im merowingischen 
Zeitalter „sub usu beneficii".*) Auch sonst kommen Beneficien 
da vor, wo ein Zusammenhang mit der Precarie nicht zu erkennen 
und auch nicht vorauszusetzen ist. 4 ) 

Jedenfalls ergibt sich: nicht alle „per beneficium" des Herrn 
gewährten Leihen wurden durch Precarienbriefe des Beliehenen 
begründet, nicht aljte, .Beneficien sind Precarien. So ist ein ge- 
wisses Zusammengehen, aber auch ein gewisses Auseinandergehen 

1) Conc. Aurel. 538 c. 20 (17), M. 6. Concilia 1, 79, s. Stutz a. a. 0. 87. 

2) Conc. Tolet. VI (638) c. 5, Stutz a. a. 0. 84. 

3) Form. Marc. I, 13, S. 51. Allerdings hat der fidelis, der Villen „sub 
usu beneficii" auf Lebenszeit erhält und sie „nsufructuario ordine" haben soll, sie 
vorher dem König übertragen. Das ist ein Precarienvertrag, aber im spateren, 
nicbt im älteren Sinn. — Vergl. Fustel i»b Coulanues 3, 180 ff., dem indessen 
Marc. I, 13 entgangen ist und der behaupten zu dürfen meinte, keine Formel ge- 
denke des kgL Beneficiums. 

4) So Pardessus 2, 70 v. J. 642; 2,357 v. J. 728, wo geschenkt wird 
„quod A. in beneficiatum habuimus seu quod servus noster B. per beneficium nostrum 
visus est habere"; 2, 371 ff. v. J. 73g, wo Freigelassene als Inhaber von Bene- 
ficien begegnen. 
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der Beneficial- und Precarienleihen des 6. und 7. Jahrhunderts zu 
bemerken. Der Kreis der Beneficien schließt den der Precarien 
in sich, ist aber größer. Bei allen durch Bittbrief begründeten 
und festgehaltenen Leihen wirkt das „beneficium" des Leihe- 
herrn, aber es wirkt auch sonst. Denn jede Leihe, die nicht 
Eigentum, sondern nur Nutzung abertrug, darf in dieser frühen 
Zeit als Beneficialleihe gelten. 

* 

* * 

Im 8. Jahrhundert wird der Begriff „beneficium" enger, be- 
stimmter. Nicht alle Übertragungen von Gut zu Nießbrauch 
gehören fortan zu den Beneficialleihen. Beneficien stehen im 
Gegensatz zu Precarien, und das ganz anders als in merowin- 
gischer Zeit. Beneficialleihe ist eine Leihe, die sich mitunter 
recht scharf von anderen Leihen höherer und niederer Art abhebt. 

Worin besteht das Eigentümliche der karolingischen Bene- 
ficialleihe? 

P. Roth hat als die beiden wesentlichsten Momente hervor- 
gehoben: das eventuelle Einziehungsrecht des Herrn und den 
Heimfall beim Herrenwechsel. 

Daß das herrschaftliche Einziehungsrecht, das bei nachlassiger 
Ausübung übernommener Verpflichtungen stattfinden kann, durch- 
aus nichts dem Beneficium Charakteristisches war, daß die gleichen 
herrschaftlichen Gerechtsame auch den Precarien und niederen 
Leihegütern gegenüber in Anwendung kamen, das ist bereits mit 
solchem Nachdruck vertreten worden, daß eine Widerlegung dieser 
These Roths überflüssig erscheint. 

Anders steht es mit Roths Ansicht von der Bedeutung des 
sogenannten Tronfalls bei Beneficialleihen. Sie hat anfangs Waitz 
heftig bestritten, ihr aber später manche Zugeständnisse gemacht. 
Nimmt doch Waitz ein Auseinandergehen von „beneficium" und 
„precaria" seit dem 9. Jahrhundert an, sieht er doch seitdem in 
Beneficien jene Leihen, deren Inhaber dem Leiheherrn vasalitische 
Huldigung zu leisten hatten; — da das vasalitische Verhältnis 
ein rein persönliches ist, so darf Wattz naturgemäß für die mit 
der Vasalität verbundene Beneficialleihe nur Dauer bis zum Tode 
des Lehnsmannes und Lehnsherrn beanspruchen. Die Lehre vom 
Tronfall bei Beneficien führte die sonst unversöhnlichen Gegner 
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Waitz und Roth zusammen, sie hat auch sonst Anklang gefunden, 
ist aber trotzdem m. E. zurückzuweisen, in der milderen Formu- 
lierung WArrz' ebenso wie in der schrofferen Fassung Roths. 

Wenn wir die von Roth vorgeführten Gründe würdigen, so 
kommt ernstlich nur die Erwähnung einiger, nicht eben zahlreicher 
Nachrichten in Betracht 1 ), die sagen: der Tod des Leiheherrn 
bereitet der Beneficialleihe ein Ende oder fordert wenigstens Neu- 
leihe durch den neuen Eigentümer. 

Diesen Zeugnissen können indessen zahllose Meldungen gegen- 
über gestellt werden, daß Beneficien auf Lebenszeit der Beliehenen 
gegeben wurden. Ja die allermeisten Beneficien des 8. und q. Jahr- 
hunderts waren Lehn auf Lebenszeit des Mannes — das unterliegt 
nicht dem geringsten Zweifel. 

Schon diese Beobachtung genügt: dem Beneficium kann un- 
möglich Heimfall beim Tode des Herrn eigentümlich gewesen sein. 
Unmöglich darf das überaus Häufige als die Ausnahme, das äußerst 
Seltene als Regel angenommen werden. Ja die von Roth vor- 
geführten Zeugen sprechen zum Teil mit lauter Stimme gegen 
den Meister. Wenn wir hören, daß Freisinger Belehnte dem neuen 
Bischof Beneficien auflassen, um sie von neuem zu empfangen*), 
so ist so viel daraus zu ersehen: der Tod des kirchlichen Lehns- 
herrn hat nicht den Heimfall bewirkt — wozu sonst die Auf- 
lassung? Diese Nachrichten weisen lediglich auf Versuche hin, 
dem Herrnwechsel größeren Einfluß im Lehnwesen zu verschanen. 
Aber nur in gewissem Sinne hat damals der sog. Tronfall Be- 
deutung im Beneficialwesen erlangt, nur darin, daß jetzt mehr 
und mehr versucht wurde, eine allgemeine Erneuerung der Be- 
lehnung durchzusetzen. Wie die fünfjährige Erneuerung der Pre- 
carien lediglich der steten Vergewisserung und Befestigung des 
herrschaftlichen Eigentumsrechtes diente, so ähnlich die Erneue- 
rung der Beneficialleihe beim Tronwechsel. Daß es sich nicht 
um längst bestehenden Brauch, sondern um eine Neuerung im 
herrschaftlichen Interesse handelt, darüber lassen, glaube ich, 
gerade die von Roth vorgefahrten Nachrichten keinen Zweifel 
bestehen. Diese neuen Versuche aber hängen zusammen einmal 
mit allgemeinen Bestrebungen, das Kirchengut zu schützen, dann 



1) Roth, Peudalität i8iff. 2) Vergl. Roth, Feudalit&t 182. 
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mit dem Bemühen, die Lehnsverhältnisse mit persönlicher Ab- 
hängigkeit zu verbinden. Wurden doch damals vielfach Be- 
stimmungen zu Gunsten der Kirchengüter getroffen, ältere 
kanonische Normen, welche die Entfremdung des kirchlichen Guts 
verboten, in Erinnerung gebracht, die strengeren Satzungen des 
kirchlichen Precarienrechts, wie sie im Osten langst herrschten, 
einzuführen gesucht und wurde doch wiederholt hervorgehoben, 
daß Kirchenvorsteher an schädliche Maßnahmen ihrer Vorgänger 
nicht gebunden seien. 1 ) 

Die Versuche, Lehnserneuerung beim Herrenwechsel einzu- 
führen, sind im 9. Jahrhundert keineswegs schlechthin geglückt, 
sie sind auch nicht in späterer Zeit völlig durchgedrungen. 
Nur in dem Maße, als es gelang, die Lehnsverhältnisse mit 
persönlicher Abhängigkeit höherer und niederer Art zu ver- 
binden. 

Wir müssen es demnach ablehnen, den Heimfall beim Herren- 
wechsel als ein charakteristisches Moment des älteren Beneficiums 
gelten zu lassen. Wir gelangen vielmehr, wenn wir nach der 
Dauer des Leiheverhältnisses fragen, zu dem Schluß, daß hier über- 
haupt nicht ein dem Beneficium als solchem gemeinsames Merk- 
mal aufzufinden sei. Damals wie in späterer Zeit gab es Bene- 
ficien von verschiedener Dauer: Zeitlehn, Lehn auf Lebenszeit des 
Herrn, des Beliehenen, Erblehen in mannigfacher Ausdehnung. 

Aber was ist es nun, das die Beneficien als besondere Gruppe 
von Leihegütern charakterisierte, sie von Precarien und andern 
Leihegütern unterschied? 

Beneficien werden im 9. Jahrhundert offenbar solche Leihe- 
güter genannt, deren Besitz zu Zins und Dienst oder wenigstens 
zur Dienstbereitschaft verpflichtete. Durchaus zins- und dienst- 
freie Leihegüter scheiden aus dem Kreis der Beneficien aus. Bene- 
ficialleihen stehen im Gegensatz zu jenen, die keine Verpflichtung 
zu Dienst und Zins kennen. 

So allein ist es zu erklären, daß sich jetzt ein bestimmter 
Gegensatz zwischen Beneficien und Eigen auf Lebenszeit bildete. 
Oder besser gesagt: die Spezialisierung verschiedener Leiheverhält- 
nisse brachte es mit sich, daß das Institut des Eigentums auf 



1) S. oben S. 25. 
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Lebenszeit hervortritt und sich im 9. Jahrhundert dem Beneficium 
scharf gegenüberstellt. In merowingischer Zeit stehen die Begriffe 
„precaria", „beneficium", „usufructuarius ordo" nebeneinander, sie 
bedeuten niemals genau dasselbe, beziehen sich aber meist auf 
dieselben Leiheverhältnisse, alle dehnbar und schwankend in ihrer 
Wirkung. In karolingischer Zeit erscheinen als selbständige In- 
stitute nebeneinander: das Beneficium, die Precaria, das Eigen 
auf Lebenszeit. Das letztere unterscheidet sich darin vom Bene- 
ficium, daß sein Inhaber jeglicher Verpflichtung an den Herrn 
ledig ist; kein Dienst, kein Zins, keine Abgabe beim Herrenwechsel 
und keine neue, formelle Übertragung, ungestörter Besitz bis zum 
Tode und nur die eine Einschränkung: keine Verminderung und 
Verschlechterung des Besitztums 1 ) und kein Recht der Verfügung. 

Das ist ein Gegensatz, der schon vor Mitte des 9. Jahrhunderts 
in voller Schärfe hervortrat und der dann Jahrhunderte lang fort- 
bestand. Es finden Übertragungen zu lebenslänglicher Proprietas 
statt oder Verwandlung bisheriger Beneficien in solches Eigen, 
ja häufig bildet diese Umwandlung die Gegengabe oder eine der 
Gegenleistungen des Herrn im Precarienvertrag.') „Sine ulla census 
strictura" soll dieses Eigen gehalten werden. 8 ) Darin liegt das 
Wesentliche. Die Proprietas bietet nicht mehr als der üsusfructus 
im älteren Precarienvertrag, soweit kein Zins mit diesem ver- 
bunden war. Die seit dem 9. Jahrhundert vorhandenen Zeugnisse 
lassen über diese Natur des Eigens auf Lebenszeit keine Unklar- 
heit bestehen. Auch hier durfte der Empfänger nicht veräußern 
und verschlechtern, nur verbessern, auch hier bedurfte es nach dem 
Tode des Empfängers keines Auflassungs- oder Traditionsaktes, 
sondern das Gut fiel ohne weiteres dem Herrn anheim. 

So haben wir eine bestimmtere Abgrenzung der Beneficien 
nach der einen Seite, gleichsam nach oben hin, sicher erkannt. 
Es gab Güter, die zur Nutznießung auf Lebenszeit des Beliehenen 
gegeben wurden, ohne irgend welche Verpflichtung des Zinses 
oder Dienstes zu verlangen. Diese Güter stehen im Gegensatz zu 
den Beneficien. Denn die Beneficien legten den Beliehenen Zins 
oder Dienst oder wenigstens Bereitschaft zu Diensten auf — kurz 

1) Waitz vg. 6', 125. 

2) Roth, Benef. 419; Waitz 4', 205 f.; 6*, ugff. 

3) Vergl. Mon. Boica 31* 122 (MOblb. 1730); Waitz 6* 6 f. u. 126. 

AUUandl. d. K. 8. (Hiallwib. d. Wiüenwh , phll.-hitt. Kl. XXII. i. 3 
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irgend eine Verpflichtung, die über das hinausging, was mit der 
Verwaltung des anvertrauten Guts zusammenhing. Aber ist das 
alles, was zur Charakterisierung der Beneficien gesagt werden kann? 

Zunächst sei gleich das eine bemerkt. Die Beneficialleihe ist 
nicht etwa die Landleihe der Freien. Wir wissen, daß zahlreiche 
Freie auf grundhörigen Hufen saßen, daß die „mansuarii" der 
Grundherrschaften teils freien, teils unfreien Standes waren, daß 
die Zugehörigkeit zum Stand der „ingenui" durch Grundhörigkeit 
nicht beeinträchtigt werden sollte. Wir wissen überdies, daß auch 
Servi, Liten und Freigelassene niederen Grades Beneficien besaßen. 
Es steht fest: die Beneficialleihe ist nicht die Leihe der Freien, 
sie ist den Unfreien offen. Freie aber dürfen auch andere Leihen 
ohne Verlust der Freiheit empfangen. 

Ferner ist hervorzuheben: das Beneficium steht nicht im 
Gegensatz zum Zinsgut überhaupt. Auch von Beneficien konnten 
Zinse gezahlt werden; ja nach den Aussagen mancher Quellen- 
gruppe bilden die Zinslehen die Mehrheit. 

Aber mit dem Empfang von Beneficien wurden die Beliehenen 
häufig auch zu Diensten verpflichtet. Nicht nur zu Diensten 
kriegerischer oder höfischer Art, auch zu anderen Diensten in 
Kirche und Schule, besonders auch zu wirtschaftlichen Diensten. 
Dabei seien jene Leistungen gar nicht berücksichtigt, die die In- 
haber kirchlicher Beneficien zur Instandhaltung und Besserung 
kirchlicher Gebäude zu übernehmen hatten. 1 ) Anders steht es 
mit Nachrichten über Botendienste zu Pferde, die weder als 
kriegerische noch als höfische Pflicht zu deuten sind.') Noch 
bestimmter tritt das Moment des Wirtschaftlichen in andern 
Meldungen hervor. So, wenn wir hören, daß ein Beneficien- 
inhaber neben Leistung von 4 Malter Weizen zur Übernahme 
von Schifferfronen innerhalb bestimmter Grenzen angehalten ist') 
Aber auch wirtschaftliche Fuhrdienste, Hilfeleistungen bei der 
Gutswirtschaft der mannigfaltigsten Art begegnen. 4 ) Außer Zins 
verspricht ein St. Galler Precarist i. J. 787 noch Leistung be- 
stimmter Ackerfronen, Stellung von zwei Knechten zu sechs- 
tägiger herrschaftlicher Arbeit während der Erntezeit und Stellung 
eines Mannes je nach Bedarf zum Brückenbau; das Pflügen eines 

i) Waitz 4* 197 f. 2) Waitz 4», 181. 200 f. 3) Waitz 4*, 200. 
4) Waitz 6*, 40. 
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Joches in jedem Gewann abernimmt ein anderer, dazu zwei Arbeits- 
tage beim Ernten und zwei beim Heuen; zu drei Arbeitatagen 
wird ein Precariat i. J. 835 angehalten. 1 ) 

Genug, es gibt Beneficien, auf denen niederer Wirtschafts- 
dienst ruht. 1 ) 

Ein Unterschied zwischen Beneficien und niederen herrschaft- 
lichen Leihegütern kann also nicht darin gesucht werden, daß die 
einen Zins leisteten, die andern nicht, daß die Inhaber der einen 
zu kriegerischen und ritterlichen, die andern zu wirtschaftlichen 
Diensten angehalten waren. Der Gegensatz besteht nicht in einer 
Gegenüberstellung von wirtschaftlichen und anderen höheren Auf- 
gaben. Mit dieser Tatsache muß der rechnen, der das Wesen 
der Beneticialleihe in ihrer Mannigfaltigkeit erfassen und der 
das erkennen will, was das Einigende und das Unterscheidende 
all der Leihen gebildet hat 

Denn merkwürdig. Wenn wir auch beobachten, daß Leute 
verschiedensten Geburtsstandes: ingenui, liti und servi als Inhaber 
von Beneficien auftreten, und wenn wir weiter sehen, daß mit 
Beneficien wahrend all dieser Jahrhunderte Leistungen verbunden 
waren, die zweifellos wirtschaftliche Zwecke verfolgten, die Bene- 
ficien werden doch mitunter mit großem Nachdruck den dienenden 
Gütern der Grundherrschaft gegenübergestellt 

Das ist beispielsweise der Fall in dem aus Karls des 
Großen ersten Regierungszeiten stammenden Capitulare de 
villis.') Hier werden die Beneficien gegenübergestellt den Mansen, den 
grundhörigen Hufen, sie erscheinen im gewissen Sinne als Leihegüter 

1) Trad. Sang. 113, S. 106 „et ad proximal» curtem vestram in unaqueque 
zelga ebdomedarii iumalem arare debeamus et VI dies in anno, qnando opus est 
forifl operare sive in messe vel foenum secandom, mittamus duos mancipios in 
opus vestrum; et quando opus est pontes aediiieare vel novos facere, mittamus 
unum bominem . . ."; 120, S. 113 „unaquaque zelga unum juchuni arare, sicut 
mos est in dominico arare, et II dies ad messes collegere et alios II ad fenare"; 
355t S. 330: „et tres dies in estatis opere faciam". — Vergl. dazu die Urkunden, 
die zwar nicht das Wort „benencium" gebraueben, aber dieselben Rechts- und 
Leiheverhältnisse behandeln: n. 89. 203. 213. 244. 271. 304. 398. 402. 447. 

2) Im Capitul. Nr. 81 c 18, S. 179 (v. 810—13) g»bt die Bemerkung 
„ut ad medietatem laborenf auf wirtsch. Dienste. Die wirtsch. Leistungen der 
Belehnten werden noch unten S. 3 9 f. behandelt. 

3) Gabbis in „Germanistische Abhandlungen zum 70. Geburtstage K- v. 
Maureb" S. 211 ff. und „Die Landgüterordnung Kaiser Karls d. Großen" (1895) 

3» 
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höherer Art, allerdings als Leihegüter, die neben Präbenden und 
Mansen auch zur Entlohnung der Gutebediensteten gegeben wur- 
den. 1 ) Auch in den sogenannten „brevium exempla ad describendas 
res ecciesiasticas et fiscales" des beginnenden 9. Jahrhunderts 
tritt dieser Gegensatz zwischen dienenden Hufen und Beneficien 
bestimmt hervor.*) So wird denn auch im Güterverzeichnis von 
S. Wandrille bemerkt, daß 1569 Mansen „ad usus proprios" des 
Stifts, 2120 aber als Beneficien vergeben sind.*) 

Das als Lehen gewährte Land wird hier als solches hervor- 
gehoben, das der Nutzung des Stifts selbst entzogen ist. Und in 
diesem Sinne wird auch meist Beneficialland von and crom Herr- 
schaftsland unterschieden. 4 ) 

„Quicquid ad suum opus praesentialiter habebit vel quic- 
quid inde homines per precarias tenent vel quicquid per 
beneficium illius aliqui adhuc habent" 

heißt es in einer Urkunde von 829*) und 

„quae per precarias aut per beneficia exinde homines 
retinent, ut post eorum decessum ad usus fratrum et stipendia 
memorata revertantur" 

in einer von 832.*) 

Als man im 9. Jahrhundert Inventare des vorhandenen Stifts- 
eigentums anlegte, die Güter mit ihren Abgaben und Leistungen 
verzeichnen ließ, da hat man daher begreiflicherweise das Lehen 

S. 10 f. wollte zwar nachweisen, daß das Cap. de villis im J. 812 erlassen worden 
sei, doch wird man m. E. zur alteren Ansicht, die auf die frühere Begierungszeit 
Karls hinweist, zurückkehren müssen. 

1) Das ist aus C. 32 c. 10. 50 zu ersehen, S. 84. 87. 

2) C. 128, 8. 2506*., vgl. 8. 253. 

3) G. ahb. Font c. 15, 88 2, 290. Wenn Waitz (4', 181) trotz der Polemik 
Roths (Feud. 141) dabei bleibt: „die mansi, welche in beneficium relaxati sunt, 
scheinen noch die gewöhnlichen Zinagüter zu sein", so ist nur so viel zuzugeben: 
die 2 1 20 Mansen waren „gewöhnliche Zinsgüter" in dem Sinne, daß sie mit zins- 
und dienstpflichtigen Hufenbauern besetzt waren, aber nicht diese sind die Belehnten, 
diese sind vielmehr Objekt der Belehnung; sie zinsten und dienten nicht dem 
Stift, sondern den Belehnten. 

4) Vgl. z. B. Froth. episc. TulL epist. 20, Mon. Germ. Epist. 5, 290, wo 
das Leiheland unterschieden wird von dem, was „ad opus fratrum" gehört. 

5) Mühlbacuek 857 (833), Bouq. 6, 559 und dann weiter „ut post discessum 
ad usum fratrum revcrtantur." 

6) Müitlbacher 906 (877), Borg. 6, 580. 
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von dem der unmittelbaren Nutzung unterstehenden Gut wohl 
geschieden. Mitunter hat man sich — wie das Weissenburger 
Verzeichnis zeigt 1 ) — damit begnügt, die einzelnen Lehnsleute 
und die Größe und Art ihres Lehnbesitzes zu vermerken. Aber 
manchmal ist man — wie die von Guerard veröffentlichten Frag- 
mente zu Irminons Polyptychum lehren — auch hier sorgfaltiger 
und genauer vorgegangen. Sind doch mit den Mansen, die einem 
Herrn als Beneficium übertragen wurden, auch die Stiftshinter- 
sassen, die Inhaber der Hufen, den Belehnten überwiesen worden. 
Lag es doch im Interesse der Kirche, zu deren Gut auch fernerhin 
das Beneficium gehörte und der ja nur zeitweilig die Abgaben 
und Leistungen der Hintersassen entzogen waren, auch über die 
Verhältnisse der einzelnen zu Beneficium ausgegebenen Hufen, 
über die Abgaben der Hufenbauern eingehende Aufzeichnungen 
zu besitzen. Solche sind in der Tat manchmal vorgenommen 
worden.') 

Wir bemerkten bisher einen bestimmten Gegensatz zwischen 
dienendem Land und Beneficien*): herrschaftliche Hufen oder 
anderes Herrschaftsland wurden als Beneficium vergeben, in der 
Art, daß man die Zinse und Dienste der Hufenbauern dem Be- 
lehnten überwies, daß die Lehnsherrschaft sich mit einem mäßigen 
Gesamtzins, mitunter nur mit einem Rekognitionszins oder mit 
dem Versprechen eventueller kriegerischer Gefolgschaft des Be- 
lehnten begnügte. 

Wo die Verhältnisse so liegen, da ist der Charakter des 
Beneficiums als eines Leiheguts höherer Art deutlich, der Gegen- 
satz zu den den Hufenbauern verliehenen Herrschaftsländereien 

1) C. 128, S. 2 53 f. Hier wird keiner Abgaben der Belehnten an das Stift 
gedacht. Die allgemein übliche Leistung (Zehnten, Neunten etc.) wird offenbar 
vorausgesetzt. 

2) Ich verweise besonders auf die Beschreibung des „beneficium Acoini". 
Gu£rard Polyptique de l'abbe Irminon 2, 2 78 ff. — Doch hatte die Beschreibung 
der Beneficien, die wirtschaftlich nichts leisten, nicht das gleiche Interesse. Daher 
ließ Abt Adalbert von S. Bertin aufzeichnen: villas ad fratrum usus pertinentes 
vel quicquid exinde sub qualicumque Bervitdo videbatur pro venire, absque bis 
quae in aliis ministeriis erant distributae vel quae militibus et cavallariis erant 
beneficiatae, tali iussit brevitato describcre. Gü&urd, Irmin. 2, 397. 

3) Auf den Gegensatz wird auch in nachkarolingiscber Zeit hingewiesen, 
vgl. z. B. Otto L 287: seu ad opus monachorum deserviant seu fidelibus nostris 
bonenciales eiistant. 
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sicher wahrnehmbar. Aber ist das immer der Falll Es gibt 
auch Beneficien anderer Art, Beneficien, deren Inhaber verschiedene 
Wirtschaftsdienste zu leisten hatten, Beneficien, die der Grund- 
herrschaft ähnliches, ja mitunter dasselbe leisteten wie die dienenden 
Güter. Und doch sind sie Beneficien und heben sich von dem 
Land der Hufenbauern scharf ab. 

Die Güterbeschreibungen des 9. Jahrhunderts, die soge- 
nannten Polyptycha, gedenken der Beneficien nicht nur in den 
Teilen, die den Beneficien im besonderen gewidmet waren, sie er- 
wähnen sie mitunter auch da, wo das Wirtschaftsgut beschrieben 
wurde. 

Die Einrichtung der Polyptycha des 9. Jahrhunderts ist im 
allgemeinen die gleiche. Ihre Aufzeichnungen, von einem Herr- 
schaftskreis zum andern vorschreitend, vermerken regelmäßig zu- 
erst (1) die „terra indominicata", das um den Herrenhof gelegene, 
auf Kosten der Herrschaft selbstbewirtschaftete Land, das Herren- 
land i. e. S., sie führen sodann (2) die einzelnen Mansen auf, die 
mansi ingenuiles, litiles, serviles oder carroperarii und manoperarii, 
die dienenden Hufen verschiedener Art mit ihren Anteilen am 
Ackerland, an Wiesen, Weinbergen u. s. w., mit ihren Inhabern 
und den Mitgliedern der hintersässigen Familien, sie gedenken 
dabei der Pflichtigen Leistungen jedes Mansus, sie beschreiben 
ferner (3) die nicht zum herrschaftlichen Hufenland gehörenden 
„hospitia" und „accolae" und bemerken die Größe des zugehörigen 
Landes, sie gedenken überdies (4) der mannigfachen persönlichen 
Abgaben der verschiedenen Hörigenklassen: der luminarii, prae- 
bendarii, lunarii u. dgl., sie führen schließlich (5) die Einkünfte 
an, die den einzelnen herrschaftlichen Villen von der diesen zu- 
gewiesenen „terra censualis" zuströmt. 1 ) 

Wenn am Schlüsse dieser Zusammenstellungen mitunter er- 
klärt wird, so und so viele zu einer Villa gehörende Mansen seien 
als Beneficium vergeben, so sollte damit lediglich bemerkt werden, 
daß einzelne Hufen des herrschaftlichen Hufenlandes oder auch 
einzelne Hospitia der vollen wirtschaftlichen Ausnutzung zeitweilig 

1) Ich verweise besonders auf das Polyptychum Irminonis, auf die als An- 
hang zur GuäRARDgchen Ausgabe abgedruckten Güterbeschreibungen und auf das 
Polyptychum von 8t Remi. Naher habe ich hier auf diese Dinge nicht ein- 
zugeben. 
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durch die Beneficialleihe entzogen waren. 1 ) Es sind aber nicht 
nur ganze Reihen von Mansen, ganze Herrschaftsgebiete als Bene- 
ficien ausgegeben worden — und dann fanden diese in den Be- 
schreibungen des herrschaftlichen Bauernlands keine Würdigung; 
die Beneficialleihe fand vielmehr auch im Kleinen und Einzelnen 
Anwendung. Und wenn einzelne kleine Beneficien auf jenen Blät- 
tern der Polyptycha aufgenommen wurden, die dem herrschaftlichen 
Nutzungsland gewidmet waren, so ward ihre Eigentümlichkeit 
nur dadurch gewürdigt, daß sie am Ende — nach Erwähnung 
der Hospitia — aufgeführt wurden. 8 ) Einer wirtschaftlichen 
Leistung der Belehnten war dabei — so möchten wir voraussetzen 
— nicht zu gedenken. Das Beneficium diente ja nicht „ad usum" 
oder „ad opus" des Stifts, seiner ward hier nur wegen des topo- 
graphischen Zusammenhangs gedacht. Wirklich erwähnen die 
meisten Stellen keine wirtschaftlichen Pflichten des Belehnten. 
Aber mitunter ward doch ein Zins, in Geld und Naturalien, 
mitunter werden Arbeitsleistungen für die Gutsherrschaft hervor- 
gehoben. So gibt ein mit 2 1 /, mansi ingenuiles Belehnter als 
Zins 15 Scheffel Getreide, 3 Denare und 2 fette Gänse (I. 40); 
der Inhaber eines Beneficiums von 2 mansi ingenuiles leistet be- 
stimmte Ackerfronen. 1 ) 

Aber der Zusammenhang zwischen dienendem Land und 
Beneficialland ist mitunter noch inniger. In einem andern Poly- 
ptychum sind die einzelnen zu Beneficien gegebenen Hufen, 
die im übrigen in der herrschaftlichen Hufenordnung ver- 
harrten, gar nicht als besondere Gruppe herausgehoben. In- 
mitten der angeführten herrschaftlichen mansi ingenuiles und 
serviles werden einzelne als zu Beneficium verliehene vermerkt. 
Wir erfahren, daß Priester einzelne mansi ingenuiles oder serviles 
haben: einmal wird ausdrücklich bemerkt, das Beneficium sei zu 

1) 80 Polypt. Irmin. XXI. 93, 8. 226 (ich zitiere nach der Ausgabe von 
Gu£raiu> 1844). — Polypt. Fossat I. 1, Gu£rard Iran. 2, 283; c. 13, 8. 286 ist 
besonders deutlich ausgesprochen, daß das zu Beneficien gegebene Gut der Nutzung 
des Stifts entzogen ist „habet in V. mansos XI, ubi manent homines XIV. De 
quibus mansis sunt onus et dimidius in beneficio et unus absus. Solvit unus- 
quisque . 

2) Vgl. Pol. Innin. L 39- 4<>, S. 5; V. 92, S. 49; VI. 55, 8. 59; XIV. 92, 
8. 163; XV. 92, 8. 177; XVI. 90—92, 8. 18g; XVII. 48, 8. 196. 

3) XVI. 91: facit perticas VIII, corvadas III. 
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dem der betreffenden Taufkirche zugehörigen mansus ingenuilis 
hinzugegeben worden. 1 ) 

So erscheint ein Vasall des Stifts als Lehnsinhaber einiger 
Hufen (VIII. 3), ein Schmied als solcher eines mansus servilis, der 
Meier einer Villa besitzt neben einem mansus ingenuilis noch 
ackerbares Land als Beneficium (XXII. 44) und ein Koch hat in 
verschiedenen Orten drei einzelne mansi ingenuiles als Beneficien 
(VI. 4; IX. 6. 7.) Jedenfalls erscheinen hier die zu Lehen gegebenen 
Hufen deshalb in engster Gesellschaft mit den von Hufenbauern 
besessenen (mansi possessi), weil sie — wenigstens die meisten 
von ihnen — an die Herrschaft die normale Last der herrschaft- 
lichen Hufen überhaupt zu tragen und daher garnicht aus dem 
engeren Gutsverband ausgeschieden waren.*) 

Das ist das Interessante gerade dieser Nachrichten. Einzelne 
Stücke des Hufenlandes wurden als Beneficium gegeben, ohne der 
wirtschaftlichen Pflichten ledig zu sein. Während die Beneficial- 
leihe meistens die wirtschaftliche Kraft der Belehnten nicht eben 
anspannte und daher das Leiheland außerhalb des „usus" der 
Lehnsherrn stellte, so tragen doch manche Beneficien die volle 
Last, die der Herrschaft vom grundhörigen Hufenland zukam. 
Den Priesten, deren Kirchen ohnehin schon das nötige Ausstattungs- 
gut besitzen, den kleineren Herrschaftsbeamten, die die nötige 
Entlohnung bereits erhalten hatten, wird mitunter ein solches 
gegeben. Aber der Belehnte wird durch die Leihe nicht Hufen- 
bauer. Das ist der Unterschied. Der Priester, der die Hufe als 
Lehn erhalten, der Küchenmeister, der mehrere Mausen innehat, 
bewirtschaftet den Bauernhof nicht selbst mit den Seinen, wie 
das bei den Hufenbauern der Fall war, er muß nur dafür sorgen, 
daß von dem Mansus die üblichen Leistungen und Abgaben an 
die Herrschaft entrichtet werden, als ob ein der Herrschaft un- 
mittelbar untergebener Hufenbauer darauf säße. 

Die Aussagen des Capitulare de villis bestätigen diese ge- 
wonnene Erkenntnis. Die königlichen Meier, Förster und die 
anderen Beamten, so heißt es c. 10, sollen von ihren Mausen die 

1) Polyptyque de l'abbaye de Saint Bemi de Reims, ed. Gu£rard 1853, 
VI. 3; IX. 3; XV. 62, wo der Presbyter l 1 /, mansus ingenuilis, I mansus servilis etc. 
ab Benefic hat u. dafür 10 Sol. bezahlt; XX. 75. 

2) Es heißt „debet similiter" VI. 3. 4; VIII 3; IX. 3. 6. 7. 
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Pflichtigen Ackerfronen und Zinse leisten, wobei an Stelle der 
„manuopera" ihr Dienst (als Meier, Förster u. s. w.) zu gelten 
habe; befindet sich aber ein Meier im Besitz eines Beneficiums, 
so soll er die damit verbundenen „manuopera" und „servitia" 
von einem Stellvertreter tun lassen. Wir sehen: die Pflichten 
des Beliehenen können bäuerlicher Art sein, aber er selbst wird 
trotz „census et opera" doch nicht Hufenbauer. 

Aus zwei verschiedenartigen Bestandteilen setzt sich eben 
das weithingestreckte grundherrliche Gebiet zusammen: aus Land, 
das zum eigentlichen UDd engeren Gutsverband gehörte und der 
herrschaftlichen Gutswirtschaft diente, und aus solchem, das 
außerhalb dieses engeren Herrschaftskreises stand. Zum ersteren 
gehörte nicht nur das selbstbewirtschaftete Herrschaftsgut, die 
terra indominicata, sondern auch das herrschaftliche Bauernland, 
die. Mansi, und jene kleineren Teile herrschaftlichen Gutes, die 
nicht Bauerngüter waren, die „hospitia" und „aecolae". Die Mansi 
und Hospitia stellten der Herrschaft zum guten Teil die Arbeiter 
für den landwirtschaftlichen Eigenbetrieb, die Naturalabgaben 
derselben bildeten wesentliche Einkünfte der Gutswirtschaft — 
kurz, dieses herrschaftliche Land, obschon nicht im einzelnen von 
der Herrschaft selbstbewirtschaftet, war doch ein wichtiges Glied 
im Organismus des herrschaftlichen Landwirtschaftsbetriebes. 

Nicht so das Zins- und Beneficialland. Teils wohl wegen 
seiner von der „terra indominicata" entfernteren Lage, teils wegen 
der über das Landwirtschaftliche hinausgehenden Bedürfnisse der 
Grundherrn ist es verliehen worden. Mochten auch neben Geld- 
abgaben die Naturalzinse, neben höheren Diensten landwirtschaft- 
liche Arbeit von den Inhabern der Beneficien gefordert werden, 
der Unterschied gegenüber den herrschaftlichen Mansi blieb: 
Beneficialland ist nicht Gutsland. Die Leistungen der Beneficien 
an die herrschaftlichen Höfe konnten wohl wirtschaftlichen 
Charakter haben, konnten wohl — wo es eben paßte — die Auf- 
gaben der dienenden Güter unterstützen und ergänzen, aber das 
blieb immer eine subsidiäre und sekundäre Wirksamkeit, und der 
Unterschied zwischen den im engen Guteverband stehenden Mansi 
und den loser der Herrschaft angegliederten Beneficien ward nicht 
verwischt. Nur ausnahmsweise wurden einzelne Bauerngüter des 
herrschaftlichen Hufenlandes als Beneficien vergeben und dabei 
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die Leistungen des im Gutsverband stehenden Mansus bewahrt — 
das ist als eine vorübergehende und persönlich wirksame Maß- 
nahme gedacht, ein vereinzeltes Hineinragen der Beneficialleihe 
in die Hufenordnung der Grundherrschaft. Unsere Erkenntnis 
aber, daß ein bestimmter Unterschied zwischen den Mansen des 
herrschaftlichen Hufenbauers und den Beneficien zu machen ist, 
wird dadurch nicht getrübt: verschieden ist die Stellung inner- 
halb der grundherrlichen Organisation, verschieden die eigentliche 
wirtschaftliche Funktion gegenüber der Grundherrschaft, verschieden 
daher auch — besonders spater — die herrschaftliche Macht über 
das Leiheland und über die Beliehenen. 

Eine Frage bedarf noch der Antwort. Wie verhält sich zu 
den Beneficien die „terra censualis", die ja auch öfter von den 
herrschaftlichen mansi, accolae, hospitia gesondert wird? 1 ) 

Zwei Kolonenfamilien, so hören wir im Polyptychura Irminonis 
(VU, 4. 5. 6), haben außer den beiden mansi ingenuiles, die die 
üblichen Lasben tragen, noch einen mansus „in censo" und zahlen 
5 Sol. 4 Den. Bestimmt heben sich im Polyptychum Fossatense 
von den Leistungen der mansi carroperarii manoperarii und ospicia 
die Zinse der terra censualis ab. 1 ) Auch das Polyptychum Sithiense 
sondert ähnlich. 8 ) Ein Unterschied zwischen diesem Zinsland und 
den Zinse und Dienste leistenden Beneficien ist nicht zu erkennen. 
Wie in den St. Galler Urkunden solche Leihegüter bald Beneficien 
genannt werden, bald nicht 4 ), so auch sonst. In einem Kapitulare 
von 819 begegnen die Worte „terra censalis" und „beneficium" 
in gleicher Bedeutung. 6 ) 

Das Wesen der Beneficialleihe, das, was sie von anderen 
unterschied, werden wir jetzt bestimmt zu erkennen vermögen. 
Wir haben nicht die verschiedenen Seiten ihrer Wirksamkeit zu 
beobachten, wir wollen nur das Charakteristische und Gemeinsame 
hervorheben. 

Die Beneficien des 9. Jahrhunderts zeigen große Mannigfaltig- 
keit. Beneficien verleiht ein Stift, wenn es zahlreiche Hufen kirch- 
lichen Landes mit freien und unfreien Hintersassen einem Großen 



1) S. oben 8. 38. 2) Pol. Fossat. 3. 5. 14, Guääard Irmin. 2, 283^ 286. 
3) Pol. Sith. 13. 18. 20, ebd. 8. 400. 402 f. 4) 8. oben S. 38 N. I. 

5) C. 140 c. 4, S. 287 „si quis terram censalem babuerit ... et utrnm 
aliud beneficium babeat . . M 
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zur Nutzung überweist; aber Beneficium heifit auch das kleine 
Gut, das ein im Bereich der Grundherrschaft tatiger Priester oder 
ein kleiner Gutsbeamter neben den ihm zukommenden Einkünften 
erhalt. 

Beneficien empfangen, so sahen wir ferner, Mitglieder des 
königlichen Hauses und höchste Würdenträger des Keiches, aber 
auch Leute der unteren bäuerlichen Lebenssphäre. 

Beneficium wird meist auf Lebenszeit des Beliehenen, seltener 
auf kürzere Zeit, aber auch erblich verliehen. 

Beneficien bringen dem Leiheherrn Zinse mannigfacher Art: 
Geld und landwirtschaftliche Erzeugnisse, aber sie können Zins- 
verpflichtungen auch ausschließen. Beneficien verlangen oft ver- 
schiedene Dienste: kriegerische Hilfe, ritterliche und höfische 
Dienste, auch rein gutswirtschaftliche Leistungen, Stellung von 
Fuhren und Frachtschiffen, Übernahme von Botschaften, gemessene 
landwirtschaftliche Fronen. Dabei freieste Kombination des 
Verschiedensten, keine Verbindung bestimmter Lehnspflichten mit 
einzelnen Standesgruppen der Beliehenen. Eine Königstochter 
zahlt Zins, ein Unfreier leistet Kriegsdienst. Irrig wäre die An- 
nahme, daß das kriegerische Dienstlehn als Leihegut höherer Art 
über dem Zinsgute stand. 

Und doch. So mannigfach die Beneficien waren, so hoch sie 
hinaufreichten in die höchsten Schichten der Gesellschaft und so 
tief sie hinabgingen, so vornehm die Dienstpflichten nach der 
einen Seite waren und so bäuerlich nach der anderen, die Bene- 
ficien haben doch etwas Gemeinsames. Sie sind gesondert nach 
oben hin von der „proprietas" auf Lebenszeit dadurch, daß sie 
stets Zins oder Dienst oder Dienstbereitschaft begehrten, sie sind 
unterschieden von niederen Leihen dadurch, daß sie nicht dem 
engeren Gutsverband angehörten. 

Das Beneficium ist und bleibt höhere Leihe. Auch der herr- 
schaftliche Hufenbauer kann nebenher Beneficien erhalten und 
manche landwirtschaftlichen Lasten dafür übernehmen. Aber auch 
dann bleibt „beneficium" höhere Leihe, die an sich nicht in das 
Verhältnis der herrschaftlichen Hufenbauern führt 

So hat sich die Beneficialleihe in karolingischer Zeit als 
Leihe besonderer Art ausgebildet. Das Gebiet, das sie umfaßt, 
bleibt weit, die Verhältnisse, die sie umschließt, sind überaus reich- 
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haltig. Keine Spur war zu finden, daß die Leihedauer auf Lebens- 
zeit des Herrn das charakteristische Merkmal des Beneficiums 
gewesen sei — Ansicht Roths. Ebensowenig war zu bemerken, 
daß man damals begonnen habe, als Beneficien jene Leihegüter 
anzusehen, deren Empfanger Vasallen waren — Ansicht Waitz\ 
Aber auch davon war nichts wahrzunehmen, daß „beneficium" auf 
jene Leihegüter allmählich beschrankt zu werden begann, deren 
Inhaber den Reiterdienst leisteten — Ansicht Brunners. 



3. Bellenden und Precarien in nachkarolingiseher Zeit. 

Die Mannigfaltigkeit, die dem Beneficium des g. Jahrhunderts 
eigentümlich war, verblieb Jahrhunderte lang, ja im wesentlichen 
bis zum Erlöschen der ganzen Institution. Nur daß im Laufe 
der Entwicklung bestimmte Arten der Lehen klarer hervortraten, 
sich schärfer gegenseitig abgrenzten und daß manche Leihen aus- 
schieden, die früher zu den Beneficien gerechnet wurden. Ander- 
seits sind später, unter dem Einfluß des das Gesellschaftsleben be- 
herrschenden Lehnwesens, manche bäuerliche Leihen als Lehen 
bezeichnet worden, die in früherer Zeit mit dem Beneficialwesen 
nichts zu tun hatten, manche der im späteren Mittelalter be- 
kannten Beutellehn, Bauernlehn, bäuerliche Hoflehn u. dgl. gehen 
auf eine solche spätere Ausdehnung des Ausdrucks „Lehn" zurück; 
manche allerdings stehen mit den Beneficien der karolingischen 
Periode in ununterbrochenem Zusammenhang. 1 ) 

Vor allem ist zu beachten: in der deutschen Kaiserzeit ist 
die Entwickelung des Lehnwesens nicht so zu denken, daß eine 
fortschreitende Ausdehnung und Verallgemeinerung des Begriffes 
„beneficium" stattfand, daß etwa Namen und Grundsätze des alten 
und wahren Lehns, des vasalitischen Ritterlehns, auf andere 
Leiheverhältnisse übertragen und so den eigentlichen Beneficien 
verschiedene unechte an die Seite gestellt wurden. Das io. Jahr- 
hundert hat vielmehr die ganze bunte Mannigfaltigkeit des karo- 
lingischen Beneficialwesens übernommen, erst nach und nach hat 

i) Ea mag hier genügen, auf die zahlreichen Stellen hinzuweisen, die bei 
Waitz VG. 6* 1 1 und 1 3 f. gesammelt sind und die sich auf die Zeit vom 9. 
bis 12. Jahrhundart beziehen. 
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die Entwicklung der folgenden Jahrhunderte gesondert und ge- 
ordnet, erst nach und nach wurden bestimmte Arten von Bene- 
ficien schärfer unterschieden, wurden eigene Rechtsgrundsatze mit 
den einzelnen verbunden und erst im 13. Jahrhundert wurde von 
den Rechtsbachern ein geschlossenes Rechtssystem aufgestellt, die 
sichere Auffassung einer bestimmten Lehensordnung geschaffen 
und jene scharfe Sonderuug des vasalitischen Ritterlehns betont, 
die das spätere Recht und das spätere Gesellschaftsleben beherrscht. 

Der historische Beschauer aber, der die einschneidende Be- 
deutung und das vollständige Dominieren des vasalitischen Ritter- 
lehns der späteren Zeit wahrnahm, war allzu geneigt, das als 
Anfang der Entwicklung in frühere Jahrhunderte zu verlegen, was 
tatsächlich an das Ende gehört. Und so ist man, wie mir scheinen 
will, dazu gelangt, manche Hauptphase der älteren Lehnsgeschichte 
irrig zu beurteilen. 1 ) 

Hoch und Niedrig, Geistlich und Weltlich, Mann und Frau, 
vornehme Ritter und schlichte Landleute, Freie und Unfreie — sie 
alle konnten Beneficien empfangen. Nicht vom Stand des Be- 
liehenen hing es ab, ob Zins oder Dienst, ob kriegerische Hilfe 
und Hofdienst oder Beteiligung am landwirtschaftlichen Betrieb 
der Herrschaft gefordert wurde. 

Wir vermögen wohl Zinslehn und Dienstlehn einander gegen- 
überzustellen, aber das bedeutet keineswegs den Gegensatz von 
Niederem und Höherem. Ja gerade vornehme Persönlichkeiten 
und geistliche Korporationen haben häufig Zinslehen besessen.*) 
Man zahlte Zins, sonst nichts, man war nicht weiter gebunden. 
Und wie sich Zinslehen neben Dienstlehen bei allen Ständen vor- 
finden, so konnten ohne weiteres dieselben Personen Beneficien 
verschiedener Art besitzen. Erst später begann man, die Zins- 
lehen als unwürdig des ritterlichen Mannes zu betrachten.') 

1) Eine nähere Auseinandersetzung unterbleibe hier. Der Sachkundige wird das 
Abweichende wohl wahrnehmen. Nur eine flüchtige Skizze soll hier geboten werden. 

2) Waitz 4», 202 ; 6*, 18. 35 f. Vergl. Mühlbaoher 1381. 1448; SS. 13, 
5 1 3 (Flodoard, Hist. Bern. HI, 20). 

3) Überaus charakteristisch, zugleich auch bezeichnend dafür, daß die An- 
sicht noch Mitte des 12. Jahrhunderts keineswegs allgemein herrschte, ist die 
Äußerung Idungs, die Waitz 6*, 36 zitiert. Wie Zins und Dienst zusammen- 
gingen, wie dem Empfänger mitunter freigestellt war, Zins zu zahlen oder 
kriegerischen Dienst zu tun, das erörterte hinreichend Waitz 6 s , 42 f. Vergl. 
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Wir vermögen ferner auch Dienstlehn nach den verschiedenen 
Arten des Dienstes zu gruppieren, die landwirtschaftlichen Leistungen 
den anderen gegenüberzustellen. Aber auch dabei ist zu beachten, 
daß die Sonderung der entsprechenden Arten von Beneficien erst 
nach und nach zur Geltung gelangt. 1 ) 

Wir können weiterhin fragen, ob das zu kriegerischem Dienst 
verpflichtende Lehn, das beneficium militare, einem Freien oder 
Unfreien übertragen ist, aber wir dürfen nicht von Anfang an 
vasalitische und ministerialische Lehen scharf gegenüberstellen 
und die einen als Kriegslehen freier Vasallen, die anderen als 
die unfreier Ministerialen charakterisieren. Unfreie waren stets 
lehnmaßig, sie haben von der fränkischen Zeit her durch alle 
folgenden Jahrhunderte diese Eigenschaft bewahrt, sie besaßen die 
Fähigkeit, in das Verhältnis der Vasalität einzutreten; und dabei 
steht — so dürfen wir annehmen — das, was seit Anfang des 
1 2. Jahrhunderts sicher zu beobachten ist, in unmittelbarem Zu- 
sammenhang mit ähnlichen Verhältnissen des fränkischen Zeit- 
alters. Die Ministerialität hat nicht erst im 12. Jahrhundert die 
Lehnsfähigkeit erworben, sie hat sie stets besessen. Man darf 
auch nicht sagen: die Ministerialen haben zwar früher schon 
ministerialische Lehen gehabt, aber erst im 1 2. Jahrhundert vasa- 
litische Beneficien empfangen. Denn längst leisteten Unfreie das 
Hominium, fungierten als Vasallen und Inhaber von Beneficien 
mannigfacher Art. Wie die Ministerialität der spateren Zeit zum 
guten Teil aus dem Institut der fränkischen Vassen herausgewachsen 
ist, so hat sich auch das ministerialische Dienstlehen erst später 
allmählich als Sonderbeneficium gebildet, das kriegerischen und 
höfischen Dienst der ßeliehenen forderte. Die Gegenüberstellung 
der ministerialischen und der freien vasalitischen Lehen als 
zweier Gruppen militärischer Lehen ist erst das Ergebnis der 
Entwickelung des 12. und 13. Jahrhunderts.') 

noch Straßb. ÜB. 1, 88 n. 107 v. J. 1156: W. bat „iure beneficii militaris" 
fünf bischöfliche Mansen; erlangt durch Aufgabe eines anderen Gutes, daß er 
diese Mansen erblich „pro censu 5 sol." erhalte. 

1) Waitz VG. 6», 12. 40, bes. 40 N. 2. Vergl. bes. die Stelle des Lim- 
burger Hofrechta Constit. 1, 88. 

2) Nähere Beweise der Behauptungen seien hier nicht mitgeteilt. Das in 
Waitz VG. 6* gesammelte Material und die dort gelegentlich geäußerten Be 
merkungen führen zu den oben skizzierten Ansichten. 
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Eine nähere Betrachtung der Lehnsgeschichte soll uns nicht 
von den Aufgaben fortfuhren, die wir uns hier gestellt haben. 
Verstehen laßt sich die fortschreitende Abschichtung verschiedener 
Lehensarten und die schärfere gegenseitige Abgrenzung nur im 
Zusammenhang mit anderen Verhältnissen, in Verbindung mit einer 
Betrachtung der sozialen, besonders der Vasalitätsverhältnisse. 
Hier galt es nur zu betonen, daß auch die Entwickelung des 
Beneficiums in nachkarolingischer Zeit die ursprüngliche Mannig- 
faltigkeit nicht verringerte, nur strengere Gruppierung und Schaffung 
geschlossener Sonderrechtskreise bewirkte. Wie in früheren Jahr- 
hunderten, so hat auch spater die Beneficialleihe höhere und 
niedere Abhängigkeitsverhaltnisse, Zinse und Dienste, kriegerische 
und wirtschaftliche Leistungen begehrt. 

Und das Verhältnis zur Precaria? 

* * 

Das Wesen der Precaria liegt, wie wir beobachteten, nicht 
in der Begründung besonderer dinglicher oder persönlicher Ab- 
hängigkeitsverhältnisse, sondern im eigentümlichen Zustandekommen 
der Leihe, im Hingeben und Nehmen von Gut. Die einseitigen 
Precarien sind im 9. Jahrhundert verschwunden. Wenn noch 
am Ende des 9. Jahrhunderts Precarien begegnen, die auf An- 
ordnung des Königs verliehen waren, so sind das nur die letzten 
Ausläufer der früher häufigen „precariae verbo regis". 1 ) Sonst 
wurde in dieser Zeit der Ausdruck „precaria" in solcher Bedeutung 
nicht mehr gebraucht: königliche Verfügungen über Kirchengut 
stehen fortan im Bannkreis der Beneficialleihen. Jetzt — seit 
dem 9. Jahrhundert — liegt in der durch Hingabe eines Guts 
bewirkten Leihe allein das Charakteristische der Precarien, 
liegt allein das, was sie von anderen Leihen unterschied. Die 
Ausdrücke „commutatio" und — besonders in Bayern — „com- 
placitatio" wurden daher in durchaus gleichartigem Sinne ge- 
braucht.*) Nicht nur Land, auch andere Vermögensobjekte, Ein- 
nahmen, Zinse u. s. w. können gegeben und verliehen werden, auch 
mit Zusicherung einer Leibrente begnügt sich der Precarist, der 
Gut tradiert hat*) 

1) Waith VG. 6», 128 2) EM. 119. 

3) So in den Trad. Werd., s. Waitz ebd. 129; s. oben S. 26. 
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Die Mannigfaltigkeit der Precarienvertrage älteren Zeiten be- 
stand in späteren Jahrhunderten fort. Wir finden im 10. und 
1 1. Jahrhundert all das wieder, was für die fränkische Periode 
beobachtet wurde. 

Nur einige Momente seien hervorgehoben. 

Zunächst die Verschiedenheit der Pflichten des Precaristen. 
Der Precarist zahlte Zins oder leistete Dienst oder war ledig aller 
Abgaben. Überaus häufig ist das letztere der Fall. Aus dem 
Bereich der verschiedenen Stammesrechte ist es bezeugt, daß der 
Precarist Eigentum auf Lebenszeit erhielt 1 ), daß diese „proprietas" 
vielfach als das Normale in Precarienverträgen vorgesehen 
zu sein scheint. Indessen anderseits wird doch auch oft dem 
Precaristen Zins auferlegt: entweder ein ßekognitionszins, der nicht 
belastet und den Herrn nicht bereichert, der die Fortdauer des 
herrschaftlichen Eigentums allein in Erinnerung bringen will, oder 
eine höher bemessene Abgabe, die zum Verhältnis der Pacht 
hinüberleitet. Scharfe Grenzlinien zu ziehen, ist unmöglich, die 
Übergänge sind gleitend und mannigfach. Geld, Naturalien werden 
gegeben, bald wenig, bald mehr.*) 

Neben Zins oder an Stelle des Zinses tritt Dienst auf. Aller- 
dings werden die Dienste, die noch im 9. Jahrhundert überaus 
häufig und verschiedenartig waren, später seltener — die all- 
gemeine wirtschaftliche Entwicklung des Zeitalters hat ja häufig 
Umwandlung der Dienste in feste Zinse begehrt. Aber aus- 
geschlossen ist der Dienst nicht. Nie ist die Entwicklung der 
Precarienverträge dazu gelangt, die Übernahme von Diensten der 
Precaristen zu verschmähen, u. z. sind es Dienste verschiedener Art, 
wirtschaftliche, kriegerische, ritterliche. Daher begegnet die Über- 
tragung vasalitischer Lehen im Precarienvertrage ebenso*) wie 
die Überweisung von Gütern mit materiellen bäuerlichen Lasten.*) 

Naturgemäß sind die persönlichen und dinglichen Verhältnisse 
des Precaristen zum Leiheherrn sehr verschieden. Schon die wirt- 

1) Vgl. die zahlreichen Stellen bei Waitz VG. 6* 119 ff. 130. Über Eigen 
auf Lebenszeit 8. oben S. 33. 

2) Der Hinweis auf die Zeugnisse bei Waitz 6* 7. 114. 126 mag hier genügen. 

3) Vgl. die Zeugnisse Waitz 6* 127. 130. 

4) Trad. Sang. 782, Wartmann 3, 5 v. J. 921 „a terra autem, quae mihi a 
monachis in beneficium praestita est, maldra V debeo persolvere et ebdomadas TI 
in autumno et in vcre II fncere debeo, dies II foenum secare in monasterio". 
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schaftliche Verbindung war keineswegs überall die gleiche: auf 
der einen Seite Precaristen, die auch wirtschaftlich ganz abseits 
von der Leiheherrschaft stehen, auf der anderen solche, die sich 
im Mitgenuß der herrschaftlichen Allmende befinden 1 ) und mehr 
oder weniger in den Wirtschaftsverband der Grundherrschaft ein- 
treten. Erst recht verschieden war die Gewalt des Herrn über 
die Precaristen. Hier beruhte das Verhältnis auf einem rein 
dinglichen Vertrag Gleichgestellter, dort finden wir straffe Ab- 
hängigkeit des einen. Kommt es doch vor, daß Precaristen un- 
frei werden, daß die Hingabe der Freiheit der Preis war für das 
im Precarienvertrag empfangene Leihegut.*) 

Wie die Pflichten der Precaristen mannigfach waren, so auch 
die Bestimmungen über die Dauer der Leihe. An sich stellte 
die Precaria nicht bestimmte Forderungen, der individuelle Ver- 
trag allein war maßgebend. Allerdings erscheint auch jetzt noch 
vielfach Verleihung für die Lebensdauer des Precaristen als das 
Gewöhnliche, Normale 8 ), aber nie als das Unerläßliche. 

Daß tatsächlich auch bei jenen Precarienverträgen, die auf Lebens- 
zeit der Precaristen geschlossen waren, die direkten Nachkommen 
des ersten Beliehenen berücksichtigt wurden, gilt für diese Zeit 
ebenso wie für die karolingische Periode. 4 ) Mit einem mäßigen Zins 
und mit dem Recht, beim Aussterben der Precaristcnfamilie das Gut 
zur vollen Verfügung zu erhalten, begnügte sich oft die Kirche. 
Mitunter ist die spätere Wahl eines Inhabers des zinsenden 
Gutes vorgesehen. 5 ) Die Reihe der Zeugnisse läuft ununterbrochen 
von der Karolingerzeit durch die folgenden Jahrhunderte, sie be- 

1) Trad. Song. 799 v. 948/49 „et uauin de supradicto curte in pascuis atque 
in silvis habeant"; 802 ähnlich. 

2) Mittelrh. UB. 1, 248 (c. 948): pro recompensatione huius precaric tra- 
diderunt s. Salvatori . . . semet ipsos saosque deinde infantes"; — Weatf. UB. 
Suppl. 102 n. 619 (v. 1011 — 29): „filü [des Precaristen] subdiderunt se eidem 
ecclesie servili iure"; Höchst. Halb. UB. 1, 85 n. 123 (v. 1106): dedcrunt enim 
XI mansos ... et se ipsos ecclesie". — Auch Unfreie schlössen Precarienvertrftge, 
Trad. Sangal. 793. 803. 

3) Vgl. Waitz VG. 6', 130. 4) S. oben S. 15. 

5) Straßb. UB. 1, 38 f. n. 49 (965 — 91); »niilieh schon Trad. Sang. 398, 
Wartmann 2, 20 v. 846: wenn kein direkter Erbe des Precariengutes, so „ad 
ius praepositi et advocati seu populorum pertineat, quem ipsi elegerint mihi 
proximum fuisse qui easdem res in eundem censum habeat". Der Precarist, der keine 
Erben hatte, behält sich wohl auch selbst die Wahl vor, Trad. Sang. 810 v. J. 965. 

Abh» 0 dl. d. K. S. Oc»Uich. d WUwuieb , phll -hl*. Kl. XXII. i. 1 
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handelt die verschiedenen Rechtsgebiete des deutschen Volkes. 
Besonders sei auf eines hingewiesen: durch Precarienvertrage 
werden häufig Erbzins- oder Erblehnsverhältnisse — ohne Unter- 
scheidung der Ausdrücke — geschaffen. Was in dieser Hinsicht 
an manchem urkundlichen Material des 9. Jahrhunderts beobachtet 
wurde, das findet sich auch im 10, 11. und 12. Jahrhundert be- 
zeugt. 

Die folgenden Bemerkungen dürfen nicht beanspruchen, 
das vorhandene Material zu erschöpfen. Aber die angefahrten 
Stellen werden genügen, um zu beweisen, daß die Nachrichten 
über Erbleihen, die aus Precarien vertragen entstanden sind, un- 
unterbrochen vom 8. und 9. Jahrhundert die folgende Periode 
durchziehen, daß die von Würzburger Urkunden seit der 2. Hälfte 
des 11. Jahrhunderts gebrachten Meldungen, auf die neuerdings 
mit Nachdruck hingewiesen wurde 1 ), nichts wesentlich Neues bieten, 
sondern alte seit Jahrhunderten bestehende Institutionen betreffen. 

St. Gallen besitzt zwar für das 10. Jahrhundert nicht den 
urkundlichen Reichtum des vorangegangenen Zeitalters, aber mehrere 
Precarienvertrage liegen doch vor und die allermeisten sprechen 
ausdrftcklich von Erbzinsverhältnissen: 13 von 18 gedenken 
der unbegrenzten Erblichkeit 1 ); einmal wird dem Precaristen, 
der offenbar keine unmittelbaren Nachkommen hatte, die Befugnis 
erteilt, die „cartam precariam" auf einen Verwandten zu über- 
tragen 3 ); einmal trifft der Tradent Bestimmungen Über den Re- 
kognitionszins, den er, seine Gemahlin und „quisquis meam pre- 
cariam habuerit" zu leisten habe 4 ); in einem Falle verbleibt das 
Leihegut der Frau und den Söhnen 5 ), in zwei Fällen nur dem 
Tradenten auf Lebenszeit.*) — Auch in den Gebieten des «bereu 

1) S. RiGTSCHEf. . „Entstehung der freien Erbleihe" in Zt der Savigny- 
Stiftung f. E6. Germ. Abt. 22, 213 ff. Im 3. Teil dieser Arbeit komme ich auf 
Riktschels Ansicht zurück. 

2) Trad. Sang. (Wartmann III) 780. 782. 783. 799. 802—807. 809. 812. 
815. — Über Erblichkeit der im Precarienvertrag gegebeuen Lehen s. Waitz 4*, 
224; 6*, 81 N. 2. 125. 

3) Eb. 792. 4) Eb. 810. 5) Eb. 793. 

6) Eb. 801. 808. Aber vielleicht soll das gar nicht im Gegensatz zur 
erblichen Verleihung stehen. In Nr. 804 und 809 wenigstens ist auch nur von 
Übertragung auf Lebenszeit die Rede, aber die weiteren Bestimmungen der Ur- 
kunden lassen erkennen, daß der Übergang des Zinsverbaltnis-ses auf die Nach- 
kommen vorausgesetzt wird. 
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und mittleren Rheins sind solche durch Precarienverträge ge- 
schaffenen Erbzinsverhältnisse nachzuweisen 1 ), ja einzelne Nach- 
richten fehlen nicht aus anderen deutschen Gegenden, aus den 
Bereichen des baiu warischen, frankischen und sächsischen Rechts.*) 
Offenbar waren sie ungleich häufiger, als es den unmittelbaren 
urkundlichen Aussagen gemäß den Anschein hat. Müssen wir 
uns doch der bekannten Tatsache bewußt bleiben, daß in nach- 
karolingischer Zeit zunächst das private Urkundenwesen allgemein 
zurücktrat. Und ferner. Manche Precarienurkundeu lauten nur 
auf Lebenszeit des Precaristen und setzen gleichwohl Erblich- 
keit voraus. 5 ) Erinnern wir uns, daß schon ein karolingisches 
Kapitular den legalen Anspruch auf das Leihegut bis in die dritte 
Generation nach dem Tradenten anerkennt und selbst Beleihung 
späterer Nachkommen der Berücksichtigung empfiehlt*), so ist 
wohl klar: häufig, recht häufig fahrten Precarienverträge direkt 
und indirekt zu Erbzinsverhältnissen. 6 ) 

Es dient nicht den Zwecken dieser Untersuchung, die Mannig- 
faltigkeit der durch Precarienverträge geschaffenen Verhältnisse 
näher zu behandeln. Genug, daß wir gesehen haben, wie die 
Wirkungen differieren. Verschiedenartig die Pflichten der Pre- 
caristen, verschieden die Dauer der Leihe, verschiedenartig die 
Rechte des Beliehenen und Leiheherrn am Gut, verschieden die 
dinglichen und persönlichen Beziehungen, die mittelbar und un- 
mittelbar Precarienverträge veranlagten. Die Precarienleihe hat 

1) Straßb. UB. i, 29 n. 37 v. 910; 49 n. 58 v. 1089; 56 n. 70 v. 1116; 
vgl. die den Erbzinsvcrhältuissen ähnlichen Anordnungen S. 38 f. n. 49 v. 965 bis 
9'; 53 o. 65 v. 1 105. — Auf Erblichkeit weist Mittelrb. UB. I, 509 (St. 3123) 
hin; 1, 594 f. n. 536 v. 1145; Nass. UB. I, 25 n. 59 v. 842; 70 n. 128 v. 1071 
wird wohl Erblichkeit vorausgesetzt; 91 n. 160 v. 1 108. 

2) Trad. Brix. 445. 450, Acta Tirolensia 1, 156. 158. Vgl. auch Trad. 
Frising. 911, Meichelbeck 1,410 (v. J. 902): iure hereditario; Trad. Formb. 96 
(Urkb. ob Enns. 1), S. 654: hereditario iure; 110, S. 659: omnia posteritas . . . 
in beneficium; Trad. Lunacl. 155 (Urkb. ob Enns 1), S. 89: nobilis mulier ... 
sibi ot posteritati sue. — Trad. Stabul. 17 (Ritz, Urkk. u. Abhandl. 1824) S. 24 f. 
v. J. 922: si aliquis de beredibus . . . cupit, nemo . . . ipsam precariain fieri valeat 
nisi ipse. — Osnabr. UB. 1, 203 n. 241 v. 1124 ist Erblichkeit angenommen, 
da es beißt: heripeta noster. 

3) S. oben S. 50 N. 6. 4) Oben S. 15. 

5) Waitz VG. 6*, 81 N. 2 bemerkte ich: früh kommt Erblichkeit bei jenen 
Beneficien vor, die in einem Precarienverträge erteilt wurden. Vgl. Waitz VG. 
4*, 224. 

4* 
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weder ausschließlich bäuerlichen noch nichtbäuerlichen Charakter, 
sie hat bald den einen, bald den anderen. Grundherrn und kleine 
Bauern schließen Vertrage solcher Art. Wirtschaftliche Dienstbar- 
keit oder ritterliche und militärische Hilfeleistung kann verlangt 
werden, aber es wird manchmal auch jede persönliche und ding- 
liche Leistung verschmäht und lediglich ungeteilter Heimfall des 
unverminderten Precariengutes begehrt. Bald begegnen Geldzinse, 
die zu keiner weiteren persönlichen Unterordnung fahren, bald 
solche Pflichten, die den Precaristen zum herrschaftlichen Kolonen 
machen, ja Ergebung in Unfreiheit bedingen. Die Precarie hat eben 
ihrer Natur nach Raum für Leihen aller Art, sie hat insbesondere 
auch Raum für die Beneficialleihen verschiedenster Schattierungen. 

* * 

Die Beziehungen zwischen Precaria und Beneficium lassen 
sich jetzt, nach der Betrachtung der einzelnen Institute, ohne 
Schwierigkeit erkennen. 

Der Precarien vertrag gewährte oft sogenanntes Eigen auf Lebens- 
zeit, er führte damit gleichsam nach oben hin über das hinaus, 
was die Beneficialleihe seit dem 9. Jahrhundert gewähren konnte. 1 ) 
Es gab fortan Precarienleihen, die nicht Beneficien waren. Noch 
findet oft die Beneficialleihe im Precarienvertrag statt, aber sie 
ist nur eine der verschiedenartigen hier angewandten Leihen. 
Wohl kommen alle Arten von Beneficien in Precarienverträgen 
vor, aber sie bedürfen dieser Voraussetzung nicht, sie werden auch 
ohne Abmachungen dieser Art gewährt. So haben wir uns das 
Verhältnis zwischen Beneficien und Precarien seit dem 9. Jahr- 
hundert anders vorzustellen als für die ältere fränkische Zeit. 
Damals schloß der Kreis der Beneficien den der Precarien in 
sich 8 ), jetzt sind die Gebiete der beiden zwei Kreise, die sich 
durchschneiden, nicht decken und nicht in einander liegen. Es 
gibt Beneficien, welche Precarien, und solche, die nicht Precarien 
sind. Ebenso sind die Precarien teils Beneficien, teils nicht. 

1) Im 9. Jahrhundert kommen Umwandlungen von Beneficien in Eigen auf 
Lebenszeit vor und sie galten als Begünstigung des Belehnten, Waitz VG. 6 1 , 
121. Spater nicht mehr, weil Erblichkeit im Lehnsverhaltnis vorherrschte, 
Waitz 6*, 91 N. 2. 

2) Ö. oben 8. 2g f. 
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Diese Erkenntnis des Zusammen- und des Auseinandergehens 
von Beneficien und Precarien erklärt den scheinbar unversöhn- 
lichen Widerspruch der Ansichten von Waitz und Roth. 

WArrz legte das Schwergewicht auf jene zahlreichen Mel- 
dungen, die von Beneficialleihen im Precarien vertrag handeln ; Roth 
dagegen begründete seine Ansicht mit jenen Nachrichten, die Pre- 
carien und Beneficien sondern. Waitz suchte die von Roth vor- 
geführten Zeugnisse zu entkräften, indem er — wenigstens für die 
ältere Zeit — die nebeneinander vorkommenden Ausdrücke „bene- 
ficium" und „precaria" für Synonyme und Pleonasmen erklärte; 
Roth glaubte die zu Gunsten von Waitz sprechenden Stellen da- 
durch unwirksam machen zu können, daß er die auf Beneficien 
bezüglichen Ausdrücke in Precarienurkunden teils für untechnisch, 
teils für mißbräuchlich verwendet erachtete. 

Beido irrten und übersahen den wahren Zusammenhang. 
Sie irrten, weil sie die Frage des Gegensatzes von „beneficiura" und 
„precaria" nur von einem Gesichtspunkt aus berücksichtigten, weil 
sie glaubten, der Gegensatz könne lediglich in einer Verschiedenheit 
der wirtschaftlichen und sozialen Wirkungen der Leihen bestehen. 

Deshalb beging Rora den Fehler, als charakteristisches Moment 
für Beneficien Tronfall und Einziehungsrecht, für Precaria unbe- 
schränkte Nutznießung auf Lebenszeit des Beliehenen anzunehmen — 
eine Ansicht, die auf Schritt und Tritt von einwandfreien urkund- 
lichen Aussagen widerlegt wird, der es an jeder Stütze fehlt. 

Aber auch Waitz täuschte sich, da er das Eigentümliche 
des Beneficiums, das er wenigstens einigermaßen für die spätere 
Zeit der Precarie gegenüberstellte, in der vasallitischen Huldigung 
des Beliehenen zu erkennen wähnte. Das für eine Gruppe von 
Beneficien — und kaum für die größte — maßgebende Moment 
hat er auf alle Beneficien schlechthin übertragen — ein ver- 
hängnisvoller Irrtum, der zur Gegenüberstellung von Beneficium 
und Precaria im Sinne von Leihe höherer Art und Zinsleihe 
hinüberleiten mußte. 

Die irrige Gegenüberstellung von Beneficium und Precaria 
hat vielfach zu einer unklaren und schiefen Gesamtbeurteilung 
der frühmittelalterlichen Leiheverhältnisse geführt. 

Precaria war in älterer fränkischer Zeit die Leihe, die durch 
einen Bittbrief des Beliehenen begründet und — so wenigstens 
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anfangs — regelmäßig erneuert wurde; sie war in späterer Zeit — 
seit dem 8. und 9. Jahrhundert — die durch Hingabe eines 
Gutes bewirkte Leihe. 

Beneficium galt zunächst in breiter Unbestimmtheit und 
Vielheit als die Leihe, die dem Beliehenen nicht Eigentum sondern 
Nutzung gewährte und die durch einen Gnadenakt, eine freie Ver- 
fügung, des Leihers zu stände kam. Seit dem 9. Jahrhundert 
aber wurde das Wort „beneficium" in engerer Bedeutung gebraucht 
und nur auf jene Leihen bezogen, deren Inhaber zu Zins, Dienst 
oder wenigstens zu Dienstbereitschaft verpflichtet waren. Bene- 
ficium unterschied sich daher einerseits vom Eigentum auf Lebens- 
zeit, das keine Verpflichtungen dieser Art kannte, unterschied sich 
aber auch andererseits von jenen Landleihen, die gutswirtschaft- 
lichen Charakter hatten: Beneficium führte nicht in den engeren 
Gutsverband der Herrschaft. 

Diese Sonderung hängt zusammen mit der allgemeinen Eut- 
wickelung der Grundherrschaft und ihres Betriebes. 

Von Anfang an, schon nach Tacitus 1 Bericht, bestand der 
Grundbesitz aus selbstbewirtschaftetem und aus Leiheland. Je 
mächtiger sich Grundbesitz entfaltete, umso ausgedehnter das 
Leiheland und die Leiheverhältnisse. Die eigentümliche Arbeits- 
organisation auf den großen Gütern aber hat die verschiedenen 
Leihegüter in zwei Gruppen gesondert. Charakteristisch war es 
für die Grundherrschaften, daß sie die landwirtschaftlichen Arbeiten 
nicht allein vom Hof- und Hausgesinde, von den an Höfen leben- 
den Knechten und Mägden verrichten ließen, sondern zum guten 
Teil auch von jenen Leuten, die herrschaftliches Land zur Selbst- 
nutzung erhalten hatten mit der Pflicht, Naturalabgaben zu ent- 
richten und besonders auch umfassende landwirtschaftliche Dienste 
zu tun. 

Diese Organisation der landwirtschaftlichen Arbeit auf den 
großen Gütern mußte so eine besondere Art von Leihegütern 
schaffen, die der eigentlichen Gutswirtschaft dienten, die selbst 
einen integrierenden Bestandteil der Guts Wirtschaft bildeten und 
dem engeren Gutsverband angehörten. 

Diesen Leihegütern, deren vornehmste Aufgabe es war, einen 
großen Teil der herrschaftlichen Arbeiter zu stellen, standen die 
anderen gegenüber, die wohl alle möglichen Abgaben und Dienste 
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leisteten oder leisten konnten, die aber nicht dem engeren Guts- 
verband angehörten. Zu ihnen sind auch die Zinsgüter im engeren 
Sinne zu rechnen, d. s. jene, denen der Zins eigentümlich war, wie 
die landwirtschaftliche Arbeitsleistung den im Gutsverband stehen- 
den dienenden Hufen. Und dieses Gegenüber der beiden Leihe- 
gruppen wird nicht verwischt durch den Umstand, daß mitunter 
auch die Inhaber der Leihegüter höherer Art zu landwirtschaft- 
lichem Dienst angehalten waren, zu einem Dienst, der doch immer 
nur die Leistung der eigentlich dazu berufenen dienenden Güter 
ergänzen sollte. Trotz alledem: die allgemeinen Grenzlinien zwischen 
dem dienenden Land und dem loseren Leiholand wurden nicht auf- 
gehoben, sind stets zu erkennen. 

Charakteristisch für diese Verhältnisse ist besonders die Stellung 
des dienenden Landes, der mansi possessi, der mansi ingenuiles, 
litiles, serviles u. dgl., des mit Hintersassen besiedelten Herrschafts- 
landes, charakteristisch ist sein Gegensatz einerseits zur terra 
salica und indominicata, anderseits zur terra censualis, zur terra 
beneficialis, dem im loseren Verband stehenden Leiheland. 

Fragen wir nach den Beziehungen der Precarien, so ergibt 
sich, daß wir diese Leiheart weder der einen noch der anderen 
Gruppe generell zuweisen können: Precarien vertrage können 
dienende Güter und loseres Leiheland betreffen, in den engeren 
Gutsverband führen oder nicht. Der Beneficialleihe aber ist die 
Stellung außerhalb des engeren Gutsverbandes charakteristisch. 
Ja alle die mannigfachen Leihearten, die uns außerhalb der eigent- 
lichen Gutswirtschaft begegnen, sind als Spielarten der Beneficial- 
leihe anzusehen. Die allmähliche Bildung bestimmter Gruppen 
mit festen Rechtskreisen ist im Grunde lediglich eine allmähliche 
Entwicklung von Sonderlebnrechten. 

Dürfen wir bei den bisher erkannten besonderen Leihegruppen 
eigene soziale und politische Wirkungen voraussetzen? Welche 
Gewalt hatte der Leiheherr in dinglicher und persönlicher Hin- 
sicht! Die Antwort kann nur eine nähere Untersuchung bringen. 
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II. Immunität. 

Vorbemerkung. 

Wohl keine Institution des öffentlichen Lebens wurde vom 
Historiker so in den Mittelpunkt der Verfassungsentwicklung ge- 
rückt als die Immunität. Die bedeutungsvollsten Wandlungen 
führte man auf sie zurück. Sie soll den großen Grundherrschaften 
die Kraft verliehen haben, den Grafschaftsverband zu sprengen, 
zu selbständigen staatlichen Gliedern zu werden, halbstaatliche 
und staatliche Gewalt zu erlangen. Wie man der Meinung war* 
daß die wichtigsten innerstaatlichen Veränderungen des Mittelalters 
auf der grundherrlichen Entwicklung beruhen, so hat man natur- 
gemäß der Immunität maßgebende Bedeutung beigelegt. Denn 
durch sie habe ja die Grundherrschaft all die Umwälzungen be- 
wirkt: Grundherrlichkeit und Immunitätsherrschaft gingen Hand 
in Hand. 

Der große Einfluß von Grundherrschaft und Immunität wurde 
allerdings bestritten. 1 ) Der Anschauung, daß Grundherrschaft und 
Immunität die städtischen und territorialen Bildungen wesentlich 
beeinflußten, ward die These entgegengestellt, daß hier keine Be- 
ziehungen bestanden. 

Gewiß ist ein solcher Gegensatz der Ansichten überaus merk- 
würdig. Wie konnten nur zwei Gruppen von Forschern zu so 
widerspruchsvollen Meinungen gelangen 1 Wohl machen wir öfter 
die Beobachtung, daß ein einmal zur Herrschaft gelangter Irrtum 
zähe fortlebt und von einer Forschergeneration zur andern fort- 
geschleppt wird. Aber darf das hier angenommen werden, wo 
es sich um die Bedeutung der Immunität für Städtewesen und 
Landeshoheit handelt? Ernste, in ihrer wissenschaftlichen Stellung 
allgemein anerkannte Gelehrte haben das Quellenmaterial wieder- 
holt eindringlich geprüft — sollten Männer wie Eichhorn, 
Arnold, Heusler, um nur einige zu nennen, die wahren Zu- 
sammenhänge so durchaus verkannt haben, daß sie die Immunität 
als wichtigste Grundlage der stadtrechtlichen Entwicklung an- 

i) S. oben S. 6. 
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sahen, obschon tatsächlich die Immunität mit der Entstehung des 
Städte wesens gar nichts gemein hat? Wie konnten dieselben 
Nachrichten der Quellen so verschieden gedeutet, wie daraufhin 
die grundverschiedenen Ansichten Ober die Ausdehnung der Im- 
munität gebildet werden? Denn nur die Ausdehnung der Immu- 
nität wird verschieden beurteilt, ihre Natur nicht: Städtewesen 
sei auf der Immunität und aus ihr entstanden, sagen die einen; 
außerhalb der Immunität, stets neben ihr, die anderen. 

Der eigentliche Grund des großen Gegensatzes der Ansichten, 
so will mir scheinen, der Grund der verschiedenen Meinungen 
über die räumliche Ausdehnung der Immunität liegt darin, daß 
die Gegner unter Immunität Verschiedenartiges verstanden, daß 
sie die einzelnen Entwicklungsstadien der Immunität nicht hin- 
reichend berücksichtigt und bald dieses bald jenes Moment als 
das Charakteristische rar sie überhaupt angesehen haben. Dadurch 
wurde jede Verständigung verhindert. 

Gewisse Ansichten über die Immunitäten und die Grund- 
züge ihrer Entwicklung sind wohl gegenwärtig allgemein an- 
erkannt. 

Die Immunität habe den öffentlichen Beamten die Erhebung 
von Abgaben und das Betreten des bevorrechteten Gebiets zur 
Vornahme von Amtshandlungen verboten. Das habe zu Exemtion, 
zu einer Vermittelung des Herrn, zur Bildung eines besonderen 
Immunitätsgerichts geführt. Im fränkischen Zeitalter sei das Ver- 
hältnis des privaten zum staatlichen Gericht so gestaltet worden, 
daß die Hochgerichtsbarkeit über alle Immunitätsleute dem Grafen 
vorbehalten blieb, die Niedergerichtsbarkeit aber, die des Centenars, 
an die Herrschaft kam. Dabei sei es indessen nicht geblieben, 
seit Ende des 9. Jahrhunderts seien besonders die geistlichen 
Grundherrschaften auch in den Besitz der Hochgerichtsbarkeit ge- 
langt, der hohen Vogtei — die Grundlage der späteren Landes- 
hoheit. 

Die geistlichen Herrschaften, so wird weiter angenommen, 
hätten zur Handhabung der weltlichen Gewalt Vögte erhalten, 
die Vögte ihre Befugnisse zu wohlerworbenen Rechten entwickelt. 
Dann erlaubten sich die Vögte Bedrückungen der herrschaftlichen 
Hintersassen, die Herrschaften aber schritten ein, und schließlich 
kam es zu Abmachungen: die Vögte wurden beschränkt, u. z. 
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violfach so, daß ihnen die ehemals gräfliche Hochgerichtsbarkeit, 
den von der Herrschaft abhängigen Beamten dagegen die niedere 
Gerichtsbarkeit des fränkischen Centenars zugewiesen wurde. Die 
Befugnisse des Vogts geistlicher Herrschaften habe demnach eine 
Verschiebung erlitten, zuerst habe der Vogt nur Niedergerichts- 
barkeit besessen, dann dazu die Hochgerichtsbarkeit erworben, 
später sei er auf das Hochgericht, von dem er in fränkischer Zeit 
ausgeschlossen war, beschränkt worden. Die Herrschaft sei aber 
noch in anderer Weise gegen den Vogt vorgegangen: sie habe 
den Ausschluß der vogteilichen Wirksamkeit von der Immunität 
erlangt. Die älteren Privilegien richteten sich vornehmlich 
gegen die Grafen und verlangten deren Ausschluß — die ältere 
Immunität; später suchten die Herrschaften Schutz und Selbst- 
ständigkeit gegenüber den eigenen Vögten — die jüngere Im- 
munität. 

So etwa dürften die landläufigen Vorstellungen von der Ent- 
wicklung der Immunität mit flüchtigen Worten skizziert werden. 
Unklar und widerspruchsvoll ist hierbei oft das, was über die Be- 
schränkung der Vögte auf das Hochgericht der Immunität und 
was über den Ausschluß von der Immunität bemerkt wurde. 

Wollen wir diese herrschende Aneicht prüfen, so müssen wir 
nach dem Wesen und Wandel der Immunität fragen, nach dem 
Verhältnis zum Staat und dessen Organen einerseits, nach dem 
zu den Grundherrschaften anderseits. 

In germanischer Vorzeit gab es keine herrschaftlichen Gerichte, 
nur die öffentlichen, die Volksgerichte. Ihnen unterstanden alle 
Volksgenossen, während die Unfreien der unbedingten Gewalt 
ihrer Herren zugehörten. Aber dann bilden sich herrschaftliche 
Vcrmittelungsinstanzen, schließlich eigene herrschaftliche Gerichte. 
Fragen wir nach dem Ursprung und Wesen, so können zwei 
Momente maßgebend gewesen sein: persönliche und dingliche Ab- 
hängigkeits- resp. Gewaltverhältnisse. In der Tat waren beide 
bedeutsam. Auf Grund der persönlichen ebenso wie auf Grund 
der dinglichen Abhängigkeit wurde ein herrschaftliches Gewalt- 
verhältnis geschaffen, erstand eine Zwischeninstanz zwischen Staat 
und Volk. In der Immunität aber vereinigten sich diese beiden 
Momente und führton zu bedeutsamen allgemeinen Wandlungen 
auf sozialem und politischem Gebiet. 
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1. Herrschaft über Personen. 

a. Über Unfreie. 

Allgemein wird angenommen, daß ursprünglich der Herr 
für jede Untat seiner Unfreien haftete. Mochte auch unter 
Umständen das Sklavendelikt gleich einem Tierdelikt als Un- 
gefährwerk angesehen werden, Fehde ausgeschlossen sein, das 
Friedensgeld wegfallen u. dgl. — die Verantwortlichkeit des 
Herrn war doch groß und drückend. Sie erscheint indessen 
schon in den älteren Volksrechten gemildert. Durch Leugnung 
der Mitwisserschaft, Herausgabe der Unfreien schwächt der Herr 
die anfangs unbegrenzte Haftung ab, macht sie schließlich zur 
bloßen Sachhaftung und läßt eine gerichtliche Selbstverant- 
wortlichkeit des Servns erstehen. 1 ) Die Strafen des Unfreien, die 
anfangs Privatstrafen waren, obschon sie unter der Kontrolle des 
öffentlichen Gerichts standen, werden schließlich Strafen des öffent- 
lichen Gerichts, der Servns tritt mehr und mehr ein in die Sphäre 
des öffentlichen Rechts. 

Nicht allein um den Servi freie Persönlichkeit zu geben, 
nicht aus beginnender Achtung des allgemeinen Menschentums ist 
diese Entwicklung eingeleitet worden, sondern vornehmlich um 
die Verantwortlichkeit des Herrn zu mindern und um den allge- 
meinen Fortschritten des Strafrechtes zu genügen, das nicht mehr 
die Untat allein nach den äußeren Folgen beui-teilen wollte. Eine 
weitere Folge aber solcher vordringenden Auffassung war die 
Forderung der staatlichen Gemeinschaft, daß bei gewissen Ver- 
brechen der Servi die Auslieferung an das öffentliche Gericht und 
damit die Selbstentlastung des Herrn nicht nur statthaft, sondern 
unbedingt geboten war: bei Diebstahl und Eaub, dann auch bei 
Infidelität und in anderen ähnlichen Fällen.') 



1) H. Bruxner, Rechtsgeschichte 2, 551 ff. Vgl. auch G. Meybb, „Gerichts- 
barkeit über Unfreie und Hintersassen nach ältestem Recht" in Zt der Savigny- 
stift. Germ. Abt. 2, goß.; Geffcken, Lex Salica (1898) S. 152 und die dort 
angegebene Literatur. Die einzelnen Stufen der Entwicklung, die in den versch. 
Volkrechten, bes. auch in den zeitlich auseinander liegenden frank. Rechtsquellen 
zu erkennen sind, haben uns hier nicht zu interessieren. 

2) Brunner 2, 278. 554. 
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Frühzeitig haben so besondere Rechtsbestimmungen über Prozeß- 
verfahren und Strafen der Unfreien Aufnahme in den Volksrechten 
gefunden, Nonnen der mannigfachsten Art, die im öffentlichen Ge- 
richt dann angewandt wurden, wenn über Unfreie zu richten war. 

Aber gerichtet über Unfreie wurde hier nur in beschränktem 
Maße, auch nachdem die Unfreien mehr und mehr in das Licht 
der öffentlichen Gerichtsbarkeit gerückt waren. Noch in spät- 
karolingischer Zeit sind Servi nur dann vor das öffentliche Gericht 
getreten, wenn es sich um Klagen Fremder, um Verbrechen und 
Vergehen außerhalb des herrschaftlichen Kreises handelte. Alle den 
Servi gewidmeten Strafsatzungen gehen von dieser Voraussetzung 
aus. 1 ) Sie beziehen sich lediglich auf Konflikte der Servi mit 
Fremden oder auf Verletzung der öffentlichen Ordnung. Streitig- 
keiten der Knechte eines Herrn untereinander, Untaten der Servi 
im Bereich einer Herrschaft wurden vom Herrn geahndet. 1 ) Die 
Gewalt des Herrn über seine Unfreien ward in dieser Hinsicht 
nicht gemindert. Man bedenke: der Eintritt der Servi in die 
Sphäre des öffentlichen Gerichts war ja vornehmlich erfolgt, um 
dio anfangs unbedingte Verantwortlichkeit des Herrn für alle 
Verbrechen der Servi zu mindern, nicht um des Herrn Gewalt 
über seine Leute aufzuheben. Noch im 9. Jahrhundert hat der 
Herr volle Strafgewalt über seine Unfreien, Gewalt über Leben 
und Tod. Allerdings ist die karolingische Staatsgewalt, die 
sich nach allen Seiten hin so mächtig zu entfalten wußte, in 
den privaten Rechtskreis vorgedrungen. Normen wurden er- 
lassen, die auch für Vergehen der Servi im Bereich der eigenen 
Herrschaft galten, die Strafexekution des Herrn an seinen Un- 
freien ward vom Staat geregelt und überwacht. Der omnipotente 
Staat machte eben nicht Halt vor den privaten Herrschaften, 
seine Fürsorge erstreckte sich über alles Land und über alle 

1) Wenn es im Pactus pro tenore pacis C 3 c. 5, 8. 5 heißt: „si servus in 
furtum inculpatur requiratur a domiuo ut . . . praesentet", so bezieht sich das aus- 
schließlich auf einen fremden Unfreien. Und so stets. 

2) C. 82 c. 9 (v. 804 — 13), 8. 181 : Ut si servi invicetn se furtum fecerint 
et in una fuerint potestate, domini eorum habeant licentiam faciendi iustitiam. 
Und dementsprechend ist c. 7 richtig dahin zu deuten, daß es sich auch hier 
zweifellos um Verbrechen der Servi außerhalb des eigenen Hörigkeitsbereichs 
handelt. Vgl. C. 139 c. 15, 8. 284; C. 52 c. 2, 8. 139, woraus zu schließen ist, 
daß der Herr den eigenen Servus hängen lassen durfte. 
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Leute. So sind die karolingischen Anordnungen zu verstehen, 
daß die Servi, die, ungehorsam dem königlichen Bannbefehl, neue 
Münzen nicht annehmen wollen, gezüchtigt werden sollen — 
offenbar ganz unabhängig davon, ob die Annahme einem unfreien 
Genossen oder einem Fremden verweigert wurde, daß eventuell 
die Herrn den Unfreien dem öffentlichen Beamten vorfahren 
müssen, daß die bischöflichen Beamten gemeinsam mit den öffent- 
lichen für eine entsprechende die Gesundheit des Missetaters nicht 
schädigende Züchtigung zu sorgen haben. 1 ) Auch die wieder- 
holten Verfügungen gegen Straßenraub gehen von ähnlichen 
Gesichtspunkten aus. 

Indessen, mochte auch der Staat die Regelung aller Straf- 
sachen für sich beanspruchen und sich überall da, wo öffentliche 
Interessen in Frage kamen, das Vorgehen auch gegen Unfreie 
vorbehalten — irrig ist die Annahme, daß der Staat im 9. Jahr- 
hundert die Kriminaljustiz über Unfreie schlechthin an sich ge- 
zogen und dem Herrn der Servi nur eine Niedergerichtsbarkeit 
gelassen habe.') Was das Kapitulare Karls d. Gr. hervorhebt'), 
daß Diebstahl, begangen im Kreise der Unfreien eines Herrn, vom 
Herrn zu bestrafen sei, das hat seine Geltung nicht eingebüßt. 
Und wenn Einhard von einem Vicedominus Gnade für einen Ver- 
brecher erbittet, wenn er schreibt, zwei Servi des Martinstiftes 
von Mainz seien erbötig, für ihren Bruder, der einen Genossen 
getötet habe, das Wergeid zu zahlen, und erflehen das Leben des 

1) C. 271, S. 302 (861) u. C. 273 c 15, S. 316 (864); vgl. C. 28 c. 5, S. 74 
(794); C. 63 c. 7, 8. 152 (809); C. 139 c. 18, S. 285 (819). 

2) Diese Anflicht ist sehr verbreitet, fast allgemein herrschend. Sie findet 
sich bei 0. Meter, Zt der Savign. 3, nof., der sich freilich noch vorsichtig aus- 
drückte. Die Behauptung, daß im Oapitulare de villi* die Bestrafung von incen- 
dinm nud homicidium von der Strafgewalt des Herrschaftsbeamten ausgenommen 
sei, halte ich nicht für richtig. C. 32 c. 4, S. 83 werden strafrechtliche Bestim- 
mungen getroffen über Vergehen der unfreien Fiskalleute und der freien Hinter- 
sassen. Dabei werden jene Vergeben, die Züchtigung der Verbrecher verlangen 
(pro lege recipiat disciplinam vapulando), von denen geschieden „unde freda 
(statt frauda) exire potest", unter den letzteren „homicidium" und „incendium" her- 
vorgehoben. Daß die Verbrecher der einen Art unter die Kompetenz des iudex 
gehören, die der andern nicht, ist mit keinem Worte gesagt. — Besonders ein- 
seitig und irrig sind die Bemerkungen W. Sickels, Mitth. des Inst. Ergbd. 2, 
205. 209 f. Die zahlreichen Zitate beweisen gar nichts und gehören meist in 
ganz andern Zusammenhang. Vgl. auch G. v. Bklow, Hist. Zeitschr. 58, 197. 

3) C. 82 c. 9, s. oben S. 6y N. 2. 
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Totschlägers, wenn wir von einer solchen Verwendung Einhards 
hören, so ist deutlich: der Vicedominus des Stifts war Richter 
in diesem Kriminalfall. 1 ) 

In der Tat, kein Anzeichen spricht dafür, daß der Herr die 
Kriminaljustiz über seine Servi dem Grafengericht überlassen habe. 

Manche bedeutsame Änderung in der gerichtlichen Stellung der 
Unfreien ist allerdings wohl zu bemerken. Der Umstand, daß jetzt 
der Servus in vielen Fällen dem öffentlichen Gericht unterstand und 
daß sich längst schon ein Prozeß- und Strafrecht der Unfreien ge- 
bildet, hatte zur Folge: die Rechtsnormen, die rar die Unfreien 
im öffentlichen Gericht galten, wurden auch beim Verfahren der 
Herrschaft angewandt, das ältere mehr willkürliche Disziplinar- 
verfahren wurde zu einem festgeregelten gerichtlichen. Und weiter. 
Als sich ein herrschaftliches Gericht über Servi gebildet hatte, da 
wurde dieses auch von auswärtigen Klägern und Geschädigten an- 
gegangen, anfangs nicht notwendig, sondern nur freiwillig. Und 
diese herrschaftliche Gerichtsbarkeit wurde offenbar immer häufiger 
in Anspruch genommen. Die Kläger zogen es vor, den fremden Servus 
vor dem herrschaftlichen Gericht zu belangen, unterließen* es, den 
Herrn mit dem Servus vor das öffentliche Gericht zu fordern. 

So treten die Linien der Entwicklung in fränkischer Zeit 
deutlich hervor. Ursprünglich vollste Gewalt des Herrn über 
seine Unfreien, aber auch vollste Verantwortlichkeit rar alle Ver- 
gehen derselben an Auswärtigen. Dann Abschwächung dieser 
Verantwortung durch Stellung des Servus vor das öffentliche 
Gericht, Bildung eines Prozeß- und Strafrechts der Unfreien, das 
auch im herrschaftlichen Gericht angewandt ward; steigende Be- 
deutung dos herrschaftlichen Gerichts, das über alle Strafsachen 
der Servi im eigenen Herrschaftsbereich urteilte, das aber als frei- 
willige Justiz auch auswärtige Klagen erledigte und nur darin be- 
schränkt ward, daß die von Unfreien außerhalb der eigenen Herrschaft 
begangenen schwereren Verbrechen (Diebstähle, Raub und ähnliche 
Missetaten) nur vom öffentlichen Gericht behandelt werden mußten. 
Die Verbindung der Unfreien mit dem öffentlichen Gericht wurde 
so im fränkischen Zeitalter immer bedeutsamer; im Zusammenhang 

i) Eiuhard ep. 48, Mon. Genn. hist. Epist. 4, 133. Vgl. die analoge Bitte, 
die ein Geistlicher an einen Grafen richtet, Coli. Patav. 2, Mon. Genn. Form 
S- 457; vgl. anch Form. Salzb. 64, S. 454- 
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aber damit entwickelte sich ein herrschaftliches Gericht über Unfreie, 
durchaus unbegrenzt in seiner Behandlung herrschaftlicher Interna, 
beschrankt allein durch Bestimmungen der Kapitularien des 9. Jahr- 
hunderts in der Wirksamkeit, die durch Klagen Fremder angeregt war. 

In der gleichen Richtung bewegt sich die Entwicklung der 
unfreien Verhaltnisse während der folgenden Periode. Dem Herrn 
gehört oft die ganze Arbeitskraft des Servus, er nimmt mitunter 
allen Besitz desselben in Anspruch, er verfugt selbst aber bessere 
und gut gestellte Unfreie, verkauft, vertauscht oder verpfändet 
sie, aber der Servus ist in die Schutzsphäre des allgemeinen öffent- 
lichen Kechts getreten. Und nicht nur dann, wenn er sich außer- 
halb des Gewaltkreises seines Herrn vergangen hat, kommt er 
mit dem öffentlichen Gericht in Beziehung. Das Recht schützt 
den Servus vor seinem eigenen Herrn. So weit auch die Gewalt 
des Herrn reicht, ans Leben darf sie ihm später nicht mehr. 1 ) 

Die herrschaftliche Verfügung über den Servus mag unbedingt 
sein, sie ist nur eine Verfügung über die Arbeitskraft, die mensch- 
liche Persönlichkeit ist anerkannt. 

Mitunter kommt diese veränderte Stellung sogar so zum Aus- 
druck, daß ein Teil des Wergeides, das für einen erschlagenen Un- 
freien gezahlt wird, an die Verwandten des Getöteten fällt. Aber 
auch wo das nicht der Fall ist und das herrschaftliche Eigentum 
stärker gewahrt erscheint, ist doch ein bedeutender Unterschied und 
ein großer Fortschritt nach der Richtung der freieren Gestaltung 
zu beobachten. Das Gericht, das sich mit schwereren Strafen der 
Unfreien beschäftigt, ist jetzt ein unter königlicher Autorität fun- 
gierendes Gericht, der Kriminalrichter über Unfreie empfängt, um 
über diese zu richten, den Königsbann. Placita publica, placita 
generalia') werden für die Unfreien gehalten, wie für die Freien. 

1) Spiegel dt. Leute (ed. Ficker) c. 65. Daraus Schwabensp. Ldr. od. Genoler, 
58. 3; ed. Lassrero 73; Ruprecht v Freys, (ed. Matrer) I. 50; Glosse zu Ssp. 
Ldr. IT. 32 § 2; vgl. Aelfrkd Einl. 17 (Liebermann S. 33). S. v. Amira, Recht 
(Pauls Grundriß III. 2. Aufl.) S. 140; Hertz, Freies Gesinde (Giere es Unters. 6) 
S. 32; Friese, Strafr. des Ssp. (Gierke 55) S. 58. Die Ansicht E. Mayers, Dt. 
u. frans. Vfg. 2, 4 f.. daß nach germ. Auffassung noch im späteren Mittelalter der 
Herr seinen Unfreien ungestraft töten durfte, ist unhaltbar. M. hat Rup. II. 100 
mißverstanden; hier blieb nur die Exekution dem Herrn vorbehalten. 

2) Quellenzeugnisse für diese Behauptungen werden die spateren Teile dieser 
Untersuchung, die sich mit dem Immunitategericht beschäftigen, gelegentlich darbieten. 



Digitized by Google 



64 



Gerhard Seeliger, 



[XXII, l. 



Das sind Tatsachen, die wohl mehr als andere Beobachtungen 
die bessere Lage der Unfreien, die ganz allgemeine Erhebung der 
Servi in nachkarolingischer Zeit beleuchten. 

Wie überdies damals die Gewalt des Herrn über jenen Eigen- 
mann zu erschlaffen begann, der außerhalb des herrschaftlichen 
Bereiches lebte, wie Leib- und Gerichtsherrschaft allmählich aus- 
einander gingen, das wird später zu berühren sein. 

b. Über Freie. 

Nicht Unfreiheit allein hat unter herrschaftliche Gewalt ge- 
führt, auch persönliche Abhängigkeit milderer Art. 1 ) 

Abhängige Vollfreie hat es schon bei den alten Germanen 
gegeben. Der freie, wehrhafte Mann, der berufene Teilnehmer an 
Heeres- und Gerichtsversammlungen, konnte in einem Verhältnis 
der Abhängigkeit stehen. Wehrhaftmachung war nicht Emanzipa- 
tionshandlung. Im Hause des Vaters oder eines Verwandten lebten 
offenbar Freie, die unter der Mund des Hausvaters standen. 

Die Mund verschaffte dem Herrn Gewalt, dem Untergebenen 
Schutz. Gewalt und Schutz gehören zusammen, das eine ist die 
Kehrseite des andern. Ein Verhältnis, durchaus verschieden von 
dem zwischen Herrn und Servus bestehenden. Der Servus ist 
schlechthin Eigentum, Sache; der Mundling genießt das Recht freier 
Persönlichkeit. Nie ist das Wort „Mund" für unfreie Abhängig- 
keit gebraucht. 

Von Anfang an äußert sich Mund als Gewalt und Schutz 
verschieden, muß sich verschieden äußern, je nach der Person, die 
der hausherrlichen Gewalt untersteht. Die Sippenverbände und 
der Staat greifen ein, die Gewalt des Hausherrn findet ihre Grenze 
am Recht der Sippe und an dem des Staates. 

Ob in älteren Zeiten Freie sich in das hausherrlicho Schutz- 
und Gewaltverhältnis bogeben halben, ohne durch Verwandtschaft 
dazu angehalten zu sein! Anhaltspunkte fehlen, es anzunehmen 

i) Im folgenden wird nur ein© Skizzo geboten. Eine Auseinandersetzung 
mit den auf diesem Gebiet zahlreichen Ansichten unterbleibt. Ebenso eine An- 
führung der oft genug gesammelten Aussagen der Urkunden und besonders der 
Formeln. Nur wo die hier vertretene Ansicht der urkundlichen Stütze bedarf, wird 
auf die entsprechende Quelle hingewiesen. 
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oder zu leugnen. Indessen eine Einrichtung der germanischen 
Völker weist bestimmt auf persönliche Abhängigkeit solcher Freien 
hin, die nicht dem Herrn verwandt waren: das Gefolgschaftswesen. 
Gewiß, nur Principes dürfen ein Gefolge halten, aber das ganze 
Verhältnis hat keinen staatlichen, sondern einen privaten, persön- 
lichen Charakter. Und da die Gefolgsleute unter der Mund des 
Herrn stehen, so bilden sie eine bemerkenswerte Gruppe freier 
Mundmannen der ältesten Zeit 

Tatsachlich gehört von Anfang an zur Mundmannschaft herr- 
schaftlicher Dienst. Für die rechtliche Natur des Verhältnisses 
ist er nicht charakteristisch, aber die Mundleute, die ja im Haus- 
halt und unter hausherrlicher Gewalt lebten, dienten naturgemäß 
dem betreffenden Haus: die Angehörigen nahmen teil an der Haus- 
arbeit, die Gefolgsleute leisteten Hof- und Kriegsdienst. 

So sind persönliche Abhängigkeitsverhältnisse Freier rar das 
germanische Zeitalter bezeugt. Sie sind vielleicht recht beschränkt, 
beschränkt auf die Blutsverwandten, die im Hause ihres Familien- 
hauptes leben, und auf die vornehmen Jünglinge, die im Hause der 
Volksfuhrer aufgenommen waren. Aber das Verhältnis selbst ist 
von je her bekannt, es ist in steter Übung und fähig der weiteren 
Ausbreitung. 

Im fränkischen Zeitalter ist diese Ausdehnung erfolgt. Vor- 
nehme, Mächtige, Reiche hatten vielfach Untergebene freien Standes, 
deren persönliches Verhältnis zum Herrn teils direkt als Mund 
bezeichnet, teils als Mund aufzufassen ist. Das sind die „clientes, 
suscepti, gasindi" und wie sie noch heißen mochten, das sind die, 
die ,4n obsequium" eines andern stehen. Fremde Einflüsse kamen 
dabei in Betracht. Denn nicht aus der germanischen Mund allein 
sind die späteren Bildungen erwachsen, bedeutsam haben bekannt- 
lich auch die Verhältnisse der römisch -gallischen Klientel mit- 
gewirkt Diese Herrschafts- und Schutzkreise mannigfacher Art mit 
ihren charakteristischen persönlichen Beziehungen zwischen Herrn 
und Untergebenen sind das gemeinsame Ergebnis germanischer 
und römisch-gallischer Bildungsmächte. Zahlreich waren die Fälle, 
daß bei Freilassung die Mund der Kirche oder eines mächtigen 
Herrn aufgesucht wurde, häufig jedenfalls auch der Eintritt Frei- 
geborener, welche Schutz, Dienst und Unterhalt zu gewinnen 
trachteten. Wie dem ribuarischen Volksrecht des ausgehenden 

Abfaasdl. d. K 8. Ow«1l*ch. d. WUMoioh., phil.-hi.t. Kl. XXD. i. 6 
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6. Jahrhunderts die persönliche Abhängigkeit Freier bekannt war 1 ), 
so auch den Formelsammlungen der späteren Zeit.') 

Mit der großen Ausdehnung der Mund in merowingischer Zeit 
war naturgemäß eine Abschwächung verbunden. Das Verhältnis 
wird innerlich loser. Die wirkliche Aufnahme des Mundmannes 
in das herrschaftliche Hauswesen, ursprünglich das Begründende, 
unterbleibt, die hausherrliche Gewalt und der hausherrliche Schutz 
wird auf solche ausgedehnt, die gar nicht in den Hausstand selbst 
eintreten. Noch später erinnern manche Momente der Mund an 
den starren hausherrlichen Ursprung, aber das ganze Verhältnis 
ist in fränkischer Zeit über die Grenzen des Hauses hinaus ge- 
schritten, es ist zu einem allgemeinen Schutzverhältnis geworden. 

Für empfangenen Schutz muß sich der Schützling nicht nur 
der Gewalt des Schutzherrn fügen, sondern auch eine Gegenleistung 
tun: Abgaben darbieten, Dienste verrichten. Hat schon in ältester 
Zeit der Eintritt in das Hauswesen zu Diensten verschiedener Art 
geführt — Teilnahme an Haus- und Feldarbeit, Gefolgschafts- 
dienst — , so sind naturgemäß die Dienste der Mundmannen über- 
aus mannigfach geworden, als die Mundverhältnisse über die Haus- 
herrlichkeit hinausgewachsen waren. 

Und ferner. Da die Mund einmal ein Schutzverhältnis geworden 
war, so bezog sie sich nicht allein auf Personen, sondern auch 
auf das Gut. Das Schutzverhältnis, das anfangs der Person galt, 
wurde ausgedehnt auf das Eigentum der Geschützten, auf Land 
und Leute, ja es wurden bestimmte Güter in diesen Schutz auf- 
genommen. 

Gewiß werden wir den feinsinnigen und abgerundeten Aus- 
führungen Heuslers') folgen dürfen, der den rechtshistorischen 
Ursprung der Mund im rein persönlichen Verhältnis aufsucht und 
auf den Gegensatz von Mund und Gewere hinweist : das eine Ver- 
hältnis persönlich, das andere dinglich. Aber als Mund allmählich 
zum Schutzverhältnis wurde, mußte sie den ausschließlich persön- 



1) Es kommt insbes. Lex. Rib. 31 c. 1. 2 in Betracht, wo von einem Freien 
die Rede ist, der „in obsequium alterius" steht. Aber auch die Erwähnung der 
kgl. u. kirchl. Mundleute ist zu berücksichtigen, Rib. 58 c. 12. 13; 35 0.3. 

2) Form. Tnron. 43, S. 158: Qui se in alterius potestate commendat . . . 
petii pietati vestrae . . . ut me in veatrnm mundoburdum . . . commendare deberem. 

3) Institutionen des deutschen Privatrechts i, 98 f. 
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liehen Charakter verlieren. Auch Güter wurden in die Mund 
gegeben, und deshalb ist der Gegensatz von Mund und Gewere 
nicht als Gegensatz von persönlich und dinglich zu charakterisieren, 
sondern als Gegensatz von Schutz herrschaft und Besitzherrschaft. 

Deutlich laßt sich diese Entwicklung der Mund an der Ge- 
schichte kirchlichen Guts beobachten. Kirchengut, in das könig- 
liche Mundium gegeben, ward allerdings gleichsam in die Haus- 
herrschaft des Königs gesetzt, aber in eine stark abgeschwächte 
Hausherrschaft. Es nahm nicht einfach an den Vorteilen des 
Königsguts teil, es gehörte nicht schlechthin zum Königsgut. 1 ) 
Mundium in seiner dinglichen Ausbildung ist nicht Eigentum, 
nicht volle, sondern abgeschwächte Hausherrschaft. 

Das Wesen des Mundiums beruht im Zeitalter der Franken 
auf dem Schutz — längst ward das Wort mit „defensio" gleich- 
bedeutend gebraucht*) — , u. z. auch auf dem Schutz über Personen 
und über Sachen, daher Schutz persönlicher und dinglicher Art. 

Bekanntlich gehen die Ansichten über die Entwicklung des 
germanischen Mundiums auseinander und vornehmlich Waitz und 
Heusler haben eine Polemik über das Wesen und den eigent- 
lichen Anfang der Mundverhaltnisse geführt.') 

Heusler betonte den hausherrlichen Ursprung; Waitz leugnete 
ihn. Heusler charakterisierte das Mundium als einheitliches 
Rechtsinstitut und nahm Einheitlichkeit noch für spätere Zeiten 
in Anspruch; Waitz, Ehrenberg und andere hoben dagegen die 
Vielgestaltigkeit des Mundiums hervor. 4 ) Heusler sah im Mun- 
dium nur ein Gewalt-, Waitz nur ein Schutzverhältnis. 

Der Widerspruch der Ansichten, so will mir scheinen, beruht 
lediglich darauf, daß Waitz diese, Heusler jene Seite der Ent- 
wicklung betonte, der eine dieses, der andere jenes Stadium isoliert 



1) Die im kgl. Eigentum stehenden Stifter, sei es, daß sie durch Gründung 
oder durch Übertragung kgl. Eigentum geworden waren, haben stets als kgl. Gut 
Mundium und Immunität Die zu Schutz conunendierten dagegen müssen nicht 
Immunität haben, kuuueu sie nur erhalten, vergl. Siokel, Beitrage III (Wiener 
Sitzungsbär. 42) S. 216. 

2) Sickel III, 192. 

3) Vergl. Heüsleb, Instit. i, 102 ff. 119 f. — Waitz, „Über die Bedeutung 
des Mundium" Ges. Abhdl. 1, 368 ff. bes. 380 ff. 

4) Ehbekbero, Commendation und Huldigung (1877) S. 67: Es gibt kein 
„das mundium" als juristisches Institut 

6« 
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hervorhob und als das Ausschlaggebende erkennen zu müssen 
meinte. In Wahrheit kommen die von beiden Forschern be- 
achteten Momente gleichmäßig in Betracht. Heusler hat recht, 
da er Mundium als Gewaltverhältnis charakterisierte, aber ebenso 
Waitz, der auf den Schutz hinwies. Weder Gewalt ohne Schutz, 
noch Schutz ohne Gewalt. Im weiteren Lauf der Entwicklung 
tritt bald das eine, bald das andere Moment mehr hervor, später 
besonders das des Schutzes. 

Waitz hatte unrecht, da er den hausherrlichen Ursprung des 
Verhältnisses leugnete, aber recht insofern, als das Mundium viel- 
fach über die Hausherrlichkeit hinausgekommen war und vom 
hausherrlichen Charakter wenig erkennen ließ. Und so werden 
wir auch mit Heusler noch in späterer Zeit eine gewisse juristische 
Einheit der Mund annehmen und doch zugleich beobachten: wie 
schon von Anfang an die Hausherrlicbkeit sich verschieden ge- 
äußert hatte gegenüber den Leuten verschiedener Kategorien, 
die ihr unterworfen waren, so ist der Natur der Sache nach 
die ursprüngliche Mannigfaltigkeit zu immer größerer Entfaltung 
gelangt. 

Verschiedene Verhältnisse je nach dem Umstand, ob der König 
oder eine Privatperson Mundherr wurde, ob der in das Mundium 
Aufgenommene eine Einzelperson oder ein Stift oder ein Gut war, 
ob sich ein Vornehmer oder ein Jude, ein reicher Kaufmann oder 
eine Witwe und ein Freigelassener in diese Abhängigkeit ergab. 

Wir haben hier die mannigfaltigen Mundverhältnisse, die zu 
durchaus verschiedenartiger persönlicher und dinglicher Abhängig- 
keit geführt haben, nicht weiter zu beobachten. Genug, daß wir 
das Mundium im Gegensatz zur Gewere als ein rein persönliches 
Verhältnis entstehen, aber dann über das Persönliche hinaus und 
in das Dingliche hinübergreifen sahen. Genug, wenn wir be- 
merkten: zahlreiche Freie traten in private Herrschaftskreise ein, 
die unmittelbaren Beziehungen zwischen diesen Elementen der 
freien Bevölkerung und den Organen des Staats wurden unter- 
brochen. 

Allerdings müssen wir hier die Schützlinge des Königs und 
diejenigen privater Personen wohl sondern. Der Schutz der ersteren 
bestand — was das Gerichtswesen betrüft — vornehmlich darin, 
daß der Schützling seine Rechtssache bis an den König bringen 



Digitized by Google 



xxii, i ] Die Bedeutuno der Grundherrschaft im Mittelalter. 69 

konnte, der Schutz der privaten Mundleute äußerte sich als Ver- 
tretung vor den öffentlichen Gerichten seitens der Mundherren. 

Derjenige, in dessen „obsequium" ein Freier steht, muß diesen 
dem öffentlichen Gericht vorführen — wie er das in gewissen 
Fallen mit einem Unfreien zu tun hat, sonst haftet er selbst für 
die Untat des Beklagten. Diese Bestimmung des ribuarischen 
Volksrechts charakterisiert vermutlich die damals und später im 
Frankenreich allgemein herrschenden Grundsätze. 1 ) Heißen doch wohl 
mit Rücksicht darauf die freien Untergebenen „sperantes', weil sie 
den Gerichtsschutz ihrer Herren, die „niithio", zu erhoffen hatten. 

Die herrschaftliche Gewalt ging weiter. Daß abhängige Freie 
in gewissem Maße dem herrschaftlichen Gericht unterworfen waren, 
ist bereits für den Anfang des 7. Jahrhunderts bezeugt. Hier sind 
die Aussagen des vielbesprochenen Edikts von 614 zu verwerten. 
Die eine Bestimmung, daß Prozesse zwischen „homines ecclesiae" 
und „personae publicae" vom Kirchenprobst und vom „iudex 
publicus" gemeinsam zu entscheiden seien*), setzt eine selbst- 
ständige herrschaftliche Gerichtsbarkeit bei Streitigkeiten der 
Kirchenleute untereinander voraus. Nur erfahren wir nicht, 
wie weit diese reichte. Und im Grunde auch nicht von einem 
andern Kapitel desselben Gesetzes: wenn Leute der Kirche oder 
der Mächtigen wegen eines Verbrechens vor Gericht gefordert 
werden, so dürfe der öffentliche Beamte Vorfahren durch die Herr- 
schaft erzwingen. 8 ) Das ist alles, was wir diesem Überaus frag- 
mentarisch überlieferten Teil des Edikts entnehmen können — 
der vollständige Text würde uns vermutlich auch nicht mehr 
sagen. Ich halte es nicht für statthaft, aus diesen Stellen zu 
folgern, das herrschaftliche Gericht sei das Niedergericht, das 
staatliche das Hochgericht der Hintersassen überhaupt gewesen. 

Mit den Nachrichten des Edikts lassen sich die des ribuarischen 
Volksrechts vereinbaren. Hören wir, daß die Tabularii, die zu 
den „homines ecclesiae" gehören und welche die zu römischem 
Recht Freigelassenen sind, ihren Gerichtsstand bei der Kirche 

1) Lex. Ribuaria 31 c. l. 2. Damit stimmt überein, was Constit. Heinr. 
ducis Ramih. c. 3, LL. 3, 484 gesagt ist: si quia advena alicoius domesticus factus 
fuerit et sub eiu» praitos fuerit tuitione, furto vel alio aliquo crimine im- 
petitus fuerit: aut eins districtione exactori satisfaciat^ aut in puplicum placitum 
comitis repraesentet 

2) C. 9 c. 5, 8. 21. 3) C. 9 c. 15, 8. 22t. 
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haben sollen, der sie als Schützlinge verbunden sind, 1 ) so ist damit 
gewiß nicht ihre Ausschließung vom öffentlichen Gericht überhaupt 
gemeint.') Wie der Prozeß über den Stand des Tabularius vor 
dem öffentlichen Richter spielte, so ist auch sonst seine Zuständig- 
keit vor dem öffentlichen Gericht bezeugt*) Er gehörte nur 
eben zum engeren Herrschaftsbereich der Kirche, die für alle An- 
gehörige nach außen hin eine vermittelnde Tätigkeit zu entfalten 
hatte. Wie weit dabei die herrschaftliche Gerichtsbarkeit in 
internen Angelegenheiten der Schutzbefohlenen reichte, ist auch 
da nicht zu ersehen. 

Herrschaftskreise verschiedener Art, denen Freie und Unfreie 
auf Grund persönlicher Abhängigkeit angehörten, sind offenbar im 
fränkischen Zeitalter sehr ausgedehnt gewesen. Die Verhältnisse 
des germanischen Mundiums und die der römisch-gallischen Klientel 
haben sich verbunden. Gerichtsvertretung nach außen, gewisse 
Gerichtsübung im Innern hat sich gebildet. Und wie in karo- 
lingischer Zeit innerhalb der großen Kreise der persönlich Ab- 
hängigen besondere Gruppen ausschieden, wie vornehmlich die 
Vasallen als Abhängige besonderer Art hervortraten, so beginnt 
auch im herrschaftlichen Gerichtswesen eine eigene Gruppierung. 
Überaus bezeichnend für die Art und Weise, wie die verschiedene 
Klassifizierung der persönlich Abhängigen den Anstoß für Bildung 
verschiedener herrschaftlicher Gerichte geben konnte, ist eine Ver- 
ordnung Ludwigs d. Fr. 4 ): die Freien, die sich königlichen Vasallen 
commendiert haben, sollen nicht gerichtlich belangt werden, so lange 
sie mit den Senioren im königlichen Dienst wirken; im übrigen sei 
die Klage zuerst an die Senioren und erst dann, wenn von diesen 
Recht verweigert werde, an das öffentliche Gericht zu leiten. 

In Frankreich war das der Anfang einer Gerichtsbarkeit 
der Lehnsherren über die Lehnsleute, in Deutschland dagegen 
nicht. Hier blieb es bei diesem Anlauf, und hier entwickelte 
sich später eine Sondergerichtsbarkeit, die sich auf die aus dem 

1) L. Rib. 58 c i: non aliubi quam ad ecclesiam, ubi relaxati sunt, mall um 
teneant. 

2) Vergl. G. Meyer, Zt. der Savignystiftung 2, 110 N. 2. Oft ward die 
AnBicht geäußert, daß die Tabularii einfach unter kirchl. Gerichtsbarkeit stehen. 
Mit Recht sprach sich Meter dagegen aus. Er beging allerdings den großen 
Fehler, die Tabularii mit den Liten zu konfundieren. 

3) L. Rib. 58 c 19. 21; 66 c 2 4) C. 159 c. 3, S. 321. 
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Leiheverhältnis allein hervorgegangenen Rechtsbeziehungen er- 
streckte, während die Anfänge des herrschaftlichen Gerichts über 
Abhängige anderer Art sich kräftig zu entfalten vermochten. Die 
Gerichtsbarkeit des Lehnsherrn aber, deren das Kapitulare Lud- 
wigs d. Fr. gedenkt, hat rechtsgeschichtlich denselben Ursprung 
wie die des Mundherrn über die Mundmannen niederer Art. 

Freie Mundmannen sind auch in nachkarolingischer Zeit be- 
zeugt. Wohl sind mitunter diejenigen, die sich in ein Schutz- 
verhältnis begeben und die dafür eine Abgabe übernommen hatten, 
später in den Stand der unfreien Zinsleute aufgegangen, mit allen 
denen, die „de capite" zinspflichtig waren, zu einer Gruppe der 
Unfreien zusammengeschlossen und der Gruppe freier Censualen 
gegenübergestellt worden. Aber durchweg war das nicht der Fall. 
Wie in karolingischer Zeit, so weist auch später nicht ohne 
weiteres persönliche Censualität auf Unfreiheit, es begegnen viel- 
mehr fortgesetzt Leute, die von ihrer Person einen Zins entrichteten 
und doch freien Standes waren. Das sind vor allem diejenigen, 
die ein Schutzgeld zahlten. Sie sind nach verschiedenen Seiten 
hin gebunden, aber sie werden da, wo es sich um Unterschied 
von frei und unfrei handelt, zu den Freien gerechnet und genießen 
überall das Recht, das im Prozeßverfahren und im Strafwesen 
diesen zukam — im Gegensatz zu den Unfreien. 1 ) 

Wie die Hingabe der Persönlichkeit beim Eingehen des 
Vasallitätsverhältnisses den Stand des Vasallen nicht beeinflussen 

i) Diese Verhältnisse bedürfen einer eingebenden Untersuchung. Waitz 
VG. 5', 277 ff. sind zahlreiche Stollen gesammelt, die der Mundleute gedenken, 
aber eigentlich verarbeitet ist das reiche Material nicht. Alles ist unter dorn 
Gesichtspunkt der Censualität aufgefaßt, der damals sehr bedeutsame und noch 
später wichtige Gegensatz von frei und unfrei kaum berücksichtigt. Es müßte 
gezeigt werden, wie die verschiedenen Arten der Freilassung zu verschiedenen 
ständischen Schichten geführt haben, wie mitunter die beim Freilassungsakt be- 
stimmten Kirchenabgaben milde Unfreiheit der Freigelassenen bewirkten — die 
Freilassung ward zur Tradition an die Kirche, wie anderseits trotz personlicher 
Zinsleistung die Freiheit bewahrt wurde. — Es sei hier beispielsweise nur auf 
Coli. Sang. 16, S. 406 hingewiesen, wo es von Freigelassenen heißt: pergant quo 
eis libuerit, serviant quibus voluerint, liberi quasi de ingonuis et nobilissimis 
Alamannis sint geniti; et ut hoc firmius possit consistere et alieubi munieipatum 
babeant et tutelam, volo, ut singulu de capite suo et omnis progenies eorum 
2 denarios ad monasterium persolvant. — Über Mundmannen s. auch E. Mayer, 
Deutsche u. franz. Verfassungsg. (1899) 2, 33 ff., vgl. S. 25 N. 84. Die von Mayer 1, 1 1 ff. 
angeregte Frage des persönlichen Königszinses Freier ist hier nicht zu erörtern. 
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sollte, so verlor auch derjenige, der „causa defensionis" zum „homo" 
eines anderen, der zum „Mundmann" wurde, dadurch nicht seine 
bisherige Standeszugehörigkeit. Wird doch unter gewissen Um- 
standen dem Unfreien Eintritt in fremde Mund gestattet — ein 
schlagender Beweis für die Erkenntnis, daß der Mundherr durch- 
aus nicht Leibherr des Mundlings ist. 1 ) Daher konnte nach einer 
St. Maximiner Formel des 10. Jahrhunderts einem an den Altar 
der Kirche als Censuale übertragenen Knecht ausdrücklich die 
freie Wahl eines Mundiburdiums zugestanden werden. 8 ) 

Mundmannschaft an sich ist ein freies Verhältnis, Schutz- 
herrschaft ist nicht Leibherrschaft. 

Die Ingenui, die unter Mundburd und Schutz der Utrechter 
Kirche stehen, sollen des gleichen Hechts teilhaftig sein, das denen 
der Kölner und der übrigen Kirchen des Reichs zugestanden ward. 
So heißt es in einer Urkunde Heinrichs II, und so wird es von 
Konrad IL und Heinrich HL wiederholt*) 

Doch was bedeutet Schutzherrschaft? Die Schutzleute sind — 
wie es mitunter heißt — non potentes de se 4 ), sie erscheinen nicht 
selbständig handelnd im öffentlichen Leben, besonders nicht vor 
Gericht, sie werden durch den Inhaber der Mund vertreten. 

Daher erfolgt denn auch die Tradition eines Allods zweier Freier 
an St. Gereon in Gegenwart und unter Zustimmung des betreffenden 
Mundwalts. 5 ) Vögte Freier erscheinen auch wohl an der Seite 
ihrer Schutzbefohlenen vor Gericht. 8 ) Und darin bestand jeden- 
falls vornehmlich der Schutz, den die Kirchen und großen welt- 
lichen Herren den Mundmannen angedeihen ließen. Zu einer aus- 
gesprochenen herrschaftlichen Gerichtsbarkeit über sie ist es nicht 
gekommen. Nur wo Hintersässigkeit sich der persönlichen Mund 
beigesellt hatte und wo besondere Privilegien herrschaftliche 
Gerechtsame geschaffen hatten, da stehen Mundleute unter einer 
wirklichen Gerichtsbarkeit des Herrn. 

1) Fritdarer Hofrecht von 1109 c. 9, Kindlinoeb, Hörigkeit S. 232. 

2) Form, extrav. L 26, 8. 549. 

3) H. U. 14; Stumpf, Acta S. 392 n. 280 (St. 1897); Muller, Cart. ütr. 87 
(St 2303»). 

4) Lacomblet i, 296 11. 425: homines habentes protestatem de se ipsia 
disponendi. 

5) UB. S. Gereon S. 13 v. 11 36. 

6) Trad. Frisig. 693 v. 844 (Meiohelbeck); Juvavia (1 784) Anh. S. 141 n. 37. 
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Die herrschaftliche Gerichtsbarkeit ist durchaus verschieden 
gegenüber den abhängigen Freien und Unfreien. 1 ) Die Servi unter- 
standen von je her mit Leib und Leben dem Herrn, die Freien 
nicht. Die herrschaftliche Disziplinargewalt über die Unfreien 
hatte sich zur vollen Gerichtsgewalt entwickelt, die nur durch 
eine vom Staat geforderte Auslieferung des verbrecherischen Servus 
an das öffeütliche Gericht in gewissen Fallen beschrankt war. 
Die persönliche Abhängigkeit der Freien dagegen hat zunächst 
die Herrschaft nur zur Vermittlungs-, nicht zur wahren Gerichts- 
stelle zu machen vermocht. 

Der Unterschied im Verhältnis der Freien und Unfreien zum 
herrschaftlichen Gericht ist bedeutsam und blieb es lange Zeit, 
auch als andere Momente eine allgemeine und einheitliche Er- 
starkung der herrschaftlichen Gerichtsbarkeit bewirkten. Ja, je mehr 
in nachkarolingischer Zeit eine bestimmte geschlossene Gerichts- 
barkeit der Herrschaften entstand, um so kräftiger wurden die 
Zusammenhänge zwischen dem staatlichen Provinzialgericht und 
den abhängigen Freien betont, diese Freien unter das öffentliche 
Gericht gezogen und die Kompetenz des Herrschaftegerichts, soweit 
es sich nur um persönliche Herrschaftsverbände handelte, auf die 
unfreien Abhängigen beschränkt 

* 

* * 

Die bisher berücksichtigten Nachrichten bezogen sich nur 
auf persönliche Herrschaftsgerechtsame. Auch die angeführten 
Stellen des Edikts von 614 betrafen nicht die Gerichtsbarkeit der 
Immunitäten oder der Grundherrschaften. Mochten auch viele 
der Klienten Leiheland vom Herrn haben — die gerichtliche Ver- 
tretung und eine gewisse Gerichtsbarkeit übte der Herr doch auf 
Grund der persönlichen Herrschaft, und er übte sie auch da, wo 
— wie gewiß oft genug — mit der persönlichen gar keine grund- 
herrliche Abhängigkeit verbunden war. 



1) Die Stellang der Liten ist hier außer acht gelassen worden. Für die 
bier zu behandelnden Fragen, die vornehmlich dem 9, 10. u. n. Jahrhundert 
gelten, sind die besonderen Litenverh&ltnisse nicht maßgebend. Im allgemeinen 
darf angenommen werden, daß da, wo das Recht schlechthin Freie und Unfreie 
unterscheidet — und das ist recht oft der Fall, die Liten zu den Unfreien ge- 
rechnet wurden. Anders die Ansicht Q. Meybks, Zt. der Savignyst 2, 107 ff. 
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Die rechtlichen Grundlagen der bisher beobachteten herr- 
schaftlichen Gerichtsbarkeit waren rein persönlicher Art. Grund- 
herrliche Gerichtsbarkeit haben wir bisher nicht kennen gelernt. 
Gab es überhaupt solche? 

Aus dem Zeitalter der Merowinger sind — soweit ich sehe — 
keine unmittelbaren Nachrichten vorhanden, die eine Deutung 
grundherrlicher Gerichtsbarkeit zuließen. Was in dieser Hinsicht 
angeführt wurde, bezieht sich ausschließlich auf die Herrschaft 
über persönlich Abhängige.') Doch gestatten spätere Meldungen 
und manche mittelbare Erwähnungen Vermutungen und Schlüsse. 
Die auf fremdem Grund und Boden angesiedelten Freien seien 
bisher widerrechtlich von den öffentlichen Beamten zwangsweise 
vor Gericht gezogen worden, ihre Patrone sollen sie fortan dem 
Gesetz gemäß vor Gericht bringen. Das ist eine allerdings für 
Italien getroffene Bestimmung Ludwigs H. vom Jahre 856'), aber 
sie trifft doch im wesentlichen das, was auch diesseits der Alpen 
zu Recht galt. Die Zuständigkeit freier Hintersassen zum öffent- 
lichen Gericht wird damit nicht geleugnet. Freie, die kein Eigengut 
haben, sondern auf herrschaftlichem Grund sitzen, so heißt es im 
Wormser Kapitular von 829, dürfen nicht Zeugnis über das 
Eigengut eines andern Freien ablegen, aber sie dürfen im Gericht 
als Eideshelfer fungieren, da sie Freie seien; Freie dagegen, die 
noch Eigengut haben und auf Herrschaftsland wohnen, können 
auch Zeugnis in Prozessen um Freiengut ablegen, da sie Eigen- 
gut besitzen. 8 ) 

Nur der vollständige Verlust von Eigengut schädigt also die 
Stellung des Freien im Gericht, ohne übrigens seinen freien Stand 
selbst zu gefährden. Das ist offenbar ein Standpunkt, der schon 
längst volle Geltung besaß. 4 ) Entgegennahme von Zinsland hat 



1) In der rechtsgeschichtlichen Literatur wird, m. E. zum Schaden der Sache, 
allzusehr mit dem Begriff „grundherrlich o Gerichtsbarkeit" operiert. In der 
1. Auflage seiner Rechtsgeschichte bemerkte R. Schbödbr S. 176 N. 110 treffend: 
„von einer grundherrlichen Gerichtsbarkeit als solcher, wie sie neuerdings von 
W. Sickel angenommen wird, ist keine Rede." Leider hat spater Schröder 
(s. 3. Aufl., S. 1766*., 4. Aufl. S. 179 ff ) diese Auffassung aufgegeben. 

2) C. 215 c. 4, S. 91. 3) C. 193 c. 6, S. 19. 

4) Nach der lex Alam. ist der „Uber ecclesiae" frei, aber doch nicht dem 
Freien, der nicht kirchlicher Hintersasse war, gleichgestellt, er ist nicht „coaequalis 
Uber". Tit LV wird bestimmt, daß, wenn zwei Schwestern deu Vater beerben 
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an sich das Standesverhältnis des Beliehener* nicht beeinflußt, auch 
sein Verhältnis zum öffentlichen Gericht nicht berührt. Nur wenn 
er lediglich herrschaftliches Gut hatte, also schlechthin nur Hinter- 
sasse war. In diesem Falle trat er in den Kreis der Herrschaft, 
er sah in seinem Leiheherrn den gerichtlichen Patronus. Das 
Eingehen eines persönlichen Abhängigkeitsverhältnisses scheint 
dabei nicht besonders gefordert worden zu sein, die gerichtliche 
Abhängigkeit galt als selbstverständliche Folge der dinglichen. 
Wertvollen Aufschluß bietet uns in dieser Hinsicht ein Streit, den 
Eonstanz und St. Gallen über abhängige Leute am Anfang des 
10. Jahrhundert ausfochten und der eine königliche Entscheidung 
herbeiführte. 1 ) 

Arnulf hatte mit dem Orte Berg auch die ihm dort ge- 
hörigen Zinse dem Konstanzer Stift geschenkt.') Einige der Zins- 
leute zu Berg aber haben ihr Eigengut im Precarienvertrag an 
St. Gallen übertragen. Der über die Rechte an diesen Leuten 
zwischen Konstanz und St. Gallen ausgebrochene Streit wird da- 
hin entschieden: i. die Zinsleute, die am Ende der Regierung 
Karls LH. oder am Anfang der Regierung Arnulfs ihr Eigen an 
St Gallen gegeben oder eingetauscht, sollen unter dem Schutz 
des Klosters stehen und von keinem königlichen oder bischöflichen 
Beamten beunruhigt und in ihrer Untertänigkeit unter St. Galler 
Beamten gestört werden; 2. haben die Zinsleute nur einen Teil 
ihres Eigenguts übertragen und besitzen sie daneben noch freies 
Erbgut, so zahlen sie den betreffenden Zins an St. Gallen, unter- 
stehen aber im übrigen der Gewalt des Bischofs; 3. dasselbe gilt 
von denen, die sich bei der Tradition des Guts Wiederkauf vor- 
behalten haben; sie sollen das Wiederkaufsrecht ausüben oder den 



wollen und die eine mit einem coaequalis Uber verheiratet ist, die andere mit 
einem Kolonen des Königs oder der Kirche, nur die erstere das Land erbt, in 
die Fahrhabe aber beide »ich teilen. Der Freie verliert unbedingtes Erbrecht am 
freiem Land, weil er keines mehr hat. 

1) Zwei Urkunden Ludwigs IV. behandeln die Sache: eine vom 1. Jan. 901 
Wartmann 2, 322 (MÜhlb. 194 1), die andere vom 9. Febr. 904, Wartmann 2, 333 
(Mühlb. 1962). 

2) M. 1941: quosdam census ... regiae potestati cedentes ad locum ... 
Perg cum eodem loco et Omnibus ad eum pertinentibus; M. 1962: quendam locum 
suo juri cedentem . . . Perg cum censariis et omnibus ad eum pertinentibus ad C. 
contradidit 
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ausbedungenen Zins an St. Gallen zahlen, aber der bischöflichen 
Herrschaft verbleiben. 

Wir sehen auch hier wieder: Eintritt in die Gerichtsbarkeit 
des Grundherrn findet dann statt, wenn der Beliehene außer grund- 
herrlichem Leiheland kein selbständiges freies Eigen besitzt. 

Das ist eine Entwicklung, die sich gleichsam selbstverständ- 
lich ergeben mußte. Dem Freien gegenüber, der nur Leihegut 
hatte, besaß der öffentliche Gerichtsbeamte kein Mittel, die 
zwingende Gewalt unmittelbar auszuüben. Der Beamte war auf 
die Vermittlung des Leiheherrn angewiesen. Nicht daß die freien 
Hintersassen dem öffentlichen Gericht entzogen wurden, aber der 
Grundherr bildete eine Zwischeninstanz. Zunächst nur eine Instanz, 
die zu vermitteln hat zwischen öffentlichem Gericht und Grund- 
hörigen, wird sie allmählich zu eiuer Gerichtsinstanz. Die Ent- 
wicklung ist hier die gleiche wie bei den Rechten, die auf Grund 
persönlicher Herrschaft erstanden. Oft wird man den verschiedenen 
Rechtsgrund nicht beachtet haben: dinglich oder persönlich. Es 
mag wohl sein, daß unter den Sperantes des merowingischen Zeit- 
alters auch freie Hintersassen gemeint waren, die nicht durch 
besonderen Akt unter das Mundium des Stifts getreten waren, die 
den Schutz und damit die Gerichtszuständigkeit gewannen ledig- 
lich durch die Land leihe. Dingliche und persönliche Abhängigkeits- 
verhältnisse gehen hier zusammen. 

Aber wie verhielt sich die herrschaftliche Gerichtsbarkeit zur 
staatlichen 1 Ist sie als rein privaten Charakters der öffentlichen 
gegenüberzustellen? Die Antwort wird erst gefunden werden 
können, wenn wir die durch die Immunität geschaffenen Zustände 
beobachtet haben. 

2. Immunität und Grafschaft 

a. Im fränkischen Zeitalter. 

Zweierlei bestimmten die älteren Immunitätsurkunden: den 
öffentlichen Beamten, in erster Linie also den Grafen, ward unter- 
sagt, das immune Gebiet zur Vornahme von Amtshandlungen zu 
betreten; der Fiskus verzichtete zu Gunsten der Immunitätsherr- 
schaft auf alle Friedensgelder, auf alle Einkünfte. Dabei wurde 
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das erste Moment besonders hervorgehoben, den anderen Be- 
stimmungen vorangestellt, ja mitunter allein betont. 

„Volle Immunität habe das Stift, Freiheit vom Eintritt der 
öffentlichen Beamten, denen die Erhebung von Friedensgeldern 
verboten sei" — so oder ähnlich heißt es in den Urkunden. 1 ) 
Deutlich ist zu erkennen, in welcher Bestimmung man das eigent- 
lich Wesentliche der Immunität sah. 

Aber anderseits begegnet in den Urkunden häufig der Hin- 
weis, daß alles, was dem Fiskus an Friedensgeld und an Ein- 
künften vom immunen Gebiet gebühre, dem Stift geschenkt werde.*) 
Ist das so aufzufassen, daß der Fiskus auf jede materielle Be- 
lastung der Immunitäten und der dort ansässigen Leute zu Gunsten 
der Kirche verzichtet habe? 

Waitz hat zuerst nachdrücklich diese Meinung vertreten, und 
seitdem wurde wiederholt bemerkt, daß das finanzielle Moment 
die Grundlage und den eigentlichen Anfang der Immunität ge- 
bildet habe, daß es zuerst allein auf die Übertragung finanzieller 
Vorteile angekommen, daß die Zuweisung aller fiskalischen Ein- 
künfte aus der Gerichtsbarkeit das Erste und Ausschlaggebende, 
daß die Erwerbung richterlicher Gewalt lediglich Folge dieser Zu- 
weisung gewesen sei.*) 



1) Marcalf I, 14: in iniegra emunitate absque ullius introitus iudicum de 
quaslibet causas freta exigendura perpetualiter habeat concessa; Tgl. I, 16. 17, 
besonders auch I, 4 die Bestätigung einer Immunität, wo bei Inhaltsangabe der- 
älteren Urkunde lediglich das Verbot, immunes Gebiet zu betreten, erwähnt wird 
und wo die Bestätigung selbst vornehmlich diese Bestimmung trifft, am Schlüsse 
nur kurz die Bemerkung anfügt: et quicquid exinde fiscus noster poterat sperare, 
in luminaribus ecclesiae ipsius in perpetuo proficiat 

2) „Quicquid exinde . . • fiscus aut de freta aut undecumque potuerat sperare, 
ex nostra indulgentia pro futura salutae in luminaribus ipsius ecclesiae . . . pro- 
ficiat in perpetuum." Marc. I, 3 und so oft. 

3) Vgl. Waitz VG. «2 b , 336—348- bes. 345 («Eine Hauptsache sind aber 
die Friedensgelder, d. h. der Ertrag, den die Gerichtsbarkeit dem König und seinen 
Beamten lieferten"). 347. 376; Brunneb RG. 2, 289: „die gerichtliche Sonder- 
stellung der Hintersassen . . . wird (in die Immunität) ... im fränkischen Reich 
soweit hineingezogen als die Gerichtsbarkeit einen finanziellen Charakter besitzt, 
also die von den Hintersassen verwirkten Friedensgelder und Bannlasten in Frage 
kamen." Ich glaube, das umgekehrte Verhältnis ist anzunehmen: der Umfang der 
erlangten Gerichtsbarkeit bestimmte den Umfang der finanziellen Gerechtsame. 
Vgl. auch Schröder RG.*, 200. — Gegen Waitz z. B. G. Meyer, Zt d. Savignyst. DJ, 
S. 104 f., besonders auch Heüsler, Ursprung der Stadtverfassung S. 21 ff. 25. 
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Je mehr wir die Frage erwägen, um so größer werden die 
Bedenken gegen die Richtigkeit der WAiTZSchen Annahme. Man 
stelle sich vor: der König will den Stiftern finanzielle Vorteile 
gewähren, deshalb verzichtet der Fiskus auf seine Einnahmen aus 
dem Immunitätsgebiet, insbesondere auf die Gerichtsgefälle, infolge- 
dessen muß die Gerichtsbarkeit der öffenthchen Beamten Halt 
machen vor der Immunität. Aber dann wäre doch — so will 
uns scheinen — die gesamte Gerichtsbarkeit sofort auf die 
Immunitätsherrn übergegangen. War das der Falll — So sehr 
auch die Ansichten über die Anfänge und das ursprüngliche Wesen 
der fränkischen Immunität auseinandergehen, darin war man doch 
einig, daß die Immunitätsherrn nicht von Anfang an die volle 
Gerichtsbarkeit besaßen und daß das Immunitätsgebiet nicht 
schlechthin aus dem Grafschaftsverband ausschied. Selbst in 
späteren Jahrhunderten war keineswegs das erreicht, was bei 
Annahme des finanziellen Ursprungs der Immunität schon im 
6. Jahrhundert hätte erreicht sein müssen. 1 ) 

Gewiß, ein Zusammenhang zwischen Genuß der Gerichts- 
gefälle und Besitz der Gerichtsgewalt ist unabweisbar. Aber 
gerade deshalb erscheint die herrschende Annahme unhaltbar. 
Die Überweisung der gesamten Gerichtseinnahmen soll den An- 
fang der Immunität gebildet, aber die im Gefolge dieses Rechts 
aufstrebende herrschaftliche Gewalt nur die niedere Gerichts- 
barkeit gewonnen haben 1 Und die öffentlichen Beamten, die 
nach wie vor auf dem Gebiete der höheren Justiz unbeschränkt 
fungierten, sollten die Gerichtsbarkeit ausgeübt, aber die Ein- 
nahmen dem Stift überlassen haben? Das ist schlechterdings un- 
denkbar. Wo amtliche Befugnisse, da Gefälle, und wo Gefälle, 
da amtliche Befugnisse. Die Ansicht, welche die Gerichtsbarkeit 
der Immunitäten aus der Übertragung finanzieller Gerechtsame 
ableiten will, führt sich selbst ad absurdum. 



i) Mit Recht weist K. Hegel, Entstehung des deutschen Städtewesens S. 46 f. 
auf das Widerspruchsvolle der üblichen Ansicht hin. Warum, so fragt er, nur 
die Erwerbung der niederen Gerichtsbarkeit, da doch die Friedensgelder nicht 
bloß für geringe Vergehen, sondern vornehmlich für schwere Friedensbrüche ge- 
zahlt wurden? — Vgl. dagegen die Bemerkung Brunnebs RG. 2, 296, daß die 
Zuweisung der Friedensgelder voraussetze eine Übertragung der niederen Gerichts 
barkeit über die freien Hintersassen. 
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Aber wie verhält sich nun tatsächlich die von den Privilegien 
hervorgehobene Übertragung finanzieller Gerechtsame zu der 
Gerichtsgewalt der lmmunitätsherrnl 

Zunächst. Den Worten, die von einer umfassenden, ja all- 
seitigen Übertragung der fiskalischen Gefälle zu melden scheinen, 
ist nicht entfernt zu entnehmen, daß der Staat vollständig auf 
die Leistungen der Immunitätsleute verzichtet habe. Wissen wir 
doch, daß damals und später der Staat trotz Immunität mannig- 
fache Ansprüche an die Hintersassen der Privilegierten stellte. 1 ) 
Selbst Überweisung aller Gerichtsgefälle darf nicht angenommen 
werden. 8 ) Noch viel später bezogen öffentliche Beamte Einkünfte 
aus Prozessen der Immunitätsleute. Was allein als schlechthin 
gewährt gelten darf, das sind die fiskalischen Gefälle, die bei 
Prozessen der Iramunitätsleute unter einander zu erheben waren. 8 ) 
Niemals hat die Immunität an sich völlige Freiheit von fiskalischen 
Abgaben oder Gerichtsgeldern verschafft. Blieb doch noch mit- 
unter in der Zeit, da der König einer Kirche die Gerichtseinkünfte 



1) Vgl. Waitz VG. 4», 3i5ff-; Bbunnbr RG. 2, 294 f. Vgl. z. B. Mühlb. 178 
(174). 1037 (1003); Cap. 93 c. 7; 91 c. 4; 158 c. 8. 11. 

2) Vgl. die Stellen Waitz VG. 4', 317fr. W. selbst bemerkt über Ver- 
leihung der Gcrichtsgefülle: „die Übrigens auch in verschiedenem Umfang erfolgte". 
Vgl. auch Th. Sickel, Beitr. V. (Wiener Sitzuugsb. 49) S. 356 f. — Löninq, Gesch. 
des Kirchenrechts 2, 729 und G. Meyer, Zt. der Savignystiftung 3, 106 heben 
hervor, daß alle im Gebiet der Immunität zur Erhebung gelangenden Gerichts- 
gefälle dem Immunitätsherrn zukamen, nicht bloß die %, die dem König zufielen; 
sie stellen sich in Gegensatz zu Arnold, Freistädte 1, 306". und Heusler, Ur- 
sprung der Städteverfassung S. 20, die der Meinung waren, anfangs seien nur 
die königlichen % der Gefälle den Herren der Immunität überwiesen. Daß die 
Grafen Gefälle aus den Immunitäten bezogen, unterliegt keinem Zweifel, von 
einem allgemeinen Verzicht zu Gunsten der Kirche kann keine Rede sein. Die 
Grafen verloren ihren Anteil nur da, wo sie nicht mehr als Richter fungierten. 
Wann das eintrat, wie sich diese Verhältnisse entwickelten, wird die folgende 
Untersuchung zeigen. Frühzeitig bat dagegen der König seinen Anteil den 
Kirchen geschenkt. Arnold und Heusler hatten durchaus recht, da sie die 
Unterscheidung zwischen dem gräflichen Drittel und den königlichen zwei Dritteln 
machten. Aber sie haben das Verhältnis der Grafen und der Immunitätsherren 
zu den Bußen nicht richtig erkannt. 

3) Wenn in dem Privileg für Trier der Kirche auch der fiskalische Anteil 
an jenen Rechten gegeben wird, die 1. den Immunitätsbeamten und den Immunitäts- 
leuten Auswärtiger gelobt werden und die 2. die Immunitätsleute für Vergehen 
außerhalb der Immunität zu zahlen haben, Mittelrh. ÜB. 1, 28, Mühls. 145 
(142), so ist das nicht als das Normale anzusehen. 
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in geschlossenem Gebiet geschenkt hatte, das grafliche Drittel er- 
halten. Erst 979 hat Worms das letzte Drittel der Zölle und 
Gerichtsgelder (Bänne) in der Stadt erworben; damit keineswegs 
den gräflichen Anteil an jenen Bußen, zu denen kirchliche Hinter- 
sassen außerhalb Worms verpflichtet waren. 1 ) Als im Jahre 1014 
der Bischof sich über Belästigung der bischöflichen Familia durch 
die Grafen beschwerte, ward die Erhebung der Sechzigschilling- 
buße beanstandet, nicht die Erhebung von Bußen der Grafen 
überhaupt.*) Wie eine Gerichtsbarkeit der Grafen unter Ver- 
mittlung des kirchlichen Vogtes, so wird auch die gräfliche Teil- 
nahme an den Bußgelder anerkannt. Und wie die Worte der 
Immunitätsprivilegien „quicquid exinde fiscus potuerat sperare, in 
luminaribu8 ecclesiae proficiat in perpetuum" nicht so gedeutet 
werden durften, daß der Staat auf alle Leistungen des immunen 
Gebiets verzichtet habe 9 ), so dürfen auch die Bemerkungen, daß 
die „freda" den Kirchen zukommen, nicht als Ausschluß gräf- 
lichen Bußgenusses aufgefaßt werden. Die materiellen Rechte 
reichten soweit wie die Rechte der Gerichtsbarkeit Der Umfang 
der Immunitätsgerichtsbarkeit, ist nicht aus dem Umfang der 
finanziellen Vorteile zu bemessen, die in den Immunitätsurkunden 
erwähnt werden. Denn bestimmte Grenzen finanzieller Art wurden 
hier nicht gezogen. Die Eintreibung aller Bußen ward den 
Imiimnitäten selbst überwiesen, aber damit verzichteten keines- 
wegs der Staat und seine Organe auf alles; sie verzichteten nur 
auf Einschreiten gegenüber dem Einzelnen, nicht gegenüber der 
Immunität, sie verzichteten auf Gewalt und — entsprechend zu- 
gleich — auf Gefälle, wenn es sich um innere Angelegenheiten 
der Immunität handelte, aber nicht, wenn die Rechtsfrage über 
den Kreis der Immunität hinausging. 

So haben wir das Wesen der älteren Immunität zu ver- 
stehen: das unmittelbare Eingreifen der öffentlichen Beamten in 
finanzieller und gerichtlicher Beziehung war verboten. Der Graf 
sollte nicht mehr unmittelbar die Immunitätsleute zum könig- 
lichen Dienst aufbieten, sie nicht unmittelbar gerichtlich ver- 
folgen und Bußen erheben. Die Immunitätsherrn bildeten eine 
Zwischeninstanz, die nicht übergangen werden durfte, aber das 

1) Otto D. 199, bestätigt Otto HI. 12. 2) Heinrich IL 319. 

3) S. oben 8. 79 N. 1. 
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Inimunitätsgebiet gehörte nach wie vor zur Grafschaft Die 
Kompetenz der Grafen erstreckte sich unbedingt über alle Immu- 
nitaten, nur bildeten die Immunitäten Einheiten für sich, nur 
traten nicht mehr die einzelnen Immunitätsleute, sondern die ge- 
schlossenen Immunitätsherrschaften als Untergebene der Grafen auf, 
als Untergebene, die mit besonderen Vorrechten ausgestattet waren. 

In dieser Entwicklung lag der Anfang besonderer Immunitäts- 
gerichtsbarkeit. Nicht der Verzicht des Königs auf den fiskalischen 
Anteil an Gerichtsgefallen hat sie geschaffen, sondern das Verbot 
des „introitus iudicum", das Gebot, daß fortan stets die Vermitt- 
lung des Iinmunitätsherrn anzurufen war. Die Rechte der Immu- 
nität aber verbinden sich mit jenen, die sich auf Grund persön- 
licher und dinglicher Verhältnisse längst selbständig gebildet hatten. 
Auch ohne Immunität vertrat ja der Herr seine unfreien und 
freien Abhängigen vor Gericht und übte eine gewisse Gerichts- 
barkeit über sie aus. Herrschaftskreise waren erstanden ohne 
Immunität. Aber Festigkeit und Geschlossenheit erlangten diese 
Rechte erst durch die Immunität. 

Auch Immunität hatte zuerst nicht Ausschluß der öffentlichen 
und Einrichtung einer herrschaftlichen Gerichtsbarkeit begehrt, 
nur eine Vermittlung des Herrn. Aber diese mußte eine gewisse 
herrschaftliche Gerichtsbarkeit anregen, zuerst in Rechtssachen 
innerhalb der Immunitätskreise, dann auch bei Konflikten mit 
Fremden. Eine solche Gerichtsbarkeit hatte sich ohne staatliche 
Übertragung und Bevollmächtigung gebildet nur auf Grund des 
vom Staat gewährten Vorrechts: Verbot des introitus iudicum. 
Später aber hat der Staat diese selbständige tatsächliche Ent- 
wicklung der herrschaftlichen Gerichtsbarkeit anerkannt, sie als 
Ausfluß der staatlichen Privilegierung angesehen und so beurteilt, 
als ob sie auf Grund staatlicher Übertragung erfolgt wäre. Den 
Privilegien, die von Regierung zu Regierung wiederholt zu werden 
pflegten, wurde eine Deutung gegeben, die aus der fortgeschrittenen 
tatsächlichen Entwicklung schöpfte. Wenn in zwei Urkunden 
Karls d. Gr. für Trier und Metz auf die „privatae audientiae" der 
bischöflichen Beamten hingewiesen ward, denen die kirchlichen 
Hintersassen unterstehen 1 ), so sollte kein besonderes Recht ge- 

i) Mittelrh. ÜB. i,28f. und Bouquet 5, 728. Mühijj. 145. 178(142. 174). Vgl. 
Waitz VG. 8 2 b , 377; 4», 451. Sickjsl, Beitr. V (Wiener Sitzungsb. 49) 360 f. 

Akhandl & K. 9. G«mUk1i. d. WUuaach., pliU.-hiit. Kl. XXIL i. 6 
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wahrt werden, es kommt nur bestimmter das zum Ausdruck, 
was damals allgemein unter Immunitat verstanden wurde. 

Die gesamte herrschaftliche Gerichtsbarkeit aber wird in 
dieser späteren karolingischen Zeit ganz bestimmt auf königliche 
Bevollmächtigung zurückgeführt, besonders jede Gerichtsbarkeit 
über Freie. Das erscheint im Grunde geradezu als selbstver- 
ständlich. Nahm doch der Staat die volle Verfügung über die 
öffentlichen Leistungen der Freien in Anspruch, gestattete er doch 
nicht ohne sein Hinzutun eine Schmälerung seiner Gerechtsame. 
Vermittelung auf dem Gebiet des Gerichts-, des Heer-, des Finanz- 
und des Verwaltungswesens wohl, nicht aber Entziehung. Daher 
der Grundsatz, daß da, wo die herrschaftlichen Rechte über die 
Vertretung der freien Herrschaftsleute hinausreichen, besondere 
staatliche Privilegierung vorausgesetzt wurde. Ohne Privileg kein 
herrschaftliches Gericht Der große Grundherr als solcher sollte 
die Vermittlung zwischen dem Freien, der nur Hintersasse war, 
und dem öffentlichen Provinzialbeamten übernehmen, der Mächtige, 
dem freie Mundmannen gehorchten, sollte seine Leute vor Gericht 
vertreten, aber Gericht über Freie halten durften diese Herren 
nur dann, wenn sie vom König bevollmächtigt waren. Und das 
bewirkte das Privileg der Immunität oder Privilegien, die ähnliche 
Vorteile gewährten, ohne die hohe Buße von 600 Sch. auf Ver- 
letzung der Ordnung festsetzen zu wollen. Im 9. Jahrhundert 
scheint manchmal der Begriff Immunität auf geistliche Gebiete 
beschränkt und die ganz analog gewährten Vorrechte der welt- 
lichen Grundherrn nicht als Immunität angesehen worden zu 
sein. 1 ) Ward doch damals überhaupt die Immunität in der klaren 
Ausprägung der älteren Zeit erschüttert und ihre Entwicklung 
abgelenkt. Wie sie sich mit dem Mundium, in das Stifter traten, 
so verband, daß sie — ursprünglich ein ganz verschiedenes Rechts- 
institut — mit diesem zusammengebracht, verwechselt und seit 
Ludwig d. Fr. als dasselbe behandelt wurde*), so ist auch sonst 
im weiteren Verlaufe der Bildimg nicht immer das gleiche Ver- 

1) So C. 273 c. 18, wo es heißt „in fiscum nostrum vel in quamcumque 
inununitatem aut alicuius potentis potestatem vel proprietatem." Vgl. auch die 
Privilegien rar Weltliche Mühlbacher 328. 567 (319. 547). 1 75 1 und die unten 
S. 86 u. 90 besprochenen Nachrichten. 

2) Sickix Beitr. III (Wiener Sitzungsb. 47) S. 236; Wajtz VG. 4*, 290 f. 
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hälfcnis mit demselben Namen, nicht immer mit dem Wort Immu- 
nitat bezeichnet worden. 

Nach einer Seite hin liegt jetzt die Entwicklung klar vor 
uns. Persönliche und dingliche Herrschaftsverhältnisse haben 
frühzeitig zu einer Vertretung freier Abhängiger durch Herrn ge- 
führt Immunität mit dem Verbot des Betretens herrschaftlichen 
Bodens zur Vornahme von Amtshandlungen hat die Bedeutung 
solcher erstandenen Zwischengewalten gekräftigt und ihrem Wachsen 
staatliche Autorität gegeben. Aus der herrschaftlichen Vertretung 
entwickelt sich herrschaftliche Gerichtsbarkeit. 

Wie weit reicht diese Gerichtsbarkeit und wie verlaufen die 
Linien ihrer Bildung? 

* 

* * 

Besondere Immunitätsgerichtsbarkeit, früher oft bestritten — 
wenigstens für das merowingische Zeitalter — ward von der 
neueren Forschung fast ausnahmslos als sicher bezeugt ange- 
nommen 1 ), und dabei wurden einige Stellen des vielbesprochenen 
Edikts Chlothars H. von 614 als Grundlage verwertet. Ja die Aus- 
sagen des Edikts und einiger frühkarolingischer Urkunden wurden 
so gedeutet, daß eine bestimmtere Kompetenzabgrenzung zwischen 
den öffentlichen und den Immunitätsgerichten erkannt ward. Die 
Civilgerichtsbarkeit oder die gesamte niedere Justiz, welche Streitig- 
keiten der Immunitätsleute unter einander betraf, sei vom Im- 
munitätsgericht geübt worden, die Kriminaljustiz dagegen dem 
öffentlichen Gericht vorbehalten gewesen. In karolingischer Zeit 
habe dann das Immunitätsgericht allgemein die Stelle des öffent- 
lichen Niedergerichts (Centenargerichts) eingenommen.*) 

Chlothars Edikt*) gedenkt wohl der Immunität und der 
Wirksamkeit von herrschaftlichen Beamten, gewährt indessen über 
den Umfang der Immunitätsgerichtsbarkeit und über das Verhältnis 



1) S. Brunneb RO. 2, 298. 

2) Waitz VG. 8 2 b , 277 ff. ; 4», 453 f. „so daß die Kompetenz der Gerichte 
der Immunität dieselbe war wie die der Centenarien oder Vicarien". „Daß Cri- 
minalsachen oder wenigstens die schwereren derselben fortwährend der Kompetenz 
der Gerichte in den Immunitäten entzogen war, unterliegt am wenigsten einem 
Zweifell" Schbödeb, 4. Aufl., § 25, S. 180; Bbunnbb 2, 275ff. bes. 300Ö". 

3) C. 9 c. 14. 15; 19. 20, 8. 22 f. 

6» 
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zum Grafengericht keine sichere Aufklärung. Denn wenn man 
auch die Bestimmungen des Edikts über herrschaftliche Gerichts- 
barkeit fQr die Erkenntnis der Immunitäten ohne weiteres ver- 
wertet, die Grenzen herrschaftlicher Gerichtsbarkeit sind nicht 
sicher erkennbar. 1 ) 

Befragen wir zuerst die Immunitätsurkunden selbst, so sehen 
wir: zwei Arten von Privilegien haben wir vor uns. Die einen, immer 
nach dem gleichen alten Formular verfaßt, bilden eine einheitliche 
eintönige Reihe — sie sagen uns nichts über die Fortschritte der 
herrschaftlichen Gerechtsame, sie sagen uns aber auch nicht, daß 
keine Fortschritte stattfanden; die andern bringen speziellere An- 
gaben — sie sind uns naturgemäß wertvoller. Meist handeln sie 
nicht von besonderen Rechten, zu denen einzelne Stifter gelangt 
sind, sondern meist hat nur ein zufälliges Bedürfnis das kräftige 
Betonen solchen Rechts begehrt, das den Immunitäten überhaupt 
eigentümlich war. Von diesen Urkunden und von den Aussagen 
der Kapitularien ist auszugehen, wenn die Frage über den Um- 
fang und über die Fortschritte der herrschaftlichen Gerichtsbarkeit 
beantwortet werden soll. 

In einer Reihe von Urkunden wird im Anschluß an die Be- 
stimmung, daß der Graf seine zwingende Gewalt den Immunitäts- 
leuten gegenüber nicht anwenden dürfe, im Anschluß also an eine 
von jeher den Immunitäten . eigentümliche Bestimmung, auf die 
Gerichtsbarkeit des Vogts hingewiesen 

„iubemus ut nullus iudex publicus in homines ipsius 
loci aspicientibus potestatem ullo umquam tempore habeat 
preter advocatum eorum" 

heißt es in einem Privileg Ludwigs d. D. für Herford.*) 

„homines non alio modo a iudiciariis potestatibus distrin- 
gantur nisi coram advocato a nobis constituto" 

in einer Urkunde für Neuenheerse.*) Bestimmter als hier wird 
auf die besondere Gerichtsbarkeit der Immunitätsherm und der 
Vögte in mehreren andern Urkunden hingewiesen. 



1) S. oben 8. 69. 

2) W ilm ans, Kaiaerurkunden Wcstfal. 1, 114 v.J. 852 (Mühlb. 1362). 

3) Wilmans 1, 172 (Mühlb. 1444)- 
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homines . . . sive liberi sunt seu servi nulla iudiciaria coer- 
ceantur potestate, sed in presentia eiusdem abbatissae advo- 
cati eorum rectitudinem adquirant et caeterorum perficiant 1 ); 

hominibiis . . . nulla iudiciaria potestas vel iudex publicus 
praeat; . . . coram advocato quem abbas constituerit, si 
quid est ratiocinandum aut corrigendum, fiat et inmunitatis 
tuitione Semper permaneant. 1 ) 

So in Urkunden für Gandersheim und Werden. Oder für Meteln*): 

sed liceat eis coram advocatis ex nostra iussione con- 
stitutis iustitiam facere. 

Als durchaus abschließend tritt uns das Vogtgericht in einer Ur- 
kunde Ludwigs d. D. rar Altaich entgegen: 

et advocati omnem causam inquirendam . . . diiudicent 
et finiant. 4 ) 

Dasselbe gebietet ein Privileg Ludwigs d. K. rar St. Gallen: 

ut in Omnibus locis atque hominibus . . . nullus comes 

aliquam potestatem habeat placita habere . . . nec etiam in 
ullo placito distringantur, nisi apud . . . advocatos, per 
quos quicquid de eisdem hominibus ad emanandum sit 
diffiniatur. 6 ) 

Jedenfalls bedeutet es dasselbe, wenn es in einem für Reichenau 
bestimmten Privileg heißt 

sed iura regiminis super eos (solus abbas) illius . . . loci 
8ecure exerceat; 9 ) 

oder in einer Fuldaer Urkunde Ludwigs d. & 

iuxta prioris precepti tenorem nullus comes aut iudex . . . 
potestatem habeat . . . corrigendi, sed haec sola potestas 
abbati . . . sibique subiectis sit concessa. 7 ) 

1) Ludwig IE. fflr Gandersheim 877, Origin. Guelf. 4> 37» (Mühlb. 1508); 
bestätigt Otto I. 89. 

2) Ludwig EI. für Werden 877, Lacomblet i, 37 (Mühlb. 15 12). 

3) Wilmaxs 1, 239 (Mühlb. 1777). 

4) Mon. Boica n, 117 (Mühlb. 1382) v. J. 856. 

5) Wartmanj» 2, 323 n. 720 (Mühlb. 1941) v. J. 901. 

6) Dümqe S. 82 (Mühlb. 1817). Die Worte „solus abbas" stehen auf Rasur, 
vielleicht ward ursprünglich des Vogts gedacht. 

7) Drokkb 301 n. 652 (Mühlb. 1979)- 
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Aber schon Ludwig d. Fr. hat i. J. 817 dem Weltlichen Johannes 
dasselbe gewährt, was diese späteren Urkunden aussprechen: 

nullus comes . . . illorum hominis, qui super illorum apri- 
sione habitant, aut in illorum proprio distringere nec iudi- 
care praesumant; sed Johannes et filii sui et posteritas 
illorum Uli eos iudicent et distringant, et quicquid per 
legem iudicavarint, stabilis permaneat. 1 ) 

Das Gleiche besagen die Worte, mit denen Ludwig i. J. 835 einen 
seiner Vasallen zum Vogt von Aniane bestellt: 

omnia quaecumque praedictus advocatus . . . secundum 
legem quaesierit . . . atque legaliter diffinita fuerint, rata 
et stabilita permaneant.*) 

Eine nicht geringe Anzahl von Urkunden spricht also ganz 
generell und gleichsam unbeschränkt von einer Immunitätsgerichts- 
barkeit. Ist die Folgerung erlaubt, daß sich in der Tat im 9. Jahr- 
hundert das Immunitätsgericht zu einer dem Grafengericht gleich- 
wertigen Stellung erhoben und dieses ausgeschlossen habe? Dieser 
Annahme, bekanntlich wiederholt vertreten, stehen indessen andere 
Nachrichten gegenüber, die einen fortdauernden Einfluß der staat- 
lichen Gerichte auf dem Immunitätsgebiet erkennen lassen. Als 
zu Bavenna 882 Bischöfe und Volk vor Karl III. über schwere 
Beeinträchtigung des kirchlichen Gebiets und der Kirchenleute 
durch die öffentlichen Beamten klagten, ward die Entscheidung 
getroffen: 

liberos massarios quos legalis coactio exigit quaerere ad 
placitum per patronum seu advocatum ad placita ducantur.*) 

Das ist allerdings eine Bestimmung, die nur für Italien galt. Aber 
Ähnliches ist auch für das Gebiet diesseits der Alpen bezeugt: 

ut nullam etiam districtionem de hominibus super terram 
s. Marie manentibus iudiciaria potestas exercere presumat, 

1) Boüqüet 6, 472, Müulb 567 (547). Vgl. 8im8on, Ludwig d. Fr. 1, 50, 
der die Urkunde verdächtig fand. 

2) Bouquet 6, 600, MOblb. 943 (912). 

3) UoiiEixi 2. Ausg. 5, 724 (Müht,b. 1587). In Übereinstimmung zu bringen 
mit diesen Aussagen ist das, was im Privileg für S. Bartolo steht Uohelli 2, 528 
(Mühlb. 1218): nec alicuius regtringantur iudicia, nisi ante abb&tis ipsius vel sub- 
missi praesentiam. 
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nisi ut supra diximus in mallo legitimo comitis, et ibi 
una cum advocato . . . legalem iustitiam adimplere co- 
gantur. 1 ) 

Wenn in einem der Trierer Kirche von Zwentibold gewährten 
Privileg neben anderem auch bestimmt wird, daß die öffentlichen 
Beamten auf keiner Villa des Stifts Gericht halten sollen „sine 
assensu et voluntate episcopi"'), so ist zu ersehen: die Be- 
ziehungen der öffentlichen Beamten zu den Immunitäten waren 
keineswegs geschwunden. Besaß doch natürlich Trier längst volle 
Immunität, ja in einem Trierer Privileg ist zuerst auf die be- 
sondere Gerichtsbarkeit hingewiesen worden.*) 

Auch in einer der oben besprochenen Urkunden, die das 
Vogtgericht so bestimmt hervorheben, wird die „iudiciaria po- 
testas" des Grafen nicht ganz aufgehoben, sondern nur beschränkt 
„nisi ex consensu eiusdem monasterii abbatisse". 4 ) 

Gewiß ist anzunehmen: auch da, wo die Immunitätsleute 
schlechthin und allgemein an das Vogtgericht gewiesen zu sein 
scheinen, ist das Grafengericht nicht ausgeschlossen. Aber wie 
war das Verhältnis! 

Schon zwei Privilegien Karls d. Gr. und Ludwigs d. Fr. rar Le 
Mans von 796 und 840 geben wertvollen Aufschluß. Sie sind 
zwar Fälschungen, aber als Quelle für Zustände und Auffassungen 
des 5. Jahrzehnts im 9. Jahrhundert zu verwerten. 5 ) Nach den 
Erklärungen der Immunität in der üblichen eingehenden Fassung 
wird als weiterer Vorteil der Kirche besonders hervorgehoben: 

ut nullus iudex aut comes . . . ecclesiae ministros vel ad- 
vocatos in mallo publico accusare praesumat, antequam 
conveniat ministros rerum et iudices viUarum atque homi- 
num a quibus laesus est, ut ab eis familiärem et iustam 
accipiat iustitiam; et si a praedictis ministris suam iusti- 
tiam accipere non valuerit, tunc conveniat episcopum . . . 
ut ab ipso suam iustitiam familiärem et bonam atque 
iustam accipiat; et si ab ipso episcopo neque a suis mi- 

1) Gcäkakd, Cart de ND. de Paris 1, 261, Mübxb. 704 (683). 

2) Mittelrh. UB. i, 212 (Mühlb. 1930). 

3) Mühlb. 145 (142) s. oben S. 81. 

4) Mühlb. 1508 s. oben 8. 85. 

5) Bouqtot 5, 757 u- 6, 631, Mühlbachbb 334 (3*5) «- »003 (972). 
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nistris suam iustitiam accipere nequiverit, postmodum li- 
centiam habeat, ut in mallo publico . . . quaerat. Sed si 
antequam fecerit illud . . . bannum nostrum . . . componat 
et . . . episcopo . . . solidos centum argenti componat. 

Deutlicher spricht sich eine Urkunde Ludwigs d. D. für St. Em- 
meran aus, in der wie üblich die Wirksamkeit der öffentlichen 
Beamten verboten und auf die der Vögte und Ministri hinge- 
wiesen und schließlich bemerkt ist: 

sed neque ad placitum ullum vel in hostem ullo umquam 
tempore ire compellat, quamdiu advocati . . . iustitiam facere 
voluerint. 1 ) 

Ähnlich sagt die Urkunde Zwentibolds für Werden: 

sed advocatus eorum super eis iustitias agat, nec ad publi- 
cum mallum quisquam succlamationem faciat, priusquam 
advocatum eorum interpellaverit pro iustitia facienda.*) 

Zuerst soll demnach das Vogtgericht angerufen und erst nach 
dessen Versagen das Grafengericht angegangen werden. Dabei 
keine Beschränkung auf eine Gruppe von Immunitätsleuten, keine 
Beschränkung auf gewisse Kategorien von Klagern oder Klagen. 
Nach Aussage dieser Urkunden, die der 2. Hälfte des 9. Jahr- 
hunderts angehören, mußten sich Rechtsparteien außerhalb der 
Immunität zuerst an das Immunitätsgericht wenden, dieses war 
die unterste nicht zu umgehende Instanz für alle Immunitätsleute 
betreffenden Prozesse. Daß aber alle Rechtssachen vom Immu- 
nitätsgericht auch erledigt wurden, daß Prozesse, die Leib und 
Leben freier Hintersassen angingen, hier ihren Abschluß fanden, 
das vermögen wir den uns bisher bekannt gewordenen Nachrichten 
nicht zu entnehmen. Es wäre durchaus vereinbar mit den ur- 
kundlichen Aussagen, die wir bisher kennen lernten, daß in manchen 
Fällen der Immunitätsherr resp. der Immunitätsbeamte nur als 
Vertreter der Hintersassen zu fungieren und die Entscheidung an 
das Grafengericht zu leiten hatte. 

Erhalten wir von anderen Seiten Aufschluß über diese Dinge? 

Zunächst ist das Eine zu beachten. Wenn, wie wir wissen 5 ), 

1) ÜB. ob der Enna 2, 18 (Mühxb. 1363). 

2) Lacomblet 1, 43 (Mühlb. 1922). 3) S. oben 8. 59 t 
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die Unfreien in gewissen Fällen, bei Diebstählen und andern 
außerhalb der Immunitat begangenen Verbrechen, nicht vom herr- 
schaftlichen, sondern vom öffentlichen Gericht allein abgeurteilt 
werden mußten, so ist natürlich die Annahme unmöglich, daß 
freie Hintersassen schlechthin dem Immunitätsgericht unterstanden. 
Ein italienisches Kapitulare Karls d. Gr. schließt sich den Aus- 
sagen der letzterwähnten Urkunden an. Die „servi, aldiones, li- 
bellarii" — letztere sind die freien kirchlichen Hintersassen - 
werden allgemein ihrem Patron oder Herrn unterstellt. 1 ) 

„Si vero de crimine aliquo accusantur, episcopus primo 
compellatur, et ipse per advocatum suum secundum quod 
lex est iuxta conditionem singularum personarum iusti- 
tiam faciant; sin vero, sicut in capitulare nostro scriptum 
est, ita fiat."*) 

Kennen wir auch nicht das Kapitulare, auf das hingewiesen 
wird, so dürfen wir doch im Hinblick auf die Bestimmungen von 
C. 93 c. i sicher annehmen, daß im Falle der Rechtsverweigerung 
oder der ungenügenden Erledigung seitens des Herrschaftsgerichts 
das Grafengericht kompetent war. 



1) C. 93 c. 5 , S. 196: Ut servi aldiones libellarii . . . non a comite . . . 
conpellantur, sed quicquid ab eis iniaste agendum est a patrono vel domino suo 
ordinandum est Es folgen die oben zitierten Worte. 

2) Das Kapitulare fährt fort: Ceteri vero liberi homines, qui vel 
dationem vel beneficium aecclesiasticum habent, sicnt reliqui homines iustitias 
faciant. — G. Meyer, Zt. der Sav. 3, 115 weist darauf hin, daß die hier 
verlangte Tätigkeit der Bischöfe („iustitias facere") ebenso wie die der „liberi 
homines" charakterisiert werde und daß sie sich deshalb nicht auf eine juris- 
diktionelle Tätigkeit, sondern nur auf eine Leistung beziehen könne, die aus 
der Haftung des Herrn für Vergeben der Untergebenen zu erklären sei: für Ver- 
brechen der servi, aldiones und libellarii haftete der Bischof, für die der „ceteri 
liberi homines" diese selbst. „Iustitias facere" ward bekanntlich in ausgedehnter 
Bedeutung gebraucht: Recht geben, aktivisch und passivisch. So auch hier. Aber 
fassen wir auch die beiden „iustitias facere" in dem von Meyer gewünschten 
speziellen Sinne, so sind doch Meyers Folgerungen unmöglich. Es bleibt klar 
und durchaus unzweideutig die Bestimmung: bei Verbrechen von bischöflichen 
Hintersassen werde zuerst (primo) nicht das öffentliche Gericht, sondern der 
Bischof angegangen, erst wenn der Geschädigte von diesem keine Befriedigung 
seines Rechts erhalten kann (sin vero), sollen die öffentlichen Gerichte in Anspruch 
genommen werden. Hier liegt ein unzweideutiges Zeugnis aus dem Anfang des 
9. Jahrhunderts dafür vor, daß die Herrschaft von Auswärtigen wegen Vergehen 
herrschaftlicher Hintersassen zuerst angegangen werden mußte. 
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Auch Verbrechen gelangen somit in erster Instanz vor dem 
Immunitätsgericht zur Behandlung. Aber es wird nicht gesagt: 
alle Verbrechen, und deshalb steht das nicht im Gegensatz, was 
eine für das Kloster Novalese bestimmte Urkunde Lothars I. v. 
845 bei Gelegenheit einer Schenkung und der wiederholten Ge- 
währung der Immunität sagt: 

omnem districtionem vel iudicium praefato venerabili 
episcopo Jo. eiusque successoribus concedimus providendunu 
et ordinandum, exceptis illis culpis criminalibus de quibus 
sacerdotibus et monachis non est dijudicandum. 1 ) 

Darnach war die Gerichtsbarkeit in schweren Kriminalfallen 
den Grafen vorbehalten. Dasselbe geschieht in einem Privileg 
Ludwigs d. Fr., das den Förstern in den Vogesen weitgehende 
Autonomie und die Bestellung von drei Beamten gewährt, welche 
„excepto criminalibus causis" die Gerichtsbarkeit üben. 1 ) Ähnliches 
sagt das Privileg, das Ludwig d. Fr. den in Frankreich ange- 
siedelten Spaniern erteilte und das Karl II. bestätigte.*) 

Gerade ein Vergleich der Urkunde Ludwigs v. 815 mit der 
Bestätigung Karls v. J. 844 ist Oberaus lehrreich, weil wir die 
Fortschritte der herrschaftlichen Gerichtsbarkeit deutlich erkennen 
und damit die Grundrichtung, die die Entwickelung dieser Ver- 
hältnisse im 9. Jahrhundert überhaupt eingeschlagen hatte. 

Die Spanier, die in den Königsschutz aufgenommen wurden, 
sollten in den eigenen Streitsachen autonomes Gericht haben; aber 
nur in „causae minores", in allen „causae maiores" (raptus, in- 
cendium, depraedationes, membrorum amputationes, furta, latro- 
cinia, alienarum rerum invasiones) sollten sie vor dem Grafen 
Kede stehen, ebenso wie bei allen Civil- oder Kriminalklagen von 
Auswärtigen. In gleicher Beschränkung wird ihnen zwingende 
Gewalt und Gericht über die eigenen Hintersassen zugesprochen.*) 

Die Bestätigung Karls beschränkt die Wirksamkeit des gräf- 
lichen Gerichts den Spaniern und ihren Hintersassen gegenüber 

1) Mukatori Ant. 5, 973 f. Mühlb. H22 (1088). In dieser Hinsicht hat 
das Grafengericht in Turin zu urteilen. 

2) Mon. Germ. Formulae 8. 320, Form. inip. 93, Möhlb. 764 (739). 

3) C. 132 u. 256, Mon. Genn. Capitularia 1, 261 f.; 2, 258 f. 

4) C. 132 c. 2. 3, 8. 262. In c. 3 heißt es allgemein „cetera vero iudicia, 
i. e. criminales actiones, ad exaxnen comitis reserventur". 
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auf drei „criminales actiones", nämlich auf Totschlag, Raub und 
Brandstiftung und verweist alle anderen Kriminalsachen an das 
autonome und herrschaftliche Gericht. 1 ) Der Fortschritt ist un- 
verkennbar und bedeutsam. Von der Kompetenz des Grafen- 
gerichts in allen Civil- und Kriminalklagen Auswärtiger ist keine 
Rede mehr. 

Wie hier der Fortschritt herrschaftlicher Gerichtsbarkeit uns 
gleichsam greifbar entgegentritt, so ist ein Gleiches in den Im- 
munitäten und privilegierten Grundherrschafben allgemein zu ver- 
muten. Nicht, daß die Entwicklung überall gleich und durchaus 
einheitlich gewesen wäre. Schon das vorgefahrte Material wies 
auf Verschiedenheiten nicht geringfügiger Art hin. 

* 

* * 

Um die Entwicklung der herrschaftlichen Gerichtsbarkeit, 
die durch Immunität und königliches Privilegium begründet wurde, 
richtig zu beurteilen, sind zwei Momente zu beachten: einmal, daß 
ein Unterschied gemacht wurde zwischen Prozessen, die Herrschafts- 
gebiet und Herrschafteleute allein angingen, und solchen, die 
Interessen außerhalb der Immunitäten betrafen; dann daß die Ge- 
walt der Herrschaft über freie und unfreie Hintersassen ver- 
schieden war. 

Innere Angelegenheiten der Unfreien wurden unbedingt und 
unbeschränkt vom herrschaftlichen Gericht erledigt. Dazu bedurfte 
es keiner Privilegierung, das war durch die allgemeine soziale 
und politische Ordnung gegeben.*) 

Externa dagegen der Unfreien gehörten teils vor das Herr- 
schafts-, teils vor das Provinzialgericht. Es wurde beobachtet, 
wie sich im fränkischen Zeitalter eine Wirksamkeit der Provinzial- 
gerichte über die Unfreien bilden mußte. Im 9. Jahrhundert er- 
fuhren die Verhältnisse meist die Regelung, daß leichtere Streit- 
fälle vom Herrschaftsgericht — wenigstens in erster Instanz — 
behandelt, die schwere Kriminaljustiz dagegen vom öffentlichen 
Provinzialgericht gehandhabt wurde, wobei Immunitätsherrn oder 
Immunitätsbeamte zu vermitteln hatten. 

Einheitliche sichere Grenzlinien zwischen hoher und niederer 



1) 0. 256 c 3, S. 259. 2) Vgl otwn 8. 61 £ 
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Gerichtsbarkeit sind indessen nicht zu bemerken. Unbestimmtheit 
und Verschiedenheit sind diesen im Werden begriffenen Verhält- 
nissen des 9. Jahrhunderts charakteristisch. 1 ) 

Ähnlich der gerichtlichen Stellung der Unfreien bei Beziehungen 
außerhalb der Immunität war die der freien Hintersassen. Im 
9. Jahrhundert umfaßt das herrschaftliche Gericht die leichteren 
Fälle. Klagen Einheimischer und Auswärtiger hatten dabei offen- 
bar den gleichen Weg einzuschlagen. Nie ist von schwerer Kriminal- 
justiz der Herrschaft Ober freie Hintersassen die Rede. In dieser 
Hinsicht wirkte der Gegensatz von frei und unfrei auf die Kompe- 
tenz der herrschaftlichen Gerichte. 

Nur bei auswärtigen Klagen hatten demnach freie und un- 
freie Hintersassen den gleichen Gerichtsstand: in leichten Fällen 
vor dem Immunitätsgericht, in schweren — unter Vermittelung des 
Vogts — vor dem Provinzialgericht. Verschieden aber wurden sie 
behandelt, wenn Streit- und Strafsachen der Immunitätsgenossen 
vorlagen : den Unfreien gegenüber war die Kompetenz des Immunitäts- 
gerichts unbegrenzt, den Freien gegenüber aber auf die leichteren 
Fälle beschränkt') 

Halten wir uns diese Momente vor Augen, dann wird es uns 
verständlich, daß die eine Gruppe von Forschern dem Immunitäts- 
gericht unbeschränkte Kompetenz, die andere aber nur Nieder- 
gerichtsbarkeit zusprach. Der wesentliche Irrtum, beiden eigen- 
tümlich, war dabei der, daß freie und unfreie Hintersassen gar 
nicht oder zu wenig unterschieden wurden. 

Die Kompetenz des Immunitätsgerichts hat während des 
fränkischen Zeitalters nicht darin eine Ausdehnung erfahren, daß 
zur niederen die höhere Justizübung hinzugetreten ist, sondern 
lediglich darin, daß auch Klagen Auswärtiger an die herrschaftliche 
Instanz gewiesen waren. Vor Beginn des 9. Jahrhunderts ist 

1) Ein Fehler wurde und wird dadurch gemacht, daß der Gegensatz 
von Hoch- und Niedergericht als etwas Festes und sicher Abgegrenztes im 
fränkischen Zeitalter gilt und daß dem Grafen(Hoch-)gcricht das Centenar(Niedor-) 
gericht gegenübergestellt ward. Schon Waitz hat sich gelegentlich gegen den 
Irrtum gewendet, ihn freilich dann selbst geteilt. 

2) Die Behauptung G. Meyers, Zt. der Savignystift. 3, 116, die sich auf 
Äußerungen Löctngs 2, 737 ff. allein stützt, daß im 9. Jahrhundort Streitigkeiten 
der freien Hintersassen untereinander vor das öffentliche Gericht gehörten, ent- 
behrt jeder Begründung. 
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davon noch nichts zu bemerken. ') Mochten auch manche sich an 
die „privatas audientias" der Immunitaten gewendet haben, zur 
festen, nicht zu umgehendon Gerichtsinstanz ist das Herrschafts- 
gericht erst seit Anfang des 9. Jahrhunderts gemacht worden.*) 
Das ist etwas Wesentliches, etwas Bedeutsames. Jetzt wurden 
die „privatae audientiae" in den Kreis der staatlichen Gerichts- 
organisation hineingezogen und ihnen ein bestimmter Platz an- 
gewiesen. Die Gerichtsbarkeit der Immunitatsherrn resp. der 
Immunitatsbeamten (Vögte), längst vorhanden, hat damit eine andere 
Bedeutung erhalten: einen ausgeprägteren staatliche» Charakter. 
Anordnungen des Königs über Angelegenheiten der kirchlichen 
Herrschaften werden jetzt getrolFen, die Vögte vom Monarchen 
ernannt oder unter Teilnahme der Grafen gewählt, vom Staat 
beaufsichtigt, diesem verantwortlich. 8 ) 

Nicht lediglich als Folge der oben berührten Ausdehnung 
herrschaftlicher Gerichtsbarkeit tritt diese Entwickelung auf. Die 
gesteigerte Fürsorge des Staates rar die kirchlichen Vogteien und 
die gesteigerte herrschaftliche Gerichtsbarkeit gehen nebenein- 
ander her und haben sich gegenseitig kräftig beeinflußt: einerseits 
hat das Betonen des staatlichen Charakters der Vogteigewalt das 
Vogtgericht als anerkannte gerichtliche Instanz gekräftigt, ander- 
seits die Ausdehnung der vogteilichen Kompetenz staatliche Kon- 
trolle gefordert. Keinem der beiden Momente ist die Priorität 
zuzusprechen, beide sind Ausfluß der wachsenden Staatstätigkeit, 

1) Li den Urkunden von Trier und Metz (M. 142. 174) kann ick nickt 
mit Brunner 2, 301 Zeugnisse dafür sehen, daß Dritte verpflicktet waren, zunächst 
den Immunit&tsherrn anzugeben. Den Beamten wird verkoten, die kircklicken 
Leute vor Gericht zu laden, um üker sie zu richten. Das aber verlangen schon 
die Ältesten Inimunitaten: der Beamte muß durch den Immunitätsherrn resp. den 
Vogt laden etc. Mehr sagen die Urkk. Mühxb. 145. 178 (142. 174) nickt, mehr 
in dieser Hinsicht auch nicht Müiilb. 567 (547). 

2) Brunner ist sich der Wichtigkeit dieses Moments bewußt und hebt hervor, 
die öffentlichrechtliche Anerkennung sei der herrschaftlichen Gerichtsbarkeit erst 
dadurch zu teil geworden, daß die Staatsgewalt es Dritten zur Pflicht macht, sich an 
das Gericht zu wenden. Über den Zeitpunkt gibt er indessen widerspruchsvolle Aus- 
kunft: RG. 2, 283 bemerkt er, dazu sei es während der fränkiseken Zeit im allgemeinen 
nickt gekommen; 8. 301 dagegen findet er, daß sekon in der 2. Hälfte des 8. Jakr- 
hunderts die Verpflicktung bestand. Allerdings spricht B. an erster Stelle vom 
grundherrlichen, an zweiter vom Immunitätsgericht. Aber daß die Entwickelung 
dieser beiden durchaus zusammengeht, will er gewiß nicht leugnen. 

3) Vgl. Waitz 4», 468 f.; Brummer EG. 2, 210 und unten S. 95. 
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der allseitigen Fürsorge, die der karolingische Staat dem Kirch- 
lichen zuwandte, und des Strebens, die Kirche und ihre Herrschaft 
dem einheitlichen Organismus des Staates einzuordnen. Nicht 
Schwäche, sondern Starke des Staates 1 ) hat diese Wandlungen der 
Immunitäten und des Vogtgerichts geschaffen. In den Zeiten des 
höchsten Aufschwunges staatlicher Gewalt, am Anfang des 9. Jahr- 
hunderts, sind sie erfolgt, und fast ganz unverändert hat die 
Immunität lange Jahrzehnte hindurch ihren Standpunkt bewahrt. 
Das 9. Jahrhundert hat weitere wesentliche Veränderungen nicht 
gebracht. Denn der seit Mitte des 9. Jahrhunderts häufiger be- 
gegnende Hinweis auf die Gerichtsbarkeit der Vögte ist nur ein 
Ausdruck von Wandlungen, die schon vorher erfolgt waren. 

Die staatliche Bevollmächtigung der Vögte aber, die wir schon 
unter Karl beobachten, wurde später in der Form erteilt, daß der 
Königsbann übertragen wurde. 

Vielleicht ist das schon am Ende des 9. Jahrhunderts geschehen. 
Wenn es 871 von den Placita des Vogts heißt „banno confirmatis"*), 
so wird Handhabung der Baungewalt durch den Vogt voraus- 
gesetzt, ohne daß gerade Bannleihe durch den König anzunehmen 
wäre. In der Immunitätsurkunde Heinrichs I. für St. Gallen wird 
das Recht der Vögte bezeichnet als „in exigendis circumcirca eiusdem 
loci rebus ius sibi a nobis concessum" 8 ) und damit nicht auf die 
Form der Bannleihe, wohl aber auf direkte königliche Bevoll- 
mächtigung hingewiesen. Eine Urkunde Ottos H. von 967 aber 
sagt von den Vögten 4 ) „nostro banno constringant omnes viros 
predictarum ecclesiarum ad omnem iustitiam faciendam" und seit- 
dem wird oft des Königsbannes der Vögte gedacht, später auch 
sehr häufig hervorgehoben, daß die Könige jenem den Bann ver- 
leihen wollen, den die Stifte selbst zum Vogte gewählt u. dgl. 

Die Übertragung des Königsbannes an die Vögte ist der Ab- 
schluß jener Entwicklung, die den Vogt zum Bevollmächtigten 
des Staates macht. Eine Kräftigung der Vogtgewalt kommt in 
ihm gewiß zum Ausdruck, eine Emanzipation vom Grafen. Die 
ganz unmittelbare Bevollmächtigung, die sich in der Bannleihe 

1) Vgl auch die Bemerkung Brunn krs BG. 2, 311. 

2) Strafib. UB. 1, 25 n. 30. Urkunde in vorliegender Fassung allerdings unecht 

3) Heinrich I. 12, wiederholt Otto I. 25; Tgl. auch Otto L 11. 

4) Otto II. 16. 
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ausspricht, hat die Vögte aus ihrer untergeordneten Stellung gegen- 
über den Grafen erhoben. Aber nicht allein die Emanzipation der 
Herrschaften ist eine bedeutsame Folge dieser Entwicklung, vor 
allem auch das kräftigere Betonen des öffentlichen .Charakters der 
Herrschaft über jene Elemente, die früher durchaus den privaten 
Rechtsinstituten unterstanden. Der Vogt handhabt den Königsbann 
und fungiert unter königlicher Autorität auch dann, wenn er es mit 
Unfreien zu tun hat, ja wenn er nur Unfreie zum Gericht beruft. l ) 

Man beachte stets: der Bann, den der Vogt empfängt, hat 
an sich keine neue Gewalt über Freie gewährt, hat nicht etwa 
die Niedergerichtsbarkeit des Vogts zur hohen Kriminaljustiz 
geleitet. Die Gewaltkreise wurden nicht verschoben, nicht aus- 
gedehnt. Zwingende Gewalt übten die Vögte lange vorher aus, 
Blutgericht über Unfreie hatten sie stets gehalten. So war es 
und so blieb es. Das aber ist das Wesentliche dieser ganzen 
Bildung, daß die verschiedenen dinglichen und persönlichen Gerecht- 
same durch die Immunität und durch die ihr in der Hauptsache 
gleichwertige Privilegierung zu einem geschlossenen Herrschafts- 
recht unter staatlicher Autorisation geworden sind. 

Und noch eines ist bei Würdigung der Immunitäten zu be- 
achten. Die Immumtätsherrschaft hat sich durch unmittelbare 
königliche Autorisation der Vögte gefestigt, aber keineswegs von 
der Grafschaft so emanzipiert, daß sie aus dem Grafschaftsverband 
hätte austreten können. 

Mochte auch die Kompetenz des Immunitätsgerichts noch so 
weit reichen, es blieb im 9. Jahrhundert doch stets ein Gericht 
innerhalb der Grafschaft. Daher nennen auch regelmäßig die 
St. Galler Urkunden am Schlüsse den Grafen, unter dessen Amts- 
verwaltung das verbriefte Geschäft vollzogen ward. Wie der Vogt 
ein Beamter war, der unter Teilnahme des Grafen bestellt, der 
vom Grafen beaufsichtigt wurde*), so hatte er auch das Grafen- 
gericht zu besuchen und hier Recht und Rede zu stehen. 8 ) So 

1) Vgl. die Bemerkung oben S. 63. Manche jener Ordnungen, die sieb nur 
auf Unfreie beziehen, bieten dafür Beispiele, z. B. Fritzl. Hofrecht c. 1, Knro- 
unqee Hörigkeit 8. 230. 

2) Vgl. C. 44 c. 12; 62 c. 22; 77 c. 14; 112 eil; 158 c. 9; 273 c. 32; 
s. oben 8. 93. 

3) Vgl. z. B. C. 91 c 6, S. 192; C. 93 c 1, S. 196; C. 139 c. 18, 8. 285; 
C. 158 c. 1, 8. 319; C. 271 c. 1, 8. 302. 
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ward denn auch ein Kloster zu Poitiers von Ludwig dem Frommen 
angewiesen, Rechtsstreite mit Fremden vor das Grafengericht zu 
bringen. Der besondere Schutz, in dem das Stift stand, kam nur 
darin zum Ausdruck, daß ein besonderer kaiserlicher Missus be- 
stellt war, um einzugreifen, wenn die Befugnis des Kirchenvogts 
nicht ausreichen sollte. 1 ) 

Das Immunitätsgebiet gehörte zum Grafschaftsgebiet, besonders 
bevorrechtet, unterschieden von anderem Land, aber der Wirk- 
samkeit der Grafen nicht entzogen und durchaus nicht selbst- 
ständiges und den Grafschaften ebenbürtiges Glied der staatlichen 
Provinzialordnung. Die Immunität hat im 9. Jahrhundert die 
Grafschaftverfassung nicht aufgehoben. 

b) In nachkarolingischer Zeit 

Zahlreich sind die Iinmunitätsprivilegien der Ottonen. Jeder 
Bischof, jedes Stift suchte ein Diplom dieser Art vom König und 
Kaiser zu erlangen, sei es, daß in besonderem Schriftstück Im- 
munität bestätigt, sei es daß dies Vorrecht zusammen mit anderen 
Vorteilen gewährt — allgemeine Besitzbestätigung, Erteilung des 
Hechts freier Abt- und Vogtwahl u. dergl. — , sei es daß bei 
Gelegenheit einzelner Schenkungen für das neu gewonnene Gut 
Immunität ausgesprochen wurde. 

Fortdauernder Anschluß an das karolingische Formular ist 
der Natur der Sache nach besonders in Privilegienreihen alter 
Stifter überaus häufig.*) Aber starres Verweilen beim alten un- 
veränderten Recht ist in diesen Fällen keineswegs anzunehmen, 
die Immunitätsrechte selbst dürfen hier durchaus nicht als minder- 
wertig gelten gegenüber denjenigen, die in neu formulierten Privi- 
legien bestimmt wurden. Die jeweilige Entstehungsweise der 
Urkunde allein war für die Wahl dieses oder jenes Formulars, 
für Anschluß am alten Brauch oder für neue Fassung maßgebend. 
Meist begnügte man sich ja bei Bestätigungen mit einer roin 
formalistischen Beachtung der älteren Vorlagen, eine materielle 
Prüfung der Rechtsverhältnisse selbst ward nur selten vorgenommen, 

1) C. 149 c. 5 u. 8, 8. 302. 

2) Waitz VG. 7, 244 f. Die dort gegebenen Beispiele lassen sich natür- 
lich leicht vermehren. Vergl. übrigens die unten zitierte Arbeit Stengels. 
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wenn Mißhelligkeiten und Streitigkeiten Anlaß gaben zu einer 
näheren Erläuterung einzelner Punkte, zu einer HinzufÜgung neuer 
Worte. Deshalb stehen Stellen, die bestimmt und bewußt von 
denen der nächsten Vorurkunden abweichen, neben Ausführungen, 
die gedankenlos Altes oder Veraltetes wiederholen. 

Solche Einzelzusätze in Immunitätsurkunden alten Stils und 
ferner Diplome in neuer, freierer, den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechenderer Fassung müssen den Erörterungen als Grundlage 
dienen, die den Fortschritten der Immunitätsherrschaften gerecht 
werden wollen. Nur im Zusammenhang mit einer Betrachtung 
der Vorurkunden und der jeweiligen Privilegienreihen können die 
urkundlichen Aussagen richtig verwertet und brauchbare Schlüsse 
auf die Entwickelung der Immunität im allgemeinen und auf ihre 
besondere Gestaltung in den verschiedenen Stiftern gewagt werden. 

Von diesen Gesichtspunkten aus sei im folgenden das urkund- 
liche Material des 10. und n. Jahrhunderts benutzt. Natürlich 
gilt es nicht, eine vollständige Übersicht der urkundlichen Nach- 
richten zu gewinnen. 1 ) Nur so viel werde herangezogen, als für 
die Erörterung des hier gestellten Problems erforderlich, als für 
die Erkenntnis der allgemeinen Entwickelung der Immunität un- 
erläßlich ist. 

Ganz auffallend ist das rasche und frühzeitige Schwinden des 
festen, klaren Immunitätsbegriflfes der fränkischen Zeit. War schon 
im 9. Jahrhundert Immunität in innigste Verbindung mit Schutz 
getreten, so wurden später die Beziehungen „tuitio, mundibur- 
dium, defensio" u. s. w. durchaus gleichbedeutend mit Immunität 
verwendet. 1 ) Ja nicht wenige Urkunden treffen Bestimmungen 
über das Immunitätsverhältnis, ohne die technische Bezeichnung 
zu gebrauchen. Das Wort „Immunität" beginnt eben die feste 
einheitliche Bedeutung zu verlieren. Schon Urkunden Ottos III, 
die Immunitätsrechte gewähren, werden gelegentlich als „ingenui- 
tatis cartae" bezeichnet, als Freibriefe, und bald erscheinen die 



1) Das dürfen wir von einem wohl demnächst erscheinenden Buch er- 
warten: Edmund Stengel, Die Immunitätsurkunden der deutschen Könige vom 
10. bis 12. Jahrhundert (Innsbruck, Wagner). Ein Teil der Arbeit, ein Teil 
des 2. Kapitels „Karolingische Formulare in den Immunitätsreihen der sächsischen 
und salischen Könige", ist 1902 als Berliner Dissertation gedruckt 

2) Waitz VG. 7, 226f. 

Abbudl i K.8. G«*lUch. d. WiMemcb , pbil -hUt KL IXH. i. 7 
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alten Formeln, die noch immer benutzt wurden, auseinandergerissen 
und von Bestimmungen durchzogen, die mit der Immunität nichts 
gemein haben 1 ) — ein sicheres Zeugnis dafür, daß man das Alte nicht 
mehr verstand, nicht mehr so verstand, wie es früher gemeint war. 

Und ferner. Während noch im 10. Jahrhundert regelmäßig 
neue Stiftungen Privilegien erhielten, die — wenn auch nicht 
gerade unter dem Namen Immunität — das verbriefen sollten, 
was die karolingische Immunität dem kirchlichen Gut gewährt 
hat, galt das im n. Jahrhundert nicht mehr als erforderlich. Be- 
zeichnend, daß für das neue Bistum Bamberg keine Immunität 
ausgestellt wurde. 8 ) Begreiflich, daß im n. Jahrhundert zumeist 
die alten Reihen der Immunitätsprivilegien abschließen: so manche 
versiegen schon unter Heinrich II, andere unter Konrad IL oder 
Heinrich IH, wenige reichen über diese Zeitgrenze hinaus.') 

Auf Grund der Immunität hatten sich eben bestimmte Eechte 
entwickelt, war der Grundbesitz einer Herrschaft zu einer sehr 
verschiedenartigen Stellung im Organismus des Staats gelangt. 
Diese verschiedenen Besitztitel und Gerechtsame mußten anerkannt 
und bestätigt werden, die allgemeine Immunität, die einst der 
Anfang der verschiedenartigen Bildungen gewesen war, hatte ihre 
Einheitlichkeit und Gleichförmigkeit eingebüßt. 

Wollen wir diese Entwickelung verfolgen, so treten zwei 
Fragen in den Vordergrund. Einmal die Frage nach dem Grad 
und dem Charakter der Exemtion, zu der die Immunitäten führten, 
und dann die Frage nach dem Wesen der Immunitätsherrschaft, 
nach ihrer inneren Zusammensetzung. 

1) So ist in einer Urkunde Heinrichs IQ. für Osnabrück (Heinrich H. 8) 
inmitten der Immunitätsbestimmungen (vergl. die Vorurkunde Otto I. 20) die 
Verleihung von Markt, Zoll und Münze eingefügt, als ob das zusammengehöre. — 
Ein anderes Beispiel bietet Heinrich II. 189 für Minden. Es wird 1. der alte 
Schutz (die Immunität) erneuert, 2. (insuper) Bann, Münze und Zoll gewahrt, 
3. alles das, was dort der Fiskus zu erwarten habe an Einnahmen, der Kirche 
zugewiesen. 1. und 3. stammen aus Otto IL 48, 2. aus Otto II. 147. — Lehr- 
reich ist auch die Urkunde Konrads IT. für Corvey, Wilmans 2, 203 (St. 1870) 
Als Vorlage diente Heinrieb Ii. 1 2, aber in die zusammengehörigen Bestimmungen 
über Immunität wurde aus Wilmans 1, 180 (Mühlb. 1456) die Vorschrift über 
Zehntfreiheit der mansi dominicati eingeschoben. 

2) Vergl. Heinrich H. 144 ff. 

3) Es mag hier genügen, auf Stengels Zusammenstellungen a. a. 0. hin- 
zuweisen. 
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Zunächst sei — wie im vorangegangenen Kapitel — das 
Verhältnis von Immunität und Grafschaft untersucht. 

* 

* * 

Die Urkunden des 10. Jahrhunderts beweisen die stets fort- 
schreitende Selbständigkeit der Immunitäten. Besonders deutlich 
sprechen Hamburger Urkunden. 

Otto I. bestätigt der Hamburger Kirche „libertatem et 
tuitionem" für die im Bistum gelegenen Klöster und erteilt Im- 
munitat 1 ): 

nullus iudex publicus . . . aliquam sibi vindicet potesta- 
tem in supradictorum hominibus monasteriorum, litis vide- 
licet et colonis, vel eos aliquis capitis banno ob capitis 
furtum vel quocumque banno constringat aut aliquam iu- 
sticiam facere cogat, nisi advocatus . . ., quamdiu eos 
corrigere valuerit; quod si quisquam illorum incorrigibilis 
extiterit ut ab eo corrigi non valuerit, tunc ab advocato 
isdem praesentetur indiciariae potestati, ceteri vero in 
subditione archiepiscopi permaneant. 

Volle Gerichtsbarkeit des Vogtes also, nicht Beschränkung 
auf niedere Fälle, aber doch noch Unterordnung unter dem Grafen- 
gericht. Ottos H. Bestätigung aber, bei Lebzeiten des Vaters er- 
teilt, weiß von dieser Beschränkung nichts mehr, die das Grafen- 
gericht betreffenden Stellen fehlen und statt dessen ist bemerkt: 

ipsi vero advocati nostro banno constringant omnes viros 
predictarum ecclesiarum ad omnem iustitiam faciendam. 1 ) 

Auch eine spätere Bestätigung Ottos H, die sich dem Wort- 
laut nach dem älteren Privileg anschließt, läßt die beschränkende 
Bestimmung der Vorurkunde fort.*) Das Immunitätsgericht hat 
— so scheint es — die Unterordnung unter dem Grafengericht 
beseitigt. 

Aber muß das so gedeutet werden 1 Ist die hier beobachtete 
Entwickelung allgemein und typisch 1 Keineswegs. Unter den 
Wormser Fälschungen des ausgehenden io. Jahrhunderts, die 



i) Otto L Ii, 8. Q8f. v. J. 937. 2) Otto IL 16, 8. 24 v. J. 967. 
3) Otto IL 61, 8. 71 t. J. 973. 

7* 
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umfassende weltliche Gerechtsame und Ansprüche des Bistums 
begründen wollten, begnügt sich eine Reihe von Immunitäts- 
urkunden damit 1 ), alle fiskalischen Einnahmen und alle poli- 
tischen Rechte in Ladenburg zu fordern, „excepto stipe et comi- 
tatu" — ein untrüglicher Beweis dafür, daß man damals mit 
dem Begriff der Immunität durchaus nicht Ausschluß der Grafen- 
rechte verband. Eine solche allgemeine Entwickelung wäre 
schlechterdings unmöglich gewesen. Die Zusammensetzung des 
Großgrundbesitzes, die eigentümliche Streulage hatte sie nicht 
gestattet. Man stelle sich das Durcheinander der verschiedensten 
Gutsanteile in den Dorfmarken vor und man muß die Möglich- 
keit abweisen, daß all die verstreuten, neben- und durcheinander 
liegenden größeren und kleineren Gutsteile der Immunitäts- 
herrschaften die Selbständigkeit der Grafschaftsbezirke erlangt 
hätten. 

Kein Zweifel: der mit Immunität ausgestattete Grundbesitz 
ist im großen und ganzen nicht zur völligen Exemtion gelangt. 
Meist verblieb das Immunitätsgut im Grafschaftsverband, aus- 
gestattet mit Vorrechten aller Art, mit Selbständigkeit und weiter 
Autonomie, aber untergeben der höheren, die Einheit des Provinzial- 
bezirks aufrecht erhaltenden Grafengewalt. Das beweist ein Blick 
auf die spätere territoriale Bildung, das beweisen unmittelbare 
Angaben der früheren Eaiserzeit. 

Auf welches deutsche Gebiet wir auch unsere Blicke 
richten, überall finden wir in späterer Zeit: herrschaftliches Land, 
obschon von Alters her mit Immunität bewidmet, untersteht meist 
der Landeshoheit. Daher wird denn auch in zahllosen älteren 
Urkunden, die über Schenkungen an Kirchen oder über Gütor- 
tausch berichten, der Regel nach die Grafschaft angegeben, in der 
das Gut liegt. Trotz Immunität und Exemtion also gewöhnlich 
Verbleiben der Immunitäten im Verband der Grafschaften und 
späteren Landesherrschaften. 

Wie stimmen aber damit die Aussagen der oben angeführten 
Hamburger Privilegien überein? Wie die Aussagen anderer ahn- 

. * 

i) Worms. ÜB. i, i Nr. i (ürk. Dagoberts); 5 f. Nr. 1 1 (Urkunde Karls d. Gr., 
Mühlb. 347 [338]); Schannat S. 7, Urk. Ludwigs d. D., Mödxb. 1374; — vergl. 
Lechner, Mitth. Inst f. österr. Gesch. 22, 3636!. 566 ff. Unter Heinrich II. (vergl. 
H. IL 227) hat Worms die Grafschaft im Lobdengau erworben. 



■ 
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licher Urkunden, so der Urkunde Heinrichs II. für Magdeburg? 
Alle Besitzungen der Magdeburger Kirche, die in Thüringen oder 
sonstwo gelegen sind, sollen nur der Gerichtsbarkeit des Kirchen- 
vogts unterstehen, Widerspruch der Grafen bleibe unberücksichtigt 
und Appellationen dürfen nur an den König selbst gehen. 1 ) 

Ward das Vorrecht Magdeburgs wirklich in dem Sinne gehand- 
habt, daß die weithin gelagerten Magdeburger Besitzungen aus 
den Grafschaftsverbänden ausschieden und zu einem selbständigen 
und den Grafschaften ebenbürtigen Verband vereinigt waren? 
Gewiß nicht. Völliges Ausscheiden des gesamten Magdeburger 
Guts aus den Grafschaften ist gar nicht zu folgern, nur Verbote, 
Grafengericht auf kirchlichem Boden abzuhalten und Anerkennung 
bischöflicher Gerichtsbarkeit bei Streitfällen innerhalb der Im- 
munität, 

Trefflichen Aufschluß über die Verhältnisse des Kirchenguts 
am Ende der Ottonenzeit, über den Grad der Exemtion, daher 
über die Bedeutung der Immunität im allgemeinen bietet die Ur- 
kunde, die Heinrich D. am 29. Juli 1014 für die bischöfliche 
Kirche zu Worms ausgestellt hat.*) Eine Urkunde, die überaus 
oft Gegenstand historischer Betrachtung und zugleich auch des 
Mißverständnisses war, die mit Vorliebe als Quelle für die 
Entstehung des Städtewesens angesehen wurde und die doch, 
richtig verstanden, mit der Bildung des Stadtrechts gar nichts zu 
schaffen hat. 9 ) 

Bischof Burchard von Worms, so heißt es, habe sich über 
Unbillen beklagt, welche die Grafen seiner Familia dadurch zu- 



1) Heinrich II. 199: „nostrum regalem bannnm super omnes eiusdem epis- 
copii proprietates in Duringia seu in caeteris quibuscumque regionibus sitas . . . 
concedimus . . . ea quoque ratione, ut omnium comitum contradictiono remota . . . 
advocatus inibi placitum ad leges et insticias faciendas habeat. Et si . . . advo- 
catus . . . contra legem fecerit, in nostro palatino colloqnio id . . . difiniatur.' 4 

2) Heinrich U. 319, S. 399 f. Bestätigung durch Heinrich HL und Heinrich IV. 
Worms. ÜB. 1, 4Öf. n. 53. 54. v. J. 1056 n. 1061 (St. 2503. 2595). 

3) Schon Arnold, Freistadte 1, 47 bezog die Bestimmungen der Urkunde 
t. 1014 auf die bischöflichen Güter außerhalb der Stadt; Waitz 7, 241 dagegen 
betonte, daß auch die bischöflichen Besitzungen in der Stadt gemeint seien. In 
letzterem Sinn ist die Urkunde häufig verwertet worden, vergl. z. B. Koehxe, Ur- 
sprung der Stadtverfassung in Worms, Speyer und Mainz (Gibbkes Unter- 
suchungen 31) 8. 156 f. Die Unnahbarkeit dieser Ansicht ergeben die folgenden 
Betrachtungen. Vergl. auch J. Lecuseb, Mitth. des Österr. Instituts 22, 398 f. 
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fügen, daß sie in schweren und leichten Kriminalfallen die 60- 
Schillingbuße fordern. Er legte ein Immunitätsprivileg Dagoberts 
vor, in welchem den Grafen jede Gewalt über die bischöfliche 
Familia abgesprochen war, er verweist auf die Bestätigungen 
dieses Privilegs durch Pipin, Karl u. s. w. und erbittet Wieder- 
holung. Der Kaiser willfahrt dem Ersuchen, befiehlt, daß die 
Wormser Bischöfe das Kirchengut unbelästigt besitzen und daß 
sich die Grafen nicht herausnehmen dürfen, der Familia der Kirche 
unrecht zu tun. Es werden für alle Zukunft folgende Bestim- 
mungen getroffen: 1. begeht einer, der zur Wormser Familia ge- 
hört, ein Verbrechen innerhalb der Familia, so büßt er zu Händen 
des Bischofs dem Vogt; — 2. hat er Streit mit einem außerhalb 
der Familia, so muß sein Vogt deshalb dem Grafen zu Recht 
stehen; ebenso wenn er einem Freien Unbill zugefügt, mit ihm 
gekämpft oder einen Raub außerhalb der Familia begangen hat; — 
3. bei Diebstahl innerhalb umzäunter Gebiete wird Schadenersatz 
und eine Buße von 5 Sol., bei Diebstahl außerhalb umzäunter 
Orte nur eine Buße von 1 Unze (d. i. der dritte Teil von 5 Sol.) 
erhoben; — 4. die Grafen haben über die Familia von Worms 
nur dann Gewalt, wenn es gilt, in der legalen Gerichtsversamm- 
lung, nach Urteil der Schöffen und auf Grund eidlicher Aussagen 
Freier, einen als Dieb zu überführen; ward einer bei offenkundigem 
Diebstahl ergriffen, so werde er vom Grafen gefesselt gehalten, 
bis legaler Urteilspruch der Schöffen erfolge; — 5. nur in öffent- 
lichen Städten dürfen von den Grafen die 60 Schillinge erhoben 
werden, die bisher zu Unrecht gefordert wurden. 

Die unrechtmäßige Erhebung der 60 -Schillingbuße hat die 
Urkunde von 10 14 veranlaßt, das Verbot, diese hohe Buße von 
der bischöflichen Familia zu fordern, steht im Mittelpunkt der 
Bestimmungen — die Urkunde kann sich daher nicht auf die 
Stadt Worms beziehen, welcher der höhere Friede durch den 
Königsbann gesichert war. 1 ) Aber überdies: für das Gebiet von 
Worms hatte der Bischof längst jene geschlossene, volle Gewalt, 
die das Wirken der Grafen überhaupt ausschloß, in Worms selbst 
konnten keine Bedrückungen durch Grafen vorkommen, weil Worms 



1) Daß bei Friedbrüchen in Worms die Buße von 60 Schillingen erhoben 
wurde, unterliegt keinem Zweifel, s. Kbutqen, Stadtverfassung S. 59 f. 
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aus dem Grafschafte verband ausgeschieden war. 1 ) Die Bestimmungen 
von 1014 beziehen sich nicht auf die in Worms, sondern auf die 
in jenen Gebieten wohnenden bischöflichen Hintersassen, in denen 
die Grafengewalt nicht vollständig verdrängt war, in denen die 
bischöfliche Kirche Immunitatsrechte, aber eben nur Iramunitäts- 
rechte schlechthin besaß. So sind die Aussagen der Urkunde für 
die Erkenntnis städtischer Verhältnisse durchaus unbrauchbar, von 
grundlegender Bedeutung dagegen für die Erkenntnis der normalen 
Immunität, der allgemeinen Immunität, die nicht, wie die bischöf- 
lichen Rechte in Worms selbst, durch Erwerb besonderer Gerecht- 
same gesteigert war.') 

Wir ersehen: Prozesse, welche Mitglieder der Wormser Familia 
untereinander angehen und zwar Prozesse, die auch Kriminalfälle 
betreffen, gehören vor das Forum des Kirchen vogts, bei Streitig- 
keiten der Familia mit Fremden und mit Freien aber muß der 
Vogt vor dem Grafen die Verantwortung tragen. 

Ist das die normale, allgemein gültige Immunität, so ist sie 
im 10. Jahrhundert nicht Aber das hinausgekommen, was sie 
schon im 9. Jahrhundert erreicht hat. Und warum sollte die Ur- 
kunde von 10 14 nicht das Normale ausdrücken? Gewiß ist voraus- 
zusetzen, daß die Immunität des ehrwürdigen Worms in ihrer 
Entwicklung nicht hinter der anderer Stifter zurückgeblieben war. 

Die Aussagen der erwähnten Hamburger und Magdeburger 
Urkunden aber sind mit denen des Wormser Diploms wohl zu 

1) Es ist auffallend, daß Wjutz diesen Widerspruch nicht bemerkt hat 
VG. 7, 291 f. behandelt er richtig die Verteilung der Kompetenzen zwischen dem 
Vogt und dem Grafen nach dem Wortlaut der Urkunde v. 1014, S. 237 aber 
hatte er hervorgehoben, daß Otto IT. dem Bischof das Recht alleiniger Gerichts- 
barkeit in der Stadt verliehen habe. — Koehne löste die Frage so, daß er den 
bischöflichen Vogt, der 979 die volle Gerichtsbarkeit in der Stadt erhalten hat, 
zum Burggrafen werden und in der Urkunde von 1014 als Graf dem Bischof 
gegenübertreten laßt — eine Meinung, die jeder Begründung und Wahrschein- 
lichkeit entbehrt und durch das Gegenüber von Graf und Vogt in Heinrichs 
Privileg hinfallig wird. 

2) Ein Mißverständnis Arnolds, Freistädte 1, 47, liegt in der Behauptung, 
daß der Bischof durch die Urkunde von 10 14 die volle Gerichtsbarkeit über seine 
Besitzungen außerhalb der Stadt und ihres Gebiets erwarb, wie er das 979 inner- 
halb der Stadt erlangt hat. — Auffallend an den Bestimmungen von 1014 ist 
die Beschränkung der herrschaftlichen Gerichtsbarkeit auf die Familia. Nur die 
Unfreien? Wie steht es mit den freien Hintersassen? Diese Frage wird uns 
später beschäftigen. 
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vereinigen. Hält man sich vor Augen, daß es sich dort allein 
um Maßnahmen innerhalb der Immunitat handelt, so ist der 
Widerspruch gelöst. Und so werden wir auch den Inhalt anderer 
Urkunden aufzufassen haben. 

Wenn Otto HL den Nonnen von Meschede das Privileg ge- 
währte, daß kein Richter gegen klösterliches Gut vorgehen dürfe 
und die Kompetenz des Stiftsvogts unangetastet bleibe, daß kein 
Kirchenmann freien oder unfreien Standes vor Gericht gefordert 
werden dürfe 1 ), so sollte natürlich nicht der Gewalt des Vogts 
Ebenbürtigkeit mit der Grafenbefugnis zugesprochen werden. Die 
urkundlichen Formeln, die sonst allgemein der unbedingten Exem- 
tion zu gedenken scheinen, meinen das nicht Auch die Bestim- 
mung eines Hersfelder Privilegs: alles was zum Kloster gehöre, 
sei der Gewalt des Abts allein und seinem Gericht untergeben, 
ist nicht so zu deuten. 1 ) Wird doch hier nicht nur dem Grafen, 
Vicegrafen und jedem Beamten das Vorgehen gegen die Immu- 
nität untersagt, sondern auch dem Markgrafen, dem Herzog, ja 
dem Kaiser und König. 8 ) Wie die fortbestehende Unterordnung 
des immunen Gebiete unter Kaiser und Reich durch solche Formeln 
keineswegs geleugnet werden sollte, so ist auch nicht Austritt 
aus der Grafschaft zu folgern: nur weite Selbstverwaltung inner- 
halb der Grafschaft. 

Auch die ausdrückliche Erklärung Ottos H, die er bei Be- 
stätigung einer Schenkung seines Vaters an St. Emmeran abgab 4 ): 
Diebstahl und Totschlag der unfreien Hintersassen dürfen nicht 
den Grafen zum Einschreiten veranlassen, sondern bleiben dem 
Vogtgericht vorbehalten, der Ungehorsame werde allein vom 
Herzog bezwungen, auch das widerlegt nicht die Annahme, daß 
die Kompetenz der Grafen in gewisser Beziehung erhalten bkeb. 
Ebensowenig bedeutet es ein Ausscheiden aller Magdeburger Be- 
sitzungen aus dem Grafschaftsverband, wenn Heinrich H. der erz- 
bischöflichen Kirche den Königsbann über alles Kirchengut erteilt, 
u. z. in der Art, daß — unbeschadet gräflichen Widerspruchs — 
nur der Vogt Gericht halte und gegen widerrechtliche Entschei- 

1) Otto in. 20. 

2) Otto I. 356, S. 489: omnia . . . potestati abbatis . . . subderentur . . .; 
omnia iudicio et potestati abbatis . . . reserrentur atque subdantar. 

3) Vgl. auch Waitz VG. 7, 245. 4) Otto II. 230; vgl. Otto I. 203. 
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düngen dieses unmittelbar an den Königshof gegangen werde. 1 ) 
Immer handelt es sich in diesen und ähnlichen Fallen um 
interne Angelegenheiten der Immunität und der Immunitäts- 
leute. 

Mitunter wird der gräflichen Wirksamkeit ausdrücklich ge- 
dacht. So wenn Otto I. in seiner Bestätigung der Trierer Immu- 
nität die Tätigkeit der öffentlichen Beamten auf dem Immunitäts- 
gebiet und gegenüber der erzbischöflichen Familia in üblicher 
Weise verbietet und hinzufügt: „dem Grafen genüge es, daß der 
Kirchenvogt in öffentlichen und privaten Sachen an Malstätten 
innerhalb der Grafschaft Recht gebe und nehme in betreff der 
Familia".*) Der Zusammenhang des Trierer Gebiets mit der Graf- 
schaft ist hier Dicht geleugnet, ist im Gegenteil positiv bezeugt 
Nur die zwingende Gewalt gegenüber der bischöflichen Familia 
dürfen die Grafen nicht unmittelbar ausüben, diese steht dem 
Erzbischof und seinem Bevollmächtigten allein zu. Der Vogt 
spricht Recht oder vertritt die Hintersassen im Grafengericht, im 
enteren Fall, wenn es sich um Prozesse innerhalb der Familia, 
im letzteren, wenn es sich um Streitigkeiten mit Auswärtigen 
handelt. 8 ) 

Damit stimmt ein Privileg Heinrichs H. für Niedermünster 
zu Regensburg überein. 4 ) Königsschutz und Immunität werden 
verliehen und deshalb alleD öffentlichen Beamten Ausübung dieser 
Gewalt gegenüber den Besitzungen und den Leuten des Stifts 
untersagt — „sine advocato". Nur auf die Unerläßlichkeit einer 
Vermittlung durch den Vogt wird also hier und öfter hingewiesen, 

1) Heinrich n. 199. 

2) Ottol. 86, 8. 169: sufficiat oomiti ut advooatus ... aut in privates aut 
publicis negotiis iosticiam de familia reddat vel exigat infra comitatnm in malli- 
dicis locifl. 

3) Vgl. Waitz 7, 235, dessen Deutung ich freilich nicht für richtig halten 
kann. Waitz stellt als zweifelhaft hin, ob in der Stelle gemeint »ei: „Der Vogt 
habe hier vor dem Grafen zu erscheinen und in Vertretung der Hintersassen des 
Stifts Recht zu empfangen und zu gewähren, oder er solle an den üblichen 
Gerichtsstätten anstatt des Grafen, gewissermaßen unter dessen Autorität, selber 
das Gericht halten"; W. hält das letztere für wahrscheinlich. Ich meine, nicht 
das eine oder andere, sondern beides ist vorausgesetzt. Daß aber — wie Waitz 
glaubt — der Vogt an den gräflichen Dingstatten Hochgericht gehalten habe, 
ist kaum anzunehmen. 

4) Heinrich U. 29, S. 32. 
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nicht auf einen absoluten Ausschluß gräflichen Wirkens in Immu- 
nitaten. 1 ) 

Daß das Provinsrialgericht über Immunitätsleute zu wirken 
hatte, sagt uns — in völliger Übereinstimmung mit dem Wormser 
Diplom Heinrichs II. — Ottos III. Urkunde für Passau. Freie, 
die auf Passauer Gütern in der Ostmark angesiedelt waren, werden 
dem Kirchenvogt unterstellt und sollen nur soweit dem richter- 
lichen Rufe des Markgrafen Folge leisten, als auch die bischöf- 
lichen Unfreien bei Klagen Fremder auf deren Reklamationen hin 
vor dem markgräflichen Gericht zu erscheinen verpflichtet sind.*) 
Bischöfliche Hintersassen wurden also unter Umständen vor das 
Provinzialgericht gerufen. 

In den meisten der bisher betrachteten Urkunden ist von 
Exemtion nur der herrschaftlichen Familia die Rede, und damit 
ist meist die Gruppe der persönlichen unfreien Hintersassen 
gemeint. Wie die Rechte der Freien im Verhältnis zu denen der 
Unfreien innerhalb der Immunitäten sich verhielten, das wird in 
anderem Zusammenhang erörtert werden. Hier begnügen wir uns 
mit der einen Erkenntnis: die Immunität hat keineswegs allgemein 
aus dem Verband der Grafschaft hinausgeführt. Der Immunitäts- 
vogt mußte in gewissen Fällen Rechenschaft ablegen und gericht- 
liche Verantwortung tragen vor dem Grafen, das lramunitätsgebiet 
blieb ein Gebiet der Grafschaft. 

Nur ausnahmsweise ist Exemtion von der Grafengewalt und 
direkte Unterordnung des Stiftsgebietes unter dem Herzog des 
Landes verbrieft worden. So vielleicht den St. Emmeraner Be- 

1) Ähnliches deutet die Urkunde Heinrichs II. 214 für das Kloster Niedern- 
burg zu Fassau an: „districtum vel placitum seu cunetam publicam funetäonem 
super liberos et servos", die in Passau auf klösterlichem Boden sitzen, schenkt 
Heinrich dem Stift, u. z. in der Art, daß kein Herzog, Markgraf, Bischof, Graf, 
Vicegraf oder sonst jemand ohne Wissen und Willen der Äbtissin sich in Stifts- 
angelegenheiten mischen dürfe. — Auch in Heinrichs U. Bestätigung der Mainzer 
Besitzungen und Rechte (Nr. 139, S. 166) wird den öffentlichen Beamten das 
Betreten des mainzischen Grund und Bodens „sine licentia archiepiscopi Moguntini 
seu suorum" verboten. Die Bestimmung: wer gegen Mitglieder der mainzischen 
Familia zu klagen habe, solle es vor den Erzbischof oder den Vogt oder vor 
andere Ministerialen bringen, je nach Gegenstand des Streits, und so den Prozeß 
zum Abschluß bringen, auch diese Bestimmung leugnet nicht mittelbare gräfliche 
Gerichtsbarkeit in gewissen Fällen. 

2) Otto HI. 2i t S. 420. 
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Sitzungen zu Vogtareuth '), so dem Nonnenkloster Möllenbeck.*) 
Aber das Normale ist: Stiftsgüter, die nur gewöhnliche allgemeine 
Immunität haben, verbleiben im Grafschaftsverband und bewahren 
eine gewisse Unterordnung.*) Allerdings eine Unterordnung ver- 
schiedener Art, denn das nähere Verhältnis der Immuni täten zu 
den Grafschaften war nicht gleich. 4 ) 

Nicht immer und nicht überall brachte das 10. Jahrhundert eine 
Steigerung der Gewalt des Immunitätsherrn. Im Gegenteil. Im karo- 
lingischen Zeitalter hatten die Herren volle Gerichtsgewalt über die 
Unfreien besessen — im 10. Jahrhundert nicht mehr überall. Wie 
die Kapitalverbrechen der Möllenbeckschen Leute nicht vom Vogt, 
sondern vom Herzog gerichtet wurden, so hat auch sonst der 
Immunitätsherr fremde Gerichtsbarkeit über die eigenen unfreien 
Hintersassen anerkannt. Das war die Folge jener aufsteigenden Ent- 
wicklung der Unfreien, die wir seit Jahrhunderten beobachteten, 
die Folge davon, daß über sie, die der Willkür der Herren entrückt 
waren, wirkliches Gericht gehalten wurde, nach Ordnung und Recht, 
daß nicht nur bei Rechtssachen außerhalb des eigenen Herrschafts- 
bereiches das öffentliche Gericht kompetent war, sondern daß 
schließlich das Herrschaftsgericht selbst einen öffentlichen Charakter 
annahm. 5 ) So wurde es Grundsatz: auch der Richter über Unfreie 
richtet — wenn es sich um schwere Kriminaljustiz handelt — 
unter königlicher Autorität, handhabt den Königsbann. Gerade das 
aber hatte den Unfreien manchmal unter das öffentliche Provin- 
zialgericht gebracht. War es doch weder tunlich noch immer mög- 
lich, für alle und auch die entfernteren und kleineren Gebietsteile 
Vögte zu haben, die den Bann vom König empfangen konnten. 

Genug, das Recht, das Immunität im allgemeinen gewährte, 
war im 10. Jahrhundert nicht mehr einheitlich. Die — man 
darf wohl sagen — herrschende Ansicht geht dahin, daß seit Ende 

i ) Otto II. 230. Zur Deutung vgl. Waitz 7, 240. Ob aber hier ein Ausscheiden 
aus der Grafschaft gemeint ist, möchte ich unentschieden lassen, s. oben S. 104. 

z) In den dem Kloster Möllenbeck gewährten Privilegien aber ward das 
Gericht des Herzogs über Kapitalverbrechen der Hintersassen schlechthin anerkannt, 
Otto H. 189 u. Heinrich II. 42. 

3) Vgl. die trefflichen Bemerkungen E. Richters, Mitth. österr. Instit 
Ergb. 1 (1885), 6iof. Für Westfalen s. L. SchOcking, Zt f. vaterl. Gesch 
(Münster 1897) 55, 16. 

4) Vgl. die klaren Unterscheidungen elsass. Immunitäten bei Schmidlih, 
Ursp. der habsb. Rechte (1902) S. 34 ff. 5) Siehe oben S. 63. 
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des 9. Jahrhunderts einzelnen, u. z. immer zählreicheren Grundherrn, 
daß insbesondere den Reichskirchen für ihre Besitzungen eine ge- 
waltige Steigerung der Immunität gelungen sei: in fränkischer 
Zeit haben Grundherren nur die niedere Immunitat (niedere Vogtei) 
gehabt, seit Ende des 9. Jahrhunderts haben sie die hohe er- 
langt; im 9. Jahrhundert habe Immunitat nur Niedergerichtsbarkeit 
Ober Land und Leute gewahrt, seit dem 10. Jahrhundert auch 
Hochgericht. 1 ) Ein großer Irrtum. Man mißdeutete jene Urkunden, 
die im 9. Jahrhundert vom Vogtgericht sprachen, man mißverstand 
jene Aussagen, die den Vögten Kriminaljustiz über die stiftische 
Familia zuschrieb, man verkannte die Tatsache, daß die allgemeine 
Erhebung der Unfreien und die Forderung einer direkten oder in- 
direkten königlichen Autorität für alle Kriminalrichter eine wesent- 
liche Verschiebung der Gerichtsverhältnisse bewirken mußte. 
Hochgerichtsbarkeit über die unfreien Hintersassen hatten die 
Immunitätsherren stets besessen — sie brauchten sie nicht erst im 

9. oder 10. Jahrhundert zu erwerben; Hochgerichtsbarkeit aber 
über die freien Hintersassen haben sie generell — als Wirkung 
der allgemeinen Immunität — niemals erlangt. 

Die allgemeine Immunität — als Vorrecht, das allen Be- 
sitzungen und allen Untergebenen des einen Privilegierten zu- 
kommt — hat im 9. und 10. Jahrhundert keinen solchen und 
keinen ähnlichen Fortschritt gemacht, hat weder über Grundeigen- 
tum noch über persönliche Abhängige Niedergerichtsbarkeit zu 
Hochgerichtsbarkeit gesteigert, sie ist vielmehr in dieser Hinsicht 
da stehen geblieben, wo sie im 9. Jahrhundert angelangt war. 
Bedeutsam war die Veränderung nur darin, daß der öffentliche 
Charakter des Immunitätegerichtes — über Freie ebenso wie über 
Unfreie — seit Karl d. Gr. sich immer fester ausbildete. 

Indessen. Die Immunität im allgemeinen hat zwar nicht 
die Steigerung erfahren, die man häufig voraussetzte, aber sie hat 

1) Es bedarf keiner literarischen Hinweise. Vgl. z. B. R. Schröder RG. 

4. Aufl. 8. 566. Schon im 9. Jahrhundert sei es vorgekommen, daß einzelne 
Reichskirchen für ihre Besitzungen auch die hohe Gerichtsbarkeit erlangten. Seit 
den Ot tonen sei das durchaus die Regel gewesen. — Wie sollte, w&re diese An- 
nahme richtig, die Wormser Urkunde von 1014, wie das Privileg Ottos III. für 
Passau u. dgl. erklärt werden? Die Kirchen hätten demnach allgemein im 

10. Jahrh. Hochgerichtsbarkeit erworben, um sie sofort wieder zu verlieren? 

5. die Wormser Fälschungen oben S. 100. 
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doch ein weiteres großes Vorschreiten herrschaftlicher Gewalt ge- 
schaffen. Nicht generell für alle herrschaftlichen Lander und 
Leute, aber für gewisse bestimmte Gebiete sind neue und wichtige 
Herrschaftsgerechtsame verliehen worden. 

* * 

Die Immunität dehnte sich in alterer fränkischer Zeit über 
das ganze Gebiet der Grundherrschaft des Immunitätsherrn aus. 
Grundherrschaft aber setzte sich zum guten Teil aus Streubesitz 
zusammen. Je bedeutsamer die Herrschaftsbefugnisse wurden, 
die den Immunitäten zukamen, umso kräftiger mußte sich das 
Streben nach Arrondierung und territorialem Abschluß geltend 
machen. Sicher haben die Grundherrschaften im 9. Jahrhundert 
in dieser Hinsicht große Fortschritte gemacht. Tausch, Kauf, vor 
allem der wirksame moralische Druck der Kirche auf die benach- 
barten Freien, das zwischen Kirchengut liegende Eigen den Heiligen 
anzuvertrauen, haben manchmal die Nachteile des ursprünglichen 
Streubesitzes überwunden und zugleich dem räumlichen Zusammen- 
schluß der durch Immunität gewährten politischen Rechte vor- 
gebaut. Privilegien der Könige unterstützten diese Entwicklung. 1 ) 

Aber obgleich auf diese Weise manche geschlossenen Bezirke 
geschaffen wurden, Bezirke der Grundherrschaft und der mit 
Immunität verbundenen politischen Herrschaft — die letztere 
suchte Ausdehnung und Abgrenzung unabhängig von der ersteren. 

Es bleibe hier unerörtert, in welchem Umfang die Bischöfe 
romanischer Gebiete schon in früherer fränkischer Zeit politische 
Gerechtsame ausübten, die sich nicht an die Ausdehnung des 
kirchlichen Grundbesitzes hielten. Bischöfliche und gräfliche Ge- 
walt ward gelegentlich auch vereint in die Hand Eines gelegt, 
aber eben doch nur vorübergehend. 8 ) Denn obschon die Befug- 
nisse der Bischöfe im karolingischen Staatswesen als überaus 
wichtig galten, in den Bezirken ihres Wirkens waren doch Ver- 
treter der politischen Interessen die Grafen. Erst in der Periode, 
da die alten festen Ordnungen sich auflösten, kam es zu einer 
Veränderung. Wie es scheint, haben mitunter Bischöfe der west- 
lichen Reichsgebiete schon in der zweiten Hälfte des 9. Jahrhunderts 
politische Herrschaft über ihre Residenzen oder über Teile der- 

1) Bouqujüt 8, 457, Urkunde Karla d. K., vgl. Waitz 4 s , 322. 

2) Vgl. Waitz VG. 3 8 , 406. 430; 4*, 322. 
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selben erlangt. 1 ) Für das östliche Reich ist das erst seit dem 
10. Jahrhundert bezeugt. 

Denn das einzige Zeugnis, auf das Waitz sich berief, eine 
Urkunde Ludwigs d. D. für Worms, ist eine Fälschung des aus- 
gehenden 10. Jahrhunderts. 1 ) So bleiben wir auf eine Urkunde 
Heinrichs I. für Tour angewiesen. Freilich, die neuere Prüfung 
dieses Diploms und seiner Überlieferung hat gezeigt, daß Heinrich 
nicht „die ganze Herrschaft und Gerichtsbarkeit" über die Stadt 
dem Bischof übertragen hat, daß diese entscheidenden Worte ein 
spaterer Zusatz sind, aber geschenkt wurden schon damals die 
gesamten Grafschaftseinkünfte innerhalb der Stadt, und damit ist 
die Gewinnung der Gerichtsbarkeit selbst vorbereitet worden.*) 

Im 10. Jahrhundert ist herrschaftliche Gerichtsbarkeit über 
Bewohner, die nicht Hintersassen waren, durchaus nichts Unge- 
wöhnliches. Wie weit die Tendenzen der geistlichen Grundherren 
gingen, wie sie strebten, überall, wo nur einiger Grundbesitz 
vorhanden war, auch Gerichtsbarkeit in geschlossenen Bezirken 
zu gewinnen, das zeigt mit besonderer Deutlichkeit eine der 
Wormser Fälschungen des ausgehenden 10. Jahrhunderts. 

Die Gewalt der Immunität soll Worms in allen den Dörfern 
auf beiden Ufern des Neckars haben, die ganz oder zum größeren 
Teil zur Herrschaft Wimpfen gehören. Ja selbst in allen Dörfern, 
wo Worms nur vier, drei, zwei Hufen besitze, solle weder König 
noch Graf und öffentlicher Richter Einkünfte beziehen, d. h. un- 
mittelbare Gewalt ausüben, sondern alles allein dem Bischof und 
seinem Vogte zustehen.') Durch diese angebliche Urkunde Lud- 

1) Waitz, VG. 4', 321; 7, 237, die Zitate sind irrig. — Über die Ur- 
kunde Mühlb. 1378, deren ünechtheit l&ngst feststand, vgl. jetzt Lechner in 
Mitth. des österr. Inst. 23, 380fr. 

2) H. I. 16. Die Worte „totumque dominium cum iurisdictionis honore" 
sind späterer Zusatz, fehlen noch in der Bestätigung Otto II. 62. Die ältere 
Meinung bei Waitz, 7, 236. 

3) Wibtemb. ÜB. 1, 148 (MOhlb. 1378). Der Bischof klagt, daß die 
öffentlichen Beamten der Kirche in Wimpfen viel Ungelegenheiten bereiten. Der 
König wiederholt die übliche Immunität. Der Immunität aber ward ein be- 
stimmtes geschlossenes Gebiet um Wimpfen zugewiesen. Sodann „eandem po- 
testatem ecclesiae conceasimus in villis ex utraque parte Neckaris, quae aut per 
totum aut ex maxima parte ad Wimpiam pertinent Similiter in his villis, ubi 
4 vel 3 sive 2 hobas habent, nihil regiae potestatis aut comes vel iudex retineat, 
sed totum ad manus episcopi eiusque advocati respiciat" 
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wigs d. D. suchte die Kirche Worms jene Rechte, die sie auf 
Grund der Immunität rar ihre Güter besaß, weit über die Grenzen 
des eigenen Grundbesitzes auszudehnen. 1 ) Ist das auch gewiß 
nicht ganz gelungen — die Forderung selbst ist überaus 
charakteristisch. Und oft genug ist eine Ausbreitung herrschaft- 
licher Gerechtsame über das grundherrliche Gebiet hinaus wohl 
erfolgt 

Übertragung politischer Rechte in geschlossenen Bezirken 
vollzieht sich häufig in der Form einer Übertragung des Bannes. 

Die Bedeutung des Wortes Bann ist bekanntlich überaus 
dehnbar. Bann bezeichnet die zwingende Gewalt, die Befehlgewalt, 
die der König übt, welche die Beamten verschiedenster Kategorien, 
in unmittelbarer oder mittelbarer Ableitung vom König, hand- 
haben. Bann bezeichnet aber auch die Strafsumme, der die Un- 
gehorsamen unterliegen, bald auch die Strafgelder aller möglichen 
Arten, ohne daß damit Mißachtung eines mittelbaren oder un- 
mittelbaren Königsbefehls gemeint ist. Bann bezeichnet schließ- 
lich auch den Bezirk, in dem jemandem die Banngewalt oder die 
Erhebung und Nutznießung der Banngelder übertragen ist.*) 

Es liegt in der Natur der Sache, daß Verleihung der Bann- 
gelder Hand in Hand geht mit Verleihung der Gewalt, welche die 

1) J. Lbciiner, Mitth. des österr. Inst. 23, 380 deutet diese Stellen so, daß 
Worms auf allen Gütern — auch wenn diese nur zwei Hufen in einem Dorf 
ausmachen — gräfliche Gewalt beansprucht habe. Ich glaube, der Wortlaut 
widerspricht klar und unzweideutig dieser Auffassung. Vgl. dagegen die Er- 
klärung von Wattz 7, 237 die mit dem oben Vertretenen tibereinstimmt. 

2) Es sei ausdrücklich bemerkt, daß hier nur die Entstehung der Gerichts- 
bannbezirke behandelt werden soll — die anderen mit der Frage von der Ent- 
wickelung und Übertragung der Banngewalt zusammenhängenden Probleme bleiben 
ganz unbeantwortet Besonders sei hervorgehoben, daß die Nachrichten von 
Übertragungen des Königsbanns (im Sinne der richterlichen Gewalt), die uns be- 
gegnen werden, keineswegs als Nachrichten über die sog. Blutbannleihe anzusehen 
seien. — Ob wirklich alle Funktionäre der hohen Kriminaljustiz die unmittelbare 
Bevollmächtigung vom König durch den Blutbann empfangen mußten bis Mitte 
des 13. Jahrhunderts, wie die herrschende Lehre annimmt, oder ob diese Forde- 
rung nur gegenüber dem von geistlichen Fürsten ernannten Hochrichter gestellt 
war, wie allerdings nur vereinzelt (G. Mevbr) behauptet wurde, seit welcher Zeit 
überhaupt solche Übertragungen des Blutbanns vorkamen, ob erst im Ii. Jahr- 
hundert oder viel früher, alles das bleibe hier unerörtert. Festzuhalten ist nur, 
daß die Meldungen über Handhabung des königlichen Bannes seitens der Grafen 
und Vögte — Nachrichten seit dem 9. Jahrhundert — keineswegs die Annahme 
einer Bannleihe zur Voraussetzung haben. 



Digitized by Google 



112 



Gerhard Seeliqer, 



[xxn, i. 



Zahlung der Banngelder zu erzwingen vermag, daß gewöhnlich der 
Macht, die den Genuß der Strafsumme hat, die Handhabung der 
entsprechenden Strafgewalt zusteht. Wer den „bannus" im Sinne 
von Buße besitzt, hat gewöhnlich auch den „bannus", der als die 
zur Bußerhebung berechtigte und den entsprechenden Zwang aus- 
übende Gewalt aufzufassen ist. 

Eines ist aber bei richtiger Verwertung der Nachrichten über 
den Bann wohl zu beachten. Bann sowohl im Sinne von zwingender 
Gewalt als im Sinne von Strafgeld hat verschiedene Bedeutung 
je nach dem Objekt, auf das er sich bezieht. Es werden Sonder- 
banne verliehen: zwingende Gewalt und Erhebung von Strafgeldern 
nach einer bestimmten Richtung hin, Forstbann, Jagdbann, Markt- 
bann, vor allem Gerichtsbann- 

Erste Voraussetzung, die Meldungen über Bannverleihungen 
nach diesem Gesichtspunkt zu deuten, ist daher vor allem Be- 
antwortung der Frage, worauf die zwingende Gewalt sich bezieht, 
ob sie die Gerichtsbarkeit im allgemeinen oder ein engeres Sonder- 
gebiet umfassen soll. 

Der Gerichtsbann ist der Bann, der die öffentliche Funktion 
an sich zu enthalten scheint, der seinen Inhaber zum wichtigsten 
Repräsentanten der öffentlichen Gewalt des Bezirks macht. In- 
dessen — auch Gerichtsbann macht den Inhaber nicht zum Grafen 
des Bannbezirks. Besitz des Gerichtsbanns kann die Grundlage 
bilden für Erwerbung der vollen selbständigen, nur dem König 
untergebenen Gerichtsgewalt, muß es aber keineswegs. Zahlreich 
sind die Bannrechte, deren Besitzer unter dem Grafen verblieb, 
ja die meisten Gerichtsbänne haben nicht Auflösung des Graf- 
schaftssprengels , sondern nur bestimmte Verteilung der gericht- 
lichen Hoheitsrechte innerhalb der Grafschaften bewirkt. 1 ) Gerichts- 
bann gewährte dem Inhaber zwingende Gewalt, die Bewohner 

i) Es mag hier nur auf das häufige Vorkommen der Banne im Uber anna- 
lium iurium ecclesie Trevirensis vom Anfang des 13. Jahrh. hingewiesen werden; 
s. A. Lennarz, Der Territorialstaat des Erzbischofs von Trier (Bonner Dissert. 
1900) S. 45 ff. Vgl. auch z. B. Schmidltn, Ursp. d. habs. Rechte S. 37. — 
Daß diese Banne mit der Gerichtsbarkeit, u. z. der Niedergerichtsbarkeit, zusammen- 
hangen, ist, glaubo ich, zweifellos. Der Bannherr ist ursprünglich Gerichteherr. 
Wie viel ihm aber von der Gerichtsbarkeit übrig blieb, nachdem es zu einer 
Teilung der gerichtlichen Rechte zwischen Vogt und Herrschaft gekommen war, 
das ist eine andere Frage, die nicht einheitlich beantwortet werden kann. 
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des Bannbezirks vor Gericht zu fordern und Strafen von Un- 
gehorsamen zu erheben. 

Die Verhaltnisse der Bannbezirke im 10. Jahrhundert lagen 
wie die der Immunitaten. Die unmittelbaren Beziehungen zwischen 
Grafen und Immunitätsleuten waren unterbrochen, aber die Immu- 
nitaten selbst nicht jedes Zusammenhangs und jeder Unterordnung 
enthoben. Und wie die Immunitätsherren bei der unerläßlichen 
Auseinandersetzung mit den Grafen sich häufig mit einem Teil der 
Gerichtsbarkeit begnügten und den andern Teil den Grafen über- 
ließen, so auch die Bannherrn. Bannherrschaft und Immunitäts- 
herrschaft berühren sich im innersten Wesen ihrer Gewalt Die eine 
gewährt Rechte über die Bewohner eines bestimmten Bezirks — un- 
abhängig von privatem Grundeigentum, die andere über die Hinter- 
sassen der eigenen Grundherrschaft. Die Natur des Rechts ist gleich, 
Bannherrschaft erscheint als die über die Grenzen der Grundherr- 
schaft hinausreichende Immunität. Daher begegnen auch mitunter 
dieselben Redewendungen bei Immunität«- und bei Bannübertra- 
gungen, daher werden zur näheren Erläuterung der Bannvorrechte 
jene Sätze gebraucht, die als Erklärung der Immnnitätsvorrechte 
üblich waren. Otto II. verleiht, so heißt es, der Kirche des heiligen 
Moritz über Kirche und Stadt Magdeburg den kaiserlichen Bann in 
der Art, daß fortan kein Graf oder Beamter in Stadt und Vorstadt 
aber die dortigen Bewohner richterliche Gewalt ausüben dürfe, der- 
jenige ausgenommen, den der Erzbischof zum Vogt gewählt habe. 1 ) 

Ähnlich spricht die Urkunde, in der Otto der Äbtissin von 
Nivelles den Bann in den Villen Spiesant und Yerseke gewährt.*) 
Ähnliches begegnet in anderen Urkunden des Zeitalters: die Über- 
tragung des Bannes über einen Ort wird als Übertragung solcher 
Rechte charakterisiert, wie sie mit Immunitätsverleihung verbunden 
waren. Wenn Heinrich U. der Magdeburger Kirche den königlichen 
Bann über alle kirchlichen Besitzungen verlieh und den dadurch ent- 
standenen Rechtszustand so erklärte, daß nur der Kirchenvogt auf 



1) Otto II. 198: imperatorie nostre auctoritatis bannum saper eandom 
aecclesiam et civitatem ea ratione dedimus . . ., ut deinceps nullus comes neque 
advocatus aut ezactor ... in sepe dicta civitate vel suburbium eins undiqnessecus 
inbabitantibus . . . negotiatoribus sive ludeis aliisque . . . morantibtts aliquam . . . 
babeat exercendi potestatem, nisi quem . . arcbiepiscopus • . . elegerit advocatnm. 

2) Otto II. 222. 

Abbudl <L K 8 GM«ItKb d. WiiMiuch., phU.-hi*t. Kl. XXII. i 8 
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kirchlichem Gebiet Gerichtsversammlungen abhalten und Recht 
sprechen sollte, wobei jeder Widerspruch der Grafen unkräftig 
sei 1 ), so ist damit zweifellos genau das ausgesprochen, was andern 
Stiftern unter der Form eines Immunitätsprivilegs gewahrt wurde. 1 ) 

Gewiß gelten diese nach dem Vorbild der Immunitaten ge- 
gebenen Erlauterungen der Banngewalt auch in jenen Fallen, da 
die Urkunden nur Übertragung des Bannes schlechthin melden. 
Gewiß gelten sie daher auch schon für die Zeit Ottos I, dessen 
Übertragungen des Bannes noch nicht so bestimmt den Ausschluß 
unmittelbarer gräflicher Gerichtsbarkeit erklären. 

Otto I. schenkt Magdeburg den kaiserlichen Bann in der 
Stadt, dazu die Baufronen, zu denen die Umwohner dem Kaiser 
verpflichtet waren, und schließlich die Gerichtsbarkeit über Juden 
und Kaufleute daselbst. 8 ) Ward hier Bann noch mehr im finan- 
ziellen Sinne aufgefaßt, so erscheint in einer Urkunde Ottos II. 
von 973 „bannus" und „potestas" schon ganz vereint 4 ), in der oben 
zitierten Urkunde von 979 aber 5 ) wird die ßichtergewalt über Stadt, 
Juden und Kaufleute als unmittelbare Folge des Bannus hingestellt. 

Auch da Otto I. dem Kloster Corvey den Bann über zwei 
Villen zu Meppen gewährt, sprach er wohl aus, daß kein öffent- 
licher Richter in den genannten Orten richterliche Gewalt üben 



1) Heinrich II 199: nostrum regalem bannum super omnes eiusdcm episcopii 
proprietates . . . concediraus . . . ea quoque ratione ut, omnium comitum contra- 
dictione remota, . . . advocatus inibi placitum ad leges et iusticias faciendas habeat 

2) Vgl. auch Heinrich II. 214, für Kloster Niedernburg zu Fassau, wo es 
heißt: districtum vel placitum seu cunctam publicam functionem super liberos et 
servos in prefatae abbatiae terra residentes . . . donamus, ea quippe ratione, ut 
null us dux marchio etc. . . . 

3) Otto I. 300: bannum nostre . . . dignitatis in urbe M. et opus construende 
urbis a circummanentibus illarum partium incolis . . . offerimus; et ne Tel Iudei 
yel ceterti ibi manentes negotiatores ullam aliunde nisi ab illo qui eidem ecclesie 
prefuerit districtionis aut discipline sententiam . . . sustineant, volumus . . . Prescripti 
vero nostri banni deo sanctoque Mauricio a nobis oblati nullus yel comes Tel vi- 
carius . . . sibi usurpandi . . . potestatem habeat, nisi ipse qui eidem loco yel ecclesie 
prefuerit, yel advocatus quem nostro consensu sibi . . . preficiendum elegerit. 

4) Otto U. 29, S. 38 für Magdeburg: ne quis comes aut iudex ... in M. 
civitate vel territoriis eius aliquam potestatem aut bannum habeat, nisi advocatus . . . ; 
et negotiatores yel Iudaei . . . omnesque familiae lidorum yel colonorum vel ser- 
vorum vel Sclavorum üluc pertinentes a nullo alio nisi eodem advocato secundum 
leges constringantur vel iudiciales sententias patiantur. 

5) Otto IL 198, s. oben 8. 113. 
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dürfe, diese vielmehr dem Vogt vorbehalten bleibe 1 ), aber nicht 
so deutlich wie in spateren Urkunden wird das als unmittelbare 
Folge der Bannübertragung bezeichnet. 

Die älteste Bannübertragung findet sich in einem für Corvey 
bestimmten Privileg von 940. Allerdings handelt es sich hier 
nicht um den allgemeinen Gerichtsbann, nur um einen Sonder- 
bann. Den Äbten wird der Bann über die Anwohner von drei ge- 
nannten Grafschaften gegeben, die angewiesen sind, Zuflucht in der 
Burg zu suchen und dort Arbeit zu tun; weder die Vorsteher der drei 
Grafschaften noch sonst eine richterliche Person habe die Gewalt des 
Burgbannes über sie, sondern nur der Abt und seine Bevollmächtigten. 1 ) 

Daß hier „Burgbann", der sich erstreckt auf außerhalb der 
„civitas" Wohnende, lediglich die zwingende Gewalt meint, die 
zur Arbeit am Burgenbau aufzubieten und anzuhalten vermag, 
unterliegt keinem Zweifel. Im selben Sinne verfügt auch Otto IL 
über Burgbänne. 8 ) Aber ebenso sicher dürfte die Voraussetzung 
sein, daß der Inhaber eines solchen Burgbannes eine gewisse 
ständige Gerichtsgewalt im Bereich der Burg besaß. Erst viel 
später ist Burgbann in anderer Bedeutung nachzuweisen, als Be- 
zeichnung der im Burgbezirk waltenden richterlichen Gewalt. So 
hören wir 11 50 von einem Ministerialen des Stifts Corvey, der 
im Bezirk innerhalb der Mauern des Monasteriums erbliche Richter- 
gewalt sich anmaßen wollte, der erklärte, den Burgbann zu haben, 
der sich selbst als Burggrafen und das Gericht als Burgding 
bezeichnete.*) Schon einige Jahre vorher hatte sich der Abt 

1) Otto I. 77. Als Marktbann wird vom Herausgeber der Urkunde (Mon. 
Germ.) der Meppener Bann bezeichnet, was dem Text der Urkunde durchaus nicht 
entspricht. Gewährt wird „bannum supra duas villas M. nominatas"; weiter heißt 
es „iubemus, ut nullus iudex publicus . . . exerceat potestatem iudiciariam nisi . . . 
legitimus advocatus" und erst nachher wird einer selbständigen Gewährung ge- 
dacht „mercatum vero constituant pubblicum". 

2) Otto I. 27. Vgl. Waitz VG. 7, 236, der freilich den Burgbann nicht 
richtig auffaßt Richtig Keutobn, Stadtverfassung 8. 56. 

3) Otto II. 214 wird so dem Kloster Gandersheim bestätigt „urbalem ban- 
num quem vulgariter burgban vocant ... ad praedictam civitatem pertänentem", 
dazu werden gegeben „duos nostrae dominationis urbales bannos, unum in S. et 
alte nun in G." 

4) Constitutiones I, 184 (St 3568). — Vgl. schon Mittelrh. ÜB. 2, 23 n. 37 
v. J. 1095: „et si quis infregerit bannum quod theotonica lingua burgban dicitur, 
pro quo 60 sol. solvuntur . . Gewiß ist hier der besondere Frieden im engeren 
Bezirk gemeint, s. unten S. 133. 

8* 
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ein Privileg verschafft, daß Niemand wagen dürfe, „iustitiam que 
appelatur burchban" auszuüben, als der vom Abt mit dieser Gewalt 
Ausgestattete. 1 ) Und den Klöstern Fischbeck und Kemnade wird 
unter Hinweis auf Corvey Ähnliches gewahrt. 1 ) 

Wie der Burgbann so haben auch andere Sonderbanne häufig 
zum allgemeinen Gerichtsbann hinübergeleitet. Vor allem der 
Marktbann. Zu Zoll, Münze, Markt wurde häufig der Bann ver- 
liehen. 5 ) Damit ist zunächst nur gemeint, daß zur Aufrechter- 
haltung und Geltendmachung eben der bestimmten Rechte, vor 
allem des Marktrechts, der Bann des Königs zu handhaben sei, 
daß in dieser einen Richtung dem Inhaber des Rechts auch be- 
stimmte Strafgewalt und der Genuß der Strafgelder zukam. Noch 
in Ottos DI. Verbriefung für das Marienstift Memleben wird der 
Übertragung von Markt, Münze und Zoll mit dem Banne hinzu- 
gefügt: demzufolge befehlen wir, daß jeder, der bezüglich des 
Marktes, der Münze und des Zolles das Stift beeinträchtige, dem 
kirchlichen Vogt gleich einem königlichen Beamten den Königs- 
bann zahle. 4 ) 

Aber wenn hier der Bann nur zum Schutz des Marktrechts 
nach außen hin erteilt zu sein scheint und eine weitere Aufgabe des- 
selben wenigstens nicht erwähnt ist, so weist eine andere Urkunde 
Ottos auf eine umfassendere Wirkung des Marktbannes hin. Der 
Äbtissin von Gandersheim wird Errichtung eines Marktes und 
dazu Münze und Zoll gewährt. Zur festeren Gestaltung der kirch- 
lichen Herrschaft aber über den Markt mit Münze und Zoll wird 



1) Wilmans 2, 301 (St 3542); das wird wiederholt 8. 317 (St. 3626). 

2) Wilmans 2, 305 (St 3543- 3544) „prefecturam urbis, que vulgo dicitur 
Burgban, es videlicet privilegii ratione, ut nullus dux, nullus marcbio, nullus 
comes, nullus advocatus potestatem habeat exercendi in atrio predicte ecclesie, sed 
quicquid preter ius et fquum a famulis, qui . . . obsequio cottidiano deserviunt, 
commissum fuerit, ab abbat« vel ab eo cui ipse mandaverit corrigatur." — Diese 
Burgbanne betreffen — wie wir spater (S. 133) sehen werden — die innere 
engere Immunität, den hier vom Vogt eximierten engeren Bezirk. Die Zeug- 
nisse über den Burgbann, die alteren ebenso wie die späteren, sprechen nichts 
weniger als für die Ansicht Keutgens, Stadtverfassung 8. 51 — 62, der den 
Burgbann als wichtige Grundlage der Stadtrechtsbildung gelten lassen will. 

3) VgL Waitz VG. 7, 379ff. 

4) Otto DI. 142: ut nulla dehinc persona ... abbati ... inquietudinem 
inferre presuznat, nisi statim . . . advocato ... de abbate electo et a regali po- 
testate constituto rogium bann um sicut regio exaetori invita persolvat. 
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der König8bann erteilt, damit jede Rechtsverletzung in Ganders- 
heim mit ihm — er ist an die Äbtissin zu zahlen — gebüßt 
werde und damit keine richterliche Person daselbst irgend welche 
Gewalt ausübe, mit Ausnahme des vom Kloster bestellten Vogts. 1 ) 

Der Bann ist hier die höheren Frieden schaffende Königsbuße. 
Sein Inhaber aber übte die Gerichtsgewalt selbst aus. Wie hier so 
hat auch sonst der mit dem Marktrecht gewährte Bann zu einer stän- 
digen Gerichtsbarkeit über den Marktort geführt. Und daher mußte — 
wo diese Entwickelung durchgriff — naturgemäß Marktrecht und 
Marktbann sich mit dem berühren, was die Immunität gewährte. 

Wir sehen: im 10. Jahrhundert sind geschlossene Bannbezirke 
erstanden. Eine längst mit Immunität ausgestattete Grundherr- 
schaft hat sich in den Besitz der fiskalischen Gerichtsgefalle und 
der zwingenden Gerichtsgewalt selbst zu setzen gewußt. In 
Dörfern, Burgen, Märkten und Marktniederlassungen ist diese Ent- 
wickelung zu beobachten. Bischöfe und Abte haben besonders in 
den Orten ihrer Residenz eine solche geschlossene Gewalt erworben, 
über das Gebiet ihrer Grundherrschaft hinaus in abgegrenzten 
Bezirken. Ob dieser Prozeß als Übertragung des „bannus" in 
Stadt und Dorf von den Quellen charakterisiert wird oder als 
Erwerb des „districtus" oder der ,,functio publica", der „potestas" 
u. dgl., ist für die Beurteilung der Vorgänge gleichgültig. Der 
Grad und Umfang der so erworbenen Gerichtsbarkeit war ver- 
schieden und wurde im weiteren Verlauf der Entwickelung immer 
verschiedener, aber das eine ist allgemein zu bemerken: die 
Emanzipation des Gerichtsbezirks vom grundherrlichen Kreis.*) 

1) Otto HI. 66: Ut aotem firmius . . . mercatus cum monetu et tolonco 
consistat, regium nostrum bannum illuc dedimus, ut ommis causa quaecunque in 
eodem loco contra legem oborta fuerit, per iussionem abbatissae . . . nostro regio 
banno ad suas manus recipiendo eniendetur . . . nullaque persona iudiciaria . . . 
ullam potestatem habeat, nisi . . . is quem . . . constituerint advocatum. 

2) Das läßt z. B. auch das bekannte Prümer Güterverzeichnis erkennen. 
Deutlich ist zu ersehen, daß die Herrschaft einen territorial abgeschlossenen 
Machtkreis (potestas) hat, der in seiner Ausdehnung unabhängig vom herrschaft- 
lichen Grundbesitz ist Vgl. Mittelrh. UB. i, 170, wo die Rede ist „de hominibus 
qui attinent curie". Diese Leute sind in mehrere Gruppen geteilt und dem ent- 
sprechend zu verschiedenen Abgaben verpflichtet: 1. absi homines ex nostra fa- 
railia, qui infra potestatem nostram sunt sine mansis; 2. dieselben „foris potostate 
nostra"; 3. abse femine ex nostra familia sive infra potestate nostra sint sive 
extranea; 4. homines extranei qui infra nostra potestate resident; 5. ancille. 
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Daß diese Entstehung besonderer Bannbezirke von den Immu- 
nitaten ausgegangen, als Fortsetzung der Immunitätsentwickelung 
anzusehen ist, ergab schon die bisherige Betrachtung und die 
fortwahrende Anwendung der in Immunitätsurkunden üblichen 
Bestimmungen. Inhaltlich und rein formell stehen die Privilegien, 
die Bannkreise gewahren, in der Reihe der Immunitätsdiplome. 1 ) 
Ja nicht nur das. Manche von ihnen werden ganz direkt als 
Immunitäten erklärt: die beiden meist besprochenen, weil gewöhn- 
lich als älteste ihrer Art geltenden, die Diplome Ottos I. resp. 
Ottos II für Speier und Straßburg. 

Der Speierer Bischof, so heißt es in Ottos Urkunde von 969, 
sei zum Kaiser gekommen und habe eine Immunitätsurkunde er- 
beten.*) Otto habe die Bitte erfüllt und daher befohlen, daß kein 
Graf und öffentlicher Beamter mit Ausnahme des Vogtes der 
kirchlichen Familia in Stadt und Vorstadt Speier öffentlich Gericht 
halte, daß niemand die kirchlichen Besitzungen, wo immer sie 
liegen mögen, zur Vornahme einer amtlichen Handlung, zur 
zwingenden Ladung von kirchlichen Hintersassen freien und un- 
freien Standes betreten dürfe, sondern daß es den Dienern Gottes 
vergönnt sei, unter dem Schutze kaiserlicher Immunität ruhig zu 
leben.*) 

Mit dem Hinweis auf Immunität werden die Bestimmungen 
der Urkunde eröffnet, mit dem gleichen Hinweis geschlossen. Alle 
Normen geben sich einheitlich als Immunität. Gewiß, zwei Arten 
von Bestimmungen folgen einander: zuerst wird Ausschluß der 
gräflichen Gerichtsbarkeit vom Stadtbezirk, dann von den zerstreuten 
bischöflichen Gütern ausgesprochen. Aber gerade der erste Teil 
schließt sich dem üblichen Immunitätsformular an. Es geht nicht 

1) Vgl. auch die Urkunde Ottos II. 89, in der dem Merseburger Bistum 
die Stadt Zwenkau geschenkt und ferner bestimmt wird: ut nullus iudex publicus 
vel comes . . . liberos homines infra einsdem civitatis terminos et appertinentias 
posito8 ad bannum persolvendum vel ad opus muri urbani faciendum aut ad 
ministrationem tribuendam nec ad quicquam quod ad fiscum pertinet dominicaletn 
cogere . . . audeat . . . nisi sub conscientia episcopi et iussu potentis advocati." 
In der Überschrift bezeichnet das der Herausgeber der Urkunde als Verleihung 
der Immunität. Dio Rechte sind dieselben, die durch Übertragung eines Bann- 
kreises gewährt wurden. 

2) Otto I. 379, S. 520: adiit nostram clemenciam, postulans ut ... nostram 
auetoritatem atque immunitatis tuicionem fieri iuberemus. 

3) S. 521 : sed liceat ... sub nostre immunitatis tuicione quieto ordine vivere. 
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an, die hier auftretende Gewährung der Gerichtsbarkeit in Gegen- 
satz zur Iirnnunitätsgerichtsbarkeit der bischöflichen Güter zu 
setzen und die eine als öffentlich, die andere als nichtöffentlich 
aufzufassen. Wird doch der Vogt der Familia als Richter in der 
Stadt erwähnt. Formelle und sachliche Erwägungen lehren, daß 
die der Kirche zugesprochene Gerichtsbarkeit in der Stadt den 
gleichen Charakter trägt wie die auf den außerstädtischen bischöf- 
lichen Gütern. Alles ist als Ausfluß der Immunität gedacht und 
bezeichnet. 

Das Gleiche zeigt Ottos II. Diplom für Straßburg, vielleicht 
noch unwiderlegbarer, weil hier die Bestimmungen keine Zwei- 
teilung aufweisen. Der Bischof, so heißt es, kam zum Kaiser 
und erbat Erneuerung früherer Privilegien. Otto willfährt dem Er- 
suchen und befiehlt, daß kein Herzog, Graf u. s. w. in Stadt und 
Vorstadt Straßburg Gericht halte, daß das allein dem bischöflichen 
Vogt gebühre. Denn, so schließen die urkundlichen Ausrahrungen, 
der Kaiser wolle, daß der Bischof und die Seinen unter dem 
Schutze der kaiserlichen Immunität für das Heil des Kaisers, der 
kaiserlichen Familie und des Reichs beten können. 1 ) 

Diese ganze Entwickelung herrschaftlicher Rechte hat sich 
im engsten Anschluß an die Immunität vollzogen, auf Grund der 
Immunität, mitunter ganz ausdrücklich als Immunität. Es ist 
gewiß wertvoll, sich dessen bewußt zu sein, daß diese Entwicke- 
lung zu Punkten geführt hat, die weit entfernt sind von den An- 
fängen der Immunität, daß die rechtliche Position der Gerichts- 
herrschafben sich ganz wesentlich unterscheidet von der der älteren 
Immunitäten, die sich an die Grenzen der Grundherrschaften an- 
schlössen, daß ihre soziale und politische Wirkung, ihre ganze 
Stellung als historische Macht grundverschieden geworden ist. 
Etwas Neues bringt diese Entwickelung. Aber das Neue ist die 
unmittelbare Fortsetzung des Alten. Diese Gerichtsherrschaft der 
Bischöfe in ihren Städten, wo die alte Grafengerichtsbarkeit voll- 
ständig das Feld räumen mußte, ward ebenso als Folge der Im- 
munität angesehen wie die Gerichtsrechte des Wormsers in 
Ladenburg, wo den Grafen das Blutgericht verblieb, oder die 

i) Otto II. 267: volumus namqne, ut . . . sub nostrae immunitatis defen- 
uione pro nostra inooltunitate . . . domini misericordiam liceat . . . implorare. Der 
Heraasgeber Sickkl bezeichnet daher auch diese Urkunde als Immunität 
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gerichtsherrlichen Gerechtsame, die der Kirche auf einzelnen ihrer 
Höfe und Güter zustanden. 1 ) 

Der Gegensatz ist bedeutend, nach Inhalt und Umfang der 
Gewalt, aber er besteht nicht darin, daß die Gerichtsgewalt hier 
öffentlichen, dort nichtöffentlichen Charakter trug. Das ist eine 
Verkennung der wahren Verhältnisse, die verhängnisvoll wird rar 
Beurteilung mancher sozial- und verfassungsgeschichtlicher Fragen. 
Auch die Immunität, die am Grundbesitz haftet, hat öffentlichen 
Charakter, sie schuf nicht Befugnisse kraft privaten Rechts, 
sondern kraft königlicher Bevollmächtigung und Übertragung, sie 
hat durchaus staatliche Bedeutung. Nichtbeachtung dieser fun- 
damentalen Tatsache verleitete dazu, innerlich und äußerlich 
zusammengehörige Institutionen des geschichtlichen Lebens aus- 
einanderzureißen. 

Wenn ein neuerer Beurteiler dieser Verhältnisse, der die Zu- 
sammenhänge leugnet, meint, auch ohne Immunität habe der 
König den Bischöfen volle Gerichtsgewalt in den Bischofstädten 
zuweisen können 1 ), so dürfen wir ihm in gewisser Hinsicht zu- 
stimmen: der König besaß das Recht, Exemtionsprivilegien zu 
erteilen. Aber niemals wäre diese Zuweisung tatsächlich so erfolgt, 
wie das seit dem 10. Jahrhundert der Fall war, wenn nicht die 
Entfaltung des Immunitätswesens vorausgegangen wäre. Die Im- 
munitäten sind die unerläßliche historische Voraussetzung und 
Vorstufe für die Entwickelung gewesen, die durch die sogenannten 
Ottomschen Privilegien eingeleitet wurde. Die Überweisung ver- 
schiedener und weitgehender staatlicher Rechte an Kirchen und 
Weltliche — über den Kreis der Grundherrschaft hinaus — steht 
tatsächlich und formell rechtlich in historischem Zusammenhang 
mit der Immunität, gibt sich tatsächlich und formell rechtlich als 
gesteigerte Immunität. 

So hat die Immunität im 10. Jahrhundert in bedeutsamer 
Weise neue Richtungen der Entwickelung eingeschlagen. 

Im karolingischen Zeitalter, noch in der 2. Hälfte des 9. Jahr- 
hunderts, war die Bildung im wesentlichen einheitlich und gleich- 
mäßig. Mochten auch die verschiedenen Immunitätsherren in ihrem 
Streben nach Emanzipation von der provinzialen Beamtengewalt 

1) S. oben S. iooff. 

2) Kxutgen, Entstehung der Stadtverfassung 8. 24. 
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nicht immer den gleichen Erfolg erlangt haben, das Verbleiben 
der Immunitätsherrschaft im Grafschaftsverband, eine wenigstens 
beschrankte Unterordnung der Immunitaten unter den Grafen war 
das Normale. Und ferner. Unterschieden sich auch die Erfolge der 
Immunitätsherren, so blieben doch noch die Rechte des einzelnen 
Herrn einheitlich, d. h. er besaß ein Immunitätsrecht, das mit 
der gleichen Exemtionswirkung sich auf alle seine Besitzungen 
erstreckte. 

Nur die Anfange bedeutsamer Veränderung setzen in der 
2. Hälfte des 9. Jahrhunderts ein. Konnte es so bleiben, wenn 
die Immunitätsherren rar alle Güter und rar alle Hintersassen 
wirkliche Gerichtsbarkeit beanspruchten, diese Gerichtsbarkeit 
immer mehr auf alle Arten der Rechtsübung auszudehnen suchten, 
wenn cka Moment der Vermittelung gegenüber den provinzialen 
Gerichtsbeamten, das noch im 9. Jahrhundert das Wesentliche 
war, hinter den Tendenzen der Bildung selbständiger Gerichts- 
barkeit zurücktrat? Wenn — die unerläßliche Folge dieser Ten- 
denzen — die Immunitätsherrn territoriale Abbrundung ihres 
herrschaftlichen Gebietes anstrebten? Eine territoriale Verschiebung, 
ein Ausgleich mußte erfolgen. Das ist im 10. Jahrhundert sicher 
zu beobachten. 

Das Streben, über die Vermittelungsfunktion hinauszukommen, 
konnte nicht auf allen Teilen der Grundherrschaft zum gleichen 
Ziel führen — die Grundherrschaften desselben Herrn gelangten 
zu verschiedenen politischen Gerechtsamen. Hier volle Gerichts- 
barkeit, die ganze Fülle der den provinzialen staatlichen Beamten 
zustehenden Gewalt, dort nur niedere Justiz, während das Blut- 
gericht dem Grafen verblieb, hier Freiheit von Grafschaftsgewalt 
und Ebenbürtigkeit, dort Unterordnung in mannigfacher Abstufung 
oder wenigstens Teilung der Rechte mit ihr. 

Aber das Streben, volles Gericht und die gesamten öffent- 
lichen Funktionen zu erwerben, zeitigten notwendig auch den 
Versuch der Immunitätsherren, in den Bezirken, in denen sie viel 
Grundbesitz hatten, die Befugnisse der provinzialen Beamten zu 
erlangen — diese, jene, womöglich alle. So erstanden die Bann- 
rechte und Bannbezirke, die einzelnen Immunitatsherren zugewiesen 
wurden — die gesteigerte Immunität griff über die Grenzen der 
Grundherrschaft hinaus, die Immunität emanzipierte sich in diesem 
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Stadium der Entwicklung von der Grundherrschaft: Immunitäts- 
herrschaft und Grundherrschaft gehen im 10. Jahrhundert 
auseinander. 

Der Immunitätsherr, der auf der einen Seite seine herrschaft- 
lichen Rechte zu steigern und auch außerhalb des grundherrlichen 
Gebiets auszubreiten weiß, verzichtet anderseits und muß verzichten 
auf jede intensivere Ausgestaltung der Immunität, ja er muß sich 
vielfach begnügen mit einer Geltendmachung der Immunität in 
wesentlich herabgestimmtem Umfang, in starker Verminderung. 
Wo die Immunitätsherrschafb nur verhältnismäßig wenig Streubesitz 
hatte, da ließ sie die Rechte der Immunität erschlaffen, da sanken 
sie unter das in karolingischer Zeit erreichte Niveau herab. 

Zwei Momente sind so der Entwicklung der Immunität seit 
dem ausgehenden 9. Jahrhundert eigentümlich: Loslösung von der 
Grundherrschaft und überaus verschiedene Abstufung der gerichts- 
herrlichen Gerechtsame. 

Beides ist für das Verständnis der weiteren Verfassungsent- 
wickelung in Deutschland von fundamentaler Bedeutung. Für 
beides lag die Grundlage und die Möglichkeit der Bildung in der 
Erschlaffung des Beamtencharakters der provinzialen Mächte. Seit 
dem Ausgang der Karolingerzeit wurden mehr und mehr die staat- 
lichen Rechte in den partikularen Kreisen als Eigentums- oder 
Nutzungsrechte behandelt, es begann eine Teilung vorgenommen 
zu werden, eine Ablösung dieser und jener finanziell nutzbaren 
Befugnis vom ursprünglich einheitlichen Provinzialamt, eine Zer- 
pflückung und eine Erwerbung einzelner Teile von verschiedenen 
Seiten. Und so wurde nicht allein Gerichtsbarkeit von anderen 
staatlichen Funktionen gesondert, sondern es gelangte auch die 
Gerichtsbarkeit desselben Gebiets an verschiedene Inhaber, wobei 
wenigstens teilweise das schon im fränkischen Zeitalter bekannte 
gesonderte Nebeneinander gerichtlicher Wirksamkeit von Graf und 
Centenar benutzt wurde. 

Die private Behandlung der provinzialen staatlichen Befug- 
nisse, die Behandlung als — natürlich nur unter Zustimmung des 
Königs — teilbares und erwerbbares Nutzungsrecht hat die eigen- 
tümliche und mannigfache Gestaltung der Immunitätsrechte er- 
möglicht. Mit ihr steht sie im Zusammenhang, gleich ihr und 
mit ihr arbeitete sie an der Auflösung der alten Ordnungen. 
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Daher wird denn auch Exemtion als Befreiung von einem Domi- 
nium erklärt. Inimunitätsherrschaft und Grafschaft stehen sich 
nicht wie privat und öffentlich gegenüber, sondern hier kämpfen 
die Interessen von zwei Machten, die beide in gleicher Weise ihre 
Befugnisse vom Staat ableiten, aber beide allein ihren Sonder- 
vorteil vertreten. 

Diese für die Entwickelang der Immunitat seit Ende des 
9. Jahrhunderts maßgebende Differenzierung müssen wir naher ins 
Auge fassen, ihr Ergebnis lebendiger zu erfassen suchen, als das 
bisher geschehen ist. Das ist nur möglich, wenn die Zusammen- 
setzung der Immunitätsherrschaft, gleichsam ihre innere Struktur 
und die ursprüngliche Verschiedenheit ihrer Elemente, erkannt wird. 

3. Gebiet und Untertanen der Immunität 

Das gesamte Herrschaftsland und alle abhängigen Personen 
gehörten anfangs zur Immunität Ein territoriales und ein 
persönliches Moment lag ihr zu Grunde und bestimmte ihre Aus- 
dehnung. Vom Territorialen ist die Immunität ausgegangen, das 
grundherrschaftliche Gebiet mit den darauf angesessenen Ab- 
hängigen ward privilegiert, die lokale und die persönliche Aus- 
dehnung fiel zusammen. Aber da naturgemäß der Immunitäts- 
schutz den Hintersassen auch während des Aufenthalts außerhalb 
der Immunität zu teil werden sollte, da es ferner immer häufiger 
vorkam, daß Leute, die in einem persönlichen Abhängigkeits- 
verhältnis zur Herrschaft standen, sich außerhalb des herrschaft- 
lichen Gebiets niederließen, so ward das Persönliche selbständig 
neben dem Territorialen hervorgehoben: die Herrschaft sollte sich 
über alles herrschaftliche Land und überdies über alle abhängigen 
Personen ausdehnen, wo diese auch weilen mochten. 

Diese territoriale und persönliche Herrschaft, die die Immuni- 
tät gewährte, galt anfangs als einheitlich und gleichmäßig. Aber 
schon am Ende der karolingischen Periode beginnt eine starke 
Differenzierung durchzugreifen. 8ie ist für die weitere Ent- 
wickelung der Immunität charakteristisch. Wir verfolgen den 
Prozeß, indem wir das Verhältnis der Immunitätsgerichtsbarkeit 
zu dem Immunitätsgebiet und zu den Immunitätsleuten gesondert 
beobachten. 
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a. Immunitätsgebiet. 

Zum Immunitätsgebiet gehörte alles Gut, wo immer es liegen, 
wie immer es erworben sein mochte, auch das nach Empfang des 
Privilegs hinzugekommene. 1 ) Ludwig der Fromme bestimmte 
einmal, daß alle an die Kirchen tradierten Besitzungen zur 
Immunität zu rechnen seien. 1 ) Aber da es vorkam, daß Freie 
ihr ganzes Gut nur deshalb der Kirche übergaben, um sich staat- 
lichen Pflichten zu entziehen, so mußte solchem Mißbrauch ge- 
steuert werden. Seit Ende des 8. Jahrhunderts wurden Maß- 
nahmen getroffen, der Ungebühr entgegenzutreten und die 
staatlichen Dienste nicht durch Vorschützen von Immunitäts- 
rechten schadigen zu lassen. 8 ) Nachdrücklich erklärt ein Kapitu- 
lare Lothars die Flucht vor staatlicher Pflicht in den Bereich 
der Immunitat rar ungehörig und bevollmächtigt den Beamten, 
auf dem tradierten Gut trotz Immunität die zwingende Gewalt 
solchen Freien gegenüber zur Geltung zu bringen. 4 ) 

Doch wie sollte ohne weiteres entschieden werden, ob die Über- 
gabe des Gutes an die Kirche „propter paupertatem" oder „ob vitan- 
dam rei publicae utilitatem" erfolgt seil Der Willkür graflicher 
Entscheidung war bedenklicher Spielraum gelassen. Klagen über 
unberechtigte Eingriffe der königlichen Beamten waren die Folge, 
neue schützende Privilegien suchten sich die Kirchen zu verschaffen. 

Jedenfalls ersehen wir, daß der Grundsatz: alles Kirchenland 
falle unter die Immunitat, nicht schlechthin beachtet wurde. 
Und das noch in anderer Hinsicht. 

Grundsätzlich nahm anfangs am Recht der Immunität alles 
Land teil, auch das zu Beneficium vergabte. „Sowohl das, was 
dem Unterhalt der Geistlichen dient, wie das, wovon die Vasallen 
Dienste zu tun haben, besitzt Immunität" bemerkt Hinkmab. 5 ) 
Und das bestätigen Zeugnisse anderer Art.") 

1) Waitz 4* 305 f. 308 N. 1; Sickei^ Beitr.V. (Wiener Sitzungsber. Bd. 49) 
S. 334. Über die seit Ludwig d. Fr. übliche Wendung „ecclesiao aut loca vel 
agri seu reliquae possessiones" Sickel, S. 332 f. 

2) Cap. leg. add. 819, C. 139, c 1, 8. 282: ipsae res ad imnmnitatem ipsius 
ecolesiae redoant 

3) Vgl. 0.91,0.4; C. 158, c. 11. 4) C. 165, c, 2, S. 330; vgl. Waitz 4*, 307. 

5) Epist. synodi Caris. ad Hludow. reg. Germ. (858), C. 297 c. 7, II. S. 432. 

6) Vgl. Waitz 4», 307 und N. 4. 
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Indessen, behielt auch das als Beneficium gegebene Out das 
Vorrecht der Immunität, die gerichtliche Immunitätsherrschaft 
konnte naturgemäß sehr oft den Belehnten gegenüber nicht zur 
Geltung kommen, sie ist vielmehr auf die Belehnten übergegangen 
und von diesen über die Hintersassen des Leihelandes gehandhabt 
worden. Große Herren, die mit zahlreichen Hufen des Kirchen- 
landes belehnt waren, sind natürlich nicht Untertanen der Im- 
munität geworden, sie haben selbst die Rechte ausgeübt, welche 
Immunität verschaffte. Das ist als selbstverständlich zu folgern, 
das bestätigt überdies das sogen. Hofrecht des Bischofs Burchard 
von Worms: heiratet ein Hintersasse des bischöflichen Herrschafts- 
landes auf das als Lehn vergabte Bischofsland hin, dann behält 
er den Gerichtsstand vor dem bischöflichen Herrschaftsgericht; 
heiratet der Hintersasse bischöflichen Leuns auf Herrschaftsland 
hin, so untersteht er dem Gericht des Lehnsinhabers. ') 

Die seit fränkischer Zeit bekannte Scheidung des gesamten 
Herrschaftsgebietes in das eigentliche Nutzungsland und das 
Beneficialland begegnet uns auch hier wieder. Mit ihr geht mit- 
unter die Ausdehnung der Immunitätsherrschaft zusammen, d. h. 
oft erscheint die Ordnung der Dinge so, daß die Immunitäts- 
herrschaft des Herrn sich nur auf das Nutzungsland erstreckt, 
die Immunitätsherrschaft über die Beneficien den Belehnten über- 
lassen ist. Die Einheit der gesamten Herrschaft ward nur darin 
gewahrt, daß in allen die Grundherrschaft und die Landleihen 
angehenden Fragen die Gerichtsbarkeit des Immunitätsherrn vor- 
behalten blieb. Und so entwickelte sich denn einerseits eine 
herrschaftliche Gewalt der Belehnten über die Hintersassen des 
Lehna, anderseits eine Sondergerichtsbarkeit des Lehnsherrn, die 
die Beziehungen zwischen Lehnsherrn und Lehnsmannen betraf. 

Oft haben sich die Verhältnisse so gestaltet. Oft, aber nicht 
immer. Gab es doch, wie wir sahen, zahlreiche Beneficien 
kleineren Umfanges, Beneficien, die nichtsin große Herren, sondern 
an kleine Leute kamen, Zins- und Dienstbeheficien verschiedenster 

i) Constit. i, 642, c. 14: Et si quis nnpserit ex dominicata episcopi in 
beneficium alicuius suorum, iuris sui respondeat ad dominicatam episcopi; si 
antem ex beneficio in dominicatam episcopi nnpserit, iuris sui respondeat domino 
beneficii. — Mag man auch das „iuris respondere" auf Abgaben bezieben, so ist doch 
gewiß eine entsprechende Verteilung der gerichtlichen Untertänigkeit anzunehmen. 
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Art, Beneficien bauerlichen Charakters, die zwar außerhalb des 
engeren Gutsverbandes standen, aber wirtschaftlichen Zwecken 
dienten und der Fronhofsverfassung eingegliedert waren — das 
zinsende Beneficialland. Ja es gab sogar Beneficien, die in den 
engeren Gutsverband hineinragten. 1 ) Über solche Beneficien hat 
sich jene gerichtliche Herrschaft ausgebreitet, die durch Inamunitat 
geschaffen war. 

Die Unterscheidung zwischen Nutzungs-(Guts-)land und Bene- 
ficialland im weiteren Sinne vermag uns daher nicht die Grenz- 
linie der Immunitatsherrschaft anzugeben. Die große Mannig- 
faltigkeit der Beneficialverhaltnisse hat es mit sich gebracht, daß 
die Belehnten bald zu Inhabern, bald zu Untertanen der Immu- 
nitatsherrschaft wurden: die Leiheart an sich konnte hier nicht 
die Entscheidung treffen. Andere Momente sind als mitbestimmend 
hinzugekommen: Stand, Schutz und der Umstand, ob der Beliehene 
noch anderes Gut neben dem Leiheland besaß oder nicht. 

Für die weitere Entwicklung der mit Immunitat verbundenen 
Gerechtsame sind indessen auch noch andere Einflüsse maßgebend 
geworden: das unter der Immunität unmittelbar stehende Herr- 
schaftsland ward nicht gleich behandelt, ist von einer bedeutsamen 
örtlichen Differenzierung ergriffen worden. Das soll näher geprüft 
werden. 

Die Anfange reichen in die ersten Jahrzehnte des 9. Jahr- 
hunderts, ja bis ins 8. Jahrhundert zurück. 

Der Abt von Aniane beklagte sich, daß die in verschiedenen 
Orten wohnenden Klosterleute von den Beamten bedrückt werden 
und nicht des Schutzes der Immunität teilhaftig seien, daß die 
Beamten behaupten, Immunität erstrecke sich nur auf das Kloster 
selbst, die weiteren Klosterbesitzungen ständen außerhalb der 
Immunität. 1 ) Der Kaiser aber traf die Entscheidung, daß nicht 
allein das Kloster und die Kirchen mit ihren Vorhöfen zur Im- 
munität zu rechnen seien, sondern auch die Häuser, Höfe, das 
dazu gehörende umzäunte Gebiet, die Fischereien und überhaupt 
der mit Zaun und Mauer umgebene klösterliche Grund. Misse- 

1) Vgl. oben 8. 40. 

2) Bouqüet 6, 526, Mühls. 751 (727): oon plus immnnitatis Domen com- 
plecti quam clanstrum monasterii, cetera omnia, quam vis ad ipBum monasterium 
pertinentia, extra iuimunitatem esso. 
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taten und Schaden, innerhalb dieser Orte begangen, galten al9 
Bruch der Immunitat; Vergehen dagegen auf freiem Felde, auf 
Wiesen und in Waldern der Immunitätskirchen seien nicht als 
Immunitätsbruch zu ahnden, nicht mit der Buße von 600 Solidi, 
sondern nach dem betreffenden Ortsrecht zu bestrafen. 1 ) 

Wir sehen: der besondere Schutz und Friede der Immunität 
ist auf ein, und zwar auf ein verhältnismäßig kleines Teilgebiet 
der abteilichen Grundherrschaft beschränkt. In Feld, Wiesen und 
Wald ist Immunitatsbruch ausgeschlossen; hier gelten die volks- 
üblichen Bußen; hier wird auch dem Wirken des Grafen durch 
Androhung der Immunitätsbußen kein Halt geboten. Sollte doch 
in erster Linie die 600 -Schillingbuße vor den öffentlichen Beamten 
schützen. So weist die Urkunde von 822 nicht nur auf eine 
verschiedene Abstufung des auf herrschaftlichem Lande ruhenden 
Friedens, sie deutet auch verschiedene Grundlagen rar die Ent- 
wickelung der Immunitätsherrschaft an. 

Andere Meldungen bestätigen diese Erkenntnis. Vergehen 
innerhalb einer Immunität werden mit 600 Sol. gebüßt, bestimmt 
Karls d. Gr. Kapitulare von 803.*) Hat jemand Diebstahl, Tot- 
schlag oder sonst ein Verbrechen begangen außerhalb der Im- 
munität und flieht in die Immunität, so fordert der Graf die 
Auslieferung des Verbrechers und darf, wenn der dritten Forde- 
rung nicht gehorcht wird, das Immunitätsgebiet betreten und 
den ihm Widerstrebenden mit 600 Sol. — der Immunitätsbuße — 
büßen. 8 ) Zur Immunität im Sinne des den öffentlichen Beamten 
unzugänglichen Bezirks gehören demnach nicht alle Besitzungen 
des Immunitätsherrn, sondern nur die in der Urkunde von 822 
bezeichneten Gebäude und umfriedeten Gutsteile. Nur dann 
machte sich der Graf der Verletzung der Immunität schuldig, 
wenn er Kirchen, Gebäude und umzäunte kirchliche Gebiete be- 

1) Die engere Immunität, wie sie 822 hervorgehoben ist, erscheint bereits 
angedeutet in Karls <L Gr. Urkunde für Trier von 772, Mittelrh. ÜB. 1, 28, 
Mühlb. 145 (142): ut nullua ex iudicibus publicis in curtis ipsius $cclesie . . seu 
basilicas infra ipsa urbe constructas vel monasteria vicos castella . . ingredere non 
praesumant 

2) 0. 39 c. 2, S. 113. 

3) Vgl. die ahnliche Bestimmung über den in eine Immunität fliehenden 
Latro C. 82 c. 5, 8. 181. Vgl. auch C. 139 c. 1, S. 281; C 273 c. 18, 8. 317 
(Edictum Pistense v. 864). 
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trat. Auf freiem Felde, das einem Immunitateherrn gehörte, 
durfte er ungestraft Verbrecher verfolgen und festnehmen; daselbst 
begangene Verbrechen galten als „crimen foris" der Immunität 
und daher zur gräflichen Kompetenz gehörig. 1 ) 

Wie verhalten sich aber zu diesem Ergebnis unserer Unter- 
suchung die Aussagen der Immunit&tsprivilegien desselben Zeitalters, 
die ganz allgemein und schrankenlos den öffentlichen Beamten 
das Betreten immunen Gebietes zur Vornahme von Amtshand- 
lungen verboten und nicht selten ausdrücklich unter den Gebieten 
der Immunitaten Wald, Wiesen und Felder nennen 1 — Be- 
stimmungen fortlaufender Reihen von Privilegien, alle nach be- 
stimmten Formeln verfaßt, haben nie den Wert, den individuelle 
Rechtsbestimmungen beanspruchen dürfen. Indessen, mag auch 
grundsätzlich von den Immunitätsherren des 9. Jahrhunderts der 
Anspruch festgehalten worden sein, daß bei allen notwendigen 
Amtshandlungen auf herrschaftlichem Boden überhaupt die Ver- 
mittlung des Herrn angerufen werden müsse, den besonderen 
Schutz gegen Übergriffe der Beamten genossen nur kleinere Teile 
des großen lminunitatsgebietes, Außerachtlassung der Vermittlung 
war nur dann strafbar, wenn es sich um die engere Immunität 
handelte. Und da die Kapitularien des 9. Jahrhunderts, die sich 
mit Regelung der Kriminaljustiz beschäftigen, nur Bestimmungen 
über Vermittlung auf engerer Immunität treffen, so sagen sie 
eigentlich damit, daß außerhalb der engeren Immunität die Grafen 
eine Vermittlung nicht anzurufen brauchten. 

Der Gegensatz zwischen engerer und weiterer Immunität, 
wie er sich so ergibt, ist überaus bedeutungsvoll. Gewiß sollten 
die Grafen auf herrschaftlichem Boden überhaupt nicht die 
zwingende Gewalt ausüben, Bußen eintreiben, Pfändungen vor- 
nehmen u. dgl., das wäre Eingriff in fremde Eigentumsrechte ge- 
wesen, die von den Vögten einheitlich zu vertreten waren. Auch 
hier schob sich der Natur der Sache nach als Zwischengewalt 
zwischen Hintersassen und öffentlichen Beamten die Immunitäts- 
herrschaft ein. Aber das nicht durch die Immunitätsbuße ge- 
schützte Land bot doch ein ganz anderes Feld des Wirkens der 
öffentlichen Beamten als das der engeren Immunität. Wenn auch 

1) Das ergibt mit zwingender Gewißheit eine vergleichende Betrachtung von 
C. 39 c. 2 und Mühlb. 751 (727). 



Digitized by Google 



xxn, i ] Die Bedeutung der Grundherrschaft im Mittelalter. 129 

auf dem Gebiete der Civilgerichtsbarkeit zwischen engerer und 
weiterer Immunität kaum ein merklicher Unterschied bestand, 
wohl war dies auf dem der Kriminaljustiz der Fall: das nicht 
umzäunte Immunitätsgebiet gehörte zum gräflichen Bereich, hier 
war und blieb der Graf Hüter der Ordnung. 1 ) 

An diesen Gegensatz engerer und weiterer Immunität knüpft 
die Fortbildung herrschaftlicher Gerechtsame in spät- und nach- 
karolingischer Zeit an. Möglichst geschlossene Bezirke suchten 
die Herrschaften herzustellen, Bezirke, in denen die Rechte der 
engeren Immunität von 822 oder ähnliche Rechte galten. Da wo 
reicher Grundbesitz vorhanden war und Ländereien in kompakterer 
Masse sich um einen Fronhof lagerten, da hatten Bestrebungen 
dieser Art leicht Erfolg, da konnte die Grundherrschaft sich 
arrondieren und dazwischen liegendes Fremdland kaufen, ein- 
tauschen oder durch Schenkung gewinnen: es entstehen grund- 
herrliche Marken, räumlich geschlossene Immunitätsbezirke. Aber 
auch ohne Basis geschlossener grundherrlicher Rechte erwarben 
die Stifter fest abgegrenzte und räumlich zusammenhängende 
Immunitäten. Oft ist nicht zu erkennen, ob das eine oder das 
andere der Fall war. Es entstanden „emunitates", die in weitem 
Bogen die Hochstifter, Klostersitze und Stiftshöfe umzogen. Und 
jetzt, erst jetzt begegnen Beschreibungen der Immunitäten. So 
lange die im Anfang des 9. Jahrhunderts nachweisbar herrschenden 
Grundsätze galten, waren Beschreibungen unnütz, ja unmöglich.*) 
Gehörte doch schlechthin alles herrschaftliche Land zur Immunität, 
wobei nur die umzäunten Gebiete besonderes Recht besaßen. Erst 
als — unabhängig von Umzäunung oder Ummauerung — größere 
Teile der grundherrlichen Landstrecken oder als gar Bezirke, die 
nicht mit der Ausdehnung des Grundbesitzes übereinstimmten, 

1) Die Bedeutung dieses Gegensatzes von engerer und weiterer Immunität 
ist m. E. nicht genügend und nicht richtig gewürdigt worden. Waitz 4* $o<)ff. 
und besonders Sicml, Beitr. V (Wiener Siteungsher. 49) 8. 33* ff. haben die 
Ansicht vertreten, daß ea sich im Erlaß von 822 nur um die „immunitas fracta" 
handelt, nicht um die Ausdehnung der herrschaftlichen Rechte. Aber die Be- 
stimmung „immunitas fracta" trifft in erster Linie die öffentlichen Beamten, 
außerhalb der 822 angegebenen engeren Gebiete galten Übergriffe der Beamten 
nicht als „immunitas fracta", und daher ist zweifellos das Verhältnis der engereu 
und weiteren Immunität zur Grafschaft, daher ist zweifellos die Intensität der 
Immunitätsherrschaft da und dort wesentlich verschieden. 

2) Vgl. die Bemerkungen Th. Sickels Beitr. 2. Dipl. V. (Wiener S. B. 49) 8. 335 f. 

Abbandl. d. K 8. Gmllich. d. Wit»entch, phiL-hitt. Kl XXH i. 9 



Digitized by Google 



130 



Gebhard Seeliger, 



[XXII, 1. 



herausgehoben wurden al9 engere, als eigentliche Immunitat, traten 
geographische Beschreibungen der Immunitäten auf. 

Ob das in Westfranzien schon unter Karl d. K. vorkommt, 
scheint höchst zweifelhaft zu sein. 1 ) Eine Urkunde Ludwigs d. K. 
spricht bereits von der „marca memorate ville. et montis E." 
im Sinne eines geschlossenen, mit Immunitat ausgestatteten Be- 
zirks. 1 ) Seit der Ottonenzeit hegen Beschreibungen von Immuni- 
täten vor. Es ist einleuchtend: nicht die Ausdehnung des Grund- 
besitzes, sondern die Ausdehnung eines Rechts, das nicht einfach 
und generell der Ausdehnung des Grundbesitzes sich anschloß, 
sollte urkundlich festgelegt werden. Auch außerhalb der be- 
schriebenen Bezirke hatten die Privilegierten Grundbesitz. Als 
Worms am Ende des 10. Jahrh. herrschaftliche Ansprüche in und 
um Wimpfen rechtlich begründen wollte und eine Immunitäts- 
urkunde Ludwigs d. D. fälschte, da wurde der gewöhnlichen Formel 
die Beschreibung eines in sich abgeschlossenen Gebiets beigefügt und 
diese mit den Worten eingeleitet „quae emunitas in eo loco incipit".*) 

Genug, das ganze weite Gebiet der Grundherrschaft, für 
welches allgemeine Immunitätsprivilegien erteilt waren, steht nicht 
mehr in einem einheitlichen Verhältnis zur Grafschaft. Einzelne 
geschlossene Bezirke werden als eigentliche „emunitas" heraus- 
gehoben und stehen in einem anderen Verhältnis zu den staat- 
lichen Provinzialbeamten als der übrige Landbesitz der Herrschaft 

Aber nicht diese Differenzierung des herrschaftlichen Gebiets 
allein ist der Entwicklung der Immunität charakteristisch. Eine 
andere kommt hinzu. Als die kirchlichen Vögte ihre Befugnisse 
gleich wohlerworbenen Hechten zu betrachten und besonders 
materiell auszunutzen, als sie mit materiellen Lasten kirchliches 
Gebiet und kirchliche Leute zu bedrücken begannen, da suchten 
die Kirchen durch Maßnahmen aller Art Schutz vor Übergriffen 
zu schaffen: sie schlössen Verträge mit den Vögten, bewirkten 
königliche Entscheidungen, wodurch die vogteiliche Macht in be- 
stimmte Schranken gewiesen wurde u. dgl., da haben die Immu- 
nitätsherren besonders auch manche Teile des weiten Immunitäts- 

1) Die von Waitz 4', 310 zitierte Urkunde für S. Denis, Bouqurt 8, 550 
ist sicher eine Fälschung. 

2) WlLMANB I, 266 (MÜHLB. 1938). 

3) WlRTEMB. ÜB. I, I48 (MÜHLB. I378). 
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gebiets, das dem Schutze und der Gerichtsbarkeit der Vögte unter- 
stand, von den Rechten und Befugnissen der Vögte zu befreien gewußt: 
es wurden innerhalb der Immunität vogtfreie Gebiete gebildet und 
vom Immunitätsherrn und seinen abhängigen Beamten unmittelbar 
verwaltet, Immunität erstand innerhalb und auf der Immunität. 

Als im Jahre 1102 die Gerichtspflicht und die Abgaben der 
Weißenburger Familia an den Vogt normiert wurden, ward hin- 
zugefügt: „exceptis his qui sunt constituti in inmunitate". 1 ) 
Weißenburg, dem seit Anfang des 11. Jahrh. der Besitz einer 
Mark mit den üblichen Rechten der Immunität gewährt worden 
war*), hat innerhalb dieses Gebiets einen kleineren Bezirk als 
engere Immunität, als vogtfreies Gebiet. Und Ähnliches ist durch- 
aus nicht ungewöhnlich.*) 

Aber engere Immunität als besonderer Bezirk innerhalb der 
weiteren begegnet nicht nur, wenn teilweise Vogtfreiheit gewonnen 
werden sollte. Die engere Immunität findet sich auch da, wo 
nicht Vogtrechte zu bekämpfen und auszuschließen, wo ledig- 
lich besondere Friedens- und Rechtsgebiete vorzüglich privile- 
gierter kirchlicher Orte aus dem Gesamteigen tum des Stifts 
herauszuheben waren. Das Kloster mit der nächsten Umgebung, 
die ganze Burg, die Höfe des Stifts, ja mitunter die Häuser der 
Geistlichen und ihrer persönlichen Diener wurden als solche 
Immunitäten bezeichnet. Und diese Immunitäten lagen oft neben 
oder innerhalb der weiteren Immunität der gleichen Herrschaft. 
Haben doch Bischöfe und Äbte in der Regel die Gewalt über 
einen möglichst großen und geschlossenen Bezirk um die Residenz 
zu gewinnen getrachtet und hier das Gericht durch den Kirchen- 
vogt handhaben lassen — auf Grund der älteren weiteren Immu- 
nität, die im 10. Jahrhundert häufig eine bedeutende Steigerung 
erfahren hatte. 4 ) Und innerhalb dieses Bezirks lag die engere 

1) Mon. Boica 31» 379. (St. 2956). 

2) Otto II. 15 darf mit seiner Beschreibung der Mark nicht Echtheit be- 
anspruchen, wohl aber Heinrich II. 35, dazu die Nachurkunden Konrads II, 
Heinrichs III. und Heinrichs IV. (St. 2003. 2 191. 2708.) 

3) Vgl. die Beispiele Warrz 7, 250 N. 1, die allerdings nur zum Teil 
wirklich passen; auch S. 359 f. 369. Vgl. Überdies die von E. Mater, Dt. u. 
franz. Verfassungsg. 2, 68 ff. Nr. 14 gesammelten Stellen, von denen manche in 
diesen Zusammenbang gehören. 

4) S. oben S. noff. 

9* 
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Immunität, besonders ausgeschieden, sei es, daß hier der Vogt 
oder ein anderer für Pflege des Rechts sorgte. 

Im Anschluß an die im karolingischen Zeitalter bezeugte Gegen- 
überstellung von weiterer und engerer Immunität haben sich diese 
Verhältnisse gebildet. Sie sind nur die Folge und die ganz 
unmittelbare Fortsetzung der älteren Zustände. Aus der älteren, 
weiteren Immunität sind teils die großen Immunitäts- und Bann- 
kreise entstanden, die seit dem 10. Jahrhundert in Deutschland 
begegnen und geschlossene herrschaftliche Gerechtsame über einen 
Teil des Herrschaftslandes, mitunter über grandherrschaftliches 
Gebiet hinaus geschaffen haben, teils jene mehr verblaßten Immu- 
nitätsgerechtsame, die dem mehr zerstreuten herrschaftlichen Land- 
besitz eigentümlich blieben. Aus der engeren Immunität der 
Karolingerzeit aber entstand die engere Immunität der deutschen 
Kaiserzeit, örtliche Verschiebungen sind natürlich vorgekommen. 
Nicht mehr die Grundsätze von 822 waren maßgebend. Aber wie 
gleichwohl noch in späteren Jahrhunderten gerade die örtlichkeit, 
welche engere Immunität besaß, auf den Zusammenhang mit den karo- 
lingischen Verhältnissen hinweist, so auch mitunter die Geltung der 
600-Schillingbuße für Immunitätsbruch. So wird 11 01 für Speier 
bezeugt, daß die Höfe der Geistlichen „sub firmissima consistant 
immunitate'-, daß der städtische Beamte, der dort jemanden 
festzunehmen wage, „secundum legem immunitatis episcopo ses- 
centis solidis cum episcopali banno triplici et ei qui lesus est 
triplici ipsius composicione emendet." 1 ) So werden die Besitzungen 
der Geistlichen in der bischöflichen Stadt Bamberg als Immuni- 
täten angesehen.*) So in Halberstadt ausdrücklich und feierlich 
die Kirchen und ihre Vorhöfe, die Häuser der Geistlichen und der 
bischöfliche Hof „sub ineolabili immunitate" gestellt'); so sind die 
Wohnungen der Kanoniker zu Lüttich und Maastrich, die Kirchen 
und ihre Vorhöfe als „emunitas claustri vel atrii vel aecclesiae" 
von dem anderen Gebiet scharf unterschieden und von der Ge- 
richtsgewalt dieses eximiert. 4 ) 

1) Speier ÜB. 1, 16 (St 2950). 2) Mon. Boica 29*, 220 (St. 2965). 

3) Halb. ÜB. 1, 136 (v. J. 1133) 

4) Heinrich V. für Lüttich (St 3034)1 Waitz, Urkk. z. Verf. S. 41 c. 5 b. 
Vgl. c. 5, S. 40: „in domibus ad claustrales sedes pertinentibus" und im Gegen- 
satz dazu die „mansionarie terre domus", die nicht der engeren Immunität angehören. 
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In einer Urkunde, die die Vogteirechte über Kloster Ein- 
siedeln regelt, wird die „faniilia, infra munitatem" der „exterius" 
wohnenden gegenübergestellt. 1 ) 

Als Konrad 1147 das Kloster Kemnade der Abtei Corvey 
unterstellte und dem Herzog Heinrich von Sachsen die Vogtei 
über Kemnade als Corvey er Lehn zuwies, ward Kemnade doch 
die „prefectura urbis que vulgo dicitur burgban" gewährt, d. h. 
es ward jegliche Gewalt, auch die des Vogts, „in atrio predicte 
ecclesie" ausgeschlossen. Dabei ward auf die gleiche Freiheit 
hingewiesen, die Corvey habe.') Für Corvey aber gibt uns ein 
über Rechte der engeren Immunitat Mitte des 12. Jahrhunderts 
ausgebrochener und von der Reichsgewalt abgeschlossener Streit 
erwünschtesten Einblick.') 

Ein Ministeriale des Abts hat sich neben anderen Rechten 
eine Gewalt im Gebiet des Monasteriums angemaßt, beanspruchte 
den erblichen Besitz der „prefectura", nannte sich Burggraf und 
begann nach Art eines großen Gewalthabers innerhalb der Mauern 
des Monasteriums Gericht, Burgding, zu halten und die Familia 
der Mönche zum Erscheinen zu zwingen. 4 ) Immer aber, so wurde 
seitens des Abts betont, hatten bisher die Äbte diese Gewalt selbst 
innegehabt und über das, was von den Ihrigen innerhalb der 
Mauern des Stifts verbrochen ward, selbst gerichtet oder durch 
den Kämmerer, Truchsessen oder einen der Familia richten lassen. 
— Der Urteilsspruch lautete zu Gunsten des Klosters, es ward 
auf die alten Corveyer Privilegien hingewiesen, die verbieten, daß 
ein Herzog, Graf oder sonst ein Weltlicher innerhalb der Mauern 
der Kirche Macht habe zu richten. 5 ) Was aber in den Privilegien 



1) Böhmer, Act» B. 78 n. 84 St. 3309 (v. 1 135). 

2) W ilm ans 2, 305 (St. 3543), s. oben S. 116. 

3) ürk. Konrads t. Jahr 11 50, St. 3568, Constit. 1, 182 ff., s. oben S. 115. 

4) (7) „intra muros Corb. monastorii quandam siroilitudinem dignitatis sibi 
heriditario iure vendicabat, quam prefccturam appelabat et se bnrkgravium 
appellari faciebat, cum omnes abbates .... banc potestatem Semper sub se 
habuerint .... Hac autem potestate .... in tantum abusus fuit, ut eam 
vulgari nomine appellaret burgban et ... . sepe infra muros placitaret et buius- 
modi placita burgdink appeüabat." S. 184. 

5) (8) „in veteribus .... ünperatorum preceptis continetur, ut nullus dux, 
nullus comes, nulla alia secularis potestas aliquam potestatem infra muros eiusdem 
ecclesie exercendi iudicium habeat, sed per abbatem iudicari oporteat. S. 184. 
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den Fürsten versagt werde, das komme erst recht nicht einem 
Ministerialen zu. 

Charakteristisch ist die Deutung, die den älteren Immunitäts- 
privilegien gegeben ward. Das einst an alle Beamten gerichtete 
Verbot, auf kirchlichen Besitzungen jeder Art Gericht zu halten, 
erscheint auf das engere Gebiet des Klosters und seines nächsten 
umliegenden Gebiets beschrankt. Die Folgerungen, die sich aus 
der Entscheidung von 822 im Grunde ergeben mußten, sind 
gezogen worden: das Gebiet der Kirche, auf welchem Bruch 
der Immunität nicht geahndet wurde, schied aus, gehörte nicht 
mehr zur eigentlichen Immunität. Im 11. und 12. Jahrhundert 
wird Immunität als lokale Bezeichnung mehr und mehr aus- 
schließlich auf die engeren" Immunitätsbezirke angewandt. 

Zu dieser engeren Immunität aber gehörte nicht das bäuer- 
liche Zinsland der Stifter, auch nicht, wenn es lediglich von Un- 
freien bebaut ward. Der Ministeriale, der sich in Corvey zum 
Burggrafen aufschwingen wollte, hatte innerhalb des umfriedeten 
KloBtergebiets einen erblichen Hof beansprucht 1 ) Die Corveyer 
Ministerialen aber hatten den richterlichen Spruch getan, daß kein 
Abt einem Weltlichen „in atrio ecclesie" ein Beneficium erteilen dürfe. 1 ) 

Diese Nachricht berührt sich mit einer, die das Frauenkloster 
Essen betrifft, wo den Ministerialen das Wohnen auf der Immu- 
nität gestattet worden war, wo aber diese die Immunität dadurch 
verletzten, daß sie erbliche Beneficien auszubilden suchten.') Ähn- 
liche Grundsätze begegnen schon 1056 in Reichenau. 4 ) 

Das eigentliche Immunitätsgebiet soll keine Erbzinsver- 



1) (5) „infra moros et intra ambitum cimiterii eiusdem ecclesie hereditariam 
mansionem sibi vendicavit." 8. 183. 

2) „abiudicaverunt tarn ei quam omnibus secularibus beneficium in atrio 
ecclesie et quod aliquis abbatum tale beneficium potuerit prestare." 8. 183. 

3) Lacomblet 1, 234 f. v. J. 1142: „mini8tros inmnnitatis sue cohabitatione 
munivit." Aber die Nachkommenschaft dieser Ministerialen hatte das mißbraucht 
und „inmunitatis nostry terminos arroganter arrogavit suis hereditariis beneficiis," 
niemand in Zukunft „inmnnitatis nostre, terminos arroget suo benefido". 

4) Heinrich IV. restituiert Reichenau „ea vid. racione, ut predicta insula 
nullius regiroini nisi nostro et . . . ahbati subiaceat, nullusque in ea habeat alicui 
quicquam in ea vel in beneficium vel in proprietatem tribuere, sed omnia ad 
usum fratrum nostrumque servitium conservare." DümgE i 10 (St. 2669). Richtig 
charakterisiert diese Urk. Brandi, Reichenauer Fälschungen (1890) S. 83 als 
jüngere, d. i. engere, Immunität 
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hältnisse kennen. Wie die Urkunden Heinrichs V. für Lüttich 
und Maastrich das zu den „claustrales sedes" Gehörende von der 
„mansionaria terra" scharf scheiden und ersteres allein als Immu- 
nität ansehen ! ), so ist eben ganz allgemein vorauszusetzen: das Hufen- 
land der Immunitätsherrschaft lag außerhalb der engeren Immunität. 

Halten wir uns das vor Augen, dann finden wir, daß der 
später so bestimmt hervortretende Gegensatz von engerer und 
weiterer Immunität nicht allein auf die karolingische Sonderung 
im Sinne der Urkunde von 822 zurückgeht, sondern daß er zugleich 
auch basiert auf der alten wirtschaftlichen Gegenüberstellung von 
terra salica und dienendem Land. Allerdings deckt sich die enge 
Immunität, wie sie 822 normiert war, durchaus nicht mit der 
„terra salica". Beide Momente — das Gegenüber von selbst- 
bewirtschaftetem und Hufenland und das Gegenüber von engerer 
und weiterer Immunität im Sinne der Bestimmungen von 822 — 
haben neben- und miteinander auf die Gestaltung der späteren 
Verhältnisse Einfluß geübt 

Die Abstufung der Immunität, die eigentümliche mannigfache 
Differenzierung der herrschaftlichen Gerechtsame, zu der die Ent- 
wickelung der Immunität gelangte, ist durch die bisherigen, mehr 
den räumlichen Verhältnissen gewidmeten Betrachtungen nicht 
hinreichend klar gelegt. Das Wesen der Entwickelung ist erst 
zu erkennen, wenn neben den Wandlungen des Immunitätsgebiets 
auch die Wandlungen in den Beziehungen der Immunitätsunter- 
tanen erforscht sind. 

b. Immunitätsleute. 

In einem Formular, das den Immunitätsurkunden der Karolinger- 
zeit und der späteren Jahrhunderte besonders häufig zu Grunde lag, 
ward gewöhnlich auf freie Hintersassen hingewiesen: die öffent- 
lichen Beamten dürfen das herrschaftliche Gebiet nicht betreten „ad 
causas audiendas . . . aut homines ipsius monasterii tarn ingenuos 
quam et servos super terram ipsius commanentes distringendos." 

Was diese Werte andeuten, wird durch zahlreiche Zeugnisse 
bestätigt. Kapitularien, Kaiserdiplome, Privaturkunden betonen 
nachdrücklich das freie Element unter den Immunitätsleuten. Als 



1) WArrz, Urkk. 8. 40, s. oben 8. 132. 
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liberi, ingenui, auch als franci werden einzelne Gruppen der 
Hintersassen bezeichnet. 1 ) Mit dem Gut wird auch über die dar- 
auf ansässigen Freien verfügt, sei es vom König, sei es von Welt- 
lichen. Die auf kirchlichem Grund wohnenden „homines liberi" 
mögen, so bestimmt ein Privileg Karls d. K., ruhig ihren Besitz 
genießen und fortan dem Kloster die Untertänigkeit leisten, welche 
„homines ingenui" zu tun pflegen. Eine andere Urkunde desselben 
Königs fügt bei Gelegenheit einer ähnlichen Verfügung hinzu: ne 
eorum ingenuitas vel nobilitas vilescat*) 

Man werfe einen Blick in eines der Polyptycha des 9. Jahr- 
hunderte, um zu sehen, daß die freie Bevölkerung, die auf herr- 
schaftlichem Boden saß, keineswegs gering war. Ja mitunter 
hatten offenbar im 9. Jahrhundert die freien Hintersassen das 
Übergewicht. Und Freie standen in allen möglichen Verhältnissen 
zur Grundherrschaft: Freie im persönlichen Dienst des Herrn und 
der Gutswirtschaft, als Beamte auf der terra salica und in den 
Wirtschaftshöfen, als Inhaber der herrschaftlichen Hufen und als 
Inhaber der kleineren nicht in der Hufenordnung stehenden Gutsteile, 
der entfernteren und der Herrschaft loser angegliederten Zinsländer. 

Ändern sich diese Verhältnisse im nachkarolingischen Zeit- 
alter, im 10. und 11. Jahrhundertl Zahlreiche Nachrichten scheinen 
das anzudeuten, scheinen den unfreien Charakter des in den Im- 
munitäten herrschenden Hechts und der innerhalb der Immunität 
lebenden abhängigen Leute hervorzuheben. 

[Unfreie Immunitätsleute.] Oft wird nur der „familia" 
gedacht, wo es sich um Angehörige der Immunitäten handelt, oft 
nur auf sie die Immunität bezogen. 

So z. B. in einer Urkunde Ottos I. für Trier, in der es heißt, 
daß kein öffentlicher Beamter die Familia der Kirche zu Steuer 
und Dienst zwingen und daß der Graf sich damit begnügen solle, 
durch den Vogt die Familia vertreten zu lassen, daß die zwingende 

1) Es mag hier genügen, auf die von Waitz VG. s 2*, 251; 4*, 335 f. ge- 
sammelten Stellen hinzuweisen. Vgl. die Urk. Karls HI. für Genua v. 886, 
Bouquet 9, 356 (Mümlb. 1685): homines ... tarn ingenuos quam servos vel francos 
Buper terram commanentes. 

2) Bouquet 8, 457: ut homines liberi commanentes infra terminos et super 
terram . . . quiete possideant, ita tarnen, ut congruum obsequium sicut homines 
ingenui exinde . . . exhibeant; — Bouquet 8, 465. 
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Gewalt über die Familia nur dem Erzbischof und dessen Bevoll- 
mächtigtem gebühre. 1 ) So ist in Ottonischen Urkunden, die 
schützende Bestimmungen für Einsiedeln treffen, nur von der 
„familia" die Rede 1 ); so wird in einem Privileg für Mainz be- 
merkt: die Familia der Kirche dürfe nur vom Bischof oder vom 
Vogt gerichtlich belangt werden 8 ); ähnliches sagen Diplome für 
die Nonnen von Schildesche, für St Maximin bei Trier, für das 
Vincenzkloster zu Metz. 4 ) Ausdrücklich werden einmal die Befug- 
nisse des Hohenburgschen Klostervogtes als Regierung und Ver- 
teidigung der stiftischen Familia charakterisiert 5 ) 

Allerdings ist bei Verwertung solcher und ähnlicher Nach- 
richten zu beachten: die Bezeichnung „familia" wird zwar ge- 
wöhnlich für die unfreien Abhängigen gebraucht, aber sie kann 
auch eine weitere Bedeutung haben. Wenn wir hören, daß Otto III. 
„omnem familiam servilem et ingenuam illo pertinentem sub suae 
tuitionis immunitatem" aufnimmt'), so dürfen wir der Meinung sein, 
daß vielleicht auch in den angeführten Urkunden für Trier, 
Mainz u. 8. w. das Wort „familia" Freie und Unfreie umfassen sollte. 7 ) 

Indessen, mögen auch Urkunden, in denen „familia" schlecht- 
hin die Immunit&tsleute bezeichnet, nicht notwendig auf den un- 
freien Charakter der Hintersassen hinweisen, andere Meldungen 
tun das doch in einer, wie mir scheint, durchaus unzweideutigen 
Art. Nur einige Beispiele. 

Die Urkunden für St Emmeran zu Regensburg erwähnen 
allein „servi" und „parschalci""); die Immunität für Kloster Gesecke 
spricht von „potestas super litos sei servos" 8 ); das Privileg für 
Kloster Vilich sagt: „nullus episcopus, comes . . . illius loci servos 
stringere . . . potestatem haberent". 10 ) Im umfassenden Diplom für 
das Kloster Elten") wird die Abhaltung von Gerichtstagen im 



1) 0. I. 86, s. oben 8. 105. 

2) 0. 1. 94; 0. 1. 275; 0. 11. 123; — 0. n. 24; 0. in. 83. 

3) 0. n. 95, 8. ho. 

4) O. II. 75, S. 92, wiederholt 0. m. 13, H. IL 101; — 0. IL 313, 8. 37°; 
— 0. II. 42 (familiaque eorum bannum et fredas nulli nisi abbati persolvat). 

5) Heinrich H. 355- 6) 0. HI. 33, 8. 433. 

7) H. II. 210 eximiert der König „liberas farailias ad civitates 8ch. et A. 
pertinentes". Vgl. die weiteren Beispiele Wattz VG. 5 1 , 239 N. 2. 

8) 0. 1. 203; 0. H. 230. 9) 0. m. 29. 10) 0. HL 32. 
11) 0. HI. 235, 8. 652. 
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Kloster und den zugehörigen Orten verboten und bestimmt, daß 
die Servi der Abtei stets nur vor das Vogtgericht zu berufen 
seien, in welcher Grafschaft sie auch wohnen mögen. Besonders 
lehrreich ist Ottos IL Immunität für Seben-Brixen. Die Urkunde, 
unmittelbar nach einem Diplom Konrads diktiert, das wiederum 
auf eine Urkunde Ludwigs d. K. zurückgeht, nimmt zunächst in 
der üblichen Weise fränkischer Immunitäten Gut und Leute des 
Stifts in Schutz und verbietet den öffentlichen Beamten das Be- 
treten des kirchlichen Bodens zur Vornahme von Amtshandlungen, 
auch zum Distringieren der „homines ecclesie", schiebt aber dann 
unter Otto II. die Bestimmung ein, daß kein öffentlicher Beamter 
die Servi der Kirche vor sein Gericht laden dürfe, sondern die 
Kompetenz des Vogts unangetastet lasse. 1 ) 

Immunitätsurkunden sind es nicht allein, die den unfreien 
Charakter der Hintersassen betonen. In den zahlreichen Ordnungen, 
die der Vogtgewalt bestimmte Schranken weisen und die Bezie- 
hungen von Vogt, Herrschaft und Hintersassen regem, ist fast 
immer nur von der Schutzpflicht und der Gerichtsbarkeit des 
Vogts über Güter und Familia der Kirche die Rede. Wo sind 
die vielen Ingen ui, deren noch die Quellen des 9. Jahrhunderts 
gedachten! So müssen wir immer wieder fragen, wenn wir all' 
die den Vögten gesetzten Normen durchgehen, so fragen wir z. B., 
wenn wir Heinrichs H. Privileg für Worms lesen, in dem un- 
gerechte Ansprüche der Grafen gegenüber der kirchlichen ,,familia" 
zurückgewiesen werden.*) Denn in der Anordnung desselben 
Kaisers über gleichmäßige Bestrafung der Wormser und Lorscher 
„familia" sind die Ausdrücke „familia" — darüber kann kein 
Zweifel bestehen — und „servi" gleichbedeutend gebraucht 3 ) Als 
eine Rechtsgemeinschaft der unfreien Kirchenleute tritt hier und 
oft die „familia" auf. 

Sind die freien Hintersassen der Karolingerzeit verschwunden? 

1) 0. II. 178, S. 203, dazu Konrad I. 30 u. Mühlb. 2000. — Nicht als 
Zeugnis gleicher Art darf z. B. 0. III. 92, S. 503 für Kloster Brogne gelten. 
Otto nimmt das Kloster mit allen Orten und der Familia in seinen Schutz, ver- 
bietet das Betreten des Gebietes „ad . . . servos vel ancillas sive homines ecclesie 
iniuste distringendos." Unter den „homines" können freie Hintersassen mit ver- 
standen sein. 

2) H. II. 319, s. oben 8. 101. 

3) H. II. 501, S. 640f.; vgl. auch 507, S. 649. 
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Verschwunden dadurch, daß sie sich allmählich den Unfreien der 
Immunitäten genähert haben, daß die einheitliche Immunitäts- 
herrschaft eine ausgleichende Wirksamkeit entfaltet und die Einheit 
der Herrschaft auch mehr und mehr Einheitlichkeit des Rechts 
der Untergebenen geschaffen hat? Das ist bekanntlich die jetzt 
landläufige Annahme. Da eben die zahlreichen Nachrichten über 
Vögte und Vogteigewalt nur der „familia" der Stifter gedenken, 
da überdies seit Anfang des n. Jahrhunderts verschiedene ein- 
heitliche Ordnungen den kirchlichen Hintersassen gewidmet sind, 
die sogenannten Hofrechte, so glaubte man diese Folgerung 
ziehen und auf diese Weise den Widerspruch zwischen den karo- 
lingischen und den nachkarolingischen Nachrichten lösen zu müssen: 
die freien Hintersassen wurden unter das Hofrecht gebeugt. 

Diese Annahme von der allgemeinen Beugung der Hinter- 
sassen unter das Hofrecht, vom allgemeinen Herabsinken der 
freien Immunitätsleute zur Unfreiheit scheint in der Tat nach 
den bisher gemachten Beobachtungen durchaus berechtigt zu sein, 
sie scheint sich geradezu mit Naturnotwendigkeit aus den Quellen- 
nachrichten zu ergeben. Aber ihr sind gewichtige Bedenken 
entgegenzustellen. Zu den Meldungen, die wir zunächst als Nach- 
richten über allgemeine Unfreiheit der Immunitätsleute auffaßten, 
gesellen sich andere hinzu, die die Freiheit mancher Gruppen von 
Hintersassen hervorheben. 

Die wichtigsten Stellen seien hier vorgeführt. 

[Freie Immunitätsleute.] Ist auch darauf kein besonderes 
Gewicht zu legen, daß in zahlreichen Privilegien des Zeitalters 
nach älteren Vorurkunden die Worte „tarn ingenuos quam et 
servoe" begegnen, weil oft verständnislos alte Wendungen bei- 
behalten und wiederholt wurden, so hat als deutlicher Hinweis 
auf tatsächliche Verhältnisse jene Erwähnung freier Hintersassen 
zu gelten, die sich in neu konzipierten Urkunden vorfindet oder 
die sich als bewußtes Abgehen vom Wortlaut der Vorurkunden 
zu erkennen gibt. 

So werden in einem Privileg Ottos I. für das Kloster Essen 
die „homines ecclesie/' als servi, liti und liberi näher gekenn- 
zeichnet 1 ), so bestimmt eine Urkunde für Kloster Hornbach, die 

i) 0. I. 85, S. 167; ebenso 0. IL 49; 0. HL 114; H. IL 39'. 
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wohl karolingische Vorlagen benutzte, aber gerade in dieser Be- 
stimmung original ist: kein Richter dürfe über Freie, die Kloster- 
land haben, Gewalt ansahen. 1 ) Ein Diplom Ottos für Lorsch, das 
„homine8 ipsius loci tarn ingenuos quam servos" erwähnt, benutzte 
wohl ältere Formeln, ist aber neu konzipiert.») Ebenso Ottos IL 
Immunität rar das Kloster Herzebrock, das die Liten, Freien und 
Servi von der zwingenden Gewalt der Grafen eximiert.*) Ohne 
Benutzung von Vorurkunden ist Ottos HI. Privileg rar die Nonnen 
von Meschede verfaßt, in dem den Beamten untersagt wird „tarn 
servilem quam libere condicionis personam ad predictam abbatiam 
pertinentem" zu zwingen. 4 ) Auch Ottos Bestätigung aller Ver- 
leihungen an die durch Feuer heimgesuchte Paderborner Kirche 
kann hier angeführt werden, weil nur Auszüge aus älteren Ur- 
kunden benutzt sein können: de eius hominibus tarn liberis quam 
et servis. 5 ) 

Eine Urkunde Heinrichs H. für Kloster Niedernburg zu Passau 
hebt liberi und servi hervor, die auf abteilichem Grund ansässig 
sind.') Dasselbe ist Diplomen für Amorbach und Kloster 
Lüders zu entnehmen 7 ); in Heinrichs H. Privileg für Hildesheim 
aber, das sonst nach karolingischen Formeln gearbeitet ist, finden 
sich die Worte: litorum quoque colonorum et ingenuorum ple- 
nissimam habere potestatem. 8 ) 

Schon diese Zeugnisse, die verschiedenste Gebiete Deutsch- 
lands betreffen, sagen deutlich, daß es allenthalben freie Hinter- 
sassen gab. Es seien einige Beispiele hinzugeragt, die das Gleiche 
vielleicht noch schlagender beweisen. Denn wenn bei Erneuerung 
älterer Privilegien vom Wortlaut der Vorurkunde abgesehen und 

1) 0. L 117 „ut nullos index publicua ullam super ingenuos homines, qui 
teneant atque possideant terrain prescripti monasterii, ezerceat potestatem." Dasselbe 
0. HI. 124. Vgl. übrigens die karolingischen Urkunden, die dem Kloster Hornbach 
Rechte über seine freien Hintersassen zusprachen, Mühxb. 534. 1039 (515. 1005): 
„de bominibns ingenuis, qui super terras ipsius monasterii commanebant." 

2) 0. I. 176; vgl. dann 0. I. 252. 425; 0. HI. 38. 

3) 0. H. 142. 4) 0. m. 20. 

5) 0. HI. 387; wiederholt H. H. 17. 45. 6) H. n. 214. 

7) H. H. 345. 353. Die Erwähnung der „iamundlingi" in Ottonischen 
Urkunden bleibe hier unerörtert, da diesen Zeugnissen jedenfalls für unsere 
Zwecke nicht so viel sicher zu entnehmen ist als den oben angeführten Nach- 
richten. O. I. 11; 0. n. 61; 0. IH. 24; H. H. 5* 

8) H.. H. 256» 8. 300. 
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ausdrücklich auf das freie Element in den Immunitäten hingewiesen 
wird, so ist soviel klar: man hatte damals Freie im Bereich der 
Immunitat, man legte Gewicht darauf, daß die alten Privilegien 
auch auf sie bezogen wurden. Deshalb ward das farblosere und 
unbestimmtere „coloni" oder „homines ecclesie" naher erklart. 1 ) 
Die „coloni" in einem Diplom Ottos H für Mainz werden 
in der Nachurkunde Heinrichs II. als „coloni: liberi ac servi" be- 
zeichnet.*) In Osnabrücker Urkunden geht die Anführung der- 
jenigen, die Mundschatz zahlen, auf die echten karolingischen 
Vorlagen zurück, doch ward unter Otto I, wahrscheinlich erst 
unter Heinrich H, ein ausdrücklicher Hinweis auf die „liberi" 
hinzugefügt. 9 ) 

Ähnliches zeigt ein Immunitatsprivileg für Utrecht, das im 
Anschluß an altere, in die Karolingerzeit zurückreichende Vorur- 
kunden die unter kirchlichem Schutz Stehenden anführt, selbständig 
aber die Standesbezeichnung „ingenui" gebraucht.*) 

Lehrreich ist es, die Keine der Mindener Immunitäten zu 
beobachten. Otto I. verbietet — wie oft — den öffentlichen 
Beamten das Distringieren der „homines ipsius ecclesie", fügt 
aber besonders hinzu, daß auch den „hominibus famulatum eius- 
dem monasterii facientibus qui Saxonice malman dicuntur" der 
königliche Schutz und die Gerichtsbarkeit vor dem Stiftsvogt zu- 
kommen. Otto n. fügt „litones vel cuiuslibet conditionis servos" 
hinzu, läßt dagegen die Bezeichnung „malman" rar die stiftischen 
Diener fort. Heinrich IL schließt sich der letzteren Meinung an, 
erklärt aber die Kirchenleute näher als: „Francos liberos et aeccle- 
siasticos litones maalman vel servos cuiuslibet conditionis seu 



1) Wajtz VG. 5*, 205. 2i 8. Mitunter werden die Kolonen selbständig 
neben der Familia angeführt and darunter die Hintersassen verstanden, im Gegen- 
satz zu den im herrschaftlichen Haashalt stehenden Leuten; H. II. 377. Kolonen 
neben Liten 0. HI. 23; Kolonen neben Servi 0. HI. 41 = 0. L 294. 

2) 0. H. 95, 8. 109; H. U. 139. — Vgl. auch 0. H. 46, 8. 56, dessen 
Worte: „de coloni* liberis sive servis" vielleicht nicht auf karolingische Vorlagen 
zurückgehen; Lhohneb Mitth. österr. Inst. 22, 401 ; vgl. auch die am Ende des 
10. Jahrb. gefälschte Urk. Mühlb. 1373. 

3) 0. I. 20, das auf die echte Vorlage von Mühlb. 1780 zurückgeht; 

H. H. 8, 8. 10. Die späteren Urkunden wiederholen das: H. H. 491; Osnabr. ÜB. 

I, 115. 132 (8t 1974. 2541). 

4) H H. 14, 8. 17; vgl. H. L 27. 
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colonos". Und dieser Fassung sind dann die Urkunden Konrads II, 
Heinrichs III. und Heinrichs IV. gefolgt 1 ) 

Neu ist die Erwähnung der Franci auch im echten Würz- 
burger Privileg Heinrichs n. Während im nächstälteren echten 
Diplom Heinrichs I. die „accolae, Sclavi, servi" als Immunitätsleute 
angeführt wurden, heißt es i. J. 1012 „sive accolas pro liberis ho- 
minibus in aecclesiae praediis manentibus" und weiter „homines 
ipsius aecclesiae tarn Francos quam servos et Sclavos."*) Diesen 
Ausführungen gegenüber sagt uns das am Anfang des 11. Jahr- 
hunderts gefälschte Würzburger Privileg Ottos HI. nichts Beson- 
deres, das den Beamten Gewaltäußerungen verbietet über „servos 
vel Sclavos sive parochos quos burgildon dicunt, seu Saxones qui 
Northelbinga dicuntur, sive caeteros accolas pro liberis hominibus 
in eiusdem aecclesiae praediis manentes qui se vel sua novalia 
ex viridi silva facta in ius et ditionem praedictae aecclesiae tra- 
derent vel adhuc tradere vellent".') 

Die bisher angeführten Zeugnisse gehören dem 10. und be- 
ginnenden 1 1. Jahrhundert an. Für die spätere Zeit sind gleiche 
Meldungen den Immunitätsurkunden nicht zu entnehmen, weil 
diese Art der Beurkundung, soweit sie überhaupt noch fortbesteht, 
sich ganz im alten Formelgeleise bewegt. Doch fehlt es auch später 
nicht an Hinweisen auf das Vorhandensein von freien Hintersassen. 
Ihrer gedenkt z. B. eine Urkunde Annos von Köln 1057 4 ), ihr 
Dasein bestätigt eine im 12. Jahrhundert gefälschte Urkunde 
Ottos H. für Murbach 6 ), sie begegnen unter den verschiedenen 
Hintersassen, die ein Halberstädter Diplom von 1122 anführt. 6 ) 

1) O.I. 227, S. 312; O. IL 48, S. 58; H. n. 189; Wn.MAN8 2, 219 (St. 2016); 
260 (St. 2353); 268 (St. 2577). 

2) H. II. 248; H. I. 7; Bestätigung Konrada II. St. 1888. 

3) 0. III. 432; vgl. auch die Fälschung 0. 1. 454, S. 616. Das wiederholt 
die im 12. Jahrhundert gefälschte Urkunde H. II. 391, die Diplome Konrads II. 
und Heinrichs III. (St. 2032. 2379) fügen aber da, wo von der Übertragung der 
Gerichtsgewalt im Herzogtum Francien die Bede ist, hinzu, daß das Gericht über 
die Bargilden dem Grafen vorbehalten bleibe. 

4) Lacommjst 1, 124 n. 192. 

5) 0. ü, 323, 8. 380. In den Straf bestimmungen werden gegenüber gestellt: 
„homo Uber vel de libera familia" und „servi Iis persona". — Vgl. noch die im 
12. Jahrh. gefälschten Beichenauer Urkk. Mühlu. 37, Bbandi, Beichenauer Fälsch- 
ungen S. 90. 93. 

6) Höchst Halb. ÜB. 1, 125 n. 152. 
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Wir wissen, daß sowohl persönliche als dingliche Abhängig- 
keit auch in diesem Zeitalter mit persönlicher Freiheit vereinbar 
blieb. Ein großer Teil derjenigen, die Censualen genannt wurden, 
war persönlich frei. 

Im 10, ii. und 12. Jahrhundert gab es freie Zinspflichtige, 
gab es Freie, die sich unter die Schutzgewalt eines anderen be- 
geben hatten, dafür einen Zins zahlten und doch nicht aus dem 
Stand der Freien austraten: die Mundlinge, Mundmannen, die 
Leute, die unter fremder Tutela standen, die nicht mehr eigen- 
berechtigt vor Gericht erschienen, die aber doch dann, wenn es 
sich um den Gegensatz von frei und unfrei handelte, unbedingt zu 
den Freien gerechnet wurden. 1 ) 

Und wie Schutzverhältnisse sich über Personen ausdehnten, 
so auch über Güter. Um den wirksamen Schutz der Kirche zu 
genießen, haben — wie das mitunter ausdrücklich hervorgehoben 
wurde — Leute ihr Gut der Kirche oder mächtigen Weltlichen 
aufgetragen; sie empfingen es als Zinsgut zurück. Die Precarien ge- 
hören zum guten Teil hierher. In diesem Zusammenhang sei noch- 
mals an die Verfugung Ludwigs d. K» erinnert, daß diejenigen, die 
all ihr Eigen im Precarienvertrag an St. Gallen Übertragen hatten, 
u. z. bedingungslos, ohne sich ein Wiederlösungsrecht vorbehalten 
zu haben, unter der Tutela des Klosters stehen und keinem 
provinzialen Beamten, sondern allein den Organen des St. Galler 
Abts untergeben seien. 1 ) Davon, daß diese Leute ihre persönliche 
Freiheit eingebüßt hätten, ist keine Rede. Sind doch nicht allein aus 
dem 9. Jahrhundert, sondern auch aus der Folgezeit Precarien vertrage 
in ausgedehntem Umfang vorhanden, die von einer Veränderung des 
Standesverhältnisses der Precaristen nichts wissen und die sicher 
erkennen lassen, daß die selbstgewählte Unterordnung nicht einen 
Verlust der Freiheit schaffen sollte. In einer Reihe von St. Galler 
Precarien wird sogar die persönliche Freiheit der Beliehenen als 
Bedingung für den Fortbestand des Leiheverhältnisses erklärt: 
die Nachkommen des Precaristen verlieren die Rechte am Erb- 
zinsgut, wenn sie sich nicht den Freienstand zu bewahren ver- 
mögen. 8 ) Soll damit auch natürlich lediglich das Recht des Stifts 
gewahrt und der Gefahr vorgebeugt werden, daß ein fremder 

1) 8. oben 8. 71, dazu Waitz VQ. 5* 238 f. 293f. 

2) Oben 8. 75. 3) S. oben 8. 20. 
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Herr der Precaristen Anspruch auf das St. Galler Gut erheben 
könnte, so ist doch das klar: der Precarist war frei und sollte 
frei bleiben. Und das ist auch sonst aus der Natur vieler Precarien- 
verträge zu ersehen. Wenn als äußerste Strafe für hartnäckige 
Unterlassung der Zinszahlung Gutsentziehung bestimmt oder wenn 
gar Ablösung des vereinbarten Zinses auf mehrere Generationen 
hinaus vorbehalten wird, so ersehen wir, daß eine Änderung des 
Standesverhältnisses der Precaristen nicht beabsichtigt war. 1 ) 

Genug der Erwägungen dieser Art. Bei näherer Betrachtung 
der Quellen strömen einem die Nachrichten förmlich zu, die sagen, 
daß persönliche und dingliche Abhängigkeit mit dem Fortbestehen 
der persönlichen Freiheit vereinbar war. Nicht allein das Ver- 
hältnis der Vasallität, sondern auch andere Beziehungen, die von 
Person zu Person gingen, hoben den freien Stand des Untergebenen 
nicht auf. Und ferner. Nicht allein das ritterliche Beneficium, 
welches kriegerische und höfische Dienste des Beliehenen verlangte, 
sondern auch Beneficien anderer Art, die mannigfachen Zins- 
beneficien und die verschiedenen Leihegüter, die materielle Abgaben 
und wirtschaftliche Dienste begehrten, waren durchaus nicht der 
persönlichen Freiheit solcher Beliehenen entgegen. Selbst Hufen, 
die im engeren gutswirtschaftlichen Verband der Herrschaft standen, 
befanden sich damals wie im karolingischen Zeitalter gelegentlich 
im Besitze Freier. 1 ) Es gab freie Zinsbauern, u. z. Zinsbauern, die 
mit Rechten und Pflichten in den Verband der Herrschaft ein- 
traten, die nicht nur Zins in Geld und Naturalien an einen herr- 
schaftlichen Hof zu entrichten und oft bestimmte wirtschaftliche 
Dienste zu leisten hatten, sondern auch am Mitgenuß von Wald 
und Weide der Herrschaft teilnahmen, die auf der einen Seite 
den Schutz und die Vorteile des Kirchenguts genossen, auf der 
anderen der Herrschaft und besonders dem herrschaftlichen Ge- 
richt unterworfen waren. Es gab freie Immunitätsgüter, es gab 
freie Immunitätsleute. 



1) 8. oben S. 21. 

2) Herrn Kollegen Dr. Kötzscbke verdanke ich die Mitteilung, daß im 
Werdener Urbar des 10. und 11. Jahrhunderts freie herrschaftliche Hufenbauern 
verzeichnet sind. Rheinische Urbare H, 8. 105 f. Vgl. auch 0. n 21, das an 
anderer Stelle (unten 8. 147) erörtert wird. 8. Kötzschke, Verw. der Großgrund- 
herrsch. Werden (1901) 8. 15. 
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[Unfreie und freie Immunitätsleute?] Zwei durchaus 
widerspruchsvolle Nachrichtenreihen für Beurteilung der Verhält- 
nisse des 10, ii. und 12. Jahrhunderts haben wir bisher beobachtet. 
Hier der positive Hinweis, daß Immunität, Vogtgewalt und Un- 
freiheit der Beherrschten zusammengehen, dort aber die sichere 
Meldung, daß unter den Immunitätsleuten auch Freie begegnen. 
Während ein Privileg für Brixen den öffentlichen Provinzial- 
beamten die Ausübung ihrer zwingenden Gewalt nur gegenüber 
den „servi" der Kirche verleiht 1 ), gewährt an der entsprechenden 
Stelle ein Diplom für Utrecht den gleichen Schutz den „servi" 
und „liberi" der Kirche. 1 ) 

Der Widerspruch wird sich lösen oder wenigstens erklären 
lassen, wenn wir die Richtungslinien beachten, auf denen sich im 
10. und beginnenden 11. Jahrhundert die Immunität entwickelte, 
und die verschiedenartigen Bildungen, zu denen sie bereits ge- 
langt war. 

Wir sahen, daß innerhalb des weiten und mitunter recht ver- 
streuten Kirchenguts, das Immunität im allgemeinen besaß, ein 
kleineres abgeschlossenes Gebiet — zunächst am Hauptsitz des 
Stifts, aber auch an den Haupthöfen u. s. w. — sich heraushob 
als engere, später als die Immunität. Wir sahen ferner, daß ge- 
wöhnlich da, wo die Herrschaft viel Gut besaß, Herrschaftsgerecht- 
same über geschlossene Bezirke — Bannbezirke — erworben 
waren. So hat der Natur der Sache nach die Immunität eine 
dreifach verschiedene Ausgestaltung erfahren: 1. als herrschaft- 
liches Recht auf kleinerem, eng begrenztem grundherrschaftlichen 
Gebiet, 2. auf größerem Bezirk, der mit dem herrschaftlichen 
Grundeigentum keineswegs notwendig identisch war, 3. auf den 
herrschaftlichen Gutsteilen, die außerhalb der engeren Immunität 
und außerhalb der Bann- und Gerichtsbeziike lagen. 

Wo die engere Immunität oder wo Gerechtsame im Bann- 
bezirk vorhanden waren, da kamen die Bestimmungen allgemeiner 
Immunitätsprivilegien nicht in Frage, da bildeten besondere Ab- 
machungen zwischen Herrschaft und Provinzialbeamten, Sonder- 
verfügungen der Könige und bestimmte Übertragungen die Grund- 
lage der herrschaftlichen Rechte. Hier erstreckte sich die Immuni- 



1) 0. n. 178, s. 203. 2) h. n. 14, s. 16. 

AbhradL d. K. S. OewUnh d. WUmiikIl, phU.-hlat. Kl. XXII. t. 10 
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tätsgewalt über alle Bewohner der Bezirke schlechthin. Wie aber 
auf dem herrschaftlichen Land, das außerhalb dieser Bezirke lag? 
Und wie stand es ferner mit der Gewalt über jene Freien und 
Unfreien, die persönlich der Herrschaft verbunden waren, die 
aber außerhalb der eigenen Herrschaft lebten? Das letztere ist in 
diesen Jahrhunderten offenbar recht häufig vorgekommen: Servi, 
Kopfzinspflichtige, Mundleute hatten die Herrschaft verlassen und 
an fremden Orten bei anderen Herren Dienste oder in freier 
Lebensbetätigung Beschäftigung gefunden. 

Es gilt nun zunächst, die Gewalt kennen zu lernen, welche 
Immunität außerhalb der Bannkreise und der engeren Immunität 
über freie und unfreie Abhängige gewährte. Wenn die allgemeinen 
Privilegien sagen, daß nicht nur alle auf kirchlichem Boden an- 
sässigen Freien und Unfreien dem Vogtgericht unterstehen, sondern 
daß auch freie und unfreie Kirchenleute schlechthin — also auch 
die nicht auf Kirchengut Lebenden — gleich den Hintersassen zu 
behandeln seien, so entspricht das nicht allgemein den tatsäch- 
lichen Verhältnissen. 

Als der Osnabrücker Bischof vor Heinrich HI. klagte, daß ein 
Graf freie bischöfliche Leute — Malmannen — zu Unrecht vor 
das Grafengericht fordere, ward die Entscheidung zu Gunsten der 
Kirche getroffen und das Verbot ausgesprochen, daß kein Herzog 
und kein Graf, sondern nur der Vogt die zwingende Gewalt über 
Freie und Unfreie der Kirche ausüben dürfe. 1 ) 

Wesentlich anders ist das Bild, das uns eine Nachricht für 
das Bistum Chur darbietet. Und die für Chur getroffenen Be- 
stimmungen werden ausdrücklich als solche erklärt, die allgemein 
in den Bistümern des Reiches gelten. In einem Privileg Ottos HI, 
das der bischöflichen Kirche verschiedene Hechte verlieh und darunter 
auch das gewährte, v^a wir als allgemeine Immunität aufzufassen 
pflegen, wird den Öffentlichen Beamten verboten, den Leuten der 
Kirche, nämlich den Censualen, Freien und Unfreien gegenüber in 
Sachen, die zur Kirche gehören, die zwingende Gewalt zur An- 
wendung zu bringen. Die Kirchenleute, so heißt es, sollen, wenn 
es sich um kirchliche Dienste und Zinse und wenn es sich um 
kirchliches Zinsland handele, vor das Gericht des Vogts geladen 



i) Osnab. UB. i, 131 n. 147 (St 2404). 
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werden. 1 ) Nicht also schlechthin ausgeschlossen von der Wirk- 
samkeit der weltlichen Provinzialmächte sind die Kirchenleute, 
die auf der weiteren Immunität Angesessenen, sondern nur das 
bleibt dem Vogtgericht vorbehalten, was Zins und Dienst und 
was kirchliches Zinsland angeht. 

Chur begnügte sich mit weniger als Osnabrück, und das ent- 
sprach gewiß mehr den normalen tatsachlichen Verhaltnissen. 
Charakteristisch, daß schon um die Wende des 10. und n. Jahr- 
hunderts die alteren allgemeinen Privilegien in ihren Aussagen über 
den Grad der Immunitateherrschaft außerhalb der geschlossenen 
Bannkreise verschieden gedeutet wurden. 

Einer Frage ist noch unsere Aufmerksamkeit zuzuwenden: 
verhielt sich die herrschaftliche Gewalt gleich gegenüber Freien 
und Unfreien 1 Nach der Churer Urkunde scheint es so. Aber 
daß es nicht so ohne weiteres der Fall war, lehrt ein Privileg 
Ottos HL für Passau. 

Der Bischof war aus Mangel an kirchlichen Servi genötigt 
gewesen, auf den in der Ostmark gelegenen Kirchengütern freie 
Kolonen anzusiedeln. Seiner Bitte, die staatlichen Abgaben dieser 
Leute der Kirche zu überlassen, entsprach der König und traf 
die Verfügung, daß die Freien, die als Kolonen auf Passauer Land 
im Bereich der Mark des Grafen Liutbald wohnen, von der Ge- 
walt der königlichen Beamten und von fiskalischen Abgaben frei 
seien, dem Vogt der Kirche unterstehen, vom Markgrafen und 
anderen Inhabern der Gerichtsbarkeit nicht vor Gericht gefordert 
werden, es sei denn in den Fällen, da auch die kirchlichen Un- 
freien bei Klagen Auswärtiger auf Reklamation hin vor Gericht 
erscheinen müssen.") 



1) 0. III. 48, S. 450: null ob dux Tel comes . . . habeat potestatem in 
locis Tel villis . . . eidem ecclesie concessis placita habenda sen bannos tollendos . . . 
aut homines ipsius ecclesie censuales liberos aut servos aliquo modo distringere 
in aliquibus negotiis ad eandem eoclesiam pertinentibus Tel inquietare praesumat, 
sed omnes propter ecclesiastica serritia et censns tantum ad placitnm advocati . . ., 
sicut mos est in aliis episcopüs nostri regni, constringantur et propter censualem 
terram liberorum et fiscaliom hominum et colononim ad praefatam ecclesiam 
pertinentem non in cuinslibet ducis Tel comitis aut alicuius iudiciarie porsone 
placito, nisi in advocati solummodo . . . placito deinceps constringantur. 

2) 0. III. 2 1 : ut libri cuiuscumqne conditionis sint qui destinantur coloni . . . 
a nostrorum ministerialium deinceps sint districtione absoluti, et quicquid noster 

10* 
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Gewiß dürfen wir folgern: die allgemeinen Immunitats- 
privilegien reichten nicht hin, um freie Eolonen schlechthin der 
Immunitatsherrschaft einzufügen. Der Staat hatte ein Recht auf 
die Freien und ihre Leistungen, es bedurfte eines eigenen Ver- 
zichtes, einer besonderen Erlaubnis und Privilegierung. 

So lagen der Natur der Sache nach die Herrschaftsverhalt- 
nisse verschieden gegenüber Freien und Unfreien. Überall, wo 
der Herrschaft nicht bestimmte territorial und politisch normierte 
Gerechtsame vom Staat übertragen waren, mußte diese Verschieden- 
heit hervortreten. Wie weit reichte die Gewalt? Wie weit über 
die eigenen, außerhalb der Bannbezirke und engeren Immunität 
wohnenden Unfreien? Wie weit über die freien Abhängigen? 

Die Herrschaften strebten darnach, wenigstens alle unfreien 
Angehörigen in einem persönlichen Gerichtsverband zusammen- 
zuschließen. Daher die zahlreichen Bestimmungen über die „familia", 
daher nur Berücksichtigung der unfreien Abhängigen bei Regelung 
der Vogtverhältnisse. So ist das Privileg Konrads HI. für das 
Kloster Crespin zu verstehen: alle kirchlichen Servi, wo sie auch 
als „incolae" weilen mögen, sollen dem Abt als ihrem Herrn ver- 
bunden und zu Dienst verpflichtet bleiben. 1 ) 

Aufgestellt wurde die Forderung eines persönlichen Gerichts- 
verbandes aller Unfreien der gleichen Herrschaft, erfüllt wurde 
sie oft nicht. Wie sollte das auch möglich sein? Schon im 
fränkischen Zeitalter finden wir Unfreie im Dienst und als Hinter- 
sassen Fremder. Eine gewisse Freizügigkeit hat besser gestellte 
Unfreie mitunter weit fortgeführt aus dem Herrschaftsbereich des 
eigenen Herrn und das nicht nur — wie bei Kauf leuten — zu vorüber- 
gehendem, sondern — um mich so auszudrücken — zum dauernden 
Aufenthalt. 1 ) Es war nichts Außerordentliches, daß ein Unfreier 
von einem fremden Herrn Land erhielt oder in Dienst genommen 
wurde. Kein Mitglied der Familia, so heißt es im Fritzlarer Hof- 
recht von n 09, dürfe ohne Erlaubnis des Vogts eines Fremden 
Mundmann werden, es sei denn, daß er von diesem ein Leihegut 

publicus fiscus . . . percipere poterit, hoc totum in cunctis advocato . . . perci- 
piendum . . . condonamua, nee . . . aut vadium solvere aut ad comitatum ire . . . 
cogantur, nisi ea lege vel iure, quo aecclesiastici servi ab extraneorum pulsati 
reclamationibus pro satisfatienda iusticia ad placitum ire compelluntur. 

1) Böhmer, Acta S. 83 (St. 35»°)- 2) Vgl. Wattz VG. 5», 283. 
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erhalte. 1 ) Fortbestehen der regelmäßigen Dingpflicht wird in jenen 
Bestimmungen nicht vorgesehen, welche weitgehende Freizügigkeit 
gewähren und nur regelmäßige Leistung des Kopfzinses verlangen, 
sie ist gewiß nicht vorauszusetzen.') Auch die Ordnung, die zu 
Cambray der kirchlichen Familia am Anfang des n. Jahrhunderts 
gegeben wird — der Unfreie zahle den Kopfzins von 2 Den., auch 
wenn er außerhalb des Bistums unter fremder „potestas" stehe, 
er bleibe zum Matrimonium und zum Totfall verpflichtet — 
weiß nichts vom Besuch eines herrschaftlichen Gerichts.*) Eine 
Ordnung, die 1 125 der Familia der St. Georgen Probstei zu Limburg 
gegeben wurde, begehrt von allen einen bestimmten Jahreszins, 
aber nur von denjenigen, die „infra bannum suarum dominicalium 
curtium" wohnen, den Besuch der drei Placita des Villicus, des 
Budings. 4 ) So ist es begreiflich, daß das sogenannte Hofrecht des 
Wormser Bischofs Burchard auch Fremde in den Bereich des 
bischöflichen Strafrechts zieht: tötet ein fremder Unfreier, der 
zugleich bischöflicher Hintersasse ist, ein Mitglied der kirchlichen 
Familia, so muß er entweder die für die Leute des Bischofs fest- 
gesetzte Strafe erleiden oder er verliert das kirchliche Land und 
bleibt der Verfolgung der Familia und des Vogts ausgesetzt. 6 ) In 
einer gefälschten Urkunde Heinrichs V. für Kloster Johannisberg 
werden fremde Unfreie als abteiliche Hintersassen angefahrt und 
der herrschaftlichen Gerichtsbarkeit unterworfen — ausgenommen 
Kopfzinspflicht und schwere Kriminalfalle.') 

Es lag in der Natur der Sache, daß allmählich die Gerichts- 
herrschaft über jene Unfreien zu erlahmen begann, die außerhalb 
des Herrschaftsbereiches wohnten. Die älteren persönlichen Gerichts- 
verbftnde lösten sich auf, das Territorialitätsprinzip machte Fort- 
schritte. Wie das Gericht des Stadtbezirkes alle und die ver- 
schiedenen Unfreien seiner Kompetenz beugte, das hat die Forschung 
wiederholt klargelegt. In den ländlichen Bezirken war die Ent- 
wicklung nicht anders. Nur daß die allgemeine Unterordnung 

1) Kinuldioeb, Hörigkeit 8. 232 c. 9. 

2) Man vgl. z. B. die Bestimmung von 1079 Dronkb, Cod. dipl. Faid. S. 372 
n. 766. 

3) W auters Liberias 8. 1. — In Prüm zahlen die „homines ex nostra 
familia", welche „foris potestate nostra sunt", je 15 Den. Mittelrh. UB. 1, 170. 

4) Nass. ÜB. 1, 107 n. 178. 5) c. 30, Constit 1, 644. 
6) Nas». UB. i, 96 f. (8t. 3222). 
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unter dem Stadtgericht die unfreien Stadtbewohner zur Freiheit, 
die Unterordnung unter herrschaftlichem Gericht des Dorfes die 
freien Bauern oft zur Unfreiheit oder wenigstens zur drückenden 
Dienstbarkeit leitete. 

In diesem Zusammenhang hat uns diese Bildung nicht weiter 
zu beschäftigen. Hier galt es nur auf das generelle Verhältnis 
der Herrschaft zu den Unfreien hinzuweisen und den Anfang eines 
bedeutungsvollen Prozesses zu verstehen: das Auseinandergehen 
von Leib- und Gerichtsherrschaft. 

Die Intensität der Herrschaft über die Unfreien zeigt eine 
dreifache Abstufung: sie ist am größten, wenn die Unfreien inner- 
halb des dem Herrn zustehenden Bannbezirkes wohnen, sie nimmt 
ab, wenn die Unfreien zwar auf herrschaftlichem Grunde, aber 
außerhalb der Bannbezirke sitzen, sie ist stark verflüchtigt, wenn 
die Unfreien sich unter eine fremde Potestas begeben hatten. 
Keineswegs ist überall das Maß herrschaftlicher Gewalt gleich. 
Besonders in den beiden letzteren Fällen ist das Verhältnis ab- 
hängig von der jeweiligen Gestaltung der territorialen Gerichts- 
gewalt. Meist haben die Leibherren den Anspruch auf volle 
persönliche Gerichtsbarkeit nicht aufgegeben, aber tatsächlich die 
Forderungen des territorialen Prinzips achten müssen. 

Ungleich leichter ist man natürlich über Ansprüche hinweg- 
gegangen, welche herrschaftliche Gerichtsbarkeit über freie Ab- 
hängige betrafen: die Schutzherren der Freien, mitunter auch die 
Grundherren, mußten ihre Gerichtsbarkeit auf jene Beziehungen 
beschränken, die sich aus der dinglichen und persönlichen Ab- 
hängigkeit allein ergaben. 

Halten wir uns all 1 diese Momente vor Augen, dann werden 
wir für das Widerspruchsvolle der Nachrichten, für das aus- 
drückliche Betonen des unfreien Charakters der Immunitätsleute 
auf der einen Seite und für das Erwähnen freier Untertanen auf 
der anderen eine genügende Erklärung finden. 

Es kann ja keine Rede davon sein, daß die Verschiedenheit 
des Wortlautes der Urkunden immer eine Verschiedenheit des 
Rechtes selbst bedeutet, daß etwa jene Stifter, deren Privileg der 
Freien gedenkt, volle Gewalt über die freien Hintersassen hatten, 
jene Stifter dagegen nicht, deren Privileg nur Unfreie anführt. 
Wohl mögen manche kleinere Stifter lediglich unfreie Hintersassen 
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besessen haben, und die Fassung mancher Urkunde, so für 
Schildeche und Vilich, mag darauf zurückzufuhren sein. Aber 
für viele andere Stifter wäre diese Erklärung unzulässig. Wo 
ein Diplom Heinrichs II. für Utrecht „servus et liber" sagt, spricht 
die Nachurkunde Heinrichs HL von „servus aut litus" 1 ) — wäre 
die Deutung möglich, daß Utrecht in der Zwischenzeit sein Recht 
auf die freien Hintersassen eingebüßt habe? — Die Verschiedenheit 
solcher urkundlicher Aussagen ist teils mit dem formalistischen 
Verfahren der Kanzlei zu erklären, teils damit, daß der eine 
gerade Wert auf die Erwähnung der Freien legte, der andere 
nicht, daß dem einen, falls das Bedürfnis dieser Erwähnung vor- 
lag, die Aufnahme des Wortes gelungen ist, dem anderen — 
vielleicht lediglich aus formalistischen Bedenken — versagt blieb. 
Als zahlreiche Sonderrechte in gewissen Gebieten gewährt wurden, 
als die Bannbezirke und die engeren Immunitäten erstanden, da 
begnügten sich gerade die großen Stifter, die ja in den Gebieten 
ihres dichter gelagerten Grundbesitzes solche Sonderrechte besaßen, 
außerhalb dieser Kreise mit einer Gerichtsgewalt über die Unfreien 
und verlangten über die freien Abhängigen nur Gericht in Leihe- 
und Zinsfragen. 

Die auffallende Tatsache, daß die zahlreichen Ordnungen der 
Grund- und Gerichtsherren des 10, n. und 12. Jahrhunderts immer 
und immer nur der Unfreien gedenken, findet durch die bisherigen 
Erwägungen schon eine gewisse Erklärung. Aber eines ist hinzu- 
gekommen: das freie Bevölkerungselement ist entschieden zurück- 
gedrängt worden. Das geschah teils dadurch, daß ganze soziale 
Schichten der Bevölkerung, die früher als freie galten, zu unfreien 
gemacht wurden — eine Verschiebung in der allgemeinen Stellung 
ganzer ständischer Gruppen*), teils aber dadurch, daß die Grund- 
herrschaft freie Hintersassen zum Eintritt in den Stand der gut- 
gestellten Unfreien bewog. 

Die günstige politische Position der Unfreien im Gesellschafts- 
leben erleichterte das Aufgeben der Freiheit Der Anspruch, den 



1) H.H. 14, 8. 16 und Müixeb, Cart. Utr. 87 (St. 2303a). 

2) So sind besonders manche spätere anfreie Gensualen aas Elementen 
hervorgegangen, die noch im 9. Jahrhundert als abhängig, aber als persönlich frei 
galten. Auf diese Dinge, die näherer Untersuchung vorbehalten bleiben, kann 
hier nicht eingegangen werden. 
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der Staat und die Provinzialgerichte auf die Leute freien Standes 
immer wieder erhoben, veranlaßt« die Grundherren, Unfreiheit der 
Hintersassen zu begehren. 

Von Lothar liegt ein Privileg fftr Hersfeld von 1136 vor, 
worin er der Kirche das Vorrecht gewahrt, daß jeder, der sich 
auf kirchlichem Boden niederlaßt, Eigenmann des Stiftes werde. 1 ) 
Balduin von Hennegau erteilte einem Stift ähnliche Gnade, da er 
ihm dauerndes Anrecht auf die Jahr und Tag in abteilichen Villen 
ansässigen Normannen, zugleich auch auf die sog. Albanen, das 
sind fremde Freie, zusprach.') 

Ist auch diesen Nachrichten gewiß durchaus nicht der all- 
gemeine Grundsatz zu entnehmen, daß jede Grundhörigkeit Un- 
freiheit zur Folge haben müsse, sondern handelt es sich hier nur 
um eine Bestimmung des Fremdenrechts, um Eigentum an Fremden, 
die dem König oder dem Landesherrn gehören, so ist es doch 
bezeichnend: im 9. Jahrhundert wurde die persönliche Freiheit 
nicht alteriert, im 12. Jahrhundert aufgehoben. Und ist auch 
gewiß nicht in diesen Jahrhunderten allgemein die Forderung 
gestellt worden, daß jeder Empfanger von bauerlichem Zinsgut in 
Unfreiheit verfallt, so haben doch offenbar die großen Grundherren 
das zum festen Bestand der Herrschaft gehörende Hufenland vor- 
nehmlich, vielleicht mitunter ausschließlich, an Unfreie vergeben. 

Wie das freie Element auf den herrschaftlichen Gütern 
zurücktrat, mit Gewalt verdrangt und geknechtet wurde, das 
erzahlt uns besonders lebendig die Gründungsgeschichte von Muri 
aus dem 12. Jahrhundert.*) Die Mansuarii werden hier als Un- 
freie den freien Hintersassen geradezu gegenübergestellt. Die 
Gesamtheit der kirchlichen Unfreien gruppiert sich in die „fa- 
milia" auf der einen und die „rustici" auf der anderen Seite 
(S. 34. 46. 61). Die einen sind die „servi" schlechthin, die im 
persönlichen Dienst des Klosters und der Herrschaft stehen, die 
anderen sind die Hintersassen der Güter. Letztere sondern sich 



1) Wenck, Hess. Landesg. 2, 85 (St. 3317): ut quisquis ad locum Tel ad 
terram ipsi pertinentom causa habitandi se contraxerit, coiuscunque nationis vel 
conditionis sit, de proprietate ipsius sit. 

2) Duvivibr, Recherches sur le Hainaut S. 440. Vgl. auch Wautkrs 
Lib. S. 250. Über Unfreiheit infolge der Niederlassung Warrz 5*, 313 f. 

3) Kiem, Kloster Muri (Quollen z. Schweizer Gesch. m) 8. 17 f. u. 71. 
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wieder in die hubarii resp. manBionarii und diejenigen, die nur 
„diurnales" oder „scoposae" haben, wobei die Hufher dem Probst, 
die anderen dem Villicus unterstehen (S. 62 f. 64). Von den un- 
freien Hintersassen aber unterscheiden sich die freien, dem Abt 
untergebenen, die auch Zins und Dienst leisten (S. 67 ff.). Sie 
sind, wie der Verfasser der Aufzeichnungen über Muri klagt, 
stark dezimiert, aber sie sind noch da und, auf manchen Gütern 
wenigstens, nicht unbeträchtlich. Zu Wolen besaß das Stift 2 kleine 
Höfe mit wenig ausgedehnter „terra salica", dazu 22 „rustici", 
die „diurnales" hatten, und 50 Höfe, von Freien bewohnt. 

Was auf den Besitzungen zu Muri beobachtet wurde, das ist 
auch sonst öfters vorgekommen: freie Hintersassen. Aber wie 
wollen wir mit dieser Erkenntnis in Übereinstimmung bringen, 
daß bei Regelung der Vogtgewalt nur von der Familia die Rede 
zu sein pflegte, daß Normen gesetzt wurden, die sogenannten 
Hofrechte, die sich nur mit der Familia beschäftigten? — Wir 
sahen, daß engere Immunitaten vorhanden waren, wo allein 
unfreie Untertanen wohnten — auf diese mag sich manche Ord- 
nung bezogen haben; wir sahen ferner, daß die Immunit&tsherren 
sich auf den außerhalb ihrer geschlossenen Herrschaftskreise ge- 
legenen Gebieten mit einem geringen Grad von Gewalt begnügten 
und hier vornehmlich den engen Zusammenhang mit ihren Unfreien 
zu erhalten suchten; wir sahen schließlich, daß das freie Element von 
den Herrschaften zurückgedrängt worden war, und zwar eben da, 
wo die Herrschaft nicht politische Gerechtsame über weitere Be- 
zirke besaß. Indessen: Freie waren doch vorhanden und mitunter 
in nicht geringer Anzahl. Wie konnte die Vogteiordnung über 
sie hinwegsehen? Wie konnte die Immunitätsherrschaft, die das 
Rechtsverhältnis ihren Untertanen fixieren wollte, sie übergehen? 

Die freien Hintersassen, welche außerhalb der bestimmten 
Herrschaftskreise ihrer Herren saßen, haben sich, was den per- 
sönlichen Gerichtsstand betrifft, vom Immunitätsgericht mehr 
emanzipiert, sie haben nur in Bezug auf Leiheland, Zins und 
Dienst den engen Zusammenhang bewahrt. Und deshalb entsprach 
die häufig wiederkehrende Vorschrift: der Vogt stehe schützend 
über der Stiftsfamilia und über dem Stiftsgut den tatsächlichen Ver- 
hältnissen. Nur soweit Stiftsgut in Betracht kam, unterstanden 
diese Freien dem Gericht der Immunität. 
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Die Herrschaft aber in ihrer Fürsorge für die Untertanen 
erließ Normen des persönlichen Rechts nnr für jene Angehörigen 
der Immunitaten, die mit ihrer Persönlichkeit voll unter ihr 
standen und deren Recht einheitlich und unabhängig vom Wohnort 
der Einzelnen zu fixieren war. 

4. Immunitätsgericht. 

Wir betrachteten die Entwicklung der Immunitat im all- 
gemeinen, wir verfolgten sodann die starke Differenzierung der 
territorialen und der persönlichen Rechte, welche Immunität ge- 
währte; wir sahen, wie auf den einzelnen Teilen des weiten 
Immunitätsgebiets die herrschaftliche Gewalt zu sehr verschieden- 
artiger Ausbildung kam, wie auch gegenüber den verschiedenen 
Klassen der Immunitätsleute die Herrschaft nur ungleich zu wirken 
vermochte. Die Kompetenz der Immunitätsgerichte mußte dem- 
gemäß überaus mannigfaltig werden. Obwohl die vorausgehenden 
Betrachtungen stets den gerichtlichen Befugnissen in erster Linie 
galten, so sei hier, auf Grund der bisherigen Ergebnisse, sie be- 
nutzend und auf ihnen fortbauend, die Entwickelung des Immu- 
nitätsgerichts zusammenfassend behandelt. 

Eines Umstandes müssen wir uns bewußt sein, um Miß- 
verständnisse und Unklarheiten von Anfang an zu meiden: die 
Frage der Dingpflicht und der gerichtlichen Zuständigkeit ist 
keineswegs immer einfach, bestimmt und einheitlich zu beantworten. 
So mancher war als Inhaber von Gütern hier und dort, seiner 
Persönlichkeit wegen aber an anderer Stelle dingpflichtig. Wie 
der Besitzer ritterlicher Lehn in allen das Leiheverhältnis an- 
gehenden Fragen dem betreffenden Lehnsgericht angehörte, ohne 
seinen landrechtlichen Gerichtsstand einzubüßen, so auch der In- 
haber von Zins- und Dienstgut jeglicher Art Es gab verschiedene 
Dingpflichten nebeneinander. Und dazu kam die Unsicherheit 
und Verschiedenheit, die bezüglich der Gerichtszuständigkeit ge- 
wisser Streitfälle herrschte. Galt in bürgerlichen Rechtsfällen das 
forum rei sitae allgemein, so war im Strafrecht keineswegs ohne 
weiteres das forum delicti commissi maßgebend. Noch ist die 
persönliche Zugehörigkeit zu den einzelnen Gerichtsverbänden 
maßgebend gewesen. Wohl machte das territoriale Prinzip gerade 
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in den dem Ausgang des karolingischen Hauses folgenden Jahr- 
hunderten große Fortschritte. Aber noch lange war es nicht ganz 
durchgedrungen, noch bestanden Gerichtsverbände persönlicher 
Art, noch erhob die Herrschaft in gerichtlicher Beziehung Hoheits- 
ansprüche über freie und besonders über unfreie Abhangige, auch 
wenn diese außerhalb der territorialen Herrschaftskreise lebten. 
So ißt die Gerichtszuständigkeit keineswegs immer klar und ein- 
fach bestimmbar gewesen. 

Nur einige Bemerkungen seien der dinglichen und persön- 
lichen Gerichtszugehörigkeit gewidmet, der gerichtlichen Zugehörig- 
keit der Güter einerseits, derjenigen der Personen anderseits. 

Daß die Immunitätsherren eine gewisse gerichtliche Untertänig- 
keit aller abhängigen Güter aufrecht zu erhalten suchten, haben 
wir bereits beobachtet. Ebenso, daß diese herrschaftliche Gerichts- 
barkeit sich oft auf die das Leiheverhältnis allein angehenden 
Rechtssachen beschränken mußte. Und diese Beschränkung war 
nicht nur gegenüber den großen Beneficien zu beobachten, die 
an vornehme Herren verliehen waren, sondern auch gegenüber 
jenen Leihegütern, deren Inhaber Zins oder wirtschaftlichen Dienst 
zu leisten hatten. Oft bezieht sich die Gerichtsherrschaft des 
Immunitätsherrn über Güter, die außerhalb der engeren Immunität 
und außerhalb der Bannkreise lagen, lediglich auf Zins und 
Dienst, auf die Leiheverhältnisse. 1 ) 

Die Entwickelung in Stadt und Land ist in der Hinsicht 
nicht verschieden. In Lüttich wird die „mansionaria terra" und 
die „terra claustralis sedis" unterschieden, nur die Bewohner der 
letzteren sind von der „potestas forensis" befreit, die der ersteren 
nicht, aber in allen das Zinsverhältnis und die Grenzen des Leihe- 
landes angehenden Prozessen bleiben auch die Bewohner der 
„mansionaria terra" dem Grundherrn verantwortlich. 1 ) Natürlich 
bedeutete die Unterordnung unter dem herrschaftlichen Gericht 
nicht eine allgemeine gerichtliche Zuständigkeit, sie betraf nur die 
Leiheverhältnisse, berührte nicht die sonstige Gerichtstellung der 
Gutsinhaber. Wie die Bürger von Maastrich, die in Zinssachen 
den bischöflichen Kämmerern unterstanden, damit ihr persönliches 

1) Vgl. oben S. 146 f. 150. 

2) Waitz, ükk. z. VQ. S. 40 c. 5; vgl. die ähnlichen Bestimmungen für 
Maastrich c 5 a, 5 b, S. 40 f. 
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bürgerliches Gerichtsverhältnis keineswegs eingebüßt hatten 1 ), so 
war das auch sonst und seit langer Zeit üblich. Wies doch 
Ottos Hl. Privileg für Chur ganz allgemein darauf hin, daß die 
Immunitatsherren sich mit einer auf das Leiheverhaltnis bezüg- 
lichen Gerichtsbarkeit zu begnügen hatten.*) Ein Unfreier von 
St. Alban konnte daher seinem Stift Güter schenken, damit diese 
seinen durch die Abstammung der Mutter an das Trierer Marien- 
stift gehörenden Kindern als Zinsgut verliehen werden, er konnte 
die ausdrückliche Bestimmung treffen, daß in allen Zinssachen die 
Beliehenen stets dem grundherrlichen Gericht des Hofes Nesen 
untergeben seien, während sie — so dürfen wir voraussetzen — 
im übrigen naturgemäß der Gerichtsbarkeit des Marienstifts unter- 
stehen.*) 

Es begegnen also Leihegüter, die zu einem herrschaftlichen 
Hof, einem Dinghof, gehören, deren Inhaber dorthin Zins zahlen 
und in grundherrlichen Streitfällen diesem Hofgericht unterstehen, 
sonst nicht. Für das außerhalb der Bannbezirke und der engeren 
Immunität liegende Leihegut hat eben das Immunitätsgericht nur 
dieses beschränkte Kechtsgebiet pflegen dürfen/) Nicht als kärg- 
licher Überrest der einst allumfassenden grundherrlichen Gerichts- 
barkeit hat diese auf Zinssachen beschränkte Hofjustiz zu gelten 5 ), 
die uns so überaus häufig und überall begegnet, sondern als un- 
mittelbares Ergebnis jener Prozesse des 10. Jahrhunderts, die zu 
einer Auseinandersetzung zwischen Immunitätsherren und den In- 
habern der staatlichen Provinzialgerichtsbarkeit geführt haben. 

Verpflichteten alle Leihen den Beliehenen, sich wenigstens 
in grundherrlichen und in Fragen des Leiheverhältnisses dem 
Gericht des Leiheherrn zu unterwerfen? Oder sind auch Leihen 
vorhanden, die in dieser Hinsicht durchaus frei waren? Sicher 



i) Ebd. 8. 40 b. 2) 8. oben 8. 147. 

3) Nassauer UB. I, 82 n. 192 v. J. 1092: „ut pro hoc bono nulluni 
placitum adeant, nihil ad Stipendium advocati inferant," nur bei Vernachlässigung 
der Zinszalüung „incidant in iudicium familiae abbatis sc. qne est in curte Nesene 
secundum leges illorum et pro neglegentia sua satisfacere cogantur." 

4) Darchaus zutreffend ist die Bemerkung £. Mayers , Dt. u. franz. Ver- 
fassuDgsg. 2, 40, daß die Gerichtsbarkeit, die lediglich aus bloßer Grundherrschaft 
hervorging, auf die Verhaltnisse des geliehenen Guts beschrankt blieb. 

5) Das ist die gewöhnliche Ansicht, vgl. z. B. die Bemerkung von Gobbers, 
Zt. der Savigny-Stiftung 4, 176. 



Digitized by Google 



xxn, i ] Die Bedeutuno der Grundherrschaft im Mittelalter. 157 



war das letztere der Fall. Vermögen auch manche Prozesse, die 
um Precariengut vor dem öffentlichen Richter geführt wurden, 
nicht als Zeugnisse dafür zu gelten, weil in ihnen von einer Seite 
der Leihecharakter des Guts bestritten ward, weil sie somit nicht 
Prozesse um Leihegut, sondern Prozesse um Eigen waren 1 ), so 
kann doch die Zuständigkeit des staatlichen Provinzialgerichts 
bei Streitigkeiten zwischen Leiheherrn und Precaristen oft nicht 
bezweifelt werden. Wenn der Abt von Prüm, der im Jahre 964 
einen Precarienvertrag mit einem gewissen Eberhard schloß, aus- 
drücklich erklarte, daß er und jeder Verächter des Vertrags „lega- 
libus sententiis subiaceat" und „X auri libras coactus exsolvat*)," 
so ist an die Wirksamkeit des staatlichen Provinzialgerichts zu 
denken. Es gab demnach Leihegüter, deren Inhaber selbst in 
Leihefragen nicht dem herrschaftlichen Gericht untergeben waren. 
Aber nicht bei allen Gütern, die in einem Precarienvertrag ver- 
liehen wurden, findet sich das.*) Mitunter ist erst viel später 
die schwache herrschaftliche Gerichtsbarkeit, die nur die Leihe- 
verhältnisse des Guts betraf, ganz geschwunden und die volle 
gerichtliche Einordnung des Leiheguts in den territorialen Gerichts- 
verband durchgeführt worden. In der Periode, die uns hier 
interessiert, haben die Grundherren die Gerichtsbarkeit in Leihe- 
sachen zu wahren gesucht, noch der Sachsenspiegel geht davon 
aus, daß der Zinsherr — ohne Hilfe der territorialen und lokalen 
Gerichte — den Zinsmann pfänden dürfe, um zu seinen Abgaben 
zu gelangen. 4 ) 

Wie eine umfassendere herrschaftliche Gerichtsbarkeit über 
die mehr isoliert liegenden Grundstücke sich nicht ausbilden 
konnte, so auch nicht über die außerhalb der engeren Immunität 
und der Bannkreise wohnenden abhängigen Personen. Wir haben 
bereits beobachtet, wie freie Hintersassen dieser Art nur in Zins- 
sachen der Herrschaft dingpflichtig waren, ja wie selbst der Zu- 

1) 80 Urkb. Kl. Uns. Lieben Frauen Magdeb. 3 n. 2. 

2) Mittelrh. ÜB. 1, 277. — Daß auch in Fragen vieler Precarienleihen 
das öffentliche Gericht maßgebend blieb, lehren die oben S. i8ft u. 25 N. 3 er- 
wähnten Fälle. 

3) Wie Heusleb, Institutionen 2, 1 70 meint. Mancher Precarienvertrag führte 
— wie wir sahen — den Precaristen ganz in die Herrschaftssphare des Leihers. 

4) 8achsensp. Ldr. III 20 § 2. Das hat E. v. Schwind, Zur Entstehung der 
freien Erbleihen (Gierkes Untersuchungen 35) S. 50 nicht beachtet. 
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sammenhang zwischen Herrschaftsgericht und herrschaftlichen 
Unfreien vielfach gelöst wurde, wie eben Gerichts- und Leibherr- 
schaft auseinander zu gehen begannen. 1 ) 

Die richtige Beurteilung der Immunitätsgerichte begehrt aber 
noch Beobachtung einer anderen Seite ihrer Fortbildung. Im 
Zusammenhang mit der bisher skizzierten Entwickelung steht eine 
andere Veränderung: die Differenzierung der Immunitätsgerichte. 
Ich meine nicht jene Verschiedenheit der Kompetenz herrschaft- 
licher Gerichte, die eine unerläßliche Folge der verschiedenen 
Gewalt über verschiedene Gebietsteile und Bewohnerschaften war: 
hier Hochgericht, dort Niedergericht oder nur Gericht in grund- 
herrlichen Dingen. Ich meine eine Differenzierung der durch 
Immunität erworbenen herrschaftlichen Gerichtsbarkeit innerhalb 
desselben Gebiets, die Auflösung des ursprünglich einheitlichen 
Immunitätsgerichts in mehrere nebeneinander wirkende Gerichte, 
die Bildung von Sondergerichten auf der Immunität. 

Mannigfache Umstände bewirkten diese Entwickelung, die am 
Ende der Karolingerzeit anhebt und im 10. und n. Jahrhundert 
durchgreift. Es sind dieselben Umstände, die das Gerichtswesen 
der nachkarolingischen Zeit überhaupt beeinflußten, die an Stelle 
der Einheitlichkeit Vielgestaltigkeit setzten. Die Umbildung der 
Beamtenbefugnisse in nutzbare Eechte hatte eine Teilung der 
Gerichtsbarkeit zur Folge. Und dazu kamen die Fortschritte des 
gesellschaftlichen Lebens, die Bildung neuer Stände, wodurch 
Sondergerichte für einzelne Verhältnisse und rar einzelne Bewohner- 
klassen gefordert wurden. 

Diese beiden Momente haben der Natur der Sache nach auch 
innerhalb der Immunitäten i. w. S. gewirkt. Sonderverhältnisse 
und Sonderstände unter den zahlreichen und verschiedenartigen 
Immunitätsleuten hatten sich ausgebildet, entsprechende Sonder- 
gerichte waren nachgefolgt. So sind die eigenen Gerichte der 
Ministerialen, der Censualen, so auch die der Kaufleute und der 
meisten Städte entstanden. Dem 9. Jahrhundert war diese Ent- 
wickelung noch unbekannt, mußte unbekannt sein, im 10. sind 
überall die kräftigen Anfänge der neuen Bildungen zu bemerken, 
im 11. und 12. allenthalben mächtige Fortschritte wahrzunehmen. 



1) S. oben S. 14g f. 
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Es würde vom eigentlichen Ziel dieser Untersuchung weg- 
führen, wollten wir auf diese Verhältnisse näher eingehen. Nur 
jener Differenzierung der Immunitätsgerichte, die mit den Be- 
ziehungen zwischen Herrschaft und Vögten zusammenhängt, sei 
hier noch besonders gedacht. 

Schon in fränkischer Zeit waren verschiedene Beamte der 
Immunität nebeneinander tätig gewesen: Vögte und andere Be- 
amte, Weltliche und Geistliche, besonders Pröbste. 1 ) Eine bestimmte 
Abgrenzung gerichtlicher Kompetenzen findet sich nicht. Übten 
doch die Herren über Unfreie mehr Disziplinar- als Richtergewalt 
aus, fungierten sie doch den Freien gegenüber mehr als freiwillige 
denn als bestimmte Gerichtsinstanz. Erst als im 9. Jahrhundert 
das Immunitätsgericht in den Organismus der regulären Gerichts- 
barkeit eintrat, als die Vögte bevollmächtigte Gerichtsorgane 
wurden und unter königlicher Autorität wirkten, änderte sich das. 
Der Vogt wurde oberster Immunitätsrichter, er wurde der Richter, 
ihm standen zwar andere Organe zur Seite, die von der Herr- 
schaft bestellt waren, aber sie blieben ihm untergeben. Das 
ging, solange der König über allem stand als Quelle und Schützer 
des Rechts, solange die Wirksamkeit kirchlicher und weltlicher 
Amtsträger mittelbar oder unmittelbar auf seiner Bevollmächtigung 
beruhte. Wie aber, als das aufhörte und als man begann, die 
einzelnen Befugnisse als selbständige nutzbare Rechte zu hand- 
haben? Der Immunitätsherr seinerseits beanspruchte die freie 
Verfügung über Land, Leute und Einkünfte, der Vogt aber, der 
niemals Organ der Herrschaft schlechthin war, wurde allein Träger 
der königlichen Autorisation und fing an, sein Amt auszunutzen. 

Eine Auseinandersetzung zwischen Vogt und Immunitätsherr- 
schaft war unerläßlich. Schon im 10. Jahrhundert ist es zu Ab- 
machungen gekommen*), im 11. und 12. Jahrhundert werden sie 
häufig. Die Befugnisse und Rechte des Vogts wurden in be- 
stimmte Schranken gewiesen und fest abgegrenzt gegenüber den 
Gerechtsamen der Herrschaft und der herrschaftlichen Organe. 
Natürlich kam es dabei wesentlich auf Regelung der materiellen 

1) Waitz *2\ 168; 4», 465 ff. 

2) Vgl. Waitz 7, 354. — Schon eine Urkunde des Straßburger Bischofs 
Ratold von 871 (Straßb. UB. 1, 25 n. 30) regelt Leistungen an den Vogt und 
Becbte des Vogte, kann aber wohl nicht als echt gelten. 
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Pflichten an, aber ebenso wichtig waren die Bestimmungen über 
Gerichtsbarkeit und Gerichtegewalt. Keineswegs hatte ja der Im- 
munitäteherr das Gerichtswesen dem Vogt überlassen, das eigen- 
artige Verhältnis, in welchem der Vogt als Inhaber der königlichen 
Autorität zu den Immunitäten stand, hat vielmehr zu einer ge- 
wissen Teilung der Gerichtsbarkeit zwischen Vogt und Immunitäts- 
herrn geführt. Der Bischof oder der Abt nahm auch auf jene 
Gerichts Versammlungen Einfluß, die der Vogt abzuhalten hatte, 
durch persönliche Anwesenheit oder durch Anwesenheit eines 
stiftischen Beamten 1 ), die Entscheidungen des Vogts sollten „cum 
abbatis consilio", „ad arbitrium abbatis" u. dgl. erfolgen*), mitunter 
wurden die Tage von der Herrschaft angesagt und autorisiert.') Als 
Hegel galt dabei, daß zwei Drittel der Bußen dem Immunitäts- 
herrn, ein Drittel dem Vogt zukommen — die Herrschaft hatte 
das Erbe des Königs, der Vogt das der königlichen Beamten an- 
getreten. Aber nicht auf alle im Immunitätsgebiet fälligen Baß- 
gelder hatte der Vogt diesen Teilanspruch. Nur auf diejenigen, 
die infolge seiner eigenen richterlichen Bemühungen erhoben 
wurden. Und die richterliche Wirksamkeit des Vogts ward eben 
recht eingeschränkt. In dreifacher Art: zeitlich, sachlich, räumlich. 

Gewöhnlich wurde die Gerichtsübung der Vögte auf wenige 
Tage des Jahres beschränkt, auf drei allgemeine Dinge, mitunter 
nur auf zwei, ja gelegentlich nur auf eines in jedem Orte.*) 
Dabei ward jede weitere vogteiliche Tätigkeit entweder ganz aus- 



1) Z.B. Ilsenburg. UB. 1,9 v.J. 1087: ubicumque abbas constitaerit, ad- 
vocatus placitet, presente tarnen abbat« seu legato ipsius; — Urkb. ob Enns 1, 
131 (1129 — 1164); — vgl. Waknkönio, Flandr. RG. 3% 25 v. J. 1125, wo 
bemerkt wird, daß in den 3 generalia placita des Vogts der Abt, Probst oder 
Villicus „anteriorem nabebit manum"; — Höchst. Halberst. UB. 1, 125 v.J. 11 22: 
Zusammenwirken von Vogt und Probst. 

2) Lacomblet 1, 131 n. 203 v. J. 1034; — Mittelrh. ÜB. 1, 463 v. J. 1103 
(St. 2961): dispositifl ad arbitrium abbatis sive procuratoris ipsius vadimoniis; — 
ebd. i, 401 (im 12. Jahrb. gefälscht): quisquis reus vadiaverit arbitrio abbatis 
vel prepoaitorum aut villicorum et meliorum"; — Vgl. Böhmer, Acta 78 n. 85 
(St. 331 1); Schöpfun S. 191 (St 31 11). 

3) Mittelrh. ÜB. 1, 300 v.J. 973: abbas tarnen vel nuntius snus placitum 
inbanaiens; eb. 1, 570; — Urkb. ob Eons 1, 131 ; — Mon. Boica 16, 107: ubi 
prepositus voluerit. 

4) Wattz VG. 7, 358. Vgl. besonders die sententia de iure advocatorum 
v.J. 1104 (St. 2968), Constit. 1, 127. 
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geschlossen oder vom Ersuchen des Immunitätsherrn abhängig 
gemacht. Nicht daß während der übrigen Zeit des Jahres die Justiz 
innerhalb der Immunität überhaupt ruhte, nur der Vogt durfte 
keine Gerichtsversammlungen halten, die andern vom Immunitäts- 
herrn unmittelbar abhängigen Beamten sorgten ununterbrochen 
für Handhabung des Rechts. 

In Verbindung mit der zeitlichen Beschränkung der vogtei- 
lichen Wirksamkeit steht die sachliche. Nur in gewissen Fällen 
sollte das Vogtgericht kompetent sein, in anderen ein Beamter 
des Bischofs oder Abts Recht sprechen. Diebstahl und Raub, 
Mord und Brandstiftung, Friedensbruch u. s. w. wurden oft dem 
Vogtgericht zugewiesen. Die in dieser Hinsicht getroffenen Be- 
stimmungen sind überaus mannigfach. Hier wird dem Vogt das 
Gericht über „effusionem sanguinis,, furta, violatam pacera, here- 
ditates contentionem" zugewiesen 1 ), dort soll er „pro monoraachia 
et sanguinea percussura et scabinis constituendis" richten, wäh- 
rend ohne Vogt „de privato peculio et usufructu ecclesie" geur- 
teilt wurde'); in anderen Urkunden wird des Vogtgerichts „super 
fures, proterviam, censuales et caetera talia" gedacht*) oder als 
Gegenstand seiner Kompetenz hervorgehoben: „percussiones, san- 
guinis etfusiones, caedes, inanus immissionem in ancillis, res de 
manu morientium", — „raptum, furtum, incendium, homicidiuin", 
— „de pace violata, pugnando sive de latrocinio" — „ad furtum, 
ad homicidium", — „de furto, de protervia", — „de omni manuum 
compositione sive pugne sive furti", — „de percussura aut de 
furto aut de irrupto agrorum limite". 4 ) 

Von einer Teilung in dem Sinne, daß grundsätzlich die 
Hochgerichtsbarkeit dem Vogt zugewiesen wurde, die Nieder- 
gerichtsbarkeit der Herrschaft vorbehalten blieb, kann keine Rede 
sein. Es ist durchaus irrig anzunehmen, daß im allgemeinen die 
Befugnisse des fränkischen Grafen auf die Vögte, diejenigen des 
Centenars dagegen auf die herrschaftlichen Beamten übergegangen 

1) Lacombl. i, 131. Für das Folgende vgl. Wattz 7, 3 60; 8, 63 ff. 

2) Mittelrh. ÜB. 2, 23 v. J. 1095. 

3) Vgl. die Reihe St 2785. 2898. 3041. 3189. 

4) Mirabus, Op. dipl. 4, 1 95 (v. 1 1 2 1 ) ; Schöpflih, AU. dipl. 8. 1 9 1 (St 3 1 1 1 ) ; 
B interdi und Mooren, End. Köln 4, 87 (v. 1 120); Mon. Boica 13, 142 (y. 11 23); 
Schannat Vind. 1, 116 (v. 1125); UB. ob Enns 1, 131 (v. 1129—64); U&sbrmakn 
Barab. 8. 85 (v. 1137). 

Abb*ndl. d. K. S. 0«i«lltch d. W)ii«i»cb ., pha-Mrt KZ XXII. t. 11 
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seien. 1 ) Irrig schon deshalb, weil das Immunitätsgebiet größten- 
teils im Grafschaftsverband verblieb und die gräflichen Befug- 
nisse gar nicht ausschloß, weil die gesamte Gewalt, die zwischen 
Vogt und Herrschaft zu verteilen war, die vollen gräflichen Ge- 
rechtsame gar nicht mit umfaßte: die meisten Vogteien der 
späteren Jahrhunderte sind Niedervogteien, die nicht die Rechte 
des ehemaligen Grafenamts besaßen. Aber auch da, wo die geist- 
liche Herrschaft die volle Gerichtsbarkeit inne hatte, ist keines- 
wegs bei der unerläßlichen Teilung Hochgerichtsbarkeit schlechthin 
an die Vogtei gekommen. 

In Straßburg, wo der Bischof Inhaber der vollen Gerichts- 
herrschaft war, fungierten als Richter — hier bleibe die Tätigkeit 
des Zöllners und Münzmeisters außer Betracht — vornehmlich 
Vogt und Schultheiß. Der Schultheiß, unmittelbares Organ der 
bischöflichen Herrschaft, erhielt % der Bußen, der Vogt */, — 
die allgemein übliche Verteilung der Gerichtsgefälle zwischen 
Herrschaft und Vogt. Der Schultheiß richtet im Stadtgebiet, 
aber nicht auf der engeren Immunität und nicht über die zur 
engeren Immunität gehörenden Leute (Ministerialen und persön- 
lichen Diener); der Vogt hält Gericht in der bischöflichen Pfalz.') 
Wie die Gerichtsbarkeit auf der engeren bischöflichen Immunität 
in Straßburg zwischen Herrschaft und Vogt verteilt war, welcher 
Beamte hier als herrschaftliches Organ fungierte — vermutlich 
der Burggraf, welche Rechtsfälle ihm und welche dem Vogt 
zugewiesen waren, das erfahren wir nicht. Denn die Urkunde, 
die uns allein Aufschluß gewährt, beschäftigt sich nur mit Ord- 
nung der städtischen Verhältnisse und berührt die Verhältnisse 
der engeren Immunität nur soweit, als sie in die der Stadt 
hinüberragen. Der Schultheiß aber, der Vertreter der Herrschaft 
gegenüber dem Vogt im städtischen Bannkreis , handhabt keines- 

1) Die Ausführungen von Waitz 8, 63—66 gehen doch von solchen Vor- 
stellungen aus. 

2) Erstes Straßb. Stadtrecht (Keutoen, Urk. z. städt. Verfassungsgeschichte 
S. 93 ff.) c. 5: omnes magistratus huius civitatis ad episcopi spectant poteatatem; 
c. 13: in hanc igitur civitatem iudicandi potestatcm nemo habet nisi imperator 
vel episcopus vel qui de ipso habent; vgl. c. 10 ff.; c 40: omnium compositionum 
factarum pro furto et pro frevela due partes sunt causidici, tercia advocati; 
c. 41; zur engeren Immunität vgl. c. 10. 37. 38; c. 42: advocatus autem non 
debet iudicare nisi in palacio episcopi. 
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wegs nur die Niedergerichtsbarkeit, er urteilt über Diebstahl, 
Frefel und Geldschuld, er besitzt zwar nicht die ganze Fülle der 
Gerichtsbarkeit, und Wichtiges bleibt dem Vogt vorbehalten, es im 
Gericht der bischöflichen Pfalz zu erledigen, aber er richtet doch 
auch über Kriminalfalle, er empfangt deshalb die entsprechende 
Gewalt vom Vogt, der den Blutbann vom Kaiser hat, und führt 
ohne Vogt Prozesse, die ans Leben des Beschuldigten gehen. 1 ) 

Wie in Straßburg so ist auch sonst die hohe Gerichtsbarkeit 
nicht schlechthin dem Vogt vorbehalten gewesen. Dem Stift 
St. Alban in Basel wird am Anfang des 12. Jahrhunderts zwar 
ein Vogt gegeben, aber die Gerichtsbarkeit „in banno urbis" dem 
Prior zugewiesen, mit Ausnahme des „iudicium sanguinis", das 
allein die bischöflichen Beamten handhaben.') Wenn wir in der 
Ordnung der Prümer Vogtei hören, daß der Vogt auf das übliche 
Drittel des Wergeides in allen Fallen verzichten müsse, in denen 
er nicht selbst gerichtlich mitgewirkt habe, und zwar bei Tötung 
Prümer Leute „intus vel foris"*), so ersehen wir soviel: auch 
Verbrechen schwerer Art innerhalb der Immunität konnten ohne 
Hinzutun des Vogtes gesühnt werden. Ähnliches bestimmte die 
im 12. Jahrhundert gefälschte Urkunde Heinrichs Hl. für 
St. Maximin. 4 ) Hier tritt den drei Jahresdingen des Vogtes und 
dem alle drei Jahre einmal abzuhaltenden Hunnending das Buding 
des Abtes gegenüber, nicht als Niedergericht dem vogteilichen 
Hochgericht. Das Diplom enthält nichts, was so gedeutet werden 
und zur Annahme führen könnte, daß der Vogt als Graf auf allen 
klösterlichen Besitzungen zu fungieren hatte. Im Vogt- und im 
Buding, so hören wir, wird Güterkonfiskation ausgesprochen, eine 
große Gruppe abteilicher Unfreien untersteht nicht dem Vogt und 
Hunnen, sondern allein dem Abt; für sie ist also das Buding 

1) c. IO: causidicus iudicabit pro furto, pro frevela, pro geltschulda; dazu 
c. n. 12 a. 19. — Diese Aussagen des Straßburger Stadtrechts sind sehr häufig 
erläutert worden. Das Verhältnis der bischöflichen Herrschaft zur Bildung des 
Stadtrechts und der Stadtgemeinde erfuhr eine überaus verschiedenartige Be- 
urteilung. Ist doch das i. Straßburger Stadtrecht eine der wichtigsten Quellen 
für die Probleme der älteren Stadtverfassung. Ich werde an anderem Orte 
Gelegenheit zu einer kritischen Auseinandersetzung haben. Hier sei nur das be- 
merkt: die beliebte Ansicht, daß der Straßburger Vogt die hohe, der Schultheiß 
die niedere Gerichtsbarkeit besessen haben, beruht auf einem Irrtum. 

2) Urkb. Stadt Basel i, 14. 3) Mittelrh. ÜB. 1, 464 (St 2961) v. 1103. 
4) Mittelrh. UB. 1, 401 ff. (St 2499). 

11* 
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ebenso kompetent wie das Vogtgericht für die anderen nicht 
eximierten Güter und Leute der Abtei. Das Buding ist eben 
— die etymologische Verwandtschaft mit bumede und buteil darf 
als gesichert gelten — das Ding des Herrenhofes, der Herrschaft. 1 ) 
Nicht etwa so ist der Unterschied zwischen Vogtding und Buding 
zu fassen, daß ersteres öffentlich-rechtlichen, letzteres privatrecht- 
lichen Ursprungs und Charakters ist, daß ersteres sein Dasein vom 
Staate, letzteres von der Grundherrschaft ableitet — soll doch 
auf den Vogtdingen gerichtet werden „arbitrio abbatis vel pre- 
positorum aut villicorum et meliorum qui in curtibus sunt" — , 
vielmehr begegnet hier dasselbe Nebeneinander von Vogt- und 
Herrschaftsgericht, wie es seit dem 10. Jahrhundert auf allen 
geistlichen Grundherrschaften anzutreffen ist.*) 

Die Teilung der Gerichtsbarkeit zwischen Herrschaft und 
Vogtei ist nicht nur in der Art erfolgt, daß die Wirksamkeit des 
Vogtes auf gewisse Zeiten und auf Behandlung gewisser Rechts- 
materien beschrankt wurde, sondern — wie schon die letzt- 
erwähnten Nachrichten zeigten — auch durch völligen Ausschluß 
mancher Gebiete und mancher Bewohner der Immunität. 

Nicht selten ist das Gebiet der Herrschaft, das zur Immunität 
i. e. S. gerechnet wurde, ganz oder teilweise vom Vogt befreit 
worden*): das engere Klostergebiet, die Wirtschaftshöfe des Abtes 
oder Probstes u. dgl. Aber auch sonst wird fQr dieses oder 
jenes Gut Vogtfreiheit erwirkt oder vom Schenker ein für allemal 
ausgesprochen. Als 1003 ein Graf der Abtei Deutz drei Höfe 
schenkt, bestimmt er Vogtfreiheit, Unterordnung allein unter 
einem vom Abt bestellten Centurio und Instanzenzug an den Abt 
und Kölner Erzbischof. 4 ) In einem Precarien vertrag von 1092 
wird ausdrücklich hervorgehoben, daß eine Verpflichtung weder zum 
Besuch des Vogtdinges noch zur Leistung von Vogtabgaben auf 

1) Vgl. Zecher bei Wattz 5* 266 N. 

2) Über das Buding vgl. Waitz 5' 281 ; 8, 7 3 ff.; sehr eingehend Lamprecht, 
Wirtschaftsleben i, 764 f. 994. 1032 ff. u. a. a. Stallen. Lamprechts historischer 
Charakterisierung des Budings, des Verhältnisses zur Immunität, zum Hochgericht u. 8. w. 
kann ich nicht zustimmen. L.s Annahme ist auch hier beherrscht von der grund- 
herrlichen Theorie, gegen die sich diese Arbeit richtet. Ähnlich wie L. beurteilt 
E. Mayer, Dt. u. franz. Verfassungsg. 2, 57 f. das Buding u. deutet es als Gericht 

- des Anbaues. 

3) S. oben 8. 131. 4) Lacomblet* 1,86 n. 139. 
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dem Gut© ruhe, sondern nur Unterordnung unter dem „iudicium 
familiae" eines bestimmten Hofes bei nachlässiger Zinszahlung 
bestehe. 1 ) Die Schenkung eines Gutes an Kloster Kauffungen 
ii 09 bestimmt zugleich Vogtfreiheit. *) 

Nicht allein bestimmte Gebiete, auch bestimmte Gruppen 
herrschaftlicher Leute wurden von der Vogtgewalt eximiert. Zu- 
nächst natürlich die, die auf dem engeren, vogtfreien Immunitäts- 
gebiet saßen, besonders häufig die im unmittelbaren täglichen 
Dienst der Herrschaft Stehenden, die prebendarii, dagescalci, die 
famuli oder die scararii, aber auch die Klasse der Ministerialen. 8 ) 
Es ist das eine Entwickelung, die mit der Bildung geschlossener 
Standesgruppen innerhalb der Herrschaftsleute zusammenhängt, 
mit der Entstehung besonderer Standesrechte und — da der 
Grundsatz der Rechtsprechung durch sozial Gleichstehende mehr 
und mehr galt — infolgedessen mit der Entstehung besonderer 
Gerichte. Die Entwickelung ist hier territorial und lokal sehr 
verschieden, besonders auch das Verhältnis dieser Sondergerichte 
zu den Vögten überaus mannigfach. Oft ist die Wirksamkeit der 
Vögte subsidiär gedacht: der Vogt soll diesen Immunitätsleuten 
gegenüber nur einschreiten, wenn sie sich gegen die Maßnahmen 
der Herrschaft und ihrer Beamten auflehnen oder wenn die Herr- 
schaft mit ihnen nicht fertig werden kann oder wenn die Herr- 
schaft ausdrücklich die Mitwirkung des Vogts verlangt. Manchmal 
wieder ist die Ausschließung der vogteilichen Tätigkeit unbedingt 
und vollständig. 

Jedenfalls lassen unsere Betrachtungen erkennen, daß die 
kirchlichen Vogteien zu überaus verschiedenen Stellungen gelangen 
mußten. Die große Mannigfaltigkeit der Vogteiverhältnisse späterer 
Zeit wird durch die hier allerdings nur kurz berührte Eigen- 
tümlichkeit der Bildungen erklärt. Bedenken wir: verschieden 
war die Gewalt, welche die Immunitätsherrschaft da und dort 
erworben hat, verschieden besonders das Maß der Gerichtsbarkeit. 
Bedenken wir ferner, daß das an sich Verschiedenartige in durch- 
aus ungleicher Weise zwischen Vogt und Herrschaft geteilt wurde, 

1) Nasa. ÜB. 1, 82 n. 142. 

2) Kauffunger ÜB. i, 27; vgl. auch Usenb. ÜB. 1, 17 v. 1131 und Waitz 
VG. 5*, 2S0I 

3) Vgl. die ßtellen Waitä 5', 280 f.; 7, 359 f. 
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so ist einleuchtend: die vogteilichen Rechte müssen große Mannig- 
faltigkeit aufweisen. Es begegnen Vögte als Inhaber der Hoch- 
gerichtsbarkeit, gleichsam als Grafen kirchlicher Herrschaftsgebiete, 
während die niederen Gerichtsrechte der Herrschaft selbst oder 
anderen Machten überlassen waren; es begegnen aber auch Vögte, 
die nur gewisse Richterrechte besaßen, wahrend im übrigen das 
Gerichtswesen teils der Landesherrschaft und ihren Organen, teils 
der bevogteten Herrschaft zukam; es begegnen schließlich auch 
Vögte, die fast keine Richtergewalt hatten und als Schirmvögte 
neben der niederen Gerichtsherrschaft und neben der das hohe 
Gericht besitzenden Landesherrschaft standen. Und wie die Herr- 
schaft der Kirchen sich bald an die Grenzen des eigenen Grund- 
besitzes hielt, bald aber — und das sehr häufig — über sie 
hinauswuchs, so bezog sich die Vogtei, die der Ausdehnung kirch- 
licher Herrschaft nachfolgte, bald auf das Gebiet kirchlicher Grund- 
herrschaft allein, bald aber auch auf freies Gut freier Leute, das 
in den kirchlichen Herrschaftskreis gezogen war. 1 ) 

Als nutzbares Recht für sich wurde die verschiedenartige 
Vogtei behandelt, sie wirkte als eine auf den betreffenden Grund- 
stücken ruhende Last, sie wurde vererbt, verkauft, abgelöst; sie 
blieb auch dann bestehen, wenn das Gut in die Hände von Laien 
gekommen war. Grundherrschaft, Gerichtsherrschaft und Vogtei 
stehen nebeneinander. Und da eben jedes für sich als Objekt 
des Rechtsverkehrs galt, so konnte es geschehen, daß zwei Stifter 
im selben Gebiet als Inhaber der Herrschaft einerseits und der 
Vogtei andererseits berechtigt waren oder daß in ähnlicher Weise 
zwei weltliche Herren nebeneinander geboten. 

Die Mannigfaltigkeit der Vogteiverhältnisse ist bezeichnend 
für die Gerichtsbarkeit der Immunitäten überhaupt. Vielheit an 
Stelle der früheren Einheit — das ist überall zu beobachten. 
Die wesentlichen Momente des Immunitätsgerichts aber werden 
uns am klarsten zum Bewußtsein kommen, wenn wir am Schlüsse 
dieser der Immunität gewidmeten Betrachtungen den Gang der 
Gesamtentwickelung nochmals überschauen und die hauptsächlichen 
Ergebnisse der Untersuchung hervorheben. 

* 

i) Schöpfldj, Alsatia diplom. i, 178 v. 1097. Ein Freier tradiert sein 
freies Erbgut „per man um comitis A. prenominatae villae advocati". 
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Gewisse herrschaftliche Rechte persönlicher und dinglicher 
Art hatten sich früh ausgebildet, über Unfreie, auch über Freie. 
Herrschaftliche Zwischeninstanzen zwischen manchen Volkselementen 
und den staatlichen Gerichten sind erstanden: die Grund- und 
Mundherren. Das Institut der Immunität war hinzugekommen. 
Das staatliche Verbot des Vornehmens amtlicher Handlungen auf 
immunem Gebiet, den Verzicht des Fiskus auf seinen Anteil 
an den Bußen schloß Immunität in sich. Dadurch wird die in 
der Bildung begriffene herrschaftliche Gerichtsbarkeit wesentlich 
gefördert und gestärkt, sie gewinnt schließlich öffentlichen 
Charakter, sie tritt ein in den Organismus des allgemeinen, vom 
Staat gebandhabten oder beaufsichtigten Gerichtswesens, sie 
wird Gerichtsbarkeit auf Grund königlicher Bevoll- 
mächtigung. 

Das ist die erste entscheidende Wendung in der Entwickelung 
der Immunität und des herrschaftlichen Gerichtswesens. Die not- 
wendige Folge aber war die Forderung, daß Träger der königlichen 
Bevollmächtigung, Repräsentanten der übertragenen Gewalt vor- 
handen waren: die Vögte. Und diese Vögte handhaben den 
königlichen Bann, sie handhaben ihn auch dann, wenn sie nur 
über herrschaftliche Unfreie richten, auch dann ist ihr Ding das 
„placitum publicum". Denn nicht Verstärkung der herrschaftlichen 
Gewalt an sich ist dieser Bildung charakteristisch, sondern Ein- 
tritt des Herrschaftsgerichts in den Kreis des Staatlichen. Der 
Prozeß der Erhöhung der Unfreien war zum Abschluß gekommen, 
die herrschaftliche Willkür einer regulären Gerichtsgewalt ge- 
wichen und diese an die allgemeinen öffentlichen Rechtsnormen 
gebunden. 

Diese Entwickelung der Immunitätsgerichte hatte notwendig 
weitere Folgen: das Bedürfnis nach Abrundung des Gebietes, nach 
einer territorial brauchbaren Abgrenzung der Immunitäts- und 
der anderen Gerichtsbarkeit. Wir wissen, daß deshalb im 9. Jahr- 
hundert grundherrliche Arrondierung angestrebt wurde. Aber das 
mag da und dort Erfolg erlangt haben — allgemein konnte es 
nicht gelingen, und das Errungene konnte nicht genügen. So 
macht sich das Streben geltend, die Gerichtsbarkeit der Immunität 
über das Gebiet der verstreuten Grundherrschaft hinaus in terri- 
torial geschlossenen Kreisen zu gewinnen. Gerichtsbezirke der 
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Herrschaften werden gebildet teils durch Arrondierung des Grund- 
besitzes, teils aber durch selbständige Ausdehnung der gericht- 
liehen Befugnisse: Immunitätsherrschaft und Grundherrschaft 
gehen auseinander. 

Das ist das zweite wichtige Moment, das in der Immunitäts- 
geschichte zu beachten ist. Die erste bedeutsame Wendung 
ist im 9. Jahrhundert erfolgt, diese zweite im romanischen 
Westen des Frankenreichs vielleicht schon während der zweiten 
Hälfte des 9. Jahrhunderts, im germanischen Osten erst seit dem 
zehnten. In unmittelbarem Zusammenhang damit stand ein weiteres: 
die herrschaftliche Gewalt, welche Immunität verlieh, ist 
seit dem 10. Jahrhundert nicht mehr einheitlich und gleich- 
mäßig. Die herrschaftlichen Rechte, besonders die der Gerichts- 
barkeit, wurden verschieden in den geschlossenen Herrschafts- 
bezirken einerseits und in den Gebieten verstreuten Grundbesitzes 
anderseits, sie wurden verschieden auch in den einzelnen Bann- 
bezirken — alles abhängig von der Auseinandersetzung mit den 
Provinzialgewalten und von der Privilegierung des Königs. War 
doch seit Ausgang der Karolingerzeit vielfach eine gewisse Neu- 
verteilung der provinzialen Gewalt unerläßlich. Weil beim natural- 
wirtschaftlichen Charakter der Gesamtkultur der karolingische 
Beamtenstaat sich nicht halten konnte, begannen die Inhaber 
staatlicher Rechte in den Provinzen ihre amtlichen Befugnisse als 
nutzbare Rechte zu behandeln — eine Verschiebung, an der sich 
die Immunitäten beteiligten, bei der sie aber der Natur der Sache 
nach sehr verschiedene Erfolge hatten. 

Die Folge dieser Vorgänge war das Hervortreten eines all- 
gemeinen territorialen Prinzips: das Territoriale verlangte bei 
allen Organisationen und Rechtseinrichtungen den maßgebenden 
Einfluß, die älteren persönlichen Verbände wurden mehr bei Seite 
geschoben. Territorialitätsprinzip im Recht an Stelle des älteren 
Personalitätsprinzips, Territorialität auch bei Verteilung der 
politischen Gewalt. Die Immunitätsherren ließen ihre Herrschaft 
über die Grundstücke verkümmern, die außerhalb der größeren und 
kleineren, mehr oder weniger territorial geschlossenen Bannbezirke 
lagen, ließen sie oft zur Gerichtsbarkeit in Leihesachen und später 
noch mehr verflüchtigen; sie haben anfangs die Gewalt über die 
Unfreien, die außerhalb der eigentlichen Herrschaftskreise saßen, 
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strammer zu wahren gesucht, aber schließlich sind auch da die 
herrschaftlichen Beziehungen erschlafft und schon im früheren 
Mittelalter die Anfange der Bildung sichtbar: Leibherrschaft 
und Gerichtsherrschaft gehen auseinander. 

So hatte sich die ehemals allen Herrschaftsgütern gleichmaßig 
zukommende Immunität in eine Reihe von Sonderrechten aufgelöst 
Die allgemeinen Immunitätsprivilegien hatten ihre Bedeutung ein- 
gebüßt, sie hörten meist im n. Jahrhundert auf. Und wenn 
mitunter — nicht oft — die alten Privilegienreihen noch weiter 
fortgesetzt wurden, so hatte das keine tatsächliche Bedeutung. 
Unter Immunität aber begann man etwas anderes zu verstehen, 
ja gelegentlich Formeln älterer Immunitätsurkunden im neuen 
Sinne zu gebrauchen. Und das kam so. 

Immunität war anfangs auf alle Besitzungen bezogen. Doch 
ward der Unterschied gemacht, daß nur Kirchen, kirchliche Ge- 
bäude u. 8. w. den hohen Schutz der 600- Schillingbuße genossen, 
die anderen Gebiete nicht. An diesen Gegensatz schloß sich die 
Bildung eines Gegenüber von engerer und weiterer Immunität in 
nachkarolingischer Zeit an. Verschieden, was zu dem einen oder 
anderen gerechnet wurde. Aber allgemein ist ein gewisser Gegen- 
satz von „terra claustralis" und „terra mansionaria", allgemein 
wird schließlich Immunität nur auf die erstere bezogen, ja die 
alten Immunitätsprivilegien werden so gedeutet, als ob sie bloß 
das engere Gebiet gemeint hätten und dieses gegen jede weltliche 
Gewalt, auch gegen die Kirchen vögte schützen wollten. Im 9, 
10. und beginnenden 11. Jahrhundert ist engere und 
weitere Immunität zu unterscheiden, im weiteren Verlauf 
des 11. und im 12. Jahrhundert aber pflegte man Immunität nur 
auf das engere Gebiet zu beziehen. 

Eine Differenzierung der Immunitätsrechte ist der ganzen 
Entwicklung im nachkarolingischen Zeitalter eigentümlich. Und 
nicht nur eine Differenzierung in dem Sinne, daß die herrschaft- 
liche Gewalt verschieden war gegenüber verschiedenen Gebieten 
und gegenüber verschiedenen Gruppen von Untertanen, sondern 
auch eine Differenzierung anderer Art. Die Immunitätsgerichts- 
barkeit wurde zwischen Vogt und Herrschaft geteilt, mannigfach 
geteilt, und die wirtschaftlichen und sozialen Bewegungen auf 
dem weiten Immunitätsboden verlangten Sondergerichte für einzelne 
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Verhältnisse und für einzelne Standegruppen. So sind zahlreiche 
Herrschaftsgerichte erstanden. Ihr Besitz wurde als ein fundiertes 
Recht, gleichsam als Immobiliarrecht, betrachtet, die Ableitung 
vom Staat vielfach vergessen. Ward im 9. Jahrhundert die ganze 
Fülle der Immunitatsrechte auf königliche Privilegierung und 
staatliche Übertragung zurückgeführt, so hatten später, nachdem 
die einst einheitliche Gewalt seit dem 10. Jahrhundert sich in 
eine Reihe von Sonderrechten aufgelöst hatte, manche dieser 
Rechte den unmittelbaren Zusammenhang mit dem Staat verloren. 
Allerdings läßt das Straßburger Stadtrecht den Schultheißen, 
Zöllner und Münzmeister, die Gericht in der Stadt halten, die 
Gewalt dazu vom Vogt, dem Inhaber des königlichen Blutbannes, 
empfangen 1 ), allerdings stellen noch die Rechtsbücher des 13. Jahr- 
hunderts den König in den Mittelpunkt aller Gerichtsgewalt, 
aber sie kennen doch Gerichtsbarkeit niederer Art, die nicht un- 
mittelbar oder mittelbar vom Monarchen herrührt Nur für höhere 
Justiz, besonders rar die sogenannte Blutgerichtsbarkeit, bleibt 
die Ableitung vom König und Staat, für die niedere nicht. Die 
niederen Gerichte sind zwar auch später nicht allgemein Anhängsel 
und Bestandteile der Grundherrschaft geworden — die Grund- 
herrschaft als solche entwickelt nur Sondergerichte in grundherr- 
lichen Dingen — aber sie sind Rechte, die für sich bestehen und 
im Rechtsverkehr begegnen. Zum Teil haben die aus der Immu- 
nitätsherrschaft stammenden und als öffentliche zur Entwickelung 
gelangten Gerichte ihren staatlichen Charakter verloren. 

* 

* * 

Die hier vorgetragene Ansicht über die Entwickelung der 
Immunität weicht in manchen wesentlichen Punkten von den 
herrschenden Meinungen ab. Auf einige sei hier nochmals hin- 
gewiesen. 

1. Der nach unserem Dafürhalten bedeutende Fortschritt im 
9. Jahrhundert: der Eintritt des Immunitätsgerichts in die Orga- 
nisation der staatlichen Gerichtsbarkeit, die staatliche Bevoll- 
mächtigung als Rechtsgrund dieser herrschaftlichen Befugnisse, ist 

1) Straßb. Stadtr. c. 12, Kbutoen Urkk. z. stadt. Verfassungsg. 94: nulla 
ratione eam [sc. potestatem stringendi] neget [advocatus] causidico thelonario 
monete magistro. 
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garnicht oder nicht genügend beachtet worden. Da man aber 
diese Gerichtsbarkeit als Ausfluß der Grundherrlichkeit bewertete, 
hat man sie als privatrechtlich angesehen und den öffentlich- 
rechtlichen Gerichten des Staats gegenübergestellt — ein Gegensatz 
von öffentlichrechtlichem und Privatrechtlichem, von Staatlichem 
und Grundherrlichem, der in dieser Art tatsächlich nicht vorhanden 
war und dessen Annahme daher zu Irrtümern und schiefen Auf- 
fassungen führen mußte. 

Während ein wichtiges Moment in der Entwickelung der 
Immunität, wie ich glaube, übersehen wurde, hat man vom 9. zum 
10. Jahrhundert die Immunität einen Fortschritt machen lassen, 
den wir nicht zu finden vermögen. 

2. Im fränkischen Zeitalter habe die Immunität niedere 
Gerichtsbarkeit besesseD, am Ende des 9. Jahrhunderts oder im 10. 
sei die hohe hinzugekommen. Man spricht von der niederen 
Immunität der früheren, fränkischen Zeit und von der hohen Im- 
munität der späteren Jahrhunderte, dem entsprechend auch von 
einer niederen und hohen Vogtei. Wir aber konnten zum sichern 
Ergebnis gelangen, daß ein allgemeines Fortschreiten der Immu- 
nität von niederer zu hoher Gerichtsbarkeit nicht zu bemerken 
sei, daß eine Steigerung der allgemeinen Immunität in dieser 
Hinsicht überhaupt nicht stattgefunden habe. Eine bedeutsame 
Erhöhung herrschaftlicher Gewalt ist mitunter in den einzelnen 
Bannbezirken erfolgt, nicht aber schlechthin auf allen Besitzungen 
und gegenüber allen Hintersassen und Abhängigen. Das ist ein 
Irrtum, der hinüberleitet zu einem weiteren. 

3. Man pflegt den Begriff „Immunität" auch bei Betrachtungen 
des 10. und 11. Jahrhunderts in dem Sinne zu verwenden, daß 
man die Immunität als ein einheitliches, gleichmäßig fortschreiten- 
des Herrschaftsrecht voraussetzt. Man übersah die großen Ver- 
schiedenheiten innerhalb der Immunität. Hat man auch die 
Periode der jüngeren Immunität (12. Jahrhundert) derjenigen der 
älteren gegenübergestellt, so hat man doch nicht hinreichend das 
Nebeneinander der weiteren und engeren Immunität im 9. und 
10. Jahrhundert beachtet, auch die Teilung der Gerichtsfunktionen 
zwischen Herrschaft und Vogt in ihrer wahren Natur und die 
Sondergerichte in ihrer historischen Bedeutung nicht immer richtig 
erkannt. 
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Die Fehler, die bei Betrachtung der Immunität begangen wurden, 
haben naturgemäß die Behandlung anderer verfassungsgeschichtlicher 
Probleme beeinflußt. Jetzt, da wir glauben, diese Fehler aufgehellt 
zu haben, werden wir vielleicht erklären können, wie es kam, daß 
Grundherrschaft und Immunität von einer Gruppe von Forschern 
ganz entschieden mit der Entstehung der Landeshoheit und des 
Städtewesens in Verbindung gebracht wurde, während von anderer 
Seite diese Beziehungen ebenso bestimmt geleugnet wurden. 1 ) 

Die Anhänger der grundherrlichen Theorie sahen die Fort- 
entwickelung, welche mitunter die Immunität zur vollen Gerichts- 
herrschaft erfuhr, als Fortentwickelung der Immunität und der 
grundherrlichen Gewalt Oberhaupt an, sie mußten, da ja mit 
Immunität ausgestattetes Gut allenthalben vorhanden war, eine 
allgemeine und vollständige Auflösung der alten Hochgerichtsver- 
bände und als wichtigste Grundlage der neuen territorialen Bildung 
die Grundherrschaften annehmen. Die Gegner aber dieser Ansicht 
bemerkten — manchmal wenigstens — nicht, daß aus älteren 
Immunitätsrechten volle Gerichtsgewalt emporsteigen konnte, sie 
verstanden unter Immunität nur die Herrschaft über Unfreie und 
die abgeschwächten Gerechtsame, wie sie außerhalb der herrschaft- 
lichen Bannkreise bestanden. Die einen haben Entwickelungs- 
momente, die nur dem geringsten Teil des Immunitätsgebiets zu- 
kamen, auf die Immunität im allgemeinen ausgedehnt und dadurch 
irrige Anschauungen gebildet, die anderen haben historisch wichtige 
Zusammenhänge übersehen und den späteren Begriff „Immunität" 
auch als den der früheren Zeit erachtet. 

Ähnlich steht es mit der bekannten wissenschaftlichen Pole- 
mik über Entstehung des Stadtrechts. Wenn die einen Stadtrecht 
auf der Immunität entstehen lassen, die anderen außerhalb der 
Immunität, und wenn beide mit gleicher Bestimmtheit ihre Mei- 
nung vertreten, so liegt der Grund darin, daß jeder ein anderes 
Entwickelungsstadium der Immunität ins Auge gefaßt und dieses 
für die Immunität in Anspruch genommen hat. Eine gegenseitige 
Verständigung war unmöglich, die Hiebe trafen im Grunde nicht 
die gegnerische Ansicht, sie gingen nebenher. Die Forscher älterer 
Richtung sprachen von Immunität und dachten dabei an die 



i) S. oben 8. 6 n. 56 L 
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älteren Vorrechte, die dem gesamten Gut des Privilegierten zu- 
kamen, und an jene umfassenden herrschaftlichen Befugnisse, die 
mitunter als Folge der Immunitat in gewissen Gebieten erworben 
wurden. Die Forscher jüngerer Richtung dagegen gingen von 
jener spateren Immunitat aus, die bloß ein kleines Gebiet des 
herrschaftlichen Landes und eine Gruppe der herrschaftlichen Leute 
genoß. Die einen meinten die weitere, die anderen die engere 
Immunitat, beide sind sich des Unterschiedes nicht bewußt ge- 
worden und haben ihren Immunitätsbegriff auf die Grundherrschaft 
überhaupt bezogen. Jetzt aber wissen wir: die Bildung des Stadt- 
rechts war wohl möglich außerhalb der engeren Immunität und 
zugleich auf der weiteren. Gerade die städtischen Verhältnisse 
zeigen mit erwünschter Deutlichkeit, wie innerhalb der großen 
Herrschaftskreise verschiedene Sonderrechtskreise sich bilden, terri- 
toriale und persönliche, wie sich diese ganz allmählich von einander 
lösen, lango Zeit noch vielfach mit einander verbunden bleiben. 
Daher begegnet gerade in den älteren Städten die merkwürdige 
Verbindung von privaten resp. grundherrlichen und politisch-staat- 
lichen Gerechtsamen, daher fällt hier auf die häufige Gemeinsam- 
keit der Beamten für die Stadt und für die herrschaftliche Wirt- 
schaft u. dgl. mehr. Das Stadtrecht ist eben entstanden auf den 
aus Immunität herausgewachsenen Herrschaftsbezirken. 

Indessen, auch wenn wir Stadtrecht mit Immunität in engste 
Verbindung setzen, so entscheiden wir doch nicht über freie oder 
unfreie Entstehung des Städtewesens. Denn das lehrten unsere 
Betrachtungen: Immunität deckt sich durchaus nicht mit Unfreiheit. 

Weitere Aufklärung sollen Erörterungen über das Hofrecht 
bringen. 

KI. Hof recht 
1. Ansichten über das Hof recht 

Mit Immunität wird in Verbindung gebracht das Hofrecht. 
Das Hofrecht steht im Gegensatz zum Landrecht. Das Landrecht 
ist das Recht der freien Landbewohner, das Hofrecht das Recht 
der Nichtfreien. 

Nur ganz vereinzelt ist Widerspruch gegen diese Auffassung 
erhoben worden. Trefflich hat A. Heusler in seinen ideenreichen 
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Institutionen des Deutschen Privatrechts das Verhältnis zwischen 
Stadt-, Land-, Lehn- und Hofrecht charakterisiert Wie das Lehn- 
recht, so sei auch das Hofrecht ein Sonderrecht gewisser Ver- 
hältnisse; „man ist dem Land- oder Weichbildrecht in der Gesamt- 
heit seiner Rechtsbeziehungen unterworfen mit Ausnahme des 
durch spezielle Verumständungen unter Lehn- oder Hofrecht ge- 
stellten Rechtsverhältnisses" (I. S. 27). Die Hintersassen einer 
Hofverwaltung wurden zu einer Gerichtsgemeinde nur „zum Zweck 
der Beurteilung der internen Angelegenheiten der Hofgenossen'* 
vereinigt (S. 30). „So bildete sich das Hofgericht und aus dessen 
Praxis das Hofrecht" (S. 31). Das Hofrecht war daher gar nicht 
fähig, die hofhörigen Leute dem Volksrecht ganz zu entziehen 
(S. 31). Enthielt es doch die Summe der Rechtssätze, welche 
den Rechtsverkehr innerhalb einer Hofherrschaft und die durch 
grundherrliche Abhängigkeit erzeugten Verhältnisse regeln, ist 
doch das dingliche, nicht das persönliche Element das eigentlich 
Mafigebende (S. 34). Es ist „nicht das Recht der Hofhörigen, 
sondern das Recht für den Verkehr in hofrechtlichem Verhält- 
nisse, ein Recht, an welchem auch nichthofhörige Leute Teil 
haben können" (S. 36). „Die unter Hofrecht stehende Genossen- 
schaft" kann „aus persönlich freien Zinsleuten oder aus Hörigen 
milderen Grades (Liten) oder aus Leibeigenen bestehen, ihr Stand 
wird durch das Hofrecht nicht affiziert. Juristisch ist also das 
Hofrecht nicht Folge der Zugehörigkeit zu dem unfreien Bauern- 
stand, sondern das Recht der durch eine Grundherrschaft aus- 
gebildeten Abhängigkeitsverhältnisse" (S. 39). 

Diese Ausführungen sind in ihrer bestimmten Fassung un- 
zweideutig und zugleich überzeugend. Und doch — nachhaltige 
Wirkung haben sie nicht ausgeübt, die ältere Ansicht nicht ver- 
drängt, die das Hofrecht als das allgemeine Recht der hörigen 
Leute, das Hofgericht als das forum generale, nicht als das forum 
speciale ansieht. 1 ) Ja Heusler selbst, so will mir scheinen, hat 
aus seinen eben skizzierten Ansichten nicht jene allgemeinen sozial- 
geschichtlichen Folgerungen gezogen, die sich im Grunde notwendig 
ergeben mußten. Wenn er bemerkt, daß „weitaus in den meisten 
Fällen, ja regelmäßig der Hofhörige in Beziehung auf sein Hofgut 



1) Vgl. Heuslbr 8. 27. 
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nur hofrechtlichem Verkehre unterliegt und außerhalb desselben 
keinen Anlaß zu rechtlichem Handeln hat, weil er des Landrechts 
nicht teilhaftig ist" (S. 35), so leugnet er selbst die historische 
Bedeutung der von ihm gebotenen Charakterisierung des Hofrechts. 
Er kennzeichnet auf der einen Seite nur das rechtliche Prinzip 
und gesteht auf der anderen, daß die faktischen Verhaltnisse 
überwiegend anders lagen, daß tatsachlich das Hofrecht das 
persönliche Recht der hörigen Leute geworden sei. 1 ) Und deshalb 
konnte, ja mußte Heusler bei Darstellung anderer historischer 
Vorgange das Hofrecht in seiner tatsachlichen geschichtlichen 
Wirksamkeit — auf diese allein, nicht auf das rechtliche Prinzip 
kam es an — im Sinne der älteren Ansicht auffassen und ver- 
werten. 

Trotz Heusler ist demnach das Hofrecht gewöhnlich als 
Hörigenrecht schlechthin beurteilt worden. In manchem gehen 
wohl die Ansichten auseinander. Die einen sprechen schon im 
fränkischen Zeitalter vom Hofrecht *), andere lassen es erst im 
9. Jahrhundert entstehen'), die einen leiten es lediglich aus dem 
Recht der Unfreien ab, andere halten die Einwirkung des Rechts 
der freien Hintersassen rar sehr bedeutsam*); die einen sondern 
schärfer die herrschaftlichen Rechte über Freie und Unfreie und 
führen sie teils auf Landrecht, teils auf Hofrecht, auf Übertragung 
öffentlicher Gewalt und auf Privathoheit (hofrechtliche Obrigkeit) 
zurück 5 ); andere verschmähen solche Gegenüberstellung oder legen 
wenigstens kein Gewicht darauf. 

tm allgemeinen, so kann man sagen, wird Hofrecht als das 
Recht angesehen, das sich in den großen Grundherrschaften ent- 
wickelt hatte als das Recht, das im 10. und 11. Jahrhundert die 
ursprünglich verschiedenartigen Hintersassen durch die Einheit in 
der herrschaftlichen Gerichtsgemeinde zu einem Stand zusammen- 
geschlossen hat. Dabei finden wir die Vorstellung: Hofrecht reicht 
so weit, als das herrschaftliche Grundeigen reicht, nämlich das 
Grundeigen, das nicht zu Lehen gegeben oder das nicht — so 



1) Vgl. besonders die Bemerkungen 8. 35. 

2) Vgl. z. B. Gareis, Landgüterordnung Karls 8. 28 N. 

3) Vgl. 2. B. G. Meter, Ztsch. der Savignystift. 3, 121. 

4) Vgl. G. Meyer, ebd. 8. 121. 

5) Vgl. v. Amjra in Padlb Grundriß 2. Aufl. 8. 151, Sonderausgabe 8. 101. 
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wenigstens manche Forscher 1 ) — Precariengut ist. Überdies wird 
mit Hofrecht der Begriff des Unfreien und zugleich der Begriff 
der Immunität verbunden. Die Herrschaft der Immunität denkt 
man sich eben ausgedehnt über den nicht zu Lehn gegebenen 
Grundbesitz, d. i. über das unter Hofrecht stehende Leiheland. 
Hofrecht, Immunität und Unfreiheit werden schlechthin als zu- 
sammengehörig betrachtet. 1 ) 

Auffallend ist an dieser herrschenden Ansicht — das sei 
gleich bemerkt, daß des bedeutungsvollen Hofrechts in älterer 
Zeit nie gedacht ist. Die Worte „ins curiae", „iudicium curiae" 
und ähnliche sind meines Wissens nur mit Beziehung auf das um 
die Person des Monarchen gebildete Gericht und auf das dort zur 
Anwendung kommende Recht gebraucht.') Später werden die 
Worte Hofrecht und Hofgericht sehr häufig und zugleich überaus 
mannigfach verwertet. So mannigfaltig, als es die Stellung der 
Fron- und Dinghöfe war: Hofrecht begegnet einerseits als das 
Recht, das lediglich die Abgaben und Dienstverhältnisse zum 
Herrschaftehof regelt, das sich nur auf die wirtschaftlichen Be- 
ziehungen erstreckt, aber anderseits auch als das Recht, das in 
dem am herrschaftlichen Hof tagenden Gericht zur Anwendung 
gelangt. Und da die Kompetenzen dieser Hofgerichte überaus 
verschieden sind, bald nur Sachen des Grundbesitzes und der 
Landnutzung, bald leichtere, bald alle Rechtsfalle betreffen, so ist 
Hofrecht — als das Recht des Hofes, als die Summe an Gerecht- 
samen und Gewohnheiten, die sich dort entwickelten — überaus 
verschieden, je nach der Stellung, zu der der Hof gelangt Var. 4 ) 

Uns hat diese Reichhaltigkeit späterer Bildungen nicht zu 
interessieren. Auch in späterer Zeit ist Hofrecht nicht im Sinne 

t) Darüber unten S. 181. 

2) G. v. Below gibt die herrschende Ansicht wieder, wenn er Histor. 
Zeitschr. 58, 233 N. 3 hervorhebt: „Es gab außer den Spezialrechtkreisen (Lehn-, 
Dienst-, Stadtrecht) nur zwei Arten: Landrecht und Hofrecht; das erstere ist das 
Recht der Freien, das letztere das der Unfreien. Sind die Freien nun dem Hof- 
recht unterworfen, so sind sie hörig." Vgl. z. B. Hertzoo, Recht u. Wirtschafts- 
verfassung des Abteigebiets Maursmünster (1888) S. 14. Vgl. auch dio Be- 
merkungen G. Meters über ältere Ansichten, Ztschr. der Savigny-Stiftung 2, 83 ff. 
Durchaus im Bann der herrschenden Ansicht über Hofrecht als Recht der Un- 
freien steht E. Mayer, Deutsche u. franz. Verfassungsg. 1899. 

3) Waitz 6 1 , 516. 572; 8, 11 N. 3. 

4) Vorgl. die 8tellen in Grimms Weistümor unter „Hofrecht". 
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eines persönlichen Rechts, des Rechts eines Standes gebraucht, vielmehr 
dann, wenn es sich auf die von einem Dinghof höherer Art ausgehenden 
Normen und Gewohnheiten bezieht, als ein verschiedene Personen- 
rechte in sich schließendes oder neben sich duldendes Recht aufgefaßt. 

Daß Hofrecht der späteren Zeit in dieser Art zu beurteilen 
sei, ist allgemein anerkannt. Aber dieser Periode des rücksichts- 
vollen Hofrechts, das die Standesverschiedenheit nicht ausgleichen 
wollte und das sich oft nur auf Regelung dinglicher herrschaft- 
licher Gerechtsame bezog, soll eine Periode des strengen Hofrechts 
vorangegangen sein, eine Periode, da die Empfanger hofrechtlicher 
Leihen unter den persönlichen Zwang des Hofrechts gebeugt und 
zu Hörigen gemacht wurden. 

Auffallend, daß in der Periode des starren und strengen 
Hofrechts der terminus technicus in seiner eigentlichen Bedeutung 
niemals begegnet. Auffallend, doch nicht entscheidend: der Aus- 
druck „Hofrecht" mag nicht dem Wortgebrauch des 10. und 
ii. Jahrhunderts entsprechen, die Rechtsinstitution selbst aber 
mochte gleichwohl vorhanden gewesen sein. 

Hat es ein Hofrecht im Sinne der herrschenden Ansicht gegeben! 
Oder ist die Institution selbst ein Produkt des modernen Forscher- 
hirnes, wie der Name „Hofrecht 44 als Erfindung zu gelten hatl 

Die Rechtsbeziehungen sind dinglicher oder persönlicher Art, es 
gibt rein dingliche und rein persönliche Gerichtszuständigkeit. Nach 
diesen beiden Seiten hin soll die Möglichkeit einer Existenz des Hof- 
rechts erörtert werden. 

2. Hofrecht und Stände. 

Wie das karolingische Grafengericht die Personen verschie- 
denen Standes und Stammes je nach dem individuellen Personal- 
recht zu behandeln hatte, so auch das Gericht der Immunitäten. 
DeutüCh tritt die Rechtsverschiedenheit der Freien und Unfreien 
auf den Königsgütern im Capitulare de villis hervor, nachdrück- 
lichst wird bemerkt, daß den fiskalischen Hintersassen ihr ver- 
schiedenes, eigentümliches Recht gewahrt bleibe. 1 ) 

i) Vgl. C. 32 c. 52 „volumus ut . . . diverais hominibus plenam et inte- 
grum qualem habuerint reddere faciant iostitiam." Vgl. c. 4. Von einem Hofrecht 
ab] Hörigenrecht ist im Cap. de villis nichts zu bemerken. Der Meinung Gabeis', 
Landgflterordnung Karls 8. 28N., ist daher nicht beizutreten. 
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So war es auch in der Folgezeit. Wie in den am Anfang des 
n. Jahrhunderts gefälschten Würzburger Privilegien auf das ver- 
schiedene Recht der Hintersassen, die dem Gericht der Immu- 
nitaten untergeben sind, hingewiesen wird 1 ), so erscheint auch 
sonst die ständische Sondergruppierung herrschaftlicher Hinter- 
sassen nachdrücklichst betont. „Homines in quinque iustitüs" 
kennt eine Halberstädter Urkunde von 1129 als Kaltenborner 
Hintersassen. 8 ) Nicht nur Freie und Unfreie werden gegenüber- 
gestellt, eine darüber hinausgehende soziale und rechtliche Diffe- 
renzierung ist zu beobachten. Von einer Verschmelzung der noch 
im 9. Jahrhundert teils freien, teils unfreien Hintersassen zu 
einem einheitlichen Stand der Hörigen ist in der Tat nichts zu 
bemerken. Keine Spur davon ist zu entdecken, daß die Unter- 
ordnung der Hintersassen unter dem Immunitatsgericht ein ein- 
heitliches Recht das Hofrecht — geschaffen und alle Hinter- 
sassen diesem gebeugt hätte. Wozu auch diese Meinung? Einheit 
des Gerichts führte keineswegs zur Einheit des Standesrechts. 
Auch als das Personalitätsprinzip in nachkarolingischer Zeit mehr 
und mehr aufgegeben und ein Territorialitätsprinzip allmählich 
zur Geltung zu kommen begann, ward selbstverständlich an dem 
Grundsatz festgehalten, daß die Verschiedenheit des Geburtsstandes 
zu beachten sei. Die Berücksichtigung der Stammesverschiedenheit 
ward aufgegeben, nicht aber die des Standes, ja mitunter hat 
die ältere Stammes- zur späteren Standesverschiedenheit hinüber- 
geleitet. So war es in den Gerichten der Grafen, so auch in 
denen der Vögte und Immunitätsherren. Gleichmäßigkeit und 
Einheit des in herrschaftlichen Dinghöfen zur Anwendung kom- 
menden Rechts bezog sich auf Leiheverhältnisse und wirtschaft- 
liche Ordnungen, nicht aber auf die Persönlichkeit der Dienst- 
pflichtigen. Bedenken wir, daß die Dingpflicht mitunter sich 
ausschließlich auf Verhältnisse des Leiheguts bezog, daß manchmal 
nur dingliche, nicht immer auch persönliche Gerichtsuntertänigkeit 
bestand. Einheitlichkeit des Personenrechts begegnet im Gericht 
der Dinghöfe nur dann, wenn die Kompetenz dieser sich auf eine 
Klasse von Hintersassen beschränkte. Gewiß, das ist oft der Fall ; 

1) Vgl. Otto I. 954, S. 617 „alios liberos homines undecumque nati sint vel 
quocumquo iure debeant vivere. - ' 

2) Höchst. Halb. UB. i, 125. 
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die Entwickelung der Immunitätsherrschaft hat, wie wir sahen, 
oft dazu geführt, daß ein Dinghof Gerichtsbarkeit übte in dem 
Maße, als dingliche und persönliche Abhängigkeitsverhältnisse 
vorhanden waren, d. i. in Leihesachen und in den damit zusammen- 
hangenden wirtschaftlichen Fragen über alle Beliehenen, in den 
übrigen Civil- und Straffällen nur über die zugehörigen Un- 
freien. Wo aber die Immunitätsherrschaft weitere Ausdehnung 
gewonnen hatte, da war Einheitlichkeit des Personenrechts aus- 
geschlossen. 

Auf der weiteren Immunität saßen stets auch Freie. Beson- 
ders da, wo die Immunität zur Gerichtsherrschaft in geschlossenem 
Bannkreis geführt hat, begegnen Untertanen verschiedenen Standes. 
Nicht einförmiges Hofrecht herrschte hier, sondern verschiedenes 
Standesrecht. Nicht einmal der Anlauf zu der Entwicklung, die 
man im 10. und 1 1 . Jahrhundert sich vollenden läßt, ist gemacht 
worden. Ja selbst im Bereich der engeren Immunität, die aus- 
schließlich oder fast ausschließlich von unfreien Herrschaftsleuten 
bewohnt war, herrschte nicht ein Standesrecht, sondern mehrere, 
und je weiter wir vom 10. ins n. und vom n. ins 12. Jahr- 
hundert vorschreiten, umso ausgeprägter ist die Verschiedenheit 
des Personalrechts, der einzelnen Schichtungen der Unfreien. Ein 
Grundirrtum der üblichen Ansicht, daß die Grundherrschaft uni- 
formierend auf dem Gebiet des Standesrechts der Hintersassen 
gewirkt habe. Das Umgekehrte entspricht der Wahrheit, die 
Grundlinien der Entwickelung wurden falsch gezogen. Das 10. und 
11. Jahrhundert ist nicht eine Zeit der Uniformierung, sondern 
der Differenzierung der Standesrechte. 

Und Hofrecht? Die Entwickelung der Standesrechte innerhalb 
der Immunitäten des 10. und 11. Jahrhunderts weiß nichts von 
einem Hofrecht im Sinne der herrschenden Ansicht, weder von 
einem strengen, noch von einem laxeren. Das Personenrecht der 
verschiedenen Klassen der Untertanen, die zu herrschaftlichen 
Dinghöfen gehörten, ist überaus mannigfach, ja selbst das Recht 
derjenigen Dinghöfe, denen nur Unfreie untergeben waren, entbehrt 
der Einheitlichkeit. 

Wie aber steht es mit dem von den Dinghöfen gepflegten 
Recht, das die rein dinglichen Beziehungen der Dinghofuntertanen 
betraf? 

1Ä* 
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3. Hofrecht und Leihen. 

Allgemein ist die Annahme, daß die Leihen in zwei Gruppen 
zu sondern seien, in freie und hofrechtliche. Üher den Begriff 
„hofrechtlich" hat man sich allerdings nicht immer deutlich ge- 
äußert, mit ihm nicht immer klare Vorstellungen verbunden. 
Früher wurde gewöhnlich das Charakteristische des Hofrechtlichen 
in den persönlichen wirtschaftlichen Dienstleistungen, in den beim 
Gutswechsel zu entrichtenden Abgaben und ahnlichem aufgesucht 
Jetzt gelten die persönlichen Beziehungen des Beliehenen zum 
Herrschaftsgericht als das Wesentliche und eigentlich Kenn- 
zeichnende. 

Ich glaube die herrschende Ansicht richtig wiederzugeben, 
wenn ich bemerke, daß sie für das Charakteristische der hof- 
rechtlichen Leihe ansieht die Schaffung persönlicher Abhängig- 
keit, den persönlichen Eintritt des Beliehenen in die Sphäre 
des Hofrechts. Die freien Leihen schufen nur vermögensrechtliche 
Beziehungen zwischen Leiheherrn und Beliehenen, die hofrecht- 
lichen aber nicht nur dingliche, sondern auch persönliche. Die- 
jenigen Leihen haben als hofrechtliche zu gelten, die den Em- 
pfänger zur Unterordnung unter das HerrBchaftegericht zwingen. 
Die Dingpflicht sei das Ausschlaggebende. 1 ) 

Wie aber, so müssen wir gleich fragen, wenn die Ding- 
pflichten eines Beliehenen nach verschiedenen Seiten gingen? 
Wissen wir doch, daß manche Leihen den Empfänger zur Unter- 
ordnung in Leihesachen verpflichteten, aber sonst nicht. Wie, 
wenn das der Fall war? Gehören Leihen, die eine solche be- 
schränkte Dingpflicht des Beliehenen begehrten, auch zu den hof- 
rechtlichen? Die herrschende Ansicht hat diese Fragen nicht auf- 
geworfen, denn sie ging von der irrigen Voraussetzung aus, daß 
die Dingpflicht einheitlich gewesen sei. 

Immer wieder zeigt es sich: die ganze Lehre vom Hofrecht 
und den Hofrechtsleihen beruht auf falschen Voraussetzungen. 
Es gab kein von herrschaftlichen Dinghöfen gepflegtes Recht, das 
die Standesverhältnisse aller ihm Untergebenen uniformierte, es 

i) So Lajiprecht, Wirtschaftsleben i, 925; E. v. Schwind, Zur Entstehung 
der freien Erbleihen (GnautES Unters. 35,' 1891) S. 96. 102; Rietschel, Ztsch. 
der Savigny-Stiftg. 22, 201. 206. 
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gab auch keines, welches auf den einzelnen Grundstücken in der 
Art lastete, daß der damit Beliehene mit seiner Person dem 
Herrschaftsgericht unterworfen und Unfreier wurde. 1 ) 

Doch können wir vielleicht die übliche Gegenüberstellung 
von hofrechtlichen und freien Leihen in anderer Weise verwerten* 
Die standesrechtliche Wirkung gewisser Leihen müssen wir preis- 
geben, aber dürfen wir vielleicht die Leihen im Sinne einer etwas 
modifizierten herrschenden Ansicht so gruppieren, daß wir als 
hofrechtliche alle jene auffassen, die den persönlichen Gerichtsstand 
des Beliehenen vor dem Herrschaftsgericht verlangten? Gibt es 
herrschaftliche Leihen dieser Art, heben sie sich bestimmt von 
denen ab, die solche Folgen nicht begehrten? 

Die herrschende Ansicht versteht unter den hofrechtlichen 
die bäuerlichen Leihen. Freie bäuerliche Leihen werden für das 
9, io. und ii. Jahrhundert im allgemeinen geleugnet. Die Vor- 
stellung herrscht vor, daß Leihen, die dem Herrn wirtschaftliche 
Dienste und Abgaben brachten, den Inhaber in hofrechtliche Ab- 
hängigkeit führten, daß erst im ausgehenden n. und im 12. Jahr- 
hundert freie bäuerliche Leihen erstanden. 

Zu den freien Leihen der älteren Zeit werden durchweg die 
Beneficien gerechnet, mitunter auch die Precarien. Auffallend ist 
die Unsicherheit, die bei Zuweisung der Precarien in eine der 
beiden Hauptklassen von Leihen herrscht. Während Brunner die 
Precarien als Leihegüter niederer Art charakterisiert und den 
Beneficien, den Leihegütern höherer Art, gegenüberstellt, während 
auch Heusler sie unter den bäuerlichen Leihen behandelt*), nehmen 
Lamprecht, Schwind und andere die Gruppierung so vor, daß 
auf der einen Seite als freie Leihen Beneficien und Precarien, 
auf der anderen als unfreie die hofrechtlichen stehen. 8 ) 

1) Daß Empfang hofrechtlicher Leihen personlich unfrei machte, ist herrschende 
Ansicht. Vgl. z. B. Schwind S. 96. 102; Gobbehs, Ztsch. der Savigny-Stiftung 
4, 140. 143: „Hofrechtlicher Besitz macht unfrei." 

2) 8. ohen S. 1 1 . 

3) Schwind a. a. 0. 8. 3 ff. 22; Lamprbcht, Wirtschaftsleben 1, 900 be- 
merkt, daß seit Ende des 9. Jahrhunderts gegenüber den freien Landnutzungs- 
formen nur noch eine allgemeine grundhörige Nntzungsform vorhanden sei. — 
Im Zusammenhang mit der allgemeinen Gruppierung steht die unhaltbare An- 
nahme, daß das Beneficium als bäuerliches Verhältnis erst in späterer Zeit auf- 
gekommen sei. Lamprbcht 901 f.; Schwind S. 3. 



Digitized by Google 



182 



Gerhard Seeligeb, 



[xxn, i. 



Der Grund des Schwankens liegt darin, daß als Precaristen 
ebenso mächtige Herren wie kleine Leute begegnen, daß es Pre- 
carienleihen gibt, die persönliche Untertänigkeit des Beliehenen 
keineswegs verlangten, und solche, die den Empfanger des Guts 
ganz in die Herrschaftssphäre des Leiheherrn hineinfohrten. 1 ) 
Weil die einen den Blick auf diese, die anderen auf jene Pre- 
carien richteten, ist die Verschiedenheit der Ansichten entstanden — 
das Wesen der Precarienleihe wurde von beiden verkannt Der 
Precarienleihe waren nicht bestimmte wirtschaftliche und soziale 
Folgen eigentümlich, das Charakteristische lag ausschließlich in 
der Entstehung, deshalb darf sie nicht verwertet werden rar die 
Gegenüberstellung von freien und unfreien Leihen, resp. von 
Leihen, die herrschaftliche Gerichtsbarkeit über die Beliehenen 
verlangten, und solchen, die das nicht begehrten. 

Anders liegen vielleicht die Verhältnisse der Beneficien. 
Haben wir sie doch als höhere Leihen erkannt, die nicht zu den 
dienenden Gütern der Herrschaft gehörten und nicht in den 
engeren Gutsverband führten. 1 ) Indessen, Mannigfaltigkeit der 
Leistungen und der Abhängigkeitsverhältnisse war auch hier zu 
beobachten, bäuerlicher und nichtbäuerlicher Charakter: auch Bene- 
ficien wurden als zugehörig zu einem Fronhof bezeichnet, In- 
haber von Beneficien konnten auch unter dem herrschaftlichen 
Gericht stehen.') Die Beneficialleihe ist daher nicht derart, daß 
sie als hofrechtlich oder nichthofrechtlich charakterisiert werden 
kann, resp. als Leihe, die persönliche Gerichtszuständigkeit der 
Inhaber schafft oder nicht begehrt. 

Weder die Precarien noch die Beneficien können als ge- 
schlossene Gruppen bei der üblichen Gegenüberstellung von hof- 
rechtlichen und freien Leihen verwertet werden. Gibt es über- 
haupt Leihegüter, die diese Eigenschaften besitzen? 

Wir haben die Gesamtheit der Leihegüter in zwei Gruppen 
gesondert: in das dienende Gutsland und in das Beneficial- und 
Zinsland, das in loserem Verhältnis zur Herrschaft stand. Dürfen 
wir für alle dem engeren Gutsverband angehörenden Leihegüter 
das Hofrechtliche im Sinne der modifizierten herrschenden Ansicht 
voraussetzen? Daß auch Leihegüter außerhalb dieses Kreises, daß 



i) S. oben S. 48 f. 2) S. oben S. 43. 3) S. ob«n 8. 125 f. 
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auch Beneficial- und Zinsländer den Beliehenen persönlich dem 
Herrschaftsgericht unterwerfen konnten, haben wir bereits ge- 
sehen. Als eine ausschließliche Eigenschaft der gutshörigen 
Leihegüter kann also die Hofrechtlichkeit nicht gelten. Aber ist 
sie wenigstens selbst vorhanden 1 ) Auch das nicht unbedingt In 
der Regel gehörte wohl das gutshörige Land zum Bereich herr- 
schaftlicher Gerichtsbarkeit. Denn gutshöriges Leiheland war der 
Natur der Sache nach gewöhnlich nur da vorhanden, wo aus- 
gedehntes grundherrliches Eigen existierte — und hier hat meist 
die Herrschaft auch Gerichtsbarkeit erworben. Aber nicht alle 
Fronhöfe sind zu Dinghöfen geworden mit einer Gerichtsbarkeit, 
die über das Wirtschaftliche und Grundherrliche hinausging und 
Funktionen der staatlichen Provinzialgerichte in sich schloß. Und 
ferner sind nicht alle Herrschaftshufen, die an einen Fronhof 
zinsten und dienten, auch dem Gerichtsbezirk desselben einver- 
leibt worden. Kurz, auch solches Leiheland, das ursprünglich 
seiner wirtschaftlichen Stellung nach zum eigentlichen Gutsland 
der Herrschaft gehörte, muß nicht immer den Inhaber unter das 
herrschaftliche Gericht führen. War das auch meist der Fall, so 
ist doch zu bedenken: diese gerichtliche Unterordnung ist nicht 
durch die Grundherrschaft an sich, sondern durch die Gerichts- 
herrschaft bewirkt worden. Gewiß, weil eine Herrschaft großeü 
Grundbesitz an diesem und jenem Orte besaß, hatte sie Gerichts- 
barkeit erworben, ja nicht selten hatte sich Gerichtsherrschaft 
räumlich der Grundherrschaft angeschlossen, aber die Verschieden- 
heit der rechtlichen Potenz bleibe nie außer acht. 

Wir vermögen, so weit wir blicken, keine Art von Landleihen 
zu entdecken, die als hofrechtlich gelten könnte, auch als hof- 
rechtlich im Sinne der stark modifizierten herrschenden Ansicht 
Sehen wir auch durchaus ab von allen vermeintlichen sozialen 
Wirkungen, wir finden keine Leiheart, die persönliche Gerichts- 
untertänigkeit des Beliehenen unter dem Leiheherrn schuf. Wir 
können keine finden, weil Gerichtsherrschaft nicht Ausfluß der 
Grundherrschaft war. Hier haben wir den Schlüssel für das Ver- 
ständnis all' dieser Verhältnisse, hier haben wir auch die Erklärung 
rar herrschende Mißverständnisse und Irrtümer. Die Gegenüber- 
stellung von hofrechtlichen und freien Leihen selbst ist unrichtig. 
Nicht allein unrichtig in dem Sinne, daß eine Gegenüberstellung 
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von hofrechtlich und frei unmöglich ist, weil hofrechtlich sich 
keineswegs mit unfrei deckt; sondern auch in der Weise, daß 
man die Leihegüter nicht in zwei Gruppen zu sondern vermag, 
die persönliche Gerichtsuntertänigkeit des Beliehener) unter dem 
Leiheherrn verlangen und nicht verlangen. 

Jedes Gut besitzt eine gewisse gerichtliche Untertänigkeit. 
Es mag als Teil einer Herrschaft in allen rein grundherrschaft- 
lichen Dingen dem Gericht des Grundherrn verbunden sein, im 
übrigen gehörte es zu einem bestimmten Gerichtsbezirk. Ob 
Precaria, Beneficium, herrschaftliches Hufenland — die Zugehörig- 
keit zum Gerichtsbezirk war maßgebend, sie wirkte — soweit 
solche dingliche Momente in dieser Hinsicht zu wirken vermögen — 
auf die persönliche gerichtliche Untertänigkeit des Inhabers. Die 
Leiheherrschaft aber genoß nur dann eine Gerichtsbarkeit, die 
über die grundherrlichen Fragen hinausreichte, wenn sie zugleich 
Gerichtsherrschaft besaß, und nur in dem Maße, als ihr solche 
zukam. 

Beachten wir diese Gesichtspunkte, dann werden wir die 
bäuerlichen Leihen und ihre sozialen und politischen Wirkungen 
im früheren Mittelalter, wir werden besonders auch das in letzter 
Zeit mehrfach behandelte Problem von der Entstehung der freien 
Erbleihen anders beurteilen, als es bisher üblich war. 

* 

* * 

Aus der hofrechtlichen Leihe hat sich nach der herrschenden 
Annahme die freie Erbleihe gebildet. Die den Beliehenen per- 
sönlich in Abhängigkeit zwingenden Momente der hofrechtlichen 
Leihe seien allmählich zurückgetreten, das Verhältnis sei freier 
und freier, schließlich persönlich ganz frei und lediglich dinglicher 
Art geworden. 

Arnold hat diese Ansicht breit begründet, zahlreiche Forscher 
haben sie wiederholt') Auch Lamprecht ist ihr gefolgt, obschon 
er im Gegensatz zu Arnold und anderen die Anfänge der freien 
Landleihe bis in das fränkische Zeitalter zurückzuverfolgen und 

i) Vgl. die lichtvolle Üb ersieht der bisherigen Behandlung der Frage bei 
Rietschel, Entstehung der freien Erbleihen, Ztsch. der Savignvst. 2 2, 182 ff. Es 
sei gleich hier bemerkt, daß ich zwar in einigen Punkten von Rietschels Ergebnissen 
abweiche — gebt doch Rietschel von der herrschenden Annahme eines Gegen- 
satzes „hofrechtlich und frei" aus, daß ich mich aber in Wichtigem ihnen anschließe. 
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den Zusammenhang mit den Beneficial- und Precarienleihen auf- 
zustellen suchte, d. i. mit den beiden Leihen, die seiner Meinung 
nach als die einzigen freien Leihen neben der grundhörigen und 
hofrechtlichen in älterer Zeit existierten. 1 ) Aber auch Lamprecht 
kommt zum Ergebnis, daß sich das Gros aller späteren freien 
Landnutzungen aus dem grundhörigen Nutzungsverhältnis gebildet 
habe, daß Precarie und Zinslehn nur von geringem Einfluß gewesen 
seien. Als das Wesentliche bei der Auflösung grundhöriger 
Nutzungen gilt ihm dabei die Aufhebung der Dingpflicht des 
Beliehenen gegenüber dem Fron- und Dinghof des Leiheherrn. 

Auf Lamprechts Grundansicht beruht Schwinds Behandlung 
des Problems, nur daß hier entschiedener als dort der Zusammen- 
hang mit Beneficium und Precaria abgelehnt und die Entstehung 
der freien Erbleihe aus der hofrechtlichen Leihe betont ward.*) 

Nicht gerade im Gegensatz zu diesen Ansichten stehen 
andere, die von einer Gegenüberstellung städtischen und ländlichen, 
resp. weltlichen und geistlichen Grundbesitzes ausgehen. Nach- 
dem schon früher wiederholt auf die Städte hingewiesen worden 
war, die zuerst freie Leiheverhältnisse zur Ausbildung gebracht 
hatten, unterschied Höniger scharf zwischen städtischen und länd- 
lichen Leihen: die einen seien von Anfang an frei gewesen, die 
anderen hätten erst im 14. Jahrhundert den hofrechtlichen Ursprung 
vollständig überwunden.*) Des Marez aber formulierte diesen 
Gegensatz etwas anders, indem er die mit geistlichem Grundbesitz 
Beliehenen dem Hofrecht unterworfen, die mit weltlichem Gut 
Ausgestatteten frei sein läßt 4 ) 

Die Irrigkeit solcher Gegenüberstellungen hat Rtetschel 
schlagend nachgewiesen. Es besteht kein grundsätzlicher Gegen- 
satz zwischen städtischen und ländlichen Leiheformen, auch keiner 
zwischen weltlichen und geistlichen. Wenn freilich Rietschel an 
Stelle dieser unbrauchbaren Sonderungen eine andere als grund- 
legend hervorhebt: Gründerleihen und private Erbleihen 8 ), so kann 



1) Lamprbcht, Wirtschaftsleben 1,891 ff. 922. 925. 930 f. 

2) S< hwind a. a. 0. 8. 90 ff. 103. 

3) Hökioer, Jahrb. f. Nationalök. u. Stat. 42, 571 ff. 

4) Des Marez, Etudo sur la propriete fonciere . . en Flandre 1898. Die 
Schrift war mir leider augenblicklich nicht zuganglich, s. Rietschel 8. 186 f. 

5) Rietschel 8. 1878". 
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ich ihm wenigstens nicht ganz folgen. Gewiß, es machte einen 
bedeutsamen Unterschied aus, . ob die Herrschaft einzelne Grund- 
stücke an diese und jene Bauern verlieh oder ob bei Gründung 
eines Dorfes oder einer Stadt große Gebiete einer Gruppe von 
Kolonisten überwiesen wurden. Aus der Natur des verschiedenen 
Zweckes ergeben sich mannigfache Verschiedenheiten der Leihen 
selbst. 1 ) Aber die nach Eietschels Meinung wesentlichste kann ich 
nicht gelten lassen. Die soziale und politische Wirkung der 
Leihen sei nicht gleich — darin sieht Rietschel den maßgebenden 
Unterschied. Die hofrechtliche Leihe unterwerfe den Beliehenen 
dem privaten Hofrecht des Leiheherrn, das im Gegensatz zum 
öffentlichen stehe; die Gründerleihe übe wohl tiefgreifenden Ein- 
fluß auf die Gerichtsstellung der Beliehenen, aber das bewege sich 
auf dem Boden des öffentlich-rechtlichen; die private freie Erb- 
leihe endlich unterwerfe die Beliehenen nicht dem Hofrecht, übe 
auch keine öffentlich-rechtliche Wirkung aus, verlange keine per- 
sönliche Abhängigkeit vom Leiheherrn und keine Änderung in 
der öffentlichen Stellung des Beliehenen, keine neuen Öffentlich- 
rechtlichen Verpflichtungen, keine neue Unterordnung unter einer 
anderen Gerichtsbarkeit. So wurden drei Leihen: die hofrechtliche, 
die Gründer- und die private freie Erbleihe, klar und bestimmt 
charakterisiert. Die hofrechtlichen und die Gründerleihen er- 
scheinen dabei insofern verwandt und stehen insofern in einem 
gemeinsamen Gegensatz zur privaten freien Erbleihe, als sie über 
die rein vermögensrechtlichen Wirkungen hinausgehen und Ver- 
änderung des Gerichtsstandes der Beliehenen zur Folge haben, 
aber sie unterscheiden sich darin, daß die herrschaftliche Gerichts- 
barkeit der einen privaten, die der anderen öffentlichen Charakter 
hat Deshalb sind auf der anderen Seite Gründerleihe und private 
freie Erbleihe einander ähnlich und stehen den hofrechtlichen 
Leihen gegenüber, da ßie keine persönliche Unterordnung unter 
privater Herrschaftssphäre des Herrn schaffen. 

Diese Gruppierung und Charakterisierung ist mit den Ergeb- 
nissen unserer Untersuchung unvereinbar. Nicht allein der 
Empfänger von Gründerleihen übernimmt mit dem Gut öffentlich- 
rechtliche Verpflichtungen und tritt wegen des Gutes ein in einen 



i) RlBTSCHBL S. 189 f. 
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bestimmten Gerichtsverband u. s. w., vielmehr tut durchaus das- 
selbe auch der Empfanger anderer Leihen, auch er übernimmt die 
öffentlichen Pflichten, die am Gut haften und tritt — sei es für 
das eine Gut, sei es, wenn er nur dieses besitzt, schlechthin — 
ein in den Gerichtsverband, zu dem eben das Gut gehört In 
dieser Hinsicht waltet eine verschiedene Wirkung der Gründerleihe 
und anderer Leihen überhaupt nicht. Ein Unterschied besteht nur 
darin, daß der Leiheherr hier immer zugleich Inhaber der Gerichts- 
barkeit ist, dort es nur sein kann, daß also hier die über das 
Vermögensrechtliche hinausgehenden Wirkungen stets das Verhältnis 
zwischen Leiheherrn und Beliehenen berühren, hier nicht berühren 
müssen. Aber unzutreffend ist es, hier das öffentliche des Pflicht- 
und Gerichts Verhältnisses zu betonen, dort zu leugnen. 

Und nicht anders verhält es sich mit der Gegenüberstellung 
von privat-herrschaftlicher und öffentlich-herrschaftlicher Kompetenz. 
Unsere früheren Betrachtungen widersprechen rundweg solcher 
Annahme. Gehen Grund- und Gerichtshorrschaft zusammen, dann 
ist die über die Ordnung der Leiheverhältnisse hinausreichende 
Gerichtsbarkeit niemals privater, sondern stets öffentlicher Art. 
Hat doch in nachkarolingischer Zeit sogar die Gerichtsbarkeit 
über Unfreie staatlichen Charakter empfangen. 

Die Gegenüberstellung von Gründerleihe, freier privater Erb- 
leihe und hofrechtlicher Leihe ist — wenigstens in der von 
Rietschel gewünschten Bedeutung — unberechtigt Sie ist eben 
beeinflußt von den bisherigen Ansichten über Hofrecht und Freien- 
recht, sie steht im Bann der grundherrlichen Theorie. 

Wie -aber sind die freien Erbleihen entstandenl — Schon 
Gobbers u. a. hatten die Ableitung aus hofrechtlichen Verbänden 
abgelehnt aber wenig befriedigende positive Erklärungen gegeben. 
Rietschel schloß sich den negativen Beweisen dieser Vorgänger 
an, erweiterte und vertiefte sie, Buchte aber überdies Anknüpfungs- 
punkte bei älteren freien Leihen, bei Beneficien und Precarien. 
Er verfolgte den Weg, den Lamprecht geschritten war, und ge- 
langt zu einem anderen Ziel. Im Gegensatz zu früheren Annahmen, 
besonders zu den ScHWTNDSchen Untersuchungen sieht er in der 
Precaria den Anfang der ganzen Entwickelung, durch eine Weiter- 
bildung der precarischen Vitalleihe sei allmählich im 1 1 . und 1 2. Jahr- 
hundert die private freie Erbleihe entstanden. Dabei stützt er sich 
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vornehmlich auf Urkunden des St. Stephan-Stifte zu Würzburg und 
meint, in ihnen das vermittelnde Bindeglied zwischen der alteren 
Precaria und der späteren freien Erbleihe gefunden zu haben. 1 ) 

Den Würzburger Urkunden kommt indessen, wie wir sahen, 
diese besondere Stellung nicht zu. Sie sagen nichts anderes und 
nicht mehr als Precarienbriefe anderer Gebiete und alterer Perioden. 
Insbesondere Erblichkeit ist längst ausgebildet und findet sich in 
St Gallener Precarien des 8, 9. und 10. Jahrhunderts überaus häufig. 1 ) 
Daß in fränkischer Zeit ebenso wie im 10. und 1 1 . Jahrhundert 
Erbzinsverhältnisse aus Precarienverträgen hervorgegangen sind, 
unterliegt keinem Zweifel. Freie Erbleihen sind demnach nicht 
erst im ausgehenden 11. oder 12. Jahrhundert entstanden, sie sind 
vielmehr ununterbrochen seit Jahrhunderten vorhanden. 

Betrachten wir den Inhalt der Urkunde, die als ältestes 
Zeugnis freier Erbleihen angeführt wird, so ist einleuchtend, d.aß 
hier durchaus nicht andere Verhältnisse geschaffen wurden als die, 
die uns längst bekannt sind. Ein Mann erhielt vom Martins- 
kloster zu Mainz Gut „in potestatem et ius hereditarium" unter 
der Bedingung, daß er und seine Erben einen Jahreszins von 
5 SoL entrichten.') Worin sollte sich diese Bestimmung von der- 
jenigen unterscheiden, die der Abt von St. Alban bei Mainz im 
Jahre 102 1 getroffen hat, da er einem gewissen Adalbero und 
dessen Nachkommen eine „curticula" für einen Jahreszins über- 
trug? 4 ) Oder sind die Erbleiheverhältnisse, wie sie die Urkunde 
von 1056 einführt, anders als manche der Erbzinsverhältnisse, welche 
Precarien vertrage des 9. und 10. Jahrhunderts geschaffen haben? 

Wie die private freie Erbleihe nicht Ergebnis späterer Ent- 
wicklung ist, so ist auch die sogenannte Gründerleihe nicht erst 
im 12. Jahrhundert entstanden. 

Als ältestes Zeugnis wird die Urkunde des Bremer Erzbischofs 
von 1 106 angeführt 6 ), der die Hufen unter holländische Ansiedler 
verteilt und Bestimmungen über Abgaben trifft. Natürlich haben 



1) Bietsobeli 8. 213—224. 226. 2 29 f. 

2) 8. oben 8. 1 5. sof. Es kann leicht für jeden Typus der Würzburger Precarien 
ein entsprechender in den St. Gallener Urkunden des 9. und 10. Jahrhunderts 
gefunden werden. 

3) Guden, Cod. dipL Magunt. 1, 370 v. J. 1056. 

4) Nassauer ÜB. 1, 56 n. in. 5) Bremer ÜB. i, 28ff. n. 27. 
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große Grundherren auch in früheren Jahrhunderten wilde oder 
wüste Landstretken kultivieren und besiedeln lassen. Haben sie 
früher von den Kolonisten Ergebung in Unfreiheit begehrt? Ich 
sehe nichts, was diese Annahme rechtfertigen oder stützen könnte. 
Haben sie früher den Ansiedlern gegenüber eine private Gerichtsgewalt, 
erst spater die vom König abgeleitete öffentliche geltend gemacht? 
Es fehlt jeder Anhaltspunkt für eine solche Unterscheidung. 

Erzbischof Bardo von Mainz (103 1 — 51) besaß eine „terra 
inculta, que per omnia nostre iurisdictioni attinebat"; diese wurde 
den Bewohnern der benachbarten Orte Rüdesheim und Eibingen 
überlassen und verteilt zur Anlage von Weinbergen, es wurden 
Bestimmungen über die Abgaben der einzelnen Hufen getroffen, 
die Leistungen des öffentlichen Dienstes nachgelassen und dafür 
nur eine Gesamtabgabe von 40 Fuder Wein auferlegt. 1 ) Daß die 
Gewalt des Mainzers über diese Kolonisten anderer Art gewesen 
sein sollte als die des Bremers über die seinigen, ist nirgend 
ersichtlich und keineswegs zu vermuten. 

So ergibt denn unsere Betrachtung: das, was man gewöhn- 
lich als neue Erscheinung der späteren Kaiserzeit ansieht, läßt 
sich bei näherem Hinschauen als eine seit Jahrhunderten bestehende 
und in den verschiedensten Gebieten Deutschlands zu beobachtende 
Institution erkennen. Daß dingliche Beziehungen existieren können, 
ohne persönliche Abhängigkeit fordern zu müssen, ist dem früheren 
Mittelalter durchaus nicht fremd. Nur so ist es ja zu verstehen, 
daß Mitglieder des Herrscherhauses selbst im Besitz von Zins- 
gütern waren, daß eine Kirche Leihegut von einer anderen besaß 
— auch eine Art Erbleihe — und die Vorsteher der beliehenen 
Kirche Naturalzinse zu entrichten hatten*), oder daß von einem 
Stift wirtschaftliche Dienste begehrt wurden.') 

Nach alledem bedarf es zur Erklärung der freien Erbleihen 
nicht der Annahme, daß im 1 2. Jahrhundert bisher unfreies Leiheland 

1) Nassauer UB. 1, 58 n. 114. — Vergl. die allerdings gefälschte Urkunde 
üeugart, Cod. dipl. Alera. i, 634 (Begesten der Bisch, v. Constauz 386). Über- 
einstimmend mit der Urkunde Cas. mon. Petrish. I, 11, SS. 20, 631. 

2) Müller, Cart. Utrecht S. 35 v. J. 850. 

3) Urkunde v. 1103 Mittelrh. UB. 1, 467 n. 408. Der Trierer Villicus 
fordert vom Stift Münstereifel: „ut ad dominicalem meam terram excolendam ter 
in anno venirent". Die Forderung wird zurückgewiesen, aber nicht etwa weil solche 
Dienstforderungen ungehörig seien, sondern weil die Verpflichtung nicht bestehe. 
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zur Freiheit erhoben wurde, daß Güter, die vorher den Beliehenen 
unter das unfreie Hofrecht gezwungen haben, allmählich freier 
gestaltet, daß die persönliche Abhängigkeit des Inhabers gemildert 
und so beim Fortbestehen des erblichen Rechts am Gut ein freies, 
rein dingliches Leiheverhältnis gebildet wurde. Von einem Prozeß 
dieser Art ist in der Tat nichts zu bemerken. 1 ) Kein Anzeichen 
spricht dafür, daß die großen Grundherren, durch vielfache ge- 
sellschaftliche und politische Anforderungen materiell ruiniert, 
rechtlich aber unvermögend, die Zinse der hörigen Hintersassen 
zu erhöhen, mit den Bauern gleichsam einen Vertrag schlössen: 
die Hörigkeit erließen, die Abgaben dafür anspannen durften — 
ein nach der politischen Seite hin ganz undenkbarer Vorgang. 

Gewiß, es sind Nachrichten vorhanden, daß Dingpflicht und 
Kurmede u. s. w. einzelner Grundstücke abgelöst oder nachgelassen 
wurden*), aber das bedeutet lediglich eine Verschiebung rein ding- 
licher Rechte, wie sie immer vorkam, nicht eine Aufhebung hof- 
rechtlicher, persönlicher Abhängigkeit. Wenn wir z. B. 1266 hören, 
daß bisher die Johanniter für ein Leihegut an den Hof Endenich 
des Ritters Goswin von Alfter „iura que vulgariter vocantur ce 
rinc et dinc, curmedam, gewerf et quelibat alia iura" leisteten 8 ), 
so ist natürlich an hofrechtliche Abhängigkeit im Sinne der 
herrschenden Ansicht nicht zu denken. Diese und ähnliche Zeug- 
nisse beweisen nur das eine, daß weder Dingpflicbt eines Leihe- 
guts noch Leistung der Kurmede und ähnlicher Abgaben persön- 
liche Hörigkeit zur Folge haben mußte. 

Wie haben wir nun das Verhältnis der Precarien zu den 
freien Erbleihen aufzufassen? 

Precarien haben gewiß oft zu freien Erbleihen geführt Aber 
in der Precarienleihe als solcher kann nicht der Ursprung der 
freien Erbleihe gefunden werden, die freie Erbleihe darf nicht als 
die in bestimmter Richtung fortentwickelte Precaria gelten. Alles, 
was als charakteristisch an Precarien erkannt wurde, spricht da- 
gegen. Es beruht auf einem Irrtum, die Precarien an sich als 
frei und nichthofrechtlich anzusehen. Wurde doch nachgewiesen, 
daß mancher Precarist unter das herrschaftliche Gericht geführt, 

1) In der Beurteilung dieser Verhältnisse stimme ich mit Rietschei. durch- 

2) Vergl. die Beispiele Lamprecht i, 9270". 3) Lacokblkt 2, 331 n. 569. 
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daß mancher sogar unfrei wurde. Und dazu kommt vor allem, 
daß Erblichkeit auch bei solchem Leiheland stattfand, das nicht 
im Precarienvertrag gegeben wurde. 1 ) Wie bei Ritterlehen so ist 
eben auch bei Zinslehen im weiten Wortsinn vielfach Erblichkeit 
zur Anwendung gelangt. 

Die Frage nach der Entstehung und Ausbildung der freien 
Erbleihen haben wir demnach so zu beantworten: auf dem Leihe- 
land, das nicht im engsten Gutsverband, das in loseren Beziehungen 
zur Herrschaft stand, haben sich frühzeitig freie Erbleiheverhält- 
nisse entwickelt. Und wenn wir häufig beobachten, daß die ge- 
richtlichen Beziehungen zwischen Grundherrschaft und Beliehenen 
erlahmten, daß fortgesetzt grundherrliches Gebiet in den territorialen 
und lokalen Gerichtsverband eintrat, so haben wir das nicht auf 
den Wandel wirtschaftlicher Umstände zurückzuführen, nicht mit 
einem angeblichen wirtschaftlichen Mißgeschicke der Grundherren 
in Verbindung zu bringen, sondern zu erklären mit dem großen 
Prozeß der Territorialisierung, der in nachkarolingischer Zeit ein- 
setzt, mehr und mehr Recht und Gerichtswesen erfaßt, allerdings 
erst viel später zur vollen Herrschaft gelangt. 

* * 

Die übliche Anwendung des Begriffs „Hofrecht" müssen wir 
ablehnen. Hofrecht war nie Standesrecht, es war auch nie ein 
mit Leihegütern bestimmter Kategorien verbundenes Recht, das 
die Beliehenen in persönliche Abhängigkeit oder gar in Unfreiheit 
zwang. An den Fron- und Dinghöfen sind naturgemäß mannig- 
fache Rechtsgewohnheiten entstanden, die später häufig in Weis- 
tümern festgelegt und fortgebildet wurden. 

Bezeichnen wir — und nur das dürfen wir — das in herr- 
schaftlichen Dinghöfen zur Anwendung gelangte Recht Hofrecht, 
fragen wir nach der Natur dieses, so müssen wir sagen: sie ist 
sehr verschiedenartig gewesen je nach der Stellung und Bedeutung, 
die der betreffende Dinghof im Rechts- und Gesellschaftsleben er- 
reicht hat. 

i. Das Hofrecht der Dinghöfe, an die wirtschaftliche und 
grundherrliche Rechtssachen gewiesen waren, ist das Recht eines 
bestimmten Verhältnisses, nicht Recht, das alle Beziehungen der 

i) S. obon 8. i88f. 
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diesem Gericht Unterstehenden betraf, demnach ein das Personal- 
und Landrecht nur ergänzendes Recht 

2. Das Hofrecht der Dinghöfe, denen unfreie herrschaftliche 
Leute mit ihren allseitigen Rechtsbeziehungen unterstanden, ist 
Kecht für Unfreie, unfreies Recht, aber — sofern verschiedene 
Gruppen von Unfreien existierten, was regelmäßig der Fall war 
— ein mannigfach abgestuftes und differenziertes Kecht der Unfreien. 

3. Das Hofrecht der Dinghöfe, denen Unfreie und Freie zu- 
gleich auch in persönlichen Rechtsfragen zugehörten, schließt 
Rechte verschiedener Stände in sich, ohne den Versuch zu machen, 
die Freien unter das Recht der Unfreien zu beugen. 

Dieser Vielgestaltigkeit des Hofrechts, die auf der verschie- 
denen Stellung der Dinghöfe beruht, entspricht durchaus die 
Mannigfaltigkeit der dem früheren Mittelalter entstammenden Ord- 
nungen, die man als Hofrechte zu bezeichnen pflegt. Verschieden 
waren die Zwecke, die zum Erlaß der Ordnungen führten, ver- 
schieden die Objekte, denen sie galten. 

Verschieden der Zweck, denn manchmal sollten vornehmlich 
die Leistungen an die Herrschaft filiert werden — wobei es nur 
darauf ankam, das Maß der Abgaben und Dienste, nicht die Natur 
und den Ursprung zu bestimmen, manchmal dagegen sollten nicht 
so die Pflichten an die Herrschaft normiert, als vielmehr Rechts- 
normen für die gesellschaftlichen Beziehungen der Untertanen ge- 
troffen werden. 

Verschieden das Objekt, denn die Ordnungen bezogen sich 
teils auf die persönlichen Verbände der herrschaftlichen Leute, 
und zwar — da das persönliche Herrschaftsband nur mehr unfreie 
Abhängige umfaßte — der Unfreien oder einzelner Gruppen von 
Unfreien, teils aber auf herrschaftliche Bezirke und Gebiete. Der 
Gegenstand der Ordnungen war demnach entweder persönlicher 
oder territorialer Art. 

Das berühmte Wormser Hofrecht ist eine für die herrschaft- 
lichen Unfreien, die bischöfliche Familia, bestimmte Ordnung, die 
in erster Linie Normen über die gegenseitigen Rechtsbeziehungen 
der Unfreien aufstellen will, Normen privat- und strafrechtlichen 
Inhalts 1 ); wenig wurden hier die Beziehungen zur Herrschaft 



1) Mon. Germ. bist. Constitut. 1, 640!". 
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berührt. Vorwiegend der Fixierung des Verhältnisses zwischen 
Herrschaft und Familia waren dagegen die sogenannten Limburger 
und Fritzlarer Hofrechte gewidmet 1 ), Bestimmungen, die sich mit 
den herrschaftlichen Unfreien beschäftigen. Und Ordnungen dieser 
Art, welche unfreie Herrschaftsleute oder einzelne Klassen der- 
selben betreffen, sind überaus häufig — es sei nur an jene er- 
innert, die den Ministerialen oder Censualen gewidmet waren. 

Von diesen Hofrechten müssen unterschieden werden jene, 
die sich — wie das interessante Mönchweiler oder das wichtige 
von Maursmünster ') — nicht auf persönliche Verbände, sondern 
auf territoriale Bezirke bezogen und den Bewohnern dieser, den 
herrschaftlichen Untertanen verschiedenen Standes, Normen setzten. 

Für die richtige Verwertung aller dieser sogenannten Hof- 
rechte ist es unerläßlich, den wahren Standpunkt des einzelnen 
wirklich zu erkennen und zu beachten. Nur weil das nicht hin- 
reichend geschehen ist und weil man die Bestimmungen, die den 
persönlichen Verbänden der Unfreien galten, irrig auf das herr- 
schaftliche Gebiet bezogen hat, ist man dazu gelangt, allgemeine 
Unfreiheit der Immunitätsleute anzunehmen. 

Schlußbemerkungen. 

Die grundherrliche Theorie, die unsere Ansichten über Sozial- 
und Verfassungsgeschichte des früheren Mittelalters beherrscht, 
konnte näherer Prüfung nicht Stand halten. Bei der Bekämpfung 
älterer Ansichten waltete in dieser Untersuchung das Bestreben, 
das, was als Irrtum erkannt wurde, womöglich so zu beobachten, 
daß bei streitenden Meinungen der eigentliche Grund der Ab- 
weichung erkannt werde. 

Eingehend wurden zuerst die Verhältnisse von Beneficium 
und Precarium geprüft, ihre gegenseitigen Beziehungen und ihre 
Beziehungen zu anderen Landleihen. Es sollte damit die erste 
Grundlage gewonnen werden rar das Verständnis der Kräfte, 
welche die Grundherrschaft auf ihren verschiedenen Gebieten 
entfalten konnte. Es wurde sodann an die eigentlichen Quellen 

1) Constit. i, 8 7 f. — Kwdlinueb, Hörigkeit 8. 230 f. 

2) Ztsch. f. Gesch. des Oberrh. N. F. 15, 422fr. — Schobpnjn, Alsatia 
dipl. 1, 225fr. 

AkUnil. 4. K. S. OoMdlK*. <L WlM.iuch., „UL-hirt. K. XXU :. 13 



Digitized by Google 



194 



Gerhard Seelioer, 



[XXII, l. 



der den Grundherren zustehenden Gewalt im sozialen und politi- 
schen Leben herangetreten. Wohl wurden persönliche und ding- 
liche Momente wahrgenommen, die in merowingischer Zeit die 
Grundherren zu berufenen Zwischeninstanzen machten, aber doch 
erkannt, daß die herrschaftliche Gewalt zur vollen Ausbildung erst 
durch die Immunitat gelangte. 

Immunität und verwandte Privilegien haben zahlreiche Grund- 
herrschaften zu politischen und sozialen Machten gemacht. Die 
Gewalt war vom König übertragen, sie verlor im 9. Jahrhundert 
den privaten Charakter und den Gegensatz zu staatlichen Insti- 
tutionen, Immunitätsherrschaft trat ein in den Organismus der 
vom Staat geleiteten und beaufsichtigten Mächte. Ein wichtige/ 
Gesichtspunkt, grundlegend für das Verständnis der weiteren Bil- 
dungen, die sich an die Immunität anschlössen. 

Der Entwickelung der Immunität mußte die größte Aufmerk- 
samkeit gewidmet werden. War doch gerade hier mancher 
herrschende Irrtum zu berichtigen. Zurückgewiesen wurde die 
Ansicht, daß die Gerichtsbarkeit der Immunitäten sich im 9. und 
10. Jahrhundert von der niederen zur höheren entwickelt habe, 
daß die Kirchen, die in karolingischer Zeit die niedere Immunität 
besaßen, am Schlüsse der Periode und im 10. Jahrhundert die 
hohe erworben und damit den Anspruch auf Austritt des gesamten 
grundherrlichen Gebietes aus den Grafschaften. Daß solche Vor- 
gänge geographisch und topographisch durchaus unmöglich waren, 
lehrt die Streulage des Großgrundbesitzes; daß sie tatsächlich sich 
nicht ereigneten, zeigen die späteren Zustände, die das allermeiste 
grundherrliche Gut nicht außerhalb, sondern innerhalb der Graf- 
schaften kennen; daß im 10. Jahrhundert auch formell keineswegs 
Ähnliches gewährt wurde, beweist die richtige Deutung der vor- 
handenen Urkunden; daß ater damals nicht einmal Tendenzen 
dieser Art von den deutschen Keichskirchen allgemein verfolgt 
wurden, das ersieht man aus den am Ende des 10. Jahrhunderts 
auftretenden kirchlichen Fälschungen — so aus den Wormser 
Urkunden, die sich teils bescheidenere, teils wesentlich andere 
Ziele steckten. 

Die Immunität hatte ihre Einheitlichkeit eingebüßt, d. h. die 
Herrschaft verlangte und erlangte für verschiedene Teile der 
Grundherrschaft verschieden intensive Rechte. Die Immunität 
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war die allgemeine Grundlage für Gewinnung dieser und jener 
politischen Rechte in einzelnen Gebieten, aber verlor die Bedeutung 
als gleichmäßiges, dem herrschaftlichen Grundeigen schlechthin 
zukommendes Vorrecht. Die altere allgemeine Immunität ver- 
schwand im ii. Jahrhundert, sie hatte sich aufgelöst in eine 
Reihe von Sonderrechten, an ihre Stelle waren verschiedene, 
vielfach abgestufte Rechte der Gerichtsherrschaft getreten. Und 
diese waren ungemein ungleich je nach dem Erfolg einer Aus- 
einandersetzung mit den Inhabern der alten provinzialen Gewalt 
und nach dem Grad der königlichen Privilegierung. Sie waren 
verschieden i. auf den von der Herrschaft erworbenen Bann- und 
Gerichtsbezirken, 2. auf dem engen Kreis der kirchlichen Wirt- 
schaftshöfe, kirchlichen Gebäude u. dgl., d. i. auf der engeren 
Immunität, wohin später der Name Immunität Oberhaupt geflachtet 
war, 3. auf den außerhalb dieser Kreise liegenden Gütern. 

Das alles wurde als Bildung erkannt, welche Immunität und 
Grundherrschaft auseinanderfahren mußte. Seit dem 10. Jahr- 
hundert hat die Gerichtsherrschaft begonnen, sich von der Grund- 
herrschaft zu emanzipieren, teils aber deren Grenzen hinauszueilen, 
teils sich auf einen engeren Kreis zurückzuziehen. Die politischen 
Rechte und Gewalten, die aus der Immunität erwachsen waren, 
lösten sich aus der Verbindung mit Grundherrschaft, bestanden 
fortan für sich. 

So lernten wir im 10. Jahrhundert eine entscheidende Wende 
in der Entwickelung der herrschaftlichen Gewalten kennen: die 
Einheitlichkeit der Immunität hörte auf, Gerichtsherrschaft und 
Grundherrschaft begannen verschiedene Wege zu gehen. 

Wir beobachteten dann weiter die Fortschritte der Immuni- 
tät und der ihr entsprossenen Gewalten, wir beobachteten ihr 
Verhältnis zu den älteren provinzialen Mächten, wir untersuchten 
besonders auch ihre verschiedenartige Gestaltung in den einzelnen 
Gebieten und gegenüber den einzelnen Schichten der Immunit&ts- 
leute. Mannigfaltigkeit und Differenzierung charakterisieren die 
Bildung. Verschiedene Gerichte entwickeln sich in den ersten 
Jahrhunderten der nachkarolingischen Periode, für einzelne Stände, 
für einzelne Verhältnisse. Nicht Uniformierung, sondern reiche 
Differenzierung auf allen Gebieten ist das Eigentümliche. Und 
deshalb fanden wir kein einheitliches Recht der herrschaftlichen 
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Gebiete, kein uniformierendes Hofrecht, auch keine hofrechtlichen 
Landleihen, welche die Persönlichkeit des Empfangers in Unfrei- 
heit zwangen. 

Das Bild, das wir uns von der sozialen und politischen Be- 
deutung der Grundherrschaft zu verschaffen suchten, unterscheidet 
sich wesentlich von dem, was den gemeinhin herrschenden Vor- 
stellungen entspricht Die unmittelbar bindende und zwingende 
Gewalt der Grundherrschaft wurde bisher allgemein überschätzt 
Übertrieben fanden wir vor allem die Vorstellungen von der sozialen 
Wirkung. Denn daß im 10. und n. Jahrhundert die Grundherr- 
schaft Unfreiheit der Untergebenen und Zugehörigen gefordert 
habe, ist durchaus nicht anzunehmen. Grundherrschaft gestattet 
vielmehr wohl persönliche Freiheit der Untertanen, sogar Freiheit 
der auf dem Hufenland Angesiedelten. 

Wenn vor wenigen Jahrzehnten die Ansicht durchaus aner- 
kanDt war, daß in- den ersten nachkarolingischen Jahrhunderten 
allgemein bauerliche Unfreiheit geherrscht habe, weil die großen 
Grundeigentümer so gut wie alles Land eingezogen hatten, wenn 
dann später eine Reaktion gegen diese Auffassung sich Geltung 
verschaffte und dabei das Fortbestehen eines freien Bauerntums 
neben und außerhalb der Grundherrschaft hervorgehoben wurde, 
so möchte ich jetzt mit allem Nachdruck sagen: auch innerhalb 
der Grundherrschaft ist das freie Bevölkerungselement nicht 
geschwunden, mitunter sogar reichlich vertreten gewesen. 

Die große Zeit der Grundherrschaft, da sie alles gezwungen 
und alles gebunden, alles beherrscht und alles ausgenützt da sie 
aber merkwürdigerweise nicht die Fähigkeit erworben haben soll, 
die Leistungen der Hintersassen in einer dem steigenden Wert der 
Grundrente entsprechenden und gerechten Art zu erhöhen, da sie 
es sich vielmehr gefallen lassen mußte, daß die in Unfreiheit 
gebeugten Bauern sie wirtschaftlich überflügelten — diese Zeit 
hat es, glaube ich, niemals gegeben. Und so bedeutsam der 
Unterschied zwischen den Grundherrschaften des früheren und 
späteren Mittelalters war, nicht darin liegt das Wesen des Gegen- 
satzes, daß früher die grundherrlichen Leihen Unfreiheit zur Folge 
hatten, später nicht, daß früher persönlich bindende, später freie 
und bewegliche Verhältnisse herrschten. Stammen doch — merk- 
würdig — die ersten Nachrichten darüber, daß manche Grund- 
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herrschaften Unfreiheit für alle in den grundherrlichen Verband 
neu Eintretenden verlangten, aus dem 12. Jahrhundert, also aus 
einer Zeit, da das starre Hofrecht schon gebrochen und das freie 
Regen der bäuerlichen Kräfte begonnen haben soll. Nein, die 
Verfassung der Grundherrschaften dieser Jahrhunderte hat man 
in dieser Hinsicht verkannt, die soziale Wirkung falsch beurteilt. 
In Wahrheit ist von dem allgemeinen Unfreiwerden der ländlichen 
Bevölkerung im 9. und 10. Jahrhundert und von dem Wiederfrei- 
werden im 12. Jahrhundert nichts zu bemerken. 

Die Linie der sozialen Entwickelung des Bauerntums fahrt 
nicht am Schluß der Karolingerzeit zur Unfreiheit, um im 
12. Jahrhundert zur Freiheit emporzusteigen und während der 
beiden letzten Jahrhunderte des Mittelalters wieder zur Hörig- 
keit hinabzuneigen. Sie bewegt sich langsam, aber stetig abwärts, 
zu einer eigentümlichen persönlichen Gebundenheit. Nicht der 
freie Stand wurde den Bauern im nachkarolingischen Zeitalter 
genommen, aber das Verhältnis zu den ihnen zunächst stehenden 
Trägern der politischen Gewalt verändert, das Verhältnis zu der 
Macht, die am ständigsten und unmittelbarsten über sie Gewalt 
übte: zu den Inhabern der niederen Gerichtsbarkeit. Die Ent- 
stehung der Bannkreise und Bezirke der Niedergerichtsbarkeit, 
die im 10. Jahrhundert einsetzende Verteilung der provinzialen 
politischen Gewalt unter verschiedene Besitzer, das hat Herr- 
schaften geschaffen, die wohl vom Großgrundbesitz ausgingen, 
aber sich keineswegs an seine Grenzen hielten, sich vielmehr 
einzelne Teile fremder Grundherrschaft, vor allem auch freies 
Bauernland unterwarfen. Gerichtsherrschaft und die ihr vielfach 
überall nachfolgende und sich mit ihr in die obrigkeitlichen 
Rechte teilende Vogtei haben allgemein die untere Bevölkerung 
in Abhängigkeit gebracht. Und diese Beherrschung der breiten 
• niederen Bevölkerungsklassen hat nicht aufgehört, sie hat auch im 
12. und 13. Jahrhundert keine grundsätzliche Änderung erfahren. 

Stadt und Land sind dabei anfangs in gleicher Weise von 
dieser Entwickelung erfaßt worden. Auch die Stadt hatte an- 
fangs eine Herrschaft über sich wie das Dorf. Aber bald ging 
die Entwickelung da und dort andere Wege: die städtischen Ge- 
meinwesen sind im allgemeinen zur Freiheit gelangt, die bäuer- 
lichen nicht Das Verhältnis der Gemeinde zur Obrigkeit hat 
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eine angleiche Verschiebung erfahren. In der Stadt ist meist die 
Beseitigung fremder obrigkeitlicher Gewalt und Übergang der 
Herrschaft auf die Gemeinde gelungen, auf dem platten Lande 
dagegen ist es zu einer weiteren kraftigen Anspannung der Herr- 
schaft, in erster Linie der Gerichtsherrschaft, gekommen. Und 
deshalb hat die Gemeinsamkeit der Bürger im Stadtrecht zur 
Freiheit, die Gemeinsamkeit der Bauern im Land- resp. Dorfrecht 
zur Gebundenheit geführt. Der Bürger regierte sich selbst, der 
Bauer wurde beherrscht. Der Bürger nahm teil an der Regierung, 
ob seine Ahnen freier oder unfreier Herkunft waren, der Bauer 
wurde beherrscht, gleichwohl ob freien oder unfreien Standes. 
Nicht auf Wandlungen der Grundherrschaften, sondern ausschließ- 
lich auf veränderte Beziehungen der in den Gemeinden organi- 
sierten Untertanen zu den Inhabern der obrigkeitlichen Gewalt, 
d. h. in erster Linie der Niedergerichtsbarkeit, gehen diese Bildungen 
zurück. 

Die letzten Bemerkungen fahrten uns schon zur Beantwortung 
der zweiten Hauptfrage, die zu stellen war: der politischen 
Bedeutung und Wirksamkeit der Grundherrschaft. Nochmals sei 
hier des herrschenden Irrtums gedacht, der sich bei Behandlung 
aller die Grundherrschaft betreffenden Probleme des früheren 
Mittelalters, besonders auch bei Beurteilung der politischen Be- 
deutung der Grundherrschaft, unheilvoll bemerkbar machte: Grund- 
herrschaft, Immunität* Hofrecht und Unfreiheit wurden miteinander 
durchaus verbunden. Wir aber sahen: nie verlangte Grundherrschaft 
Unfreiheit der Untergebenen; seit dem 10. Jahrhundert decken 
sich Grund- und Immunitäteherrschaft nicht mehr; weder in der 
einen noch in der anderen war ein einheitliches Hofrecht maß- 
gebend. Und als im 10. Jahrhundert Grund- und Gerichtsherrschaft 
auseinandergingen, da büßte die Grundherrschaft die unmittelbare 
politische Wirksamkeit ein. Denn Träger des politischen Ein- 
flusses wurde die Gerichtsherrschaft. 

Und so blieb es. Als eine vom Staat übertragene Gewalt 
hat die Gewalt der gerichtlichen Herrschaften zu gelten. Von 
einem grundherrlichen, d. i. privaten Gericht, ist während all 1 der 
Jahrhunderte nur dann zu sprechen, wenn sich eine Sonder- 
gerichtsbarkeit in grundherrlichen, wirtschaftlich-bäuerlichen Sachen 
losgelöst und ausgebildet hatte. Sonst aber ward Hoch- und 
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Niedergerichtsbarkeit, alles was einst fränkische Provinzialbeamte 
handhabten, auf staatliche Bevollmächtigung zurückgeführt Und 
diese Auffassung war nicht verloren gegangen, als die Landes- 
herren an Stelle des Königs getreten waren und als Quelle dieser 
Herrschaftsrechte betrachtet wurden. 

Erst viel spater ist ein gewisser Rücklauf der Entwickelnng 
zu ihrem Ausgangspunkt zu bemerken. Allerdings nur in manchen 
Gebieten, nicht überall. Die im Lande bevorrechteten Stande ver- 
langten und erlangten schlechthin Niedergerichtsbarkeit auf ihren 
Gütern — es entstand die Patrimonialgerichtsbarkeit, die nicht 
als Ausfluß der Öffentlichen Gewalt, sondern als privater Besitz 
galt. Daß aber auch am Ende des Mittelalters und in den Jahr- 
hunderten der Neuzeit die Niedergerichte in den deutschen Land- 
schafben keineswegs immer oder auch nur gewöhnlich Zubehör 
der Grundherrschaft waren, daß vielmehr Grund-, Gerichts- und 
Leibherrschaft als Rechte und Gewalten nebeneinander bestanden, 
das haben uns gerade während der letzten Jahre ausgezeichnete 
Untersuchungen, von Th. Knapp und Th. Ludwig, überzeugend 
gesagt. 

So haben sich Grundherrschaft und die aus der Immunität 
entstandene niedere Gerichtsherrschaft nach ihrer Trennung im 
10. Jahrhundert niemals mehr ganz gefunden. Wohl hatte Grund- 
herrschaft den Anstoß der ganzen Bildung von Herrschaften niederen 
Grades gegeben, aber diese herrschaftlichen Gewalten hatten sich 
alsbald selbständig gemacht und selbständig weiter entwickelt. 
In sehr beschränktem Maße darf demnach Grundherrschaft als 
Wiege der späteren niederen Herrschaft gelten. 

In weit geringerem Maße noch als Wiege der territorialen 
Gewalten. Nur die irrigen Vorstellungen von der allgemeinen 
Entwickelung der niederen zur hohen Immunität und vom all- 
gemeinen Austritt immunen Gebietes aus dem Grafschaftssprengel 
konnten veranlassen, der Grundherrschaft eine Bedeutung zuzu- 
schreiben, von der nichts zu merken ist. Manche neuere Unter- 
suchungen beweisen, daß keineswegs der größte Grundherr des 
Gebietes in den Besitz der Landeshoheit gelangte, ja daß spätere 
Landesherren mitunter nur in ganz bescheidenem Umfang Grund- 
herren innerhalb ihrer späteren Landesherrschaft waren. Grund- 
herrschaft hat eben nur da Bildung der Landeshoheit eingeleitet, 
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wo die Rechte der allgemeinen Immunität fortgebaut wurden zu 
einer vom Staat übertragenen, hohen, der gräflichen ebenbürtigen 
Gewalt Das aber war verhältnismäßig selten der Fall und dabei 
mußte sich noch mehr als bei Bildung der Niederherrschaften 
diese Gewalt von der Grundherrschaft emanzipieren. — 

Unsere Betrachtung will durchaus nicht die politische und 
soziale Bedeutung der Grundherrschaft schlechthin leugnen, will 
nicht an Stelle der übertriebenen Wertschätzung eine gleich fehler- 
hafte Unterschätzung setzen. Ausdrücklich soll vielmehr anerkannt 
sein, daß die materiellen Verhältnisse stets die sozialen und 
politischen mächtig beeinflußten, daß wirtschaftliche Kraft soziales 
und politisches Übergewicht, wirtschaftliche Schwäche Minderung 
des sozialen und politischen Einflusses bewirkt habe. Aber für 
überaus bedenklich halten wir es, die sozialen und politischen 
Bildungen einfach aus wirtschaftlichen Wandlungen ableiten zu 
wollen. Die Grundherrschaft hat nach den Ergebnissen unserer 
Forschungen politisch und sozial bedeutsam nur soweit gewirkt, 
als sie vom Staat privilegiert und bevollmächtigt war. Gerade 
in den ältesten Zeiten der gesellschaftlichen Entwicklung war das 
vornehmlich Bestimmende für die allgemeine gesellschaftliche 
Stellung des Einzelnen und der einzelnen Klassen das Verhältnis 
zum Staat und zu den Trägern und Vertretern der staatlichen 
Gewalt 
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Hofrecht gewöhnlich in Gegensatz zu Landrecht gestellt; ab- 
weichende Ansicht Heuslers; aber allgemein doch Hofrecht als 
Hörigenrecht aufgefaßt 8. 173 — 176. Periode des strengen 
Hofrechts 8. 177. 

2. Hofrecht und Stände 177—179 

Verschiedene Stände innerhalb der Immunitäten, keine Vor- 
schmelzung. 

3. Hofrecht und Leihen 180—193 

Übliche Gegenüberstellung von freien und hofrechtlichen Leihen 

S. 180 f. Verhältnis der Precarien, Beneficien, der dienenden 
Güter zum angeblichen Hofrecht 8. 181 f. Gegenüberstellung 
von freien und hofrechtlichen Leihen unhaltbar S. 183 f. 

Problem von der Entstehung freier Erbleihen, Arbeit 
Rietschels S. 184 — 188. Freie Erbleihen längst bekannt 
S. 188 f. Nicht durch Freilassung unfreien Leihelandes ent- 
standen S. 190. Verhältnis zu Precarien; freie Leihen sind 
von jeher auf dem Herrschaftsgebiet außerhalb des engeren 
. Gutsverbands anzutreffen 8. 1 90 f. 

Wahre Bedeutung von Hofrecht; die Hofrechte des früheren 
Mittelalters S. 191 ff. 
8chlußbemerkungen 193 — 200 
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